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Vorwort. 

Die  vorliegende  Biographie  Alfred  Eschers  —  zur  Feier 
seines  100.  Geburtstages  entstanden  auf  Veranlassung  eines 
Kreises  seiner  Verehrer  —  stellt,  wie  die  Titelfassung  andeutet, 
im  Rahmen  einer  Lebensbeschreibung  und  auf  die  Hauptzüge 
reduziert,  die  eidgenössische  Geschichte  der  vierziger  bis  acht¬ 
ziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  dar:  die  zentrale  Bedeutung  des 
zürcherischen  Staatsmannes  bedingt  es,  daß  kaum  e  i  n  wichtiger 
Gegenstand  seiner  Periode  unerwähnt  bleibt  und  die  Fülle  des 
Materials  beständig  die  Gefahr  nach  sich  zieht,  die  biogra¬ 
phische  Form  zu  sprengen.  Im  übrigen  ist  das  Buch  mit  Ent¬ 
sagung  geschrieben  worden,  und  mit  Entsagung  wünscht  es 
gelesen  zu  werden;  denn  die  monumentalen  Linien  dieses 
Lebens  erscheinen  durch  den  unkünstlerischen  Charakter  der 
Zeit  gewissermaßen  entstellt:  Gesetzgebung  und  Eisenbahnen 
sind  der  vorzugsweise  Gegenstand  eines  leidenschaftlichen 
Schöpferwillens,  der  sich  in  anders  gerichteter  Epoche  —  wie 
Eschers  Verhalten  in  der  Universitätsfrage  beweist  —  wohl  auf 
weniger  materielle  Gegenstände  geworfen  hätte.  Als  wuchtige, 
die  Bestrebungen  eines  ganzen  Landes  verkörpernde  Persönlich¬ 
keit  bleibt  Escher  indes  unvergleichlich:  mochte  ihm  die  eigent¬ 
liche  Genialität  abgehen,  so  fand  das  schweizerische  Bürgertum 
in  ihm  doch  seinen  vornehmsten  Führer.  Andere  haben  ihn  an 
spezieller  Begabung  vielleicht  übertroffen;  als  Ganzes  bleiben 
sie  durch  ihre  vulgärere  Natur  doch  weit  hinter  ihm  zurück.  Und 
auch  jener  Anschein  des  Materiellen  ist  nur  der  charakteristische 
Ausdruck  für  schaffende  Kräfte,  die  im  Entwicklungsgang  nun 
einmal  notwendig  wurden:  in  der  Wirklichkeit  liegt,  wie  Escher  es 
einst  formulierte,  auch  eine  Idealität,  und  wenn  das  19.  Jahr¬ 
hundert  durch  mechanische  Hülfsmittel  seine  stets  wachsende 
Bevölkerung  weit  sicherer  ernährte,  als  alle  vorausgehenden 
Epochen,  so  wird  man  ihm  die  eigentümliche  Bedeutung  nicht 
absprechen  dürfen.  Für  die  Schweiz  ist  Escher  jedenfalls  der 
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leistungsfähigste  Organisator  der  Anstrengungen,  über  die  kärg¬ 
liche  Natur  des  Landes  Herr  zu  werden.  Seltene,  ja  wahrhaftig 
grobe  Charaktereigenschaften  machen  das  Bild  auch  menschlich 
erfreulich,  und  wenn  die  Härten  darin  nicht  fehlen,  so  wird  man 
sie  eben  als  die  Schatten  betrachten  müssen,  welche  die  Er¬ 
scheinung  erst  runden. 

Der  Verfasser  hat  einer  langen  Reihe  von  Persönlichkeiten 
zu  danken.  Die  Herren  Prof.  Fleiner  und  Dr.  Herrn.  Stoll  in  Zü¬ 
rich  haben  ihn  in  steter  Hilfsbereitschaft  unterstützt,  dazu  Herr 
Prof.  Türler  durch  Übersendung  von  Eschers  Nachlaß  im  Bun¬ 
desarchiv.  Mündliche  und  schriftliche  Mitteilungen  schuldet  er 
vor  allem  den  Herren  Nationalrat  Ed.  Blumer  in  Schwanden, 
Dr.  Conrad  Escher  in  Zürich,  a.  Bundesrat  Dr.  Ludwig  Forrer  in 
Bern,  a.  Stadtrat  Elias  Hasler  und  Sekundarlehrer  Ulr.  Kollbrunner 
in  Zürich,  Herrn  Muggler  und  besonders  Herrn  A.  Th.  Pesch  in 
Luzern  —  der  ihm  vor  allem  die  Akten  des  Gotthardbahnarchivs 
zugänglich  machte  — ,  außerdem  Frau  Berta  Rieter-Bodmer, 
Herrn  a.  Redakteur  Reinhold  Rüegg,  Frau  Henriette  v.  Stock ar- 
Breslau  und  Herrn  H.  Wunderli  -  v.  Muralt  in  Zürich.  Briefe 
Eschers,  sowie  sonstige  für  die  Biographie  aufschlußreiche 
Schriftstücke  wurden  ihm  zugänglich  gemacht  —  außer  dem  auf 
der  Zürcher  Zentralbibliothek  befindlichen  Material  —  durch  die 
Herren  Oberrichter  Dr.  C.  Escher-Prince  in  Zürich  und  Carl  Feer 
in  Aarau,  Frau  Dr.  Frieda  Gallati,  Frau  Emilie  Mercier-Heer  und 
Herrn  B.  H.  Tschudi-Streiff  in  Glarus,  durch  Herrn  Prof.  Paul 
Schweizer,  Frau  Helene  Vogel-Fierz,  Frau  Gertrud  v.  Wyß-Syz 
und  Herrn  Gg.  v.  Wyß  in  Zürich,  Herrn  a.  Pfarrer  Leo  v.  Wyß  in 
Thalwil  und  Fräulein  Auguste  Zwicky  in  Mollis.  Die  Herren 
cand.  jur.  Karl  Naef  und  D.  Walser  haben  ihm  die  Akten  des  Zo- 
fingervereins  zugänglich  gemacht,  Herr  Dr.  Friedr.  Schumann 
diejenigen  der  ehemaligen  Nordostbahn  und  Herr  Dir.  Schrafl 
die  der  Gotthardbahn.  Für  die  Illustration  ist  der  Verfasser  in 
erster  Linie  Frau  v.  Stockar-Breslau  und  Frau  Dr.  A.  Stockar- 
Heer  verbunden,  und  schließlich  fühlt  er  sich  den  Initianten  und 
dem  Verlag  verpflichtet,  die  ihn  durch  keinerlei  Vorschriften 
oder  Wünsche  einengten. 

Zürich,  Dezember  1918. 


Ernst  Gagliardi. 
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Einleitung. 

Der  gewerbliche  und  industrielle  Aufschwung  der  Schweiz 
im  19.  Jahrhundert  knüpft  nur  vereinzelt  an  markante  staats- 
männische  Persönlichkeiten  an:  wenn  schon  die  politische 
Vergangenheit  der  Eidgenossenschaft  verhältnismäßig  arm  er¬ 
scheint  an  bedeutenden  Führern,  so  hat  sich  das  wirtschaft¬ 
liche  Leben  erst  recht  aus  einer  großen  Zahl  meist  unschein¬ 
barer  Faktoren  entwickelt  —  die  Tätigkeit  des  ganzen  Volkes 
schuf  vielmehr  die  veränderten  Daseinsbedingungen,  welche 
die  Gegenwart  von  den  Zuständen  früherer  Jahrhunderte  unter¬ 
scheiden. 

Allein  in  dieser  vor  allem  die  letzten  hundert  Jahre  erfüllen¬ 
den  ökonomischen  Wandlung  hebt  sich  doch  an  einzelnen 
Stellen  der  Anteil  ausgeprägter  Willensnaturen  hervor;  ja  zu 
Zeiten  gerät  das  ganze  staatliche  Leben  der  Schweiz  unter  ihren 
Einfluß:  besonders  die  Eisenbahnstreitigkeiten  der  fünfziger 
Jahre  zeigen  eine  untrennbare  Verflechtung  wirtschaftlicher 
und  politischer  Kämpfe.  Von  diesen  das  ökonomische  wie  das 
politische  Gebiet  gleich  stark  umfassenden  Persönlichkeiten  ist 
der  Zürcher  Alfred  Escher  die  bedeutendste.  Talent,  Herkunft, 
ungewöhnliches  Lebensschicksal  geben  ihm  gleicherweise 
seinen  Rang,  und  eine  in  demokratischen  Verhältnissen  doppelt 
seltene  und  doppelt  wichtige  Uneigennützigkeit  des  Charakters 
unterscheidet  ihn  dabei  von  zahlreichen  Mitstrebenden:  ohne 
Übertreibung  darf  man  sagen,  die  neuere  Schweizergeschichte 
lasse  sich  ohne  seine  Einwirkung  kaum  mehr  denken. 

Die  Darstellung  eines  solchen  Lebens  bedarf  also  keiner 
langen  Rechtfertigung  —  füllt  sie  doch  eine  wesentliche  Lücke 
in  unserer  Kenntnis  der  engeren  und  weiteren  Heimat  aus.  Auf 
einen  bloß  die  anziehenden  Seiten  des  Themas  erschöpfenden 
Essay  darf  sie  sich  freilich  nicht  beschränken:  wenn  die  typische 
Bedeutung  der  Gestalt  und  der  ganze  Umfang  ihrer  Leistungen 
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hervortreten  sollen,  läßt  sich  das  Eingehen  auf  vielfach  trockene 
und  unerfreuliche  Einzelheiten  nicht  vermeiden.  Die  große 
sachliche  Wichtigkeit  der  von  Escher  getroffenen  Entscheidun¬ 
gen  und  die  in  jahrzehntelanger  Mühe  erreichten  Ergebnisse 
seiner  Tätigkeit  mögen  diese  immer  noch  sehr  bedingte  Voll¬ 
ständigkeit  entschuldigen  —  bedeutet  die  Darstellung  doch  zu¬ 
gleich  einen  ersten  Vorstoß  in  ein  zum  Teil  noch  wenig  be¬ 
kanntes  Gebiet  unserer  Landesgeschichte;  denn  die  Epoche  seit 
1848  ist,  von  ein  paar  Einzelarbeiten  abgesehen,  noch  so  gut 
wie  unerforscht,  und  gerade  die  Hauptpunkte  für  die  Gewin¬ 
nung  eines  Urteils  erscheinen  am  meisten  fraglich.  Auch  zeigt 
sich  der  Zusammenhang  mit  der  Gegenwart  als  noch  so  eng, 
daß  die  Gegensätze,  innerhalb  derer  Escher  wirkte,  das  Urteil 
oft  stark  erschweren. 

Allein  die  Rolle,  die  der  zürcherische  Bürgermeister  und 
Regierungspräsident,  der  Schöpfer  von  Nordostbahn  und  Kre¬ 
ditanstalt,  der  Gründer  des  Polytechnikums  und  der  Gotthard¬ 
bahn,  die  der  schweizerische  Parlamentarier  spielte,  ist  von 
solcher  Bedeutung,  daß  der  Versuch  einer  ausführlichen  Bio¬ 
graphie  keine  weitere  Verschiebung  erträgt.  Die  Unterlagen  zu 
dieser  Arbeit  sind  freilich  spärlich:  Eschers  ohnedies  nicht  sehr 
umfangreicher  Briefwechsel  ist  zum  Teil  bereits  der  Vernich¬ 
tung  anheimgefallen,1  und  auch  der  sonstige  im  Bundesarchiv 
befindliche  Nachlaß  scheint  durch  die  Katastrophe  des  Belvoir 
im  Jahre  1889  mancherlei  Beeinträchtigungen  erfahren  zu 
haben.  So  bleibt  der  Biograph  vielfach  gerade  für  das  Wich¬ 
tigste  auf  Mutmaßungen,  den  Zufall  und  die  Nachrichten  in  den 
Zeitungen  angewiesen.  Eine  Reihe  Erinnerungen  von  Persön¬ 
lichkeiten,  die  Escher  nahe  standen,  vermochten  immerhin 
manche  Lücke  zu  schließen:  ihnen  ist  es  in  erster  Linie  zu  dan¬ 
ken,  wenn  das  Bild  eine  gewisse  Rundung  und  Deutlichkeit 
erhielt. 

Dir  Wirksamkeit,  die  der  zu  Zeiten  fast  allmächtige  Diktator 
in  einem  stetig  sich  erweiternden  Kreise  gewann,  ist  eine 
dauernde  und  große:  der  Aufschwung  besonders,  den  Stadt  und 

1  So  mit  Blumer  (bis  1861,  d.  h.  bis  zum  Brand  von  Glarus),  mit  Stoll, 
Kappeier  u.  a. 
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Kanton  Zürich  seit  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
nahmen,  läßt  sich  ohne  die  durch  ihn  geschaffenen  Institutionen 
kaum  mehr  denken.  Aber  auch  für  die  Eidgenossenschaft 
leistete  der  Schöpfer  der  Gotthardbahn  Unvergeßliches.  Mochte 
sein  Leben  durch  die  Fügung  der  Umstände  schließlich  eine 
wahrhaft  tragische  Wendung  nehmen,  so  vermochte  das  seine 
geschichtliche  Bedeutung  doch  nicht  mehr  zu  ändern.  Ein 
Beispiel  hoher  Bürgertugend,  blieb  er  auch  dem  folgenden 
Geschlecht  lebendig.  Als  das  Denkmal  am  22.  Juni  1889  ent¬ 
hüllt  ward,  das  der  Nachwelt  seine  körperliche  Erscheinung 
festhält,  faßte  sein  Altersgenosse  Gottfried  Keller  in  lapidaren 
Worten  das  Wesen  des  Gefeierten  zusammen:  „Bedürfte  der 
Stein  einer  weiteren  Inschrift  als  derjenigen  seines  Namens”, 
schrieb  er,  „so  ließe  sich  eingraben:  Dem  Manne,  der  mit 
Geistestreue  und  eigenster  Arbeit  sich  selbst  Pflicht  auf  Pflich¬ 
ten  schuf  und,  sie  erfüllend,  wirkend  und  führend  seine  Tage 
verbrachte,  die  Nächte  opferte  und  das  Augenlicht.”1  Vor 
diesem  Zeugnis  des  scharf  und  rein  die  Geschicke  der  Heimat 
überwachenden  Dichters  sinken  alle  Verleumdungen  des  Partei¬ 
hasses,  wie  der  ungünstigen  Tageswendung,  die  Eschers  Wirk¬ 
samkeit  abschloß,  in  sich  zusammen. 


1  Gottfried  Keller:  Nachgelassene  Schriften  p.  233/34. 
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Erstes  Kapitel. 

Jugend^  und  Bildungsjahre. 

(1819-1844.) 

Johann  Heinrich  Alfred  Escher  wurde  am  20.  Februar  1819 
in  Zürich  geboren  als  Sproß  einer  jener  Familien,  in  denen  die 
Hingabe  an  den  Staat  seit  Jahrhunderten  sich  fortgeerbt  hatte. 
Von  den  fünfzehn  Vorfahren,  die  ihn  mit  dem  1385  ins  zürche¬ 
rische  Bürgerrecht  aufgenommenen  Heinrich  Escher  von  Kaiser¬ 
stuhl  verbinden,  saßen  acht  im  städtischen  Rate.  Sein  sechster 
Vorfahr  besonders,  Bürgermeister  Heinrich  Escher  (1626  bis 
1710),  stellt  im  Kleinleben  des  17.  Jahrhunderts  eine  Respekt 
gebietende  Erscheinung  dar,  nach  der  Ehrenhaftigkeit  des 
Privatcharakters,  wie  nach  der  Fülle  und  dem  Gewicht  seines 
öffentlichen  Wirkens.  In  der  Aufeinanderfolge  und  Verbindung 
kaufmännischer  und  politischer  Tätigkeit,  die  sich  vom  zürche¬ 
rischen  Gebiet  nach  und  nach  über  die  ganze  Eidgenossenschaft 
ausdehnte  und  auch  die  Beziehungen  zu  den  umliegenden 
Staaten  erfaßte,  erscheint  er  als  einer  der  angesehensten 
schweizerischen  Magistrate  der  Zeit,  und  vor  allem  seine  fort¬ 
gesetzten  Bemühungen  um  Bewahrung  des  konfessionellen 
Friedens  zeigen  eine  ungewöhnliche  Tatkraft  und  Einsicht. 

Die  Familie,  die  —  ursprünglich  vielleicht  frei  alamannisch  — 
schon  im  14.  Jahrhundert  Ministerialencharakter  angenommen 
hatte,  besaß  an  der  Entwicklung  des  zürcherischen  Gemein¬ 
wesens  in  allen  Epochen  starken  Anteil.  An  Stelle  adliger  oder 
bischöflicher  Vogtei-  und  Gutsrechte  oder  -Verwaltungen,  sowie 
eines  für  die  Zeit  bedeutenden  Grundbesitzes  war  freilich  seit  der 
Uebersiedlung  nach  Zürich  eine  mehr  gewerblich-bürgerliche 
Tätigkeit  getreten.  Fremde  Kriegsdienste,  vor  allem  aber  Eisen« 
und  Tuchhandel,  Seide-,  Woll«  und  Baumwollmanufakturen 
nährten  die  hauptsächlichsten  Träger.  Daneben  ging  indes  die 
fortwährende  Beschäftigung  mit  dem  Staate:  als  Landvögte, 
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Seckeimeister,  Zeugherren,  Ratsmitglieder,  sowie  in  zahlreichen 
sonstigen  städtischen  Beamtungen  erscheinen  die  Vertreter  des 
Geschlechts  aufs  engste  mit  der  zürcherischen  Geschichte  ver¬ 
bunden.  Bis  1798  haben  sie  der  Stadt  nicht  weniger  als  fünf 
Bürgermeister,  45  Mitglieder  des  kleinen  und  82  des  großen 
Rates,  zwei  Stadtschreiber,  34  Obervögte  und  29  Landvögte 
gegeben,  und  auch  im  19.  Jahrhundert,  nach  dem  Erlöschen  der 
Privilegien,  ward  diese  Teilnahme  an  allen  Regierungsgeschäf¬ 
ten  und  Werken  der  Gemeinnützigkeit  nicht  kleiner.1 

Der  von  Generation  zu  Generation  durch  bürgerliche  Tüch¬ 
tigkeit  erhaltene  und  neu  vermehrte  Wohlstand  geriet  allerdings 
in  der  auf  Alfred  Escher  führenden  Linie  vorübergehend  ins 
Schwinden.  Sein  Großvater,  Hans  Kaspar  Escher,  hatte  1788 
durch  kaufmännische  Spekulationen,  zusammen  mit  seinem 
Verwandten  Heinrich  Escher  im  Berg  und  einem  gewissen 
Kaspar  Landolt,  sein  Vermögen  eingebüßt  und  war  deshalb  in 
russische  Dienste  getreten,  wo  er,  als  ehemaliger  Rittmeister  der 
zürcherischen  Milizen,  bald  die  Stellung  eines  Kavalleriemajors 
erlangte.  Als  solcher  machte  er  die  napoleonischen  Feldzüge 
mit.  Zwei  seiner  sieben  Söhne  fielen  in  der  Schlacht  bei  Fried¬ 
land  (1807).  Ein  dritter  diente  als  russischer  Husarenrittmeister, 
bis  1825.  Der  älteste,  Heinrich  (1776 — 1853),  bei  der  Übersied¬ 
lung  seines  Vaters  ein  Kind  von  zwölf  Jahren,  bildete  sich  in 
Genf,  Paris  und  London  zum  Kaufmann  aus;  während  der  ent¬ 
scheidenden  Jahre  der  französischen  Revolution,  von  1791  bis 
1792,  erlebte  er  im  Hause  des  zürcherischen  Bankiers  Hans  Kon- 
rad  Hottinger  jene  weltgeschichtlichen  Szenen,  die  auch  persön¬ 
liche  Lebensgefahr  für  ihn  mitbrachten.  Ein  lebhafter  Bildungs¬ 
trieb,  der  ihn  schon  in  Paris  Musik-,  Zeichen-  und  Malunterricht, 
später  in  London  die  Belehrung  durch  den  großen  Chemiker 
Priestley  suchen  ließ,  charakterisiert  bereits  den  Knaben,  dazu 
eine  Selbständigkeit  und  Unternehmungslust,  die  als  ungewöhn¬ 
lich  gelten  müssen.  Mit  18  Jahren  reiste  er  im  Auftrag  einer 
holländischen  Gesellschaft,  die  in  Neu-Georgien  Ländereien 
angekauft  hatte  und  eine  deutsche  Kolonie  begründen  wollte,  in 

1  C.  Keller-Escher:  „560  Jahre  aus  der  Geschichte  der  Familie  Escher 
vom  Glas",  1320— 1885,  I.  Teil  (Zürich  1885). 
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die  Vereinigten  Staaten.  Nach  fünfmonatlicher,  durch  furcht¬ 
bare  Stürme  verzögerter  Reise  leitete  er  dort  die  erste  Ansied- 
lung;  allein  die  Enttäuschungen  und  eine  Fiebererkrankung 
ließen  ihm  das  Uebersiedeln  nach  Philadelphia  als  geraten  er¬ 
scheinen,  und  der  Neunzehnjährige,  der  von  seinem  väterlichen 
Freund  Hottinger  wohl  ein  kleines  Kapital,  aber  in  der  unbe¬ 
kannten  Fremde,  in  der  Hottinger  selbst  vergeblich  Wurzel  zu 
fassen  suchte,  keinen  selbständigen  Tätigkeitskreis  erhalten 
konnte,  versuchte  sich  nun  in  unbedeutenden  Geschäften.  Nach 
zwei  Jahren  trat  er  dann  in  den  Dienst  einer  holländischen  Ge¬ 
sellschaft,  die  am  Eriesee  Landkomplexe  für  Ansiedler  herrich- 
ten  ließ,  um  sie  darauf  wieder  zu  verkaufen.  Bald  erwarb  Escher 
auch  selber  Ländereien  in  der  unermeßlichen  Wildnis;  ja  er  trug 
sich  mit  dem  Gedanken,  Mutter  und  Brüder  hinüberkommen  zu 
lassen;  doch  scheiterte  dieser  Plan  an  der  weiten  Reise.  1800 
wurde  Escher  dann  als  Geschäftsführer  und  Teilhaber  in  das 
inzwischen  gegründete  Pariser  Bankhaus  Hottinger  aufgenom¬ 
men,  für  dessen  amerikanische  Angelegenheiten.  Als  Kauf¬ 
mann  bereiste  er  nun  in  noch  größerer  Ausdehnung  als  früher 
die  Vereinigten  Staaten,  sowie  die  angrenzenden  Gebiete  von 
Kanada  und  Louisiana.  Wenn  er  bisher  meist  Pennsylvanien 
und  die  Gestade  der  großen  Seen  besucht  hatte,  so  galten  seine 
Fahrten  jetzt  vor  allem  den  östlichen  Hafenstädten:  auf  mühe- 
und  gefahrvollen,  ja  fast  abenteuerlichen  Reisen  erscheint  er 
bald  am  Ontariosee,  bald  in  Virginien,  zu  Boston,  Baltimore, 
am  Niagara,  dann  wieder  in  New-York,  Philadelphia,  New- 
Orleans,  dabei  wochen-  und  monatelang  durch  ungeheure 
Waldgebiete  fahrend,  zum  Teil  auf  primitiven  kleinen  Booten, 
um  Handelsbeziehungen  anzuknüpfen  und  dem  Drang  nach 
Kenntnis  der  Fremde  genug  zu  tun.  Nur  die  ungünstigen  poli¬ 
tischen  Zustände  verhinderten  ihn  am  Besuch  St.  Domingos  und 
der  spanischen  Kolonien;  doch  erwarb  er  auf  Cuba  vorüber¬ 
gehend  eine  Kaffeeplantage,  was  ihm  dann  später  in  dem  miß¬ 
günstigen  Zürich  den  Ruf  eines  Sklavenhändlers  eintrug.  Mit 
dem  selben  Geschick,  das  ihn  bei  der  Durchführung  seiner  weit¬ 
ausgreifenden  Geschäfte  kennzeichnete,  wußte  er  dabei  persön¬ 
liche  Beziehungen  zu  den  ersten  Männern  der  Staaten  anzu- 
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knüpfen:  er  kannte  Washington  und  war  mit  Jefferson  befreun¬ 
det,  verkehrte  bei  Kosziusko  und  empfing  später  in  Zürich  als 
seinen  Freund  Joh.  Jak.  Astor. 

Die  Entwicklung  der  europäischen  Verhältnisse,  in  denen 
unterdessen  die  Napoleonische  Umwälzung  sich  vollzogen  hatte, 
bewog  ihn  freilich  im  Sommer  1806,  vorübergehend  nach 
Europa  zurückzukehren:  der  Dreißigjährige  hatte  nicht  bloß  ein 
mächtiges  Stück  Welt  gesehen,  sondern  sich  in  unerschütter¬ 
licher  Festigkeit  des  Charakters  selbst  den  Lebensweg  gebahnt. 
Er  dachte  damals  zwar  unter  Umständen  an  dauernde  Nieder¬ 
lassung  in  den  Vereinigten  Staaten,  wollte  aber  noch  die  ver¬ 
änderten  Handelsbeziehungen  Europas  kennen  lernen,  und  so 
lebte  er  nun  von  1806 — 1809  bei  Hottinger  in  Paris,  wo  er  sich 
u.  a.  mit  dem  Marschall  Ney  befreundete.  1809  besuchte  er 
die  Seinen  in  Zürich,  um  dann  im  folgenden  Jahr,  bis  zum  Früh¬ 
jahr  1812,  dauernd  in  die  Heimat  zurückzukehren.  1810  lernte 
er  das  damals  fünfzehnjährige  Fräulein  Lydia  Zollikofer,  die 
Tochter  des  Junkers  Zollikofer  auf  Schloß  Hard  bei  Ermatingen 
kennen,  mit  der  er  sich  im  April  1812  verlobte.  Doch  kehrte  er 
im  Juli  des  Jahres  auf  mühseliger  und  widerwärtiger  Reise  — 
das  Schiff  war  von  den  seit  kurzem  mit  Amerika  im  Kriege 
stehenden  Engländern  gekapert  worden  —  nach  Philadelphia 
zurück,  aufs  höchste  beunruhigt  für  seine  durch  den  franzö¬ 
sisch-russischen  Krieg  bedrohten  Brüder,  von  denen  einer  in  der 
russischen  Armee,  ein  weiterer  an  der  Spitze  eines  Petersburger 
Handelshauses  stand. 

Doch  war  diesem  zweiten  amerikanischen  Aufenthalt  keine 
längere  Dauer  beschieden:  im  Juli  1814  verließ  Escher  das  Land, 
in  dem  er  die  entscheidenden  Jahre  seiner  Jugend  verbracht 
hatte,  um  im  September  wieder  in  der  Schweiz  einzutreffen.  Im 
Mai  1815  fand  dann  zu  Ermatingen  seine  Vermählung  statt,  die 
ihn  wohl  vor  allem  zur  Rückkehr  nach  Europa  bewogen  hatte. 
Abwechselnd  auf  Schloß  Hard  und  in  Zürich,  zuerst  in  dem 
seiner  Mutter  gehörenden  Hause  zum  Wolkenstein  an  der  obern 
Kirchgasse,  später  in  dem  von  ihm  erbauten  „Neuberg”  am 
Hirschengraben  (November  1818),  verbrachte  das  Ehepaar  die 
nächsten  Jahre.  Hier  wurde  ihm  denn  auch,  nachdem  schon  im 
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April  1816  eine  Tochter  Clementine  —  die  spätere  Malerin, 
Frau  Clementine  Stockar-Escher  —  geboren  war,  der  einzige 
Sohn  Alfred  geschenkt,  der  die  väterlichen  Anlagen,  gesteigert 
und  zum  Teil  verwandelt,  wieder  dem  Staat  und  Gemeinwohl 
zuwenden  sollte,  nach  der  Weise  der  Vorfahren.  Er  war  der 
Erbe  ungewöhnlich  günstiger  innerer  und  äußerer  Verhältnisse; 
aber  er  hat  in  einer  lebenslangen  rastlosen  und  uneigennützigen 
Tätigkeit  gezeigt,  daß  er  die  Verdienste  früherer  Generationen 
nur  als  den  Stachel  zu  eigener  Leistung  empfand,  und  als  der 
letzte  eines  im  Mannesstamm  aussterbenden  Zweigs  faßte  er  noch 
einmal  die  besten  Eigenschaften  des  Geschlechts  zusammen, 
zugleich  erweitert  durch  eine  den  engen  zürcherischen  Verhält¬ 
nissen  fremde  Weltkenntnis  und  Uebersicht  des  Großen.  Wenn 
sich  Alfred  Escher,  selbst  abgesehen  von  der  persönlichen  Lei¬ 
stung,  von  seinen  heimatlichen  Zeitgenossen  durch  den  Wuchs 
und  die  ganze  Art  der  Begabung  unterscheidet,  wenn  er,  ob¬ 
schon  leidenschaftlicher  Zürcher  und  Schweizer,  doch  mit  einem 
Teil  seines  Wesens  zugleich  in  den  großen  europäischen  Ver¬ 
hältnissen  wurzelt,  so  dankt  er  das  vielfach  den  Bedingungen, 
unter  denen  er  geboren  ward.  Die  Triebkraft,  so  günstige 
Lebensumstände  für  schöpferische  politische  Tätigkeit  auszu¬ 
nützen,  gehört  ihm  freilich  ganz  zu  eigen. 

Sein  Vater,  der  sich  durch  Geschäfte  in  Ländereien,  in  Baum¬ 
wolle,  Tabak,  Farbhölzern  und  Kolonialwaren  nicht  bloß  die 
ökonomische  Unabhängigkeit,  sondern  ein  nach  Millionen  zäh¬ 
lendes  Vermögen  gewonnen  hatte,  legte  inzwischen  von  1826 
bis  1831  in  herrlicher  Lage  vor  der  Stadt  das  Landgut  an,  in 
dem  dann  das  ganze  weitere  Leben  der  Familie  sich  abspielen 
sollte.  Als  nach  dem  Tod  seiner  Schwiegermutter,  Frau  von 
Zollikofer,  Schloß  Hard  verkauft  ward,  erwarb  er  das  sogenannte 
Schwertergut  in  Enge,  einen  mit  Reben  bepflanzten  Hügel, 
dessen  Spitze  nun  nach  den  von  ihm  selber  entworfenen  Plänen 
abgetragen  wurde.1  Mit  der  gewonnenen  Erde  füllte  man  das 

1  Eine  Abbildung-  der  Liegenschaft  vor  den  durch  Escher  veranlagten 
Bodenumgestaltungen  bei  Cd.  Escher:  „Die  Villa  Rieter  in  Zürich”  p.  19 
(„Aussicht  vom  La vaterhäuschen  nach  Osten”).  Siehe  auch  der  selbe: 
„Chronik  der  ehemaligen  Gemeinde  Enge”  (Zürich  1918)  p.  103  ff. 
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Sumpfland  am  Seeufer  und  die  kleinen  Buchten  aus.  Das 
Ganze  ward  mit  einer  Ufermauer  begrenzt,  und  dem  Wasser 
entlang  pflanzte  man  eine  Allee  von  Kastanienbäumen  an  und 
baute  auf  der  aussichtsreichen  Höhe  seit  1828  das  Wohnhaus, 
das  im  Herbst  1831  bezogen  wurde.  Die  Bodengestaltung,  die 
Gebäude,  Anlagen  und  Beete  des  nun  „Belvoir”  getauften  Gutes 
entsprachen  in  allem  Einzelnen  dem  Willen  des  Bewohners,  und 
der  herrliche  Blick  auf  See  und  Berge,  der  emporwachsende 
Park,  die  mit  seltenen  Blumen  gefüllten  Gewächshäuser  bilde¬ 
ten  die  Jugendeindrücke  seines  mit  ausgesuchter  Sorgfalt  er¬ 
zogenen  Sohnes,  den  der  Vater  übrigens,  aus  Mißtrauen  gegen 
die  vielfach  unbefriedigenden  städtischen  Schulen,  zusammen 
mit  seiner  Schwester,  zu  Hause  unterrichten  ließ.  Zunächst  war 
sein  Lehrer  Heinrich  Schweizer,  später  Pfarrer  in  Bubikon;1  dazu 
kamen  Kräfte  aus  der  Stadt,  so  der  spätere  Bibliothekar  A.  Salo- 
mon  Vögelin,  damals  Stellvertreter  an  der  „Gelehrtenschule”, 

1  Siehe  über  ihn  P.  Schweizer:  „Geschichte  der  Familie  Schwyzer  oder 
Schweizer”  (Zürich  1916)  p.  118.  Er  stammte  von  Opfikon  (geb.  1801)  und 
legte  seine  Pfarrei  in  Bubikon,  die  er  früher  als  Vikar  besorgt  und  1830 
definitiv  angetreten  hatte,  1834  wegen  Kränklichkeit  nieder.  Die  auf  Kasp. 
Wirz:  „Etat  des  zürcherischen  Ministeriums”  p.  20  beruhende  Angabe,  er 
habe  Alfred  Escher  von  1834 — 1837  unterrichtet,  ist  irrig,  da  Escher  schon 
1834  in  die  erste  Klasse  des  obern  Gymnasiums  trat  und  Schweizer  be¬ 
reits  in  einem  Brief  des  im  Folgenden  genannten  Oswald  Heer  an  seine 
Eltern  vom  7.  Februar  1832  als  früherer  Hauslehrer  im  Belvoir  genannt 
wird.  Der  Unterricht  wird  also  noch  vor  den  Antritt  der  Pfarrei  in  Bubi¬ 
kon  durch  Schweizer  fallen.  Dazu  stimmt  auch,  daß  Schweizer  in  einem 
Brief  vom  31.  Januar  1844  an  Escher  von  seinen  Erinnerungen  vor  allem 
an  den  7 — 9jährigen  Knaben  redet.  Und  ebenso  verbringt  Escher  im  Juni 

1831  bereits  einzelne  Tage  bei  Schweizer  in  Bubikon  (siehe  seine  noch  er¬ 
haltenen  Briefe  an  J.  J.  Horner  vom  Juni  1831  bis  September  1833  in  Ms. 
M  12  Nr.  9  der  Zürcher  Zentralbibl.).  Auch  aus  einem  Brief  von  G.  Meyer 
von  Knonau  an  Escher  vom  21.  Juli  1848  ergibt  sich,  daß  dieser  Schweizers 
Unterricht  vor  1831  genoß.  Ebenso  weilte  er  z.  B.  in  den  Sommerferien 

1832  bei  Schweizer  in  Bubikon  und  machte  mit  ihm  eine  Schweizerreise 
über  Einsiedeln,  Schwyz,  Vitznau,  Rigi,  Luzern,  Engelberg,  Surenen, 
Altorf  usw.  Schweizer  scheint  dann  auch  zwischen  1834 — 1837  einige  Zeit 
im  Belvoir  zugebracht  zu  haben,  da  die  von  anderer  Seite  an  Escher  gerich¬ 
teten  Briefe  ihn  oft  nennen  (im  Bundesarchiv).  Von  1837 — 1841  war 
Schweizer  Pfarrer  in  Schwerzenbach,  von  1841 — 1871  in  Rüti.  Er 
blieb  auch  von  dort  mit  der  Familie  in  reger  Verbindung  und  selbst  mit 
dem  nunmehrigen  Bürgermeister  im  Verhältnis  des  „Du”.  Er  starb  im 
Todesjahr  Eschers,  1882.  Die  häufig  wiederholte  Angabe,  der  spätere  be- 
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nachher  Professor  an  dem  1833  neu  gegründeten  kantonalen 
Gymnasium,  für  Latein-  und  Griechischunterricht/  J.  J.  Horner 
für  Mathematik  und  Geographie  u.  a.  Vor  allem  aber  war  1832 
der  Mann  ins  Belvoir  gekommen,  der,  obschon  nicht  sein  eigent¬ 
licher  Lehrer,  doch  starken  Einfluß  auf  Eschers  Jugendentwick¬ 
lung  gewonnen  hat,  Oswald  Heer,  der  spätere  berühmte  Bota¬ 
niker,  der  auch  nach  seinem  Weggang,  1838,  mit  den  Bewoh¬ 
nern  des  Belvoir  in  lebenslanger  Freundschaft  verbunden  blieb. 
Von  ihm  empfing  der  heranwachsende  Knabe  so  bedeutsame 
Anregungen,  daß  er  eine  Zeitlang  fast  in  dessen  Bahnen  abge¬ 
trieben  ward  und  sich  erst  während  der  Studienzeit  von  diesem 
Einfluß  wieder  befreite. 

Eschers  Vater,  der  sich  trotz  seiner  geschäftlichen  Interessen 
doch  einen  offenen  Blick  nicht  bloß  für  alle  möglichen  Lebens¬ 
verhältnisse,  sondern  auch  für  Naturschönheit  und  selbst  wissen¬ 
schaftliche  Dinge  bewahrte,  hatte  nämlich  bald  nach  der  Über¬ 
siedlung  ins  Belvoir  diesen  Neigungen  eine  eigentlich  groß¬ 
artige  Entfaltung  gegönnt.  Schon  die  Verwandlung  des  Gutes 
in  einen  mit  den  herrlichsten  Blumen  bepflanzten  Garten  be¬ 
deutete  für  das  damalige  Zürich  etwas  Neues.  Dazu  kamen  die 
naturwissenschaftlichen  Interessen  des  Besitzers:  bereits  als 
Knabe  sammelte  er  Schmetterlinge,  über  deren  Bestand  er  sich 
von  den  Seinen  noch  in  die  Fremde  berichten  ließ.  Während 
seines  zweiten  Pariser  Aufenthalts  legte  er  dann  den  Grund  zu 
einer  bedeutenden  entomologischen  Sammlung,  vor  allem  von 
Schmetterlingen,  dazu  einer  großen  entomologischen  Bibliothek. 
In  Amerika  setzte  er  sich  mit  den  dortigen  Insektenforschern  in 
Verbindung,  die  nun  planmäßig  für  ihn  arbeiteten.  Auch  in  der 
Schweiz  bildete  die  Beschäftigung  mit  dieser  minutiösen  Wissen¬ 
rühmte  Theologe  Alex.  Schweizer  sei  Alfred  Eschers  Privatlehrer  gewesen, 
beruht  auf  einer  Verwechslung:  Alex.  Schweizer  hat  ihm  bloß  Turnunter¬ 
richt  gegeben,  der  damals  freiwillig  von  Studenten  erteilt  wurde;  die  Ge¬ 
sundheit  des  eher  zarten  Knaben  ward  durch  das  systematisch  betriebene 
Baden,  Turnen  usw.  wesentlich  gekräftigt,  wie  er  selbst  1832  an  Alex. 
Schweizer  schrieb  (siehe  auch  im  folgenden). 

1  Sal.  Vögelin:  „Lebensabriß  von  A.  Sal.  Vögelin”  im  „Neujahrsblatt” 
der  Zürcher  Stadtbibliothek  1887,  p.  37. 
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schaft  seine  Lieblingserholung.  Von  Schloß  Hard  aus  durch« 
streifte  er  die  umliegenden  Wälder,  und  auch  seine  Reisen  in  die 
Alpengebiete  galten  vor  allem  der  entomologischen  Durchfor¬ 
schung.  In  Dissentis  entdeckte  er  die  Lycaena  Escher  Hb.  und  in 
Guttannen  den  Carabus  Helveticus  Escher.  Dazu  trat  er  mit  den 
schweizerischen  Gelehrten  in  Verkehr,  den  Entomologen  Meiß¬ 
ner,  Studer,  Jurine,  Hagenbach,  de  Clairville  u.  a.  Auch  aus 
dem  Ausland  langten  fortwährend  Sendungen  an,  teils  durch 
Tausch,  teils  durch  Einkauf.  Schließlich  wurde  der  Handel  in 
geradezu  großartiger  Weise  betrieben,  durch  Sendungen  aus 
Schweden,  Finnland,  Lappland,  der  Provence,  Sibirien,  Ungarn, 
Rußland,  dann  wieder  aus  Nord-  und  Südamerika,  Aegypten, 
dem  Kap,  aus  Senegambien  und  Madagaskar.  Auch  die  indische 
und  neuholländische  Fauna  suchte  Escher  durch  Ankäufe  in 
Paris  und  London  zu  vervollständigen  und  gleichzeitig  der 
Sammlung  durch  wissenschaftliches  Bestimmen  und  Ordnen 
höhern  Wert  zu  geben.  Nachdem  er  selbst  einen  Teil  (die  Lepido- 
pteren)  besorgt  hatte,  warb  er  einen  Sachverständigen  an, 
zuerst  den  jungen  Hagenbach  aus  Basel,  dann  den  23jährigen 
Oswald  Heer,  der  ihm  schon  1828  eine  Sammlung  von  Alpen¬ 
schmetterlingen  gesandt  hatte.  Es  ist  Eschers  Einfluß  zuzu¬ 
schreiben,  wenn  der  ehemalige  Theologe  Heer  im  Herbst  1832, 
neun  Monate  nach  seiner  Übersiedlung  ins  Belvoir,  einen  Ruf 
als  Pfarrer  in  Schwanden  ablehnte.1  Als  wissenschaftlicher  Be¬ 
arbeiter  der  1858,  fünf  Jahre  nach  dem  Tode  ihres  Besitzers, 
ans  eidgenössische  Polytechnikum  geschenkten  Sammlung  hat 
er  die  entscheidende  Lebenszeit  in  Alfred  Eschers  Familien- 

1  J.  Justus  Heer  (und  K.  Schröter):  „Osw.  Heer”  Bd.  1  (Zürich  1885) 
p.  47  und  123  ff.  und  Bd.  27  p.  73  ff.,  417  ff.  Alle  übrigen  Nachrichten 
über  Hch.  Escher-Zollikofer  nach  der  von  Osw.  Heer  verfaßten  biographi¬ 
schen  Skizze,  die  er  1857  als  nachträgliche  Hochzeitsgabe  Alfred  Escher 
überreichte  (gedr.  im  Zürcher  Taschenbuch  1910  p.  192  ff,,  wo  auch  ein 
Porträt  Hch.  Eschers).  Das  schon  von  C.  Keller-Escher  für  die  Escher'sche 
Familiengeschichte  p.  57  ff.  ausführlich  benutzte  Original  im  Nachlaß 
Heers  auf  der  Zürcher  Zentralbibliothek.  Siehe  ferner  die  Nekrologe  in  der 
„Freitagszeitung  ”1853  (18.  Nov.),  „N.  Z.  Z.”  p.  1407  und  „Landbote”  (17. 
Nov.).  Es  ist  ein  amüsanter  Zufall,  daß  Eschers  Vater  zuerst  um  die  Mut¬ 
er  des  späteren  Sozialistenführers  Karl  Bürkli  geworben  haben  soll,  der  be¬ 
kanntlich  ebenfalls  aus  der  städtischen  Aristokratie  stammte. 
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kreis  zugebracht  und  auch  nach  seiner  Verheiratung  (1838)  das 
Belvoir  beinahe  wie  ein  zweites  Elternhaus  betrachtet.1 

Dies  sind  die  Daseinsbedingungen,  unter  denen  der  zukünf¬ 
tige  Beherrscher  des  Kantons  Zürich  erwuchs:  Herkunft  und 
elterliche  Verhältnisse,  wiesen  ihn  durchaus  zu  den  Konservati¬ 
ven;  denn  der  Vater,  der  sich  in  der  geschäftlichen  Tätigkeit  zwar 
reiche  Lebenskenntnis,  aber  auch  eine  gewisse  Skepsis  und 
Verachtung  des  „gemeinen  Menschentrosses”  erworben  hatte, 
war  durch  seine  soziale  Stellung  nicht  minder  als  durch  die 
Schicksale  aristokratisch.  Als  höchstes  Glück  erschien  ihm, 
„ruhig  in  seinem  prachtvollen  Hause  zu  wohnen  und  seine  herr¬ 
lichen  Anlagen  zu  verschönern.”  Alles  was  ihn  darin  störte, 
war  ihm  eine  Plage.  Die  Menschen  hatte  er  vorzugsweise  von 
der  schlechteren  Seite  kennen  gelernt,  und  da  er  nun  stets 
fürchtete,  daß  seine  Schöpfungen  durch  die  politischen  Er¬ 
regungen  wieder  verwüstet  werden  könnten,  betrachtete  er  die 
in  jenen  Jahren  sich  vollziehende  liberale  Entwicklung  mit  stei¬ 
gender  Besorgnis.2  „Die  politischen  Ereignisse  und  Verhältnisse 
der  Schweiz  haben  mich  weit  mehr  verstimmt,  als  die  An¬ 
näherung  der  Cholera,  und  mein  Gemüth  sehr  ergriffen”, 
schrieb  er  im  November  1831.  „Ich  bin  überzeugt,  die  Schweiz 
hat  ihre  glücklichsten  Tage  gesehen  und  sich  nun  selbst  zugrund 
gerichtet,  weil  sich  das  Volk  durch  seine  niederträchtigen 
Schmeichler  verblenden  lieb,  wobey  es  nur  Nachtheil  finden 
wird.” 3 

Noch  stärker  freilich  als  der  Einfluß,  den  Vater  und  Lehrer 
auf  ihn  gewannen,  äußerte  sich  vielleicht  derjenige  der 

1  Die  Sammlung-  zählte  beim  Übergang  ans  Polytechnikum  nicht  weni¬ 
ger  als  56  700  ausländische,  20  000  schweizerische  und  1067  fossile  Exem¬ 
plare,  dazu  25  500  Doubletten  (Bd.  II  p.  384,  der  zit.  Biogr.  Heers).  Da¬ 
neben  hat  Escher  die  Zürcher  Naturforschende  Gesellschaft  und  das  zoo¬ 
logische  Museum  unterstützt,  sowie  zur  Schaffung  des  Botanischen  Gartens 
mitgeholfen,  in  dessen  Aufsichtskommission  er  saß  (siehe  „Zürcher  Ta¬ 
schenbuch”  1910  p.  238/39). 

2  Osw.  Heer  an  seinen  Vater,  23.  März  1832.  Siehe  auch  die  oben 
zit.  Biographie  Heers  Bd.  1,  p.  126  ff. 

3  An  Osw.  Heer,  4.  November  1831.  Am  29.  Juli  1836  lautet  eine 
Äußerung:  „Hätte  man  sich  nicht  so  dumm  aufgeblasen,  so  wären  die  lan¬ 
gen  Ohren  auch  nicht  gekommen”  usw. 
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Mutter:  der  Sproß  eines  zu  Beginn  des  15.  Jahrhunderts  in  Kon« 
stanz  und  später  zu  St.  Gallen  auftauchenden  Kaufmanns« 
geschlechts,  das  schon  in  der  ersten  uns  bekannten  Generation 
großen  Reichtum  und  angesehene  soziale  Stellung  gewonnen 
hatte,  besaß  die  Junkerin  in  beinahe  allzuscharfer  Prägung  den 
Typus  ihrer  abgeschlossenen  Kaste.  Wenn  die  Verhältnisse 
der  Familie  —  die  einst  im  Spätmittelalter  einen  viele  Gene¬ 
rationen  lang  blühenden  Handel  nach  Lyon,  Marseille,  Toulouse, 
Paris,  Genf,  ja  nach  Spanien,  Oesterreich,  Ungarn,  Flandern, 
England  und  den  überseeischen  Gebieten  von  West«  und  Ost¬ 
indien  getrieben  hatte,  im  17.  Jahrhundert  eine  sehr  ungünstige 
Veränderung  erfuhren,  so  blieb  doch  den  einzelnen  Vertretern 
vielfach  das  Bewußtsein  des  Ungewöhnlichen.  Schon  früh 
hatte  sich  das  Geschlecht  beim  Kaiser  und  den  Königen 
von  Frankreich  und  Dänemark  nach  der  Sitte  der  Zeit  um 
Wappenbriefe  und  Erhebung  in  den  Adelsstand  bemüht,  und 
die  zahlreichen  Häuser  und  Schlösser,  die  im  Lauf  der  Jahr¬ 
hunderte  in  seinen  Besitz  übergingen,  hielten,  so  gut  wie  das 
1585  gestiftete  Fideikommiß  Altenklingen,  den  später  über  die 
Familie  hereinbrechenden  Niedergang  innerhalb  gewisser 
Grenzen.1 

Der  starke  Eigenwille  so  vieler  Träger,  der  häufig  zu  ge¬ 
reizten  Konflikten  mit  der  heimischen  Obrigkeit  geführt  hatte, 
erscheint  nun  in  besonders  hohem  Grade  bei  Alfred  Eschers 
Mutter:  noch  spät  empfing  die  in  ihrer  Jugend  außergewöhnlich 
schöne  Frau  wie  eine  Schloßherrin,  in  hoher,  mit  Kämmen  auf¬ 
gesteckter  Frisur  und  gepufften  Ärmeln  —  selbst  in  den  60er 
Jahren  mit  den  zeremoniellen  Formen  ihrer  Jugend,  als  „grande 
darne”  der  Restauration  oder  des  Empire.  Bei  den  etwas  steifen 
und  traditionellen  Anlässen  wurde,  selbst  wenn  Kinder  zu  Gaste 
waren,  ganz  im  Stil  großer  aristokratischer  Häuser,  auf  Goldge¬ 
schirr  serviert.  Obschon  eine  sorgfältige  und  genaue  Hausfrau, 
die  den  weitläufigen  Betrieb  bis  ins  Einzelne  kontrollierte  und 
alles  zählte,  faßte  die  Junkerin  mit  ihren  schönen  Händen  die 
Gegenstände  doch  nie  anders  als  in  Handschuhen  an.  Die 
letzten  zwanzig  Jahre  hat  sie  das  Gut  überhaupt  nicht  mehr 


1  E.  Götzinger:  „Die  Familie  Zollikofer”  (St.  Gallen  1886). 
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verlassen,  zum  letzten  Mal  bei  der  Geburt  ihres  ältesten 
Enkels  Stockar,  dessen  Ähnlichkeit  mit  den  eigenen  feinen 
Zügen  sie  wohlgefällig  vermerkte;  schon  der  zweite  fand 
vor  ihren  Augen  nicht  mehr  so  viel  Gnade.  Den  autoritären 
Zug,  der  auch  ihre  Kinder  charakterisierte,  besaß  sie  im 
höchsten  Grade:  wenn  der  weitgereiste,  in  allen  mensch¬ 
lichen  Verhältnissen  wohl  erfahrene  Vater  als  die  zusammen¬ 
haltende  Kraft  und  der  Familienmittelpunkt  wirkte,  sehr  zart 
und  herzlich  auch  mit  den  Enkeln,  behielt  die  Mutter  einen  un¬ 
nahbaren  Zug  und  wahrte  vor  allem  die  äußere  Stellung.  Mit 
ihren  schönen,  regelmäßigen,  großgeschnittenen  Zügen,  der 
stark  vorspringenden  Nase  mit  feinen  Flügeln,  dem  willenskräf¬ 
tigen,  fast  überenergischen  Kinn,  mit  ihren  schmalen,  langen 
Augenbrauen  erscheint  sie  wohl  als  ein  charaktervoller  und 
merkwürdiger,  aber  nicht  sehr  liebenswürdiger  Typus  —  völlig 
schwarz  bis  zuletzt,  noch  ohne  ein  weißes  Haar  an  den  Schläfen. 
Von  der  Tradition  ganz  durchdrungen,  verlieh  sie  dem  Belvoir  für 
damalige  Zürcher  Begriffe  den  Charakter  eines  Hofes.  Unter 
ihrem  Einfluß  blieb  der  ganzen  vom  Durchschnitt  stark  ab¬ 
weichenden  Familie  bis  zu  ihrem  Erlöschen  das  Bewußtsein  ein¬ 
geprägt,  in  abgeschlossener  Stellung  von  den  andern  völlig  un¬ 
abhängig  handeln  und  urteilen  zu  können.  Weniger  ein  starkes 
herzliches  Gefühl,  als  die  ungeheure  Achtung  und  Schätzung 
für  das  Überlieferte  war  das  Zusammenhaltende  und  Lebendige: 
so  hat  ihr  Sohn  es  später  oft  schwer  genug  gehabt,  die  Selb¬ 
ständigkeit  seiner  aus  ganz  andern  Verhältnissen  stammenden 
jungen  Gattin  vor  Mutter  und  Schwester  zu  verteidigen.  Na¬ 
mentlich  die  alte  Frau  konnte  sich  mit  einer  Härte  und  einem 
Hochmut  geben,  die  widerspruchslose  Unterwerfung  heischten. 
Innerhalb  ihrer  Grenzen  fehlte  es  ihr  übrigens  keineswegs  an 
wärmerer  Empfindung:  wenn  sie  sich  zwar  für  sehr  befriedigt 
erklärte,  fast  zwanzig  Jahre  jünger  zu  sein  als  ihr  Mann,  so  hat 
sie  es  später  oft  tief  bedauert,  ihn  so  lange  zu  überleben.  Bei  un¬ 
unterbrochener  Kränklichkeit  litt  sie  überdies  an  häufigen  Hallu¬ 
zinationen;  sie  besaß  die  Gabe  des  zweiten  Gesichts  und  soll 
ihren  eigenen  Todestag  vorausgesagt  haben;  noch  auf  dem 
Sterbebett  erscheint  sie  wie  eine  Fürstin. 
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Der  Einfluß  dieser  rassehaften  und  stolzen,  wenn  auch  viel« 
leicht  etwas  äußerlichen  und  manchmal  wunderlichen  Frau  auf 
ihre  Kinder  war  sehr  bedeutend:  kein  Zweifel,  daß  diese  von  ihr, 
viel  mehr  als  von  dem  geistig  beweglicheren  und  anpassungs¬ 
fähigeren  Vater  die  wesentlichen  Charakterzüge  empfingen. 
Escher  hat  es  später  selbst  einmal  ausgesprochen,  sein  Leben 
sei  vor  allem  durch  die  Mutter  beaufsichtigt  und  geleitet  wor¬ 
den,  wie  er  sich  ihr  denn  auch  im  Hause  völlig  unterordnete. 
Das  Einzelne  entzieht  sich  begreiflicherweise  jeder  Kenntnis. 
Das  aber  steht  außer  Frage,  daß  der  Familientypus  in  ihm  eher 
gemildert  erschienen  ist:  wenn  Escher  später  durch  einen  ent¬ 
schiedenen  Hang  zum  Autoritären  vielfach  anstieß,  wenn  seine 
ganze  Natur  sich  früh  auf  den  politischen  Ehrgeiz  hin  ent¬ 
wickelte,  wenn  er  als  Staatsmann  eine  klare  und  unabänderliche 
Richtung  wie  kein  zweiter  innehielt  und  lieber  auf  die  Teil¬ 
nahme  am  politischen  Leben  verzichtete,  als  Konzessionen  zu 
machen,  so  wird  man  hier  überall  Züge  vor  allem  des  mütter¬ 
lichen  Charakters  erblicken.  Vom  Vater  mag  dagegen  die 
warme  Herzlichkeit  stammen,  die  wenigstens  den  Privatmann 
auszeichnete.  Wohl  liebte  auch  Escher  es,  im  großen  wie  im 
kleinen  zu  regieren;  aber  er  hat  sich  doch  von  Nahestehenden 
wie  seiner  Mutter  und  Schwester  —  später  von  der  Tochter  — 
oft  kommandieren  und  von  Freunden  etwa  mißbrauchen  lassen. 
Bei  seiner  Schwester  Clementine  namentlich  erscheinen  die 
Familienzüge  noch  viel  schärfer.  Willenskräftig  und  energisch, 
besonders  in  der  Jugend  von  einer  den  Bruder  anfangs  über¬ 
strahlenden  Begabung,  pflegte  sie  noch  im  Alter  zu  äußern:  „Ich 
hätte  der  Bub  werden  sollen",  während  der  von  ihr  abgöttisch 
Verehrte  mehr  nur  der  Öffentlichkeit  als  die  wuchtige  und  ge¬ 
schlossene  Verstandesnatur  gegenübertrat,  die  solche  Leistungen 
einzig  ermöglicht.  Es  steht  ja  außer  Frage,  daß  der  künftige 
Diktator,  bei  aller  nicht  aus  ihrer  Bahn  zu  werfenden  Energie, 
innerlich  ein  sehr  weicher  und  verletzbarer  Mensch  gewesen 
ist:  in  seltener  Weise  trafen  bei  ihm  ganz  verschiedene  Eltern¬ 
eigenschaften  harmonisch  zusammen,  ln  einem  Charakter¬ 
zug  freilich  unterscheidet  er  sich  auch  vom  Vater:  sein  Leben 
lang  besaß  er  unendlich  weniger  Menschenkenntnis  als  dieser, 
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und  nur  zu  leicht  pflegte  er  bei  eintretenden  Enttäuschungen 
das  Kind  mit  dem  Bade  auszuschütten.  Nach  der  Weise  gefühls¬ 
starker  Natur  stellte  er  sich  eben  ganz  empfindungsmäßig 
zu  seiner  Umgebung  ein.  Er  erwartete  von  den  Menschen  zu 
viel:  entweder  hatte  er  sie  furchtbar  gern  und  hob  sie  am  lieb¬ 
sten  ganz  zu  sich  hinauf,  ohne  ihre  Fehler  zu  bemerken,  oder 
dann  erfolgte  der  Bruch.  Mehr  als  ein  Mißgriff  seines  öffent¬ 
lichen  Lebens  erklärt  sich  daraus,  daß  man  es  ihm  so  gewisser¬ 
maßen  „antun”  konnte:  der  grundgescheite  und  vielerfahrene 
alte  Herr  hätte  sich  kaum  derart  täuschen  lassen;  aber  wenn  die 
Folgen  vielfach  unerfreulich  wurden,  so  stammte  doch  auch  der 
Irrtum  aus  einem  warmen,  nach  Anhänglichkeit  und  Freund¬ 
schaft  verlangenden  Herzen. 

Solcher  Gestalt  ist  der  Umkreis,  in  dem  der  bedeutendste  zür¬ 
cherische  Staatsmann  des  19.  Jahrhunderts  erwuchs:  daß  ein 
Führer  des  Radikalismus  daraus  hervorgehen  würde,  konnte  da¬ 
mals  niemand  ahnen;  allein  vorderhand  trat  der  Anteil  an  der 
politischen  Veränderung,  wie  er  durch  die  pessimistischen  Äuße¬ 
rungen  des  Vaters  in  dem  Sohne  vielleicht  hätte  geweckt  werden 
können,  vor  den  ebenfalls  unter  väterlichem  Einfluß  entwickelten 
naturwissenschaftlichen  Neigungen  zurück,  die  ja  durch  die  be¬ 
ständige  Arbeit  an  der  großen  Sammlung  stets  neue  Nahrung  er¬ 
halten  mußten.  Zwar  war  es  den  Vorstellungen  Salomon  Vöge- 
lins,  des  einen  der  für  den  Privatunterricht  herangezogenen  Leh¬ 
rer,  gelungen,  die  Bedenklichkeiten  des  Vaters  zu  überwinden, 
der  seinen  Knaben  nicht  dem  Umgang  mit  unpassenden  Schul- 
und  Spielkameraden  in  den  öffentlichen  Schulen  aussetzen 
wollte;1  und  so  trat  denn  der  Fünfzehnjährige  im  Frühjahr  1834 
in  die  erste  Klasse  des  neu  gegründeten  oberen  Gymnasiums  ein, 
das  in  dem  Philologen  Johann  Kaspar  v.  Orelli,  dem  Physiker 
Albert  Mousson,  dem  Historiker  Heinrich  Escher  und  Anderen 
Lehrer  von  zum  Teil  anerkannter  wissenschaftlicher  Geltung  be¬ 
saß.  Allein  trotz  dieser  Verpflanzung  blieb  das  häusliche  Leben 
mit  seinen  Anregungen.  Das  fröhliche  und  aufgeweckte  Wesen 
des  geistig  rasch  sich  entwickelnden  Jünglings  zog  namentlich 

1  Siehe  die  oben  zit.  Biographie  Vög-elins  im  „Neujahrsblatt  ”  der  Zür¬ 
cher  Stadtbibiliothek  1887,  p.  37. 
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den  um  zehn  Jahre  älteren  Heer  in  seinen  Bann,  der  den  Kindern 
zwar  nur  einigen  Botanik-  und  entomologischen  Unterricht  er¬ 
teilte,  den  Sohn  aber  bald  an  all  seinen  wissenschaftlichen  Inter¬ 
essen  teilnehmen  lieh.  „Ganz  besonders  erfreulich  ist  es  mir”, 
schrieb  ihm  der  Vater  im  Frühjahr  1834,  „auch  Sie  so  anhänglich 
von  Alfred  sich  ausdrücken  zu  sehen.  Ihre  Freundschaft  wird  ihm 
von  unendlichem  Nutzen  seyn,  und  ich  möchte  mir  schmeicheln, 
daß  er  sich  derselben  nicht  unwürdig  zeigen  und  Ihnen  dann 
später  durch  seine  entomologischen  Leistungen  auch  Freude 
gewähren  werde  und  auf  diese  Weise  das  so  glücklich  begon¬ 
nene  Verhältnis  eins  der  innigsten  und  freundschaftlichsten 
Zeitlebens  bleiben  werde.”1  Mit  der  ungesuchten  Autorität  des 
älteren  Kameraden  führte  der  junge  Forscher  den  Heranwach¬ 
senden  in  seine  Erlebnisse  und  Probleme  ein,  entwickelte  dessen 
Naturliebe,  berichtete  über  die  unternommenen  Exkursionen. 
Ohne  den  Mentor  herauszukehren,  gewährte  er  dem  Werdenden 
eine  Freundschaft,  die  den  Altersunterschied  beinahe  vergessen 
ließ.  Ja  der  Jüngere  half  in  kurzem  beim  Fertigstellen  von 
Heers  Publikationen,  mit  zum  Teil  spaßhaft  betontem  Selbst¬ 
bewußtsein  und  jener  liebenswürdigen  Neckerei,  die  auch  dem 
Erwachsenen  später  oft  zu  Gebote  stand.  Bereits  kündigt  sich, 
neben  der  Sorgfalt  in  der  Durchführung  übernommener  Auf¬ 
gaben  und  einer  freudigen  Arbeitskraft,  das  ruhige  Gefühl 
eigenen  Wertes  an,  das  nur  die  gewissenhafte  Pflichterfüllung 
zu  geben  vermag.  Wie  bezeichnend  äußert  sich  der  Sechzehn¬ 
jährige  zum  Beispiel  über  eine  nicht  näher  bekannte  Verleum¬ 
dung:  „Was  ich  unter  jener  Bosheit  verstehe,  wissen  Sie  so  gut 
als  ich,  und  daß  sie  nie  ruhe,  wird  Sie  so  wenig  befremden,  als 
es  mich  befremdet  hat.  Gut  ist  es  jedenfalls  —  denn  mein  Zorn 
könnte  allzusehr  aufbrennen  —  daß  sie  sich  nicht  mehr  mit 
Versuchen  der  Verleumdung  an  mich  macht.  Ich  habe  gezeigt, 
daß  ich  selbst  denken  und  selbst  wollen  kann.  Ich 
werde  es  auch  ferner  zeigen.”2 

Die  sorgfältige  häusliche  Erziehung,  die  jeden  schädlichen 
Einfluß  von  den  Kindern  fernzuhalten  strebte,  hatte  diese  freilich, 

1  30.  März  1834. 

2  An  Osw.  Heer,  3.  August  1835. 


2  Gagiiardi,  Alfred  Escher. 
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wie  vom  Eindruck  der  Not,  auch  von  mannigfach  förderndem 
Jugendverkehr  abgerückt,1  und  so  bedeutete  es  für  den  Fünf¬ 
zehnjährigen  eine  neue  Epoche,  als  er  durch  den  Übertritt  ans 
kantonale  Gymnasium  1834  zum  erstenmal  unter  den  Alters¬ 
genossen  erschien.  Seine  Jugendentwicklung  ist  in  keiner 
Weise  die  normale:  den  Kampf  ums  Dasein  hatte  der  Vater  sieg¬ 
reich  für  ihn  durchgefochten,  und  das  Heranwachsen  in  so 
glänzenden  äußeren  Verhältnissen  verlieh  ihm  von  Anfang  an 
jene  innere  Sicherheit,  die  ihn  überall  an  die  erste  Stelle  rückte. 
Ihm  gab  das  Schicksal  nicht  bloß  ein  Elternhaus  von  großem 
Wohlstand,  sondern  überdies  mit  allen  Bildungsmitteln  ausge¬ 
stattet,  und  einen  Vater,  der,  in  feinem  Verständnis  für  die 
Eigenart  des  Sohnes,  diesem  doch  völlige  Freiheit  des  Werdens 
ließ.  Sein  ganzes  Leben  lang  hat  Alfred  Escher  an  seinen  Eltern 
zärtlich  gehangen.  Ihrer  Einsicht  ist  es  zu  danken,  wenn  der 
einzige  Erbe  von  Haus  und  Namen  das  mühelose  Wohlleben 
verachtete,  zu  dem  so  Manchen  die  Umstände  geführt  hätten, 
wenn  er  von  Anfang  an  nur  Wert  auf  das  Selbsterworbene  legte 
und  in  steter  Arbeit  die  Gaben  zu  entfalten  suchte,  die  ihm  ein 
günstiges  Los  geschenkt  hatte.2  Aber  freilich  brachte  diese  aus¬ 
nahmsweise  Bevorzugung  auch  den  Nachteil,  daß  der  Ver¬ 
wöhnte  den  Lebensbedingungen  der  Übrigen  etwas  fremder 
gegenüberstand,  und  daß  ihn  von  der  Masse  der  Volksgenossen 
eine  schwer  überbrückbare  Kluft  trennte.  Die  begründeten  und 
die  unbegründeten  Vorwürfe,  die  später  gegen  ihn  erhoben 
wurden,  liegen  großenteils  hierin,  und  mehr  als  gegen  seinen 

1  Über  den  Verkehr  der  Geschwister  mit  Friedr.  v.  Wyfi,  182 7,  siehe 
die  von  dessen  Sohn  Leo  v.  Wyfi  im  „Zürcher  Taschenbuch"  1912  p.  227 
und  228  veröffentlichten  Notizen.  1830/31  wurde  dann  in  einem  Neben¬ 
hause  des  „Neuberg”  von  Eschers  Vater  für  seinen  Sohn  eine  Turngesell¬ 
schaft  eingerichtet,  unter  der  Leitung  von  Alex.  Schweizer  und  Hans  Hch. 
Vögeli,  als  deren  Aktuar  Friedr.  v.  Wyfi  die  mit  Wichtigkeit  vereinbarten 
Statuten  redigierte  (p.  231).  Über  ihren  gemeinsamen  Besuch  des  obern 
Gymnasiums  vgl.  p.  239  und  246  ff.  (Verkehr  mittels  lateinischer  Billets 
zur  Lösung  schwieriger  Mathematikaufgaben  usw.  Ein  solches  lateinisches 
Schreiben  Eschers  an  Friedr.  v.  Wyfi  ist  noch  erhalten.)  Über  das  Sam¬ 
meln  von  Holz  am  Sechseläuten  1832  p.  253. 

2  Zum  Teil  nach  Joh.  Scherr  (wieder  abgedruckt  in  dessen  Skizzenbuch 
„Haidekraut”,  1883,  p.  23  ff.;  sowie  bei  C.  Keller-Escher:  „Gesch.  d.  Farn. 
Escher  vom  Glas”  p.  64  ff.). 
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Charakter  richten  sich  diese  im  Parteikampf  dann  natürlich  weit 
übertriebenen  Anklagen  gegen  die  Verhältnisse. 

Durch  seinen  Eintritt  in  die  öffentlichen  Schulen  kam  Escher, 
der  bisher  im  väterlichen  Hause  mehr  abseits  gelebt  hatte,  nun 
in  Verbindung  mit  gleichaltrigen  Kameraden,  und  zwar  mit  Ge¬ 
nossen,  denen  er  zum  Teil  während  seiner  ganzen  Studienzeit 
befreundet  blieb:  so  dem  spätem  Oberrichter  Jak.  Escher-Bod- 
mer1  und  dem  nachmaligen  Gesandten  in  Wien,  Joh.  Jak. 
Tschudi,  dem  berühmten  Anatomen  Albert  Kölliker,  dem 
Rechtshistoriker  Friedr.  v.  Wyh  u.  a.  Namentlich  mit  Escher, 
der  damals  ebenfalls  an  naturwissenschaftliche  Studien  dachte, 
verkehrte  er  bis  zu  ihrer  1845,  bei  Alfred  Eschers  erstem  politi¬ 
schem  Hervortreten,  sich  ergebenden  Entfremdung  als  dem 
nächsten  Freunde.  Nachdem  er  schon  im  November  1835  mit 
Friedr.  v.  Wyß  und  Andern  einen  literarischen  Verein  gegründet 
hatte,  dem  von  der  Lehrerschaft  ein  Zimmer  im  Schulhaus  selber 
angewiesen  wurde,2  bildeten  Alfred  und  Jak.  Escher,  zusammen 

1  Siehe  darüber  Cd.  Escher  im  „Neujahrsblatt”  der  Zürcher  Stadtbibi. 
1910,,  p.  12  ff.  Alfr.  Escher  hatte  ihn,  wie  aus  J.  Eschers  im  Besitz  seines 
Sohnes  —  Oberrichter  Dr.  C.  Escher-Prince  —  befindlichen  Selbstbiographie 
hervorgeht,  schon  vorher  bei  einer  regelmäßig  am  Sonntag  abend  sich 
versammelnden  Knabengesellschaft  kennen  gelernt,  der  u.  a.  auch  Friedr. 
v.  Wyß  angehörte. 

2  Th.  Hug  und  Gg.  Finsler:  „Abriß  der  Gesch.  des  Zürcher.  Gymna¬ 
siums”  in  der  „Festschrift”  zum  50jährigen  Bestand  der  Kantonsschule 
p.  23/24.  Auch  die  Selbstbiographie  J.  Eschers  hebt  hervor,  daß  Alfr. 
Escher  schon  damals  Freude  daran  hatte  und  es  verstand,  einen  solchen 
Verein  anzuregen  und  zu  leiten.  Friedr.  v.  Wyß  sagt  („Taschenbuch”  1912 
p.  247  ff.),  die  Gründung  sei  von  Alfr.  Escher  ausgegangen,  der  seine 
Gabe,  zu  herrschen  und  zu  organisieren,  schon  damals  bewährte.  „Die  ersten 
Mitglieder  waren  er,  [Diethelm]  Ziegler  [später  Pfarrer  in  Pfäffikon],  Jak. 
Escher  und  ich.  Wenn  es  möglich  gewesen  wäre,  hätte  er  mich,  da  ich 
kein  gefügiger  Untertan  war,  wohl  gern  bei  Seite  gelassen. . . .  Die  Sache 
wurde  mit  großem  Ernst  betrieben,  ausführliche  Statuten  aufgestellt,  ein 
Präsident,  Aktuar  und  Quästor  gewählt;  Aufsätze  mit  Rezensionen,  freie 
Vorträge,  Vorlesungen  aus  Büchern,  Diskussionen  sollten  regelmäßig  in 
den  alle  14  Tage  stattfindenden  Sitzungen  geleistet  und  ein  Lesezirkel  in 
Gang  gesetzt  werden.  Bald  suchte  A.  Escher  auch  die  anderen  Klassen 
herbeizuziehen  und  einen  einheitlichen,  allgemeinen  Gymnasial  verein  zu 
gründen.”  Das  Projekt  sei  aber  am  Widerstand  der  selbstbewußten  ersten 
Klasse  gescheitert,  und  auch  die  Hoffnungen  auf  freundschaftliche  Verbin¬ 
dung  und  Geselligkeit  hätten  sich  nur  sehr  unvollkommen  erfüllt:  „dafür 
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mit  Tschudi,  einen  naturwissenschaftlichen  Zirkel,  die  „Oke- 
nia”/  nach  dem  Naturphilosophen  und  Naturforscher  Lorenz 
Oken  so  genannt,  der  seit  1833  an  der  Zürcher  Hochschule 
lehrte.  Daneben  bereisten  die  beiden  in  den  Sommerferien  je¬ 
weilen  ihre  Heimat:  1835  durchzogen  sie  das  Engadin,  um  von 
dort  über  den  Berninapaß  ins  Veltlin  vorzudringen  und  dann 
über  den  Splügen  zurückzukehren,  stets  mit  botanischen  und 
Insektenforschungen  beschäftigt.2  1836  besuchten  sie  Engel¬ 
ging  es  unter  A.  Eschers  gewichtiger  Leitung  zu  hochfahrend,  gebunden 
und  trocken  zu.”  Später  habe  die  Sache  dann  freiere  Form  angenommen, 
besonders  unter  Wyßens  Leitung:  „so  ernst  besorgt  und  von  der  Wichtig¬ 
keit  der  Sache  durchdrungen,  wie  A.  Escher,  war  ich . . .  nicht."  —  Auch  die 
noch  erhaltenen  Briefe  von  Friedr.  v.  Wyß  an  seinen  Bruder  Georg,  deren 
Kenntnis  der  Verfasser  Hm.  Pfr.  Leo  v.  Wyß  verdankt,  verraten  den  Gegen¬ 
satz.  Am  27.  November  1835  berichtet  er  die  Gründung  des  Vereins: 
„Alfr.  Escher,  mit  dem  ich  jetzt  wieder  beßer  als  je  stehe  (er  hat  den  dum¬ 
men  Tschudi  etwas  auf  gegeben),  ist  Präses  und  sehr  eifrig  in  seinem  Amte.” 
Schon  am  18.  Dezember  1835  heißt  es  dann,  Escher  und  er  seien  in  allen 
Verhandlungen  und  Unterredungen  meist  Antagonisten,  so  daß  sich  die  Ge¬ 
sellschaft  gewöhnlich  auf  die  eine  oder  andere  Seite  schlage,  eine  Vor¬ 
schule  des  politischen  Kampfs.  Sonst  herrsche  gutes  Einvernehmen:  Escher 
sei  sehr  tätig;  doch  mache  die  Fortführung  des  Vereins  wegen  der  Teil¬ 
nahmslosigkeit  der  Übrigen  Schwierigkeiten.  Am  14.  Mai  1836  berichtet 
er  von  der  Einrichtung  eines  Lesezirkels:  „es  ist  eigentlich  im  Grunde  eine 
ziemlich  überflüssige  Sache;  aber  da  der  hohe  Kopf  Alfr.  Eschers  sie  gebar, 
ist  sie  durchgegangen.”  Am  28.  Mai  heißt  es,  die  Scheidung  von  Indu¬ 
striellen  und  Studiosen  sei  in  diesem  Augenblick  stärker  als  je,  so  daß  es 
unter  den  Kameraden  nicht  mehr  recht  gehe.  „Alfr.  Escher  besonders,  der 
gewaltig  den  wissenschaftlichen  spielt,  macht  einen  Gegensatz.”  Am 
29.  Dezember  schreibt  er:  „Mit  den  Wölfen  muß  man  eben  heulen;  sonst 
wird  man  gefressen.  Daß  Alfr.  Escher  der  Hauptmann  der  Wölfe  ist,  ver¬ 
steht  sich  von  selbst.  Man  möchte  alle  Tage  beten:  „Gott  gib  uns  Geist 
und  jugendlichen  Sinn;  nimm  uns  das  altkluge  Nachtkappenthum.”  Sie 
haben  mich  auch  in  eine  neue  Comission  wählen  wollen . . . ;  ich  habe  mich 
aber  mit  dürren  Worten  für  die  Ehre  höchlich  bedankt,  und  da  sind  sie  nun 
böse  geworden.  In  der  Section  geht  es  zuweilen  etwas  besser,  besonders 
seitdem  Schinz  (wohl  der  spätere  Privatdozent  für  Mathematik  am  Poly¬ 
technikum)  dabei  ist,  bei  dem  die  gesunde  Vernunft  wenigstens  etwas  mehr 
überzieht  als  bei  Alfr.  Escher.”  Am  9.  April  1840  meint  er  dann  vollends, 
mit  Escher  sei  er  nun  durchaus  Überwerfen.  „Ich  sehe  immer  mehr,  daß 
wir  nach  unserer  Anlage  uns  gegenseitig,  wenn  auch  nicht  hassen,  doch 
durchaus  entgegenstehen  müssen”  (siehe  auch  im  Folgenden). 

1  Durch  den  Weggang  Tschudis  von  der  Schule  allerdings  bald  unter¬ 
brochen. 

2  Von  Jak.  Escher,  wie  auch  die  im  Folgenden  genannten  Reisen,  aus¬ 
führlich  beschrieben.  „Die  Mutter  meines  Reisegefährten,  eine  zarte,  häufig 
an  Kopfschmerzen  leidende  Dame,  war  sehr  besorgt  um  ihren  Sohn  und 
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berg,  Leuk,  das  Bagnestal  bis  zum  Col  de  Fenetre,  umwander- 
ten  auf  der  italienischen  Seite  den  Grand  Combin  bis  zum  Ho¬ 
spiz  des  Groben  St.  Bernhard  und  kehrten  dann  nach  Martigny 
zurück.  Vor  allem  aber  bereisten  sie  1837,  nach  dem  Abschluß 
der  Schulzeit,  in  Begleitung  Köllikers  und  des  späteren  Arztes 
der  päpstlichen  Schweizer  Truppen,  Karl  Sinz  von  St.  Gallen,  in 
22tägiger  Exkursion  ein  zweites  Mal  das  Wallis:  vom  3. — 7.  Au¬ 
gust  umwanderten  sie,  von  einem  Führer  und  drei  Trägern 
unterstützt,  den  Monte  Rosa,  unter  beständigem  Botanisieren 
und  Käfersammeln,  zum  Teil  mit  beträchtlichen  körperlichen 
Anstrengungen,  da  nicht  weniger  als  sechs  Pässe  von  2600  bis 
zu  3300  Metern  überschritten  werden  mußten  und  die  mangel¬ 
haften  Führer-  und  Unterkunftsverhältnisse,  sowie  die  unzu¬ 
länglichen  Karten  das  Unternehmen  noch  erschwerten.* 1 

Während  Escher  so  unter  den  Gleichaltrigen  Fuß  faßte  und 
die  eigene  Heimat  kennen  lernte,  trat  jetzt  im  Frühjahr  1837  der 
Schulabschluß  und  die  Wahl  des  Studiums  an  ihn  heran.  Noch 
1836  hatten  die  Naturwissenschaften  ganz  im  Vordergrund  ge¬ 
standen:  die  Briefe  sind  an  den  „stud.  phys.”  adressiert.  Doch 
meldet  sich  in  den  Schreiben  an  Heer  neben  den  entomologi- 
schen  Interessen  nun  allmählich  auch  das  politische,  das  ja 
durch  die  bewegten  Zeitläufe  überall  geweckt  werden  mußte.2 * * * * 

nahm  mit  Thränen  von  ihm  Abschied;  auch  mußte  er  ihr  heilig  versprechen, 
sobald  wir  über  den  damals  als  gefährlich  angesehenen  Walenstattersee 
nach  Walenstatt  gelangt  sein  würden,  ihr  brieflich  davon  Kunde  zu  geben.” 
Escher  schrieb  am  3.  August  an  Heer,  die  Exkursion  auf  die  Bernina  sei  in 
entomologischer  Hinsicht  mißglückt,  da  man  zu  spät  am  Berninagletscher 
angelangt  sei. 

1  Neben  den  aus  der  Autobiographie  Jak.  Eschers  stammenden  An¬ 
gaben  bei  Cd.  Escher  p.  17  siehe  auch  die  Schilderung  bei  Alb.  Kölliker: 
„Erinnerungen  aus  meinem  Leben”  (1899)  p.  27/28,  der  sie  als  seine  bei 
weitem  schönste  Bergreise  bezeichnet  und  als  Teilnehmer  statt  Sinz  irrtüm¬ 
lich  den  Botaniker  Karl  Nägeli  nennt.  ,  Sie  seien  fast  die  ersten  Natur¬ 
forscher  gewesen,  die  jene  Gegenden  bereisten. 

2  Deutliche  Spuren  dafür  finden  sich  vor  allem  in  einem  Brief  an  Heer 
vom  12.  Oktober  1836  (Zürcher  Zentralbibl.):  „Von  den  Begebenheiten 
im  Vaterlande  Ihnen  irgend  etwas  Neues  in  einem  mit  poste  restante  be- 

zeichneten  Briefe  melden  zu  wollen,  hieße  die  Rolle  des  Schaffhauser  Corre¬ 

spondenten  oder  der  Bürklischen  Freitagzeitung  übernehmen.  Ich  freue 

mich  übrigens  mit  Ihnen,  daß  bei  diesem  Anläße  die  Bürger  der  ,von  einer 

Faction  geknechteten  und  verführten  Schweiz'  und  die  Bürger  ,der  nicht 

geknechteten  und  freien  Schweiz7  an  den  Tag  kommen,  sowie  das  Zahlen- 
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Und  wie  der  um  ein  Jahr  ältere  Jakob  Escher  entschloß  er  sich 
nach  kurzem  Zögern  für  den  Dienst  des  Staates.  Die  naturwis¬ 
senschaftlichen  Neigungen  haben  zwar  noch  durch  Jahre  hin¬ 
durch  eine  wesentliche  Rolle  gespielt;  allein  im  April  1837 
schrieb  er  sich  an  der  Hochschule  als  Studierender  der  Rechts¬ 
wissenschaft  ein  und  öffnete  sich  damit  den  Zugang  zu  einer 
Tätigkeit,  die  ihn  wohl  in  jedem  Fall  an  sich  gezogen  hätte. 
Auch  der  Naturforscher  wäre  später  in  die  politischen  Kämpfe 
gerissen  worden,  die  seinem  schaffensfreudigen  Temperament 
entsprachen.  So  aber  wählte  er  den  Beruf,  der  ihn  in  unmittel¬ 
bare  Berührung  mit  dem  Rechts-  und  Verfassungsleben  bringen 
mußte.  Die  wesentlichen  Kräfte  seines  Innern  hat  er  indes  da¬ 
mals  noch  kaum  erkannt,  und  erst  während  der  Studienzeit 
bildete  sich  endgültig  die  Prägung  des  Persönlichen. 

Die  1833  gegründete  zürcherische  Universität,  in  welcher  der 
Liberalismus  der  Epoche  sich  gewissermaßen  sein  Denkmal  ge¬ 
setzt  hatte,  besaß  damals  besonders  an  der  juristischen  Fakultät 
Kräfte  ersten  Ranges.  Der  Escher  auch  verwandtschaftlich  nahe 
stehende  Romanist  Friedr.  Ludwig  Keller,  bis  1837  zugleich 
Präsident  des  zürcherischen  Obergerichts  —  später  in  Berlin  ein 
Hauptwortführer  der  preußischen  Konservativen — ,  und  der  da¬ 
mals  ebenfalls  noch  vorwiegend  dem  römischen  Recht  zuge¬ 
wandte  Joh.  Kaspar  Bluntschli  haben  nachher  europäischen  Ruf 
erlangt.  Allein  auch  die  Übrigen,  die  Theologen  Hitzig  und 
Alex.  Schweizer,  der  Mediziner  Schönlein,  die  Philologen  Orelli 
und  Sauppe,  der  Historiker  Hottinger,  die  Naturforscher  Oken, 
Osw.  Heer  und  Arn.  Escher  von  der  Linth,  stellten  eine  Vereini¬ 
gung  von  Kräften  dar,  wie  sie  einer  neugeschaffenen  Hoch- 

* 

schule  selten  zu  Gebote  stehen.  Wohl  waren  die  Raumverhält¬ 
nisse  bedenklich,  da  das  Kollegiengebäude  noch  nicht  fertig  ge¬ 
stellt  war;  allein  ein  vortrefflicher  wissenschaftlicher  Geist  und 

Verhältnis  beider  in  den  einzig-  g-esetzlichen  Behörden,  den  Großen  Räthen 
der  einzelnen  Kantone l”  In  seiner  Selbstbiographie  betont  J.  Escher,  sein 
Freund  sei  mit  dem  plötzlichen  Entschluß  eines  juristischen  Studiums  vor¬ 
angegangen.  Der  feierlichen  Tagsatzungseröffnung  im  Zürcher  Groß¬ 
münster,  am  1.  Juli  1833,  hatte  er  an  der  Seite  von  Friedr.  v.  Wyß  gewiß 
nur  mit  der  Neugier  an  der  Schaustellung  beigewohnt  (Erinnerungen  von 
Friedr.  v.  Wyß,  im  „Zürcher  Taschenbuch”  1912  p.  221). 


Jugend-  und  Bildungsjahre 


23 


die  geringe  Zahl  von  kaum  200  Studenten,  unter  denen  bloß 
etwa  ein  Drittel  aus  dem  Kanton  selber  stammte,  ersetzten  diese 
Mängel,  die  übrigens  durch  die  Einweihung  des  neuen  Hauses 
„im  Hinteramt”,  am  30.  April  1838,  größtenteils  aufgehoben 
wurden. 

Mit  dem  klaren  Zielbewußtsein,  das  ihm  auch  später  eigentüm¬ 
lich  gewesen  ist,  betrieb  Escher  von  Anfang  an  seine  Studien.  Im 
ersten  Semester  belegte  er  neben  der  „Geschichte  und  den  Insti¬ 
tutionen  des  römischen  Rechts”  von  Bluntschli  und  dem  „Cicero” 
Kellers  in  der  Hauptsache  zwar  noch  Vorlesungen  allgemeineren 
Charakters:  Äschylos'  „Prometheus”  (oder  Perser)  bei  Sal.  Vöge¬ 
lin,  Aristophanes'  „Frösche”  (bei  Dr.  Winckelmann),  neueste  Ge¬ 
schichte  seit  dem  Tod  Friedrichs  des  Großen  (bei  Hans  Heinrich 
Vögeli),  und  schließlich  die  Entomologie  Heers.  Allein  schon 
im  Winter  1837/38  ging  er  dann  ausschließend  zur  Jurisprudenz 
über:  Pandekten  und  exegetische  Übungen  bei  Bluntschli, 
„Cicero  aus  den  Antiquitäten  des  öffentlichen  und  Privatrechts” 
bei  Keller,  die  „Geschichte  des  griechischen  Staatslebens  und 
Staatsrechts  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Plato  und  Aristote¬ 
les”  (bei  dem  Philologen  Sauppe)  sind  die  Themata,  die  ihn  nun 
beschäftigten.  Außerdem  nahm  er  mit  Jak.  Escher,  Friedr. 
v.  Wyß,  Joh.  Jak.  Blumer  und  Andern  Teil  an  einem  an  den 
Sonntagabenden  des  Wintersemesters  sich  versammelnden  juri¬ 
stischen  Kränzchen,  in  dem  freie  Vorträge  der  Mitglieder  über 
römsiches  Recht  angehört  und  besprochen  wurden.1  Neben  den 
Studien  aber  ging  eine  eifrige  Tätigkeit  im  Zofingerverein,  in 
den  er  am  19.  Mai  1837  aufgenommen  wurde  —  zusammen  mit 
Friedr.  v.  Wyß  und  andern. 

Seine  Wahl  entfesselte  freilich  eine  lebhafte  Debatte:  wäh¬ 
rend  die  Mitbewerber  widerspruchslos  passierten,  wurde  er  von 
den  drei  übungsgemäß  ihn  Empfehlenden  zwar  als  ein  „fester 

1  Aufzeichnungen  Blumers  bei  J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer”,  2.  Auflage, 
p.  10.  Blumer  hatte  bei  einer  Zusammenkunft  der  Schaffhauser  mit  den 
Zürcher  Turnern  auf  dem  Irchel  im  Sommer  1836  die  erste  flüchtige  Be¬ 
kanntschaft  mit  Escher  gemacht,  der  ihm  durch  seine  schöne  Gestalt  und 
die  gefälligen  Formen  imponierte.  Über  ihre  spätere  Freundschaft  äußern 
sich  die  Lebensaufzeichnungen  Blumers  (im  Besitze  von  B.  H.  Tschudi  in 
Glarus):  „Das  innigste  Freundschaftsbündnis  schloß  ich  in  Zürich  mit  dem 
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Mensch  in  wissenschaftlicher  und  politischer  Beziehung"  dar* 
gestellt,  „als  ein  Jüngling  von  Charakter  und  Freundschaft,  der 
früher  falsche  Vorstellungen  vom  Zofingerverein  gehegt"  habe; 
allein  einer  der  drei  fügte  hinzu,  daß  er  „eine  etwas  zu  hohe 
Meinung  von  sich  selbst  habe,  indem  er  immer  isoliert  werde." 
Darauf  entstand  dann  ein  förmlicher  Streit  über  den  Charakter 
des  zu  Wählenden,  in  der  eigentümlichen  Phraseologie  der  Zeit: 
die  Einen  fanden,  die  Mitglieder  des  Vereins  sollten  nicht  nur 
keine  bösen  Menschen  sein,  sondern  eine  höhere  Sittlichkeit 
kennen.  „Ob  Alfr.  Escher,  wie  er  geistig  hoch  stehe,  auch  in 
diesem  Gebiethe  hervorrage,  darüber  war  der  Kampf  entstanden, 
und  einzelne  Verstöße  wurden  aufgedeckt;  doch  nur  Wenige 
wußten  etwas  Bestimmtes,  und  Viele  sagten,  der  Umgang  mit 
Menschen  habe  veredelt  und  werde  veredeln,  zumal  da  Eschers 
Sinn  nicht  einer  ist,  der  das  Schöne  nicht  beachtete."  Zuletzt 
kam  die  Wahl  in  der  Überzeugung  doch  zustande,  „daß  Escher 
im  Vereine  mit  manchen  edeln  Jünglingen  erstreben  werde,  das 
sittliche  Ziel  zu  erreichen,  das  einzig  des  Studirenden  würdig 
ist.  Und  sind  die  Beschuldigungen  niemals  gegründet  gewesen, 
so  wird  seine  Reinheit  über  die  Meinung  siegen."1 

Die  Tätigkeit  im  Zofingerverein  hat  eine  wesentliche  Seite  in 
Alfred  Eschers  Veranlagung  erst  entwickelt.  Er  selbst  hob  in 
einem  Abschiedsbrief  an  die  Lausanner  Sektion,  vor  seiner  Ab¬ 
reise  nach  Deutschland,  im  März  1838  hervor,  wie  er  sich  nie  zu 

strebsamen  Alfr.  Escher,  welcher  eine  so  bedeutende  Rolle  im  Vaterland  zu 
spielen  berufen  war.  Wie  er  mir  nachher  einmal  mittheilte,  hatte  ihm  mein 
ehemaliger  Mitschüler  Jak.  Tschudi,  der  mit  ihm  das  Gymnasium  in  Zürich 
besuchte.  Günstiges  über  mich  gesagt;  das  Nämliche  vermuthe  ich  von 
seinem  damaligen  Hausgenossen,  Prof.  Heer,  der  wenigstens  meine  Familie 
kannte  und  wohl  auch  schon  von  mir  gehört  hatte.  Er  suchte  daher  meine 
Bekanntschaft  und  kam  mir  in  jeder  Weise  entgegen,  indem  er  über  alle 
äußern  Dinge  hinweg  sah,  in  denen  er  mir  unendlich  überlegen  war;  er 
machte  mich  mit  seiner  Familie  bekannt,  in  welcher  ich  nachher  recht 
heimisch  wurde,  und  führte  mich  in  Zürichs  höhere  Gesellschaft  ein,  welche 
sich  damals  auf  Redoutenhällen  versammelte.  Wenn  ich  im  Laufe  der  Zeit 
in  der  Gesellschaft  mich  etwas  besser  bewegen  lernte,  so  habe  ich  ihm 
daran  Vieles  zu  verdanken."  Siehe  ferner  die  „Erinnerungen  aus  dem 
Leben  des  sei.  Prof.  Dr.  Fr.  v.  Wyß"  im  „Zürcher  Taschenbuch"  1913  p.  86. 

1  Protokoll  d.  Zof.-Vereins,  19.  Mai  1837.  Als  Kandidat  wird  er  zum 
erstenmal  am  28.  April  1837  verzeichnet. 
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diesem  Punkt  erhoben  hätte  ohne  die  Verbindung.1  Wenn  ihn 
bisher  eher  eine  gewisse  Unbeholfenheit  im  täglichen  Verkehr 
charakterisiert  hatte,  so  rief  nun  die  Teilnahme  an  den  Debatten 
und  einem  von  höherem  Streben  bewegten  Vereinsleben  jene 
Vorliebe  für  die  parlamentarischen  Formen  hervor,  die  für  sein 
künftiges  Wirken  eine  so  wesentliche  Voraussetzung  bildete. 
Schon  im  November  1837  wurde  er  zum  Korrespondenten  der 
Zürcher  Sektion  mit  derjenigen  von  Lausanne  gewählt,2  und 
gleich  sein  erstes  Schreiben,  vom  24.  November,  bemächtigt 
sich  jener  Frage,  die  als  die  grundlegende  unseres  Staates  wohl 
immer  die  Geister  bewegen  wird:  des  Problems  einer  gesamt¬ 
schweizerischen  Nationalität,  über  aller  Verschiedenheit  der 
Sprachen  und  einzelnen  Volksbestandteile,  ausgedrückt  mit 
jenem  jugendlichen  Gefühlsreichtum  und  -Überschwang,  der 
auch  bei  tätigen  Naturen  so  oft  die  Triebkraft  künftiger  Leistung 
bildet.  Nicht  ein  unterschiedsloser  Ausgleich  soll  nach  ihm  die 
Wurzel  dieses  eidgenössischen  Lebens  sein,  sondern  das  freie 
Spiel  der  Individualitäten.  „Ich  würde  mich  einer  solchen  Ein¬ 
heit  darum  nicht  freuen,  weil  in  ihr  der  Keim  der  Flachheit,  der 
Erschlaffung  der  Kräfte,  des  Todes  des  wahren  Republikanis¬ 
mus  liegt;  denn  nicht  in  der  Vereinigung,  sondern  im  Kampfe 
der  Elemente  wurzelt,  wie  alles  Leben,  so  auch  das  Leben  der 
Republik. . . .  Aber  über  dem  Kampfe  schwebt  unentwegt  und 
beständig  die  aus  dem  Kampfe  hervorgehende  innere  Einheit 
des  Geistes.”3 

Allein  neben  solchen  gesamtschweizerischen  Fragen,  die 
den  künftigen  Staatsmann  vorausahnen  lassen,  beschäftigten  ihn 

1  Ulr.  Beringer:  „Gesch.  des  Zofingervereins”,  Bd.  2  (1907),  p.  125. 
Eine  Übersicht  über  „Alfr.  Escher  als  Activzofinger”  gibt  bereits  Hans 
Schneider  im  25.  Bd.  des  „Centralblatts”  p.  518  ff.  Das  Folgende  beruht 
auf  eigener  Einsicht  der  Akten7  für  deren  Herbeischaffung  der  Verfasser 
vor  allem  den  Herren  cand.  jur.  Karl  Naef  und  D.  Walser  in  Zürich  dankt. 

2  Prot.  10.  Nov.  1857. 

3  Copirbuch  Nr.  6  des  Zürcherischen  Zofingerarchivs  p.  35  ff.,  sowie 
Zürcher  Korrespondenzbuch  der  Sektion  Lausanne  (28.  Nov.).  Weitere 
Auszüge  bei  Schneider  p.  527  ff.  (nach  der  Zusammenfassung  in  dem  unten 
zit.  Jahresbericht)  und  besonders  bei  Beringer  p.  175/76.  Siehe  ferner  den 
entsprechenden  Passus  im  Jahresbericht  1837/38  (handschriftlich)  p.  35/36, 
wo  des  Briefs  mit  besonderer  Anerkennung  gedacht  ist. 
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auch  die  inneren  Angelegenheiten  der  Verbindung:  anfangs 
1838  nahm  er,  zusammen  mit  seinem  Freund,  dem  spätem 
Ständerat  und  Bundesgerichtspräsidenten  J.  J.  Blumer  von  Gla¬ 
rus,  das  alte  Projekt  der  Bildung  von  Fakultätsgesellschaften 
zur  Hebung  des  wissenschaftlichen  Lebens  wieder  auf. 

In  einem  eigenen  Brief  an  die  Berner  suchte  er  solche  Fach¬ 
vereinigungen  anzuregen,  als  das  beste  Mittel  zu  tieferer  Ausbildung ; 
„denn  es  ist  bekannt,  wie  leicht  über  der  auf  Hochschulen  natürlich  sehr 
dominierenden  Receptivität  die  Productivität  zugrunde  geht,  wie  aber 
diese  durch  nichts  mehr  gehoben  wird,  als  durch  den  Ideenaustausch  in 
Facultätsgesellschaften."  Auch  der  vaterländische  Zweck  des  Vereins 
fordere  mindestens  ihre  Begünstigung;  ja  selbst  die  engere  Ver¬ 
bindung  unter  den  Sektionen  werde  dadurch  gefördert,  da  das  Streben 
nach  dem  selben  Lebenszweck  das  stärkste  Band  schon  unter  den 
Einzelnen  bilde.  „Mit  den  zunehmenden  Jahren  lebt  jeder  wißen- 
schaftliche  Geist  immer  mehr  in  seinem  Fache,  und  er  sieht  sich 
daher  auch  nach  Verbindungen  mit  denen  um,  welche  die  gleiche 
wißenschaftliche  Bahn  einschlagen.  Diesem  nun  einmal  durch  die 
Natur  gegebenen  Streben  soll  der  Zofingerverein  nicht  entgegen¬ 
wirken  :  er  könnte  es  auch  nicht ;  er  soll  es  vielmehr  begünstigen  und 
lieber  eine  engere  Verbindung,  wenn  auch  bloß  zwischen  einzelnen 
Abteilungen  des  Zofmgervereins  geknüpft  sehen,  als  daß  sich  dieses 
nun  einmal  nicht  zu  unterdrückende  Streben,  da  man  es  im  Schoß 
des  Zofmgervereins  nicht  dulden  will,  außerhalb  desselben  und  dann 
also  wohl  im  Gegensätze  mit  ihm  geltend  zu  machen  suche."  Auch 
die  Befürchtung,  die  durch  ihre  Fachinteressen  Verbundenen  würden 
dann  bloß  einen  engherzigen  Fakultätsgeist  pflegen  und  den  Gesamt¬ 
verein  vernachlässigen,  falle  dahin,  da  die  Erfahrung  lehre,  „daß  der, 
welcher  sich  gewöhnlich  in  einem  engern  Kreise  bewegt,  sich  nach 
dem  weitern  eigentlich  wieder  sehnt."  „Überhaupt  möchte  ich  fragen, 
ob  der  Zofinger  nicht  dadurch,  daß  er  in  den  Zofingerverein  getreten, 
zeigt,  daß  er  die  Verbindung  und  nicht  Vereinzelung,  daß  er  vereintes 
und  nicht  entgegengesetztes  Wirken  sucht,  und  ob  die  Betreibung 
der  Wißenschaft  denn  nicht,  statt  zu  zersplittern,  im  Gegentheil  ganz 
besonders  die  Einheit  in  allen  Dingen  offenbare.  Treten  denn  solche 
Facultätsverbindungen  ins  Leben  —  und  es  versteht  sich,  daß  man 
kein  Gesetz,  in  dieselben  zu  treten,  erlassen  könne,  daß  das  Gefühl 
ihres  Bedürfnißes  bei  den  jedesmaligen  Zofingern,  der  freie  Wille 
dieser  also  allein  sie  ins  Leben  rufen  kann  —  setzen  sie  sich  mit  den 
entsprechenden  Vereinigungen  in  andern  Sectionen  in  Verbindung, 
berichten  sie  sich  von  ihren  wißenschaftlichen  Arbeiten,  der  Richtung 
ihrer  Thätigkeit,  dem  Stande  ihrer  wißenschaftlichen  Anstalten,  so 
wird  nun  eben  diese  Verbindung  die  Zofinger  einander  näher  zuführen, 
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als  es  vorher  nicht  möglich  gewesen  wäre.  Und  wenn  zugegeben 
werden  muß,  daß  mit  dem  wachsenden  Alter  die  Bestrebungen  über¬ 
haupt  practischer  werden,  daß  sie  unvermerkt  sich  immer  mehr 
innerhalb  des  Kreises  bewegen,  in  den  sich  einmal  einer  gestellt, 
und  wenn  man  bei  Anerkennung  dieser  Wahrheit  doch  noch  an 
einen  Verein  der  zu  Männern  gewordenen  Zofinger  denken  kann  und 
noch  mit  Recht  dran  denkt,  so  werden  solche  Verbindungen,  wenn  irgend 
etwas,  dazu  beitragen,  um  den  Männern,  die  einmal  ins  practische 
Leben  getreten  sind,  eine  fortdauernde  Vereinigung  mit  denen  theuer 
zu  machen,  mit  welchen  sie  sich  dazu  vorbereitet  durch  gegenseitigen 
Rath,  Ermuthigung  und  Belehrung.  Sollte  aber  eine  so  herbeigeführte 
Vereinigung,  welche  von  Jugend  auf  Geistliche,  Rechtsgelehrte, 
Staatsmänner,  Ärzte  aus  den  verschiedenen  Gauen  der  Schweiz  in 
ihrer  Ausbildung  Hand  in  Hand  gehen  ließ,  nicht  auch  die  festere 
Einigung  und  ein  harmonisches  Zusammenwirken  dieser  im  einstigen 
praktischen  Leben  bedingen,  also  dem  Vaterlande  die  schönsten 
Früchte  bringen  V1 1 1 

Die  von  Blumer  und  ihm  mit  jugendlicher  Tatkraft  geförderte 
Anregung  stieb  freilich  schon  im  Zürcher  Verein  auf  Wider¬ 
stand.  In  den  Diskussionen  fand  man,  daß  es  sich  um  keinen 
Beschluß,  sondern  nur  um  eine  Besprechung  und  gegenseitige 
Ermunterung  handeln  könne.  Aber  darüber  hinaus  wurden  auch 
Unlust  und  Furcht  vor  dann  eintretender  Zersplitterung  und  Ab¬ 
sonderung  laut,  und  die  Antworten  der  auswärtigen  Sektionen 
fielen  vollends  so  aus,  „daß  ein  großes  Werk  der  Gesamtheit 7 
nicht  zu  erwarten  stand;  ja  man  verdächtigte  sogar  die  Urheber. 
Bis  zur  Abreise  der  beiden  nach  Deutschland  dauerte  der  Mei¬ 
nungsstreit,  und  nach  ihrem  Weggang  ward  die  Sache  alsbald 

1  Schreiben  Eschers  an  die  Berner,  ca.  5.  Februar  1838  (im  Anhang 
des  Copirbuchs  Nr.  6).  Dazu  der  Jahresbericht  von  1837/38  p.  24 — 26 
und  die  Protokollnotizen,  sowie  Beringer  p.  389/90.  Schon  am  21.  Dezem¬ 
ber  1837  hatte  Escher  bei  einem  ähnlichen  Versuch,  dem  wissenschaft¬ 
lichen  Streben  im  Zofingerverein  größeren  Spielraum  zu  schaffen,  eine 
leidenschaftliche  Debatte  entfesselt  und  war  daraufhin  mit  Blumer  in  eine 
Kommission  gewählt  worden,  mit  dem  Auftrag,  „zu  sehen,  wie  das  wissen¬ 
schaftliche  Element  am  besten  dem  Zofingerverein  einverleibt  werden 
könne.”  Daraus  entstand  dann  die  oben  wiedergegebene  Anregung  von 
Fakultätsgesellschaften  (Protokoll).  Zugleich  plante  man,  besonders  ge¬ 
lungene  Arbeiten  den  Zofingern  durch  Druck  oder  Lithographie  zugänglich 
zu  machen,  zum  Teil  ebenfalls  auf  Betreiben  Eschers.  Weitere  Debatten 
am  3.,  10.,  17.,  23.  Februar  und  3.  März.  Siehe  ferner  das  Schreiben  Blu« 
mers  im  Namen  der  Zürcher  Sektion  an  diejenige  von  Lausanne,  20.  März 

1838  (im  Zürcher  Korrespondenzbuch  der  Sekt.  Lausanne). 
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begraben.1  —  Zu  diesen  geistigen  Anregungen  kam  indes  die  Teil¬ 
nahme  am  Turnen,  das  von  der  studierenden  Jugend  damals  mit 
eigentlicher  Begeisterung  getrieben  wurde:  noch  vor  dem  Über¬ 
tritt  an  die  Hochschule  besuchte  Escher  im  April  1837  das 
Turnfest  zu  Schaffhausen,  und  bei  seiner  Übersiedlung  nach 
einer  deutschen  Universität,  im  Frühjahr  1838,  ward  er  mit 
einigen  Andern  von  den  zürcherischen  Turnern  zum  Ehrenmit¬ 
glied  ernannt.  Der  ganzen  Zeitstimmung  entsprechend  verband 
er  so  körperliche  und  geistige  Ausbildung. 

Während  er  sich  nun  durch  diese  Miniaturkämpfe  gewisser¬ 
maßen  unbewußt  auf  die  öffentliche  Laufbahn  vorbereitete,  er¬ 
fuhr  seine  Wirksamkeit  im  Zofingerverein  durch  einen  einjähri¬ 
gen  Aufenthalt  in  Deutschland  allerdings  eine  Unterbrechung: 
am  17.  Mai  1838  trat  er  die  durch  eine  schwere  Erkrankung  um 
einige  Wochen  verzögerte  Reise  nach  Bonn  an,  die  er  ursprüng¬ 
lich  zusammen  mit  Blum  er  unternehmen  wollte  —  nur  schwer 
sich  von  Eltern,  Freunden  und  von  der  Heimat  trennend,  die 
gerade  damals  in  zauberhaftem  Frühling  prangte.  Die  Ver¬ 
lobung  und  Heirat  seiner  um  drei  Jahre  älteren  Schwester  mit 
Kaspar  Stockar  vor  allem  hatte  ihn  die  ersten  beiden  Semester 
in  Zürich  festgehalten,  da  das  Haus  sich  sonst  gar  zu  fühlbar 
geleert  hätte.  Nun  aber  führte  er  mit  Blumer  den  schon  früher 
geplanten  Besuch  deutscher  Universitäten  aus:  in  einem  gefühls¬ 
reichen  Abschiedsbrief  an  die  Lausanner  faßte  er  noch  einmal 
mit  fast  schwärmerischer  Ausdruckskraft  die  Empfindungen  zu- 

1  Neben  dem  Protokoll  vom  5.  Januar  1838,  nach  dem  Blumer  sich 
gegen  den  Vorwurf  des  Ehrgeizes  verteidigt,  siehe  besonders  den  Passus 
des  Jahresberichtes  p.  25:  „Wie  jede  wichtige  Erscheinung,  so  hatte  auch 
diese  ihre  Repräsentanten,  einzelne,  die  in  dieser  Bewegung  ihr  Theuerstes 
glaubten  realisieren  zu  können  . . .  Die  Seele  der  ganzen  Bewegung  . . .  war 
Blumer  und  Alfr.  Escher.  Die  mannigfaltigsten  Urtheile  waren  zur  Zeit 
ihres  Hierseins  und  ihrer  Abreise  bei  uns  im  Umlauf;  aber  das  blieb  fest, 
daß  beiden  Freunden  wissenschaftliche  Reife,  Gründlichkeit  und  Conse« 
quenz  zum  Bedürfnis  geworden,  daß  beide  die  Ideale  des  Zofinger  Bundes 
in  origineller  Frische  in  ihrer  Brust  trugen  und  mit  gleicher  Willenskraft 
ins  Leben  einzutragen  suchten:  Blumer  gestützt  auf  ruhige  Überlegung, 
Escher  gestärkt  durch  jugendliches  Feuer.  Beide  kannten  ihre  Kraft  und 
drangen,  mit  der  Richtung  der  Zeit  sich  verbindend,  auf  Anerkennung  ihrer 
und  jeder  Eigenthümlichkeit.  Leicht  ist  die  hier  verborgne  Klippe  zu  ent¬ 
decken:  man  benützte  sie,  um  sowohl  über  sie  beide,  als  über  die  Zeit  ein 
beliebiges  Urtheil  zu  fällen.” 
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sammen,  die  ihn  beim  Heraustreten  aus  dem  gewohnten  Lebens¬ 
kreis  beseelten,  zugleich  mit  der  Mahnung,  den  jugendlichen 
Sinn,  die  Wurzel  alles  Herrlichen  auf  Erden,  zu  bewahren.1 II 

Die  anfängliche  Absicht,  zunächst  an  die  Berliner  Hoch¬ 
schule  zu  übersiedeln,  ward  freilich,  vor  allem  auf  Blumers  Be¬ 
treiben,  zugunsten  der  Universität  Bonn  zurückgestellt,  wenn 
schon  die  beiden  wegen  Eschers  Erkrankung  nicht  gemeinsam 
reisen  konnten.  Dieser  schmerzlich  und  unbequem  empfunde¬ 
nen  Verspätung  halber  ward  die  Fahrt  von  diesem  denn  auch 
so  sehr  wie  möglich  beschleunigt:  am  17.  Mai  morgens  8  Uhr 
reiste  der  kaum  Genesene  von  Zürich  ab,  über  Eglisau,  Stüh- 
lingen,  den  Schwarzwald  und  Freiburg;  am  18.  nachmittags 
3  Llhr  erfolgte  die  Ankunft  in  Karlsruhe.  Trotz  aller  Mühe,  die 
ihm  das  Scheiden  gekostet  hatte,  nützte  der  über  die  unfrei¬ 
willige  Studienversäumnis  Besorgte  Tag  und  Nacht  für  die 
Reise  aus,  mit  besonders  schwerem  Herzen  von  der  letzten 
Alpenaussicht  Abschied  nehmend.  Den  eigentümlichen  Reiz  der 
einfacheren  Schwarzwald-Berglandschaft,  die  er  durcheilte,  hat 
er  deshalb  kaum  erfaßt,  sondern  sich  den  Genuß  durch  Ver¬ 
gleich  mit  den  großartigen  Schneegebirgsszenerien  der  Heimat 
ohne  Not  verdorben.  In  Mannheim,  wo  er  einen  halben  Tag 
sich  aufzuhalten  gezwungen  war,  besah  er  den  zum  Teil  noch 
im  Bau  begriffenen  neuen  Hafen.  Sehr  schön  gestaltete  sich 
dagegen  die  daran  anschließende  Rheinreise,  trotzdem  er  die 
sechzig  Stunden  lange  Strecke  von  Mannheim  bis  Bonn  in 
bloßen  14  Stunden  durchhastete.  Besonders  von  Mainz  ab 
•  häuften  sich  die  Eindrücke  dann  so  sehr,  daß  auch  der  schließ¬ 
lich  ganz  Abgestumpfte  die  übergroße  Eile  bedauerte.  Mainz, 
Biberich,  Bingen,  die  rheinischen  Ruinen  wirkten  alle  stark  auf 
ihn  ein,  wenn  er  sich  auch  unnötiger  und  unbilliger  Parallelen 
selbst  jetzt  nicht  zu  enthalten  vermochte:  die  begeisterte  Liebe 

1  Copirbuch  Nr.  6,  p.  98  ff.  (21.  März  1838).  Dazu  das  Zürcher  Kor¬ 
respondenzbuch  der  Sektion  Lausanne  (24.  März).  Auszüge  bei  Beringer 

II  p.  116/17.  Siehe  ferner  den  Jahresbericht  1837/38  p.  45/46.  Die  Cha¬ 
rakteristik  lautet  bezeichnend:  „Alfr.  Escher,  jugendlich  begeistert  und 
kräftig  im  Auftreten;  Blumer  mit  Besonnenheit  wählend  und  für  diese  zu 
stehen  entschlossen;  Jak.  Escher  mit  bescheidenem  Zurückhalten  seiner 
Talente  und  geradem,  freundlichem  Sinn” . . . 
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zu  den  ihm  von  so  vielen  Ferienreisen  —  auch  mit  den  Eltern 
—  bekannten  heimischen  Bergen  hatte  ihn  eben  so  ganz  für  sich 
eingenommen,  daß  ihm  die  fruchtbaren  Hügel  der  Flußland¬ 
schaft  kein  Genüge  mehr  taten.  „Ich  freue  mich  gewiß  gerne 
mit  den  Fröhlichen;  aber  da  konnte  ich  in  den  allgemeinen  Jubel 
nicht  einstimmen/'1  Den  heiteren  Reichtum  der  Rheingegenden 
hat  der  an  das  Pathos  und  die  Majestät  des  Gebirges  Gewöhnte 
zunächst  nicht  erfaßt,  und  nur  die  romantischen  Bestandteile 
der  Szenerie  schienen  anfangs  zu  ihm  zu  sprechen. 

Trotz  dieser  vom  Heimweh  bestimmten  Zurückhaltung  fühlte 
der  Neunzehnjährige  sich  doch  in  Bonn  durchaus  glücklich:  eine 
enge  Wohn-  und  Arbeitsgemeinschaft  mit  Blumer  entschädigte 
ihn  für  alle  sonstigen  Entbehrungen.  Das  gute  Einvernehmen 
mit  den  Schweizerstudenten  und  der  Reiz  der  freien  Natur 
schufen  jene  ungestörte  Stimmung,  die  dann  die  Weiterentwick¬ 
lung  erlaubte.2 

Auch  die  Studien  nahmen  eine  überaus  erfreuliche 
Wendung: 

„Weit  das  schönste  College  das  ich  hier  höre",  schrieb  er  an 
Jak.  Escher,  „ist  der  [römische]  Civilprozeß  bei  Bethmann-Hollweg. 
Jch  ärgere  mich,  wenn  ich  daran  denke,  mit  welch  vornehmer  Miene 
Bluntschli  mir  erklärte,  daß  ich  den  Civilprozeß  durchaus  nicht  ver- 

1  Die  Reise  ausführlich  beschrieben  in  einem  Brief  an  Jak.  Escher, 
18./22.  Juni  1838  (im  Besitz  von  Oberrichter  Dr.  Escher-Prince). 

2  Blumer:  „In  Bonn  angelangt,  miethete  ich  auf  dem  Lande,  an  der 
Koblenzerstraße,  ein  geräumiges  Logis  für  Escher  und  mich  gemeinschaft¬ 
lich;  dasselbe  bot  uns  manches  Angenehme  dar;  aber  wir  fanden  doch 
zuletzt,  daß  es  immer  besser  sey,  wenn  jeder  sein  Zimmer  für  sich  hat,  weil 
man  sich  auf  diese  Weise  freier  bewegen  kann.  Wir  speisten  in  der  bei¬ 
nahe  gegenüber,  am  herrlichen  Rheinstrome,  gelegenen  Vinea  domini  und 
brachten  daselbst  auch  gewöhnlich  unsere  Abende  zu.  Von  Schweizern, 
die  mit  uns  in  Bonn  waren,  notiere  ich  außer  dem  schon  genannten  Heß 
[von  Zürich]:  Haller  von  Bern,  Kaiser  aus  dem  Aargau,  Hofmeister  (jetzt 
Bezirksrath)  und  Pestalozzi  von  Zürich.  Wir  schlossen  uns  aber  bald  mehr 
an  eine  kleine  Gesellschaft  Deutscher  an,  nämlich  Dubois  aus  Berlin  (ein 
geborner  Neuenburger,  jetzt  Professor  der  Physiologie)  [Dubois-Reymond], 
Pölchau  aus  Hamburg,  Dammrath  aus  Stettin,  Eichelberg  aus  Kurhessen 
und  Behn-Eschenburg  aus  Stralsund  (jetzt  Professor  in  Zürich).  Bald  mit 
der  einen,  bald  mit  der  andern  Gesellschaft  machten  wir  Ausflüge  nach 
Köln,  nach  dem  Siebengebirge,  nach  dem  Lahnthal  und  nach  den  näher 
gelegenen,  aber  ebenfalls  romantischen  Punkten:  Godesberg,  Rolandseck 
und  Nonnen  werth”  . . . 
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stehen  könne,  und  ich  freue  mich,  wenn  ich  daran  denke,  wie  mich 
Keller  des  Gegentheils  versicherte.  Der  Civilprozeß  setzt  am  meisten 
römisches  Recht  voraus.  Aus  dem  deutschen  Rechte  setzt  er  sehr 
wenig  voraus  und  jedenfalls  nicht  mehr,  als  ich  aus  der  deutschen 
Rechtsgeschichte,  die  ich  neben  dem  Civilprozeß  höre,  lerne.  Da 
ich  nun  im  letzten  Winter  Pandecten  gehört  und  mich  diesen  Sommer 
fast  ausschließlich  mit  denselben  beschäftigt  habe,  so  verstehe  ich 
wirklich  alles  oder  kann  wenigstens  und  sollte  alles  verstehen. 

Ich  glaube,  es  gibt  nicht  leicht  eine  geeignetere  Zeit  zum  Studium  des 
Civilprozeßes,  als  gerade  den  Semester  zwischen  zweien,  die  man  den 
Pandecten  bestimmt  hat.  Der  Civilprozeß  greift  oft  so  tief  in  das 
materielle  Recht  ein,  daß  dieses  wenn  auch  nicht  ohne  den  Civil¬ 
prozeß  unverständlich  bleibt,  doch  durch  diesen  an  Deutlichkeit  viel 
gewinnt.  Die  Art,  wie  der  Civilprozeß  von  Hollweg  vorgetragen  wird, 
ist  wirklich  ausgezeichnet.  Jedenfalls  und  anerkannt  ist  dieß  Colleg 
das  beste  juristische,  das  in  Bonn  gehalten,  und  Hollwegs  Civilprozeß 
ist  wohl  überhaupt  der  beste,  der  gelesen  wird.  Seine  Behandlungsart 
ist  rein  historisch  und  so  gründlich,  als  es  nur  der  kann,  der  seiner 
Sache  vollkommen  sicher  ist.  Sein  Vortrag  ist,  sobald  man  sich  ein 
wenig  an  ihn  gewöhnt  hat,  ungemein  verständlich  und  klar.  Die 
Würde  und  eine  gewiße  Gemüthlichkeit,  die  er  in  demselben  auf  eine 
merkwürdige  Weise  zu  verbinden  weiß,  fallen  anfangs  auf,  nehmen 
aber  bald  ungemein  ein.  Noch  anmuthiger  wird  Hollwegs  Persönlich¬ 
keit,  wenn  man  von  dem  Eifer  hört,  mit  dem  er  der  Wißenschaft 
und  namentlich  dem  academischen  Lehrberufe  lebt.  Obgleich  er 
ein  Vermögen  von  4 — 5  Millionen  Thaler  besitzt  und  das  Einkommen, 
das  er  als  ordentlicher  Professor  bezieht,  zurückgibt,  es  zu  gemein¬ 
nützigen  Zwecken  bestimmend,  obgleich  er  seine  sehr  bedeutenden 
Collegiengelder,  die  er  nur  von  seinen  Collegen  gezwungen  annimmt, 
alle  zur  Unterstützung  armer  Studierender  aus  allen  Facultäten  ver¬ 
wendet,  obgleich  er  etwa  sechs  Stunden  von  Bonn  rheinaufwärts 
in  einer  der  schönsten  Gegenden  des  Rheingaues  sich  eine  Burg 
erbaut  hat  in  mittelalterlichem  halb  gothischem,  halb  byzantinischem 
Style,  obgleich  seine  sehr  liebenswürdige  Familie  dort  den  Sommer 
zubringt,  und  er  in  dieser  eigentlich  lebt,  bringt  er  doch  fünf  und 
jetzt  sechs  Tage  in  Bonn  zu,  um  als  Lehrer  wirken  zu  können. 

Eine  Empfehlung  von  H.  David  Rahn,  seinem  ehemaligen  Schüler, 
hat  mich  mit  Hollweg  bekannt  gemacht,  und  diesem  Umstande  habe 
ich  die  schönsten  Stunden,  die  ich  in  Bonn  zugebracht,  und  auch 
den  größten  wissenschaftlichen  Nutzen,  den  mir  der  Aufenthalt  hier 
gewährt,  zu  danken.  Er  hat  mich  nämlich  schon  mehrfach  auf  sein 
herrliches  Schloß  eingeladen,  und  neben  dem  künstlerischen  und 
Naturgenuß,  der  mir  dort  zu  Theil  ward,  hat  mich  namentlich  auch 
Hollwegs  Verhältniß  zu  seiner  sehr  liebenswürdigen  und  geistig  hoch 
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gestellten  Frau  und  zu  seinen  lieblichen  Kindern,  die  ihn  anbethen, 
eigentlich  entzückt. 

Auf  Rheineck  sieht  man  erst,  wie  vielem  Hollweg  entsagt,  um 
dem  Lehrberufe,  den  er  nun  einmal  erwählt,  nachleben  zu  können. 
Und  wie  wenig  mag  oft  der  Erfolg  seinem  uneigennützigen  Streben 
entsprechen.  Hollweg  hat  sich  letzthin  ziemlich  entmuthigt  darüber 
gegen  mich  ausgesprochen.  Und  wirklich,  es  ist  unbegreiflich,  wie 
die  große  Mehrzahl  der  hiesigen  Studenten  eigentlich  in  den  Tag 
hineinlebt.  Sie  kommen  nach  Bonn,  um  einen  angenehmen  Sommer 
dort  zuzubringen.  Da  machen  sie  nun  Ausflüge,  die  oft  14  Tage 
andauern,  besuchen  die  Collegien  wenn  es  ihnen  gerade  gefällt, 
und  sonst  treiben  sie  sich  entweder  in  der  Kneipe  oder  auf  dem 
Paukplatz  herum.  Ich  habe  letzthin  an  Sinz  geschrieben,  daß  es 
wahrhaft  erquicklich  sei,  das  Studentenleben  auf  einer  schweizerischen 
Hochschule  mit  einem  solchen  zu  vergleichen,  daß  ich,  was  man 
sonst  für  ein  Unglück  hält,  für  ein  Glück  halte,  daß  nämlich  der 
Besuch  der  schweizerischen  Hochschulen  den  Deutschen  verbothen 
ist ;  mir  scheint,  es  wäre  eher  an  der  Schweiz,  denn  an  den  deutschen 
Regierungen  gewesen,  dieses  Verboth  zu  erlaßen.  Ich  weiß,  daß 
Schneebeli  [einer  der  Studiengenossen,  später  Arzt  in  Baden],  über 
das  Treiben  in  Heidelberg  auch  indignirt  ist. 

Doch  ich  blieb  dabei  stehen,  wie  wenig  Erfolg  Hollweg  von 
seinem  rastlosen  Streben  gewöhnlich  vorauszusehen  habe.  Mit  ganz 
wenigen,  vielleicht  kaum  vieren .  . .,  ist  er  in  wißenschaftlicher  Ver¬ 
bindung.  Mir  ist  er  in  dieser  Beziehung  auf  die  freundlichste  und 
verdankenswertheste  Weise  entgegengekommen.  Meine  Arbeiten,  die 
ich  diesen  Sommer  über  einzelne  Pandectenthematen  gemacht, 
durchgeht  er  alle  und  bespricht  sich  nachher  mit  mir  darüber,  sodaß 
ich  oft  drei,  vier  Stunden  nacheinander  bei  ihm  bin,  und  immer 
fordert  er  mich  auf  wieder  zu  kommen.  Kurz,  wenn  mir  auch  Berlin 
das  Herrlichste,  das  mir  zu  Theil  werden  kann,  den  Arm  der  Freund¬ 
schaft  biethen  und  ich  so  leichten  Herzens  Bonn  verlaßen  könnte, 
so  wird  mir  doch  der  Abschied  von  Hollweg  nahe  gehen :  er  ist  einer 
der  liebenswürdigsten  und  achtungswerthesten  Männer,  die  ich  kenne. 

Was  meine  andern  Collegien  anbetrifft,  muß  ich  Dir  zum  voraus 
bemerken,  daß  keines  dem  Civilprozeß  von  Hollweg  zu  vergleichen  ist. 
Was  das  Kirchenrecht  bei  Walter  anbetrifft,  so  ist  die  Tendenz,  die 
er  bei  der  Darlegung  der  Materie  verfolgt,  intereßanter  als  diese 
selbst.  Er  ist  ein  eifriger  Katholike  und  fühlt  sich  berufen,  im 
Kirchenrechte  aller  Confessionen,  wie  sein  Colleg  heißt,  die  katho¬ 
lische  Lehre  zu  vertheidigen.  So  kömmt  es  denn,  daß  er  die  einzelnen 
Glaubenssätze,  als  Ablaß,  Fasten,  Beichte  etc.,  die  er  im  Kirchenrecht 
wenigstens  ihrer  Begründung  nach  als  gegeben  voraussetzen  könnte, 
mit  der  größten  Ausführlichkeit  behandelt  und  sogar  auf  dem  Wege 
des  Verstandes,  nicht  bloß  als  großartige  historische  Erscheinung 
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rechtfertigt.  Und  gerade  diese  Anomalie  ist  das  Schönste  am  ganzen 
Colleg.  Sein  Vortrag,  der  ganz  frei  ist,  ist  wohl  der  ausgezeichnetste 
in  Bonn.  Seine  deutsche  Rechtsgeschichte  läßt  namentlich  auch 
rücksichtlich  der  chronologischen  Ordnung  oder  vielmehr  Unordnung 
viel  zu  wünschen  übrig.  Fichtes  Psychologie  und  Anthropologie 
endlich,  die  ich  noch  gehört,  hat  mich  nichts  weniger  als  gefreut. 
Wo  Fichte  [der  Sohn  des  großen  Philosophen]  kritisch  und  historisch 
verfährt,  da  mag  er  ganz  gut  sein :  deshalb  wird  auch  seine  Geschichte 
der  Philosophie  sein  bestes  Colleg  sein,  und  deshalb  war  auch  seine 
Kritik  des  Spiritualismus  und  Materialismus  in  der  Psychologie  das 
beste  in  dieser.  Wo  es  sich  aber  darum  handelt,  eine  eigene  Ansicht 
aufzustellen,  da  läßt  sich  Fichte  die  größte  Unklarheit  und  Verworren¬ 
heit  zu  Schulden  kommen.  Seine  Definitionen  enthalten  Ausdrücke 
wie  z.  B.  Hintergrund  der  Seele,  Stimmung  und  Färbung  der  Seele. 
Was  aber  der  Hintergrund  der  Seele  sei,  hat  er  sich  gehütet  zu 
sagen.  Was  die  Vollständigkeit  anbetrifft,  so  hat  er  von  thierischem 
Magnetismus,  Somnambulismus  usw.  auch  nicht  ein  Wort  gesagt, 
auch  nicht  von  Kretinismus.  Und  bei  allem  dem  hat  er  die  ärger¬ 
lichste  Selbstgenügsamkeit  und  Eitelkeit."  1 

Indes  der  Sommer  so  mit  Studieren,  Turnen,  Reiten  und 
Ausflügen  in  die  nähere  und  weitere  Umgebung  vorüber  ging, 
zeigte  sich  die  Notwendigkeit  eines  weiteren  Entschlusses.  Die 
Anziehungskraft  Savignys  und  die  Anwesenheit  zahlreicher 
Schweizer  liehen  nun  Blumer,  wie  ihn,  den  Plan  eines  Berliner 
Aufenthalts  wieder  aufgreifen.  Eine  ganze  Reihe  der  Zofinger 
Freunde:  Jakob  Escher,  Sinz,  Friedrich  und  Georg  v.  Wyh, 
Heinrich  Schweizer  u.  a.  weilten  schon  dort  oder  wurden  er¬ 
wartet.  Zuvor  aber  galt  es  den  Abschied  von  Bonn.  Die  beiden 
letzten  Tage  verbrachte  er  in  Bethmann-Hollwegs  Burg  Rhein¬ 
eck.  Dann  kamen  dem  zu  Pferde  Zurückkehrenden  zwei  aus 
Heidelberg  oder  Halle  angelangte  Schweizer  bei  Rolandseck 
entgegen,  „und  dort  gaudierten  wir  uns  in  einer  herrlichen 

1  19.  Aug.  1838.  Siehe  auch  J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer"  p.  11.  wo  ähn¬ 
liche  Urteile,  immerhin  über  Bethmann  wesentlich  kühler.  Indes  hebt  auch 
der  später  von  Alfr.  Escher  an  Bethmann  empfohlene  Jak.  Escher  die  außer¬ 
ordentliche  Förderung  hervor,  die  er  durch  diesen  genoß,  da  der  berühmte 
Lehrer  bei  den  Schweizern  mehr  Fleiß  und  Aufmerksamkeit  gefunden  habe, 
als  bei  den  meisten  deutschen  Studierenden.  Siehe  ferner  die  Erinnerungen 
Phil.  Ant.  v.  Segessers  in  der  Gedächtnisschrift  K.  Müllers  I,  p.  57  (Luzern 
1917).  Über  Bethmann  vgl.  „Allgem.  Deutsche  Biogr."  XII  p.  762  ff.  oder 
E,  Landsberg:  „Gesch.  d.  deutschen  Rechtswissenschaft"  III,  Abt.  2,  Halb¬ 
band. 


3  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Mondnacht  im  Angesicht  der  hübschen  Ruine  von  Rolandseck, 
des  romantischen  Nonnenwerth,  eines  Klosters  auf  einer  Insel 
im  Rheine  und  des  wirklich  großartigen  Drachenfelses  unge¬ 
mein.  Die  späte  Rückfahrt  nach  Bonn,  der  Einen  im  Kahne,  der 
Andern  zu  Pferde,  war  in  dieser  zauberischen  Nacht  unver¬ 
gleichlich.”  Sein  Bericht  an  Oswald  Heer  über  den  ganzen 
Aufenthalt  lautete  denn  auch  sehr  befriedigt:  „Die  Collegien  in 
Bonn  habe  ich  bis  zu  Ende  angehört,  was  wirklich  in  Bonn  viel 
sagen  will,  wo  am  Ende  des  Semesters  kaum  noch  ein  Zehntel 
der  Studenten  anwesend  war. . . .  Ich  bin  auch  diesen  Sommer 
meiner  Ansicht,  daß  durch  eigenes  Forschen  und  selbständiges 
Arbeiten  in  den  Quellen  am  meisten  für  wißenschaftliche  Aus¬ 
bildung  erreicht  werde,  treu  geblieben,  und  ich  habe  daher 
einige  schwierigere  Themata  aus  den  Pandecten  hergenom¬ 
men,  sie  bloß  nach  den  Quellen  bearbeitet  und  nachher  die 
vielen  und  sich  widersprechenden  Abhandlungen  gelesen,  die 
darüber  herausgekommen  sind.  Hollweg  hat  mich  hiebei  auf 
eine  höchst  anerkennenswerthe  Weise  unterstützt:  je  mehr  ich 
ihn  fragen  wollte,  desto  lieber  war  es  ihm,  und  wenn  ich  etwas 
schriftlich  ausgearbeitet  hatte,  so  durchging  er  es  immer  und 
unterhielt  sich  nachher  einläßlich  über  das  bearbeitete  Thema 
mit  mir.” 

Eine  ausgedehnte  Reise  nach  den  Niederlanden,  auf  der  ihn 
vor  allem  das  naturwissenschaftliche  Museum  von  Leyden  mit 
seinen  mineralogischen,  botanischen  und  zoologischen  Samm¬ 
lungen  fesselte,  rundete  diese  Eindrücke.1  Das  daran  sich 

1  Ausführlich  beschrieben  in  dem  zit.  Brief  an  Osw.  Heer;  Berlin, 
18.  Oktober  [1838],  im  Nachlaß  Heers  auf  der  Zentralbibliothek.  Blumer: 
„Die  Herbstferien  beschlossen  Escher  und  ich  zu  einer  Reise  nach  Holland 
und  Belgien  zu  verwenden,  auf  welcher  uns  Freund  Eschenburg  wenigstens 
theilweise  begleitete.  Die  Fahrt  gieng  den  Rhein  hinunter,  an  Düsseldorf 
und  Wesel  vorbei,  nach  Aachen,  dann  über  Utrecht  nach  Amsterdam,  wo 
wir  uns  mehrere  Tage  auf  hielten  und  auch  Sardam  besuchten,  hierauf  über 
Leyden  nach  Haag  und  Scheveningen,  wo  ich  zum  ersten  Male  das  Meer 
vor  mir  sah,  dann  über  Rotterdam,  Dordrecht  und  Breda  nach  Antwerpen, 
wo  wir  die  Gemäldegalerie  aufmerksam  besichtigten,  hierauf  über  Mecheln 
nach  Brüssel,  von  wo  aus  das  Schlachtfeld  von  Waterloo  besucht  wurde, 
endlich  über  Löwen,  Lüttich  und  Aachen  zurück  nach  Köln  und  Bonn.” 
Unter  den  Reiseeindrücken  hebt  er  besonders  die  belgischen  Eisenbahnen 
hervor,  welche  zu  einer  Zeit,  da  sie  in  der  Schweiz  noch  ganz  unbekannt 
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schließende  Berliner  Semester  brachte  Escher  allerdings  trotz 
verheißungsvoller  Anfänge  eine  fühlbare  Enttäuschung:  an  den 
zwanglosen  Verkehr  in  freier  Luft  gewöhnt,  konnte  er  der 
großen  Stadt  gar  keinen  Geschmack  abgewinnen.  Dazu  kam 
eine  durch  Überanstrengung  entstandene  viele  Wochen  dau¬ 
ernde  gefährliche  Erkrankung,  die  auch  seine  Studien  stark 
unterbrach;  nach  Monaten  noch  war  er  durch  ein  Augenübel 
fast  in  jeder  Tätigkeit  gehemmt.  Und  auch  die  persönlichen 
Verhältnisse  gestalteten  sich  nicht  erfreulich.  Das  enge  Ein¬ 
vernehmen  mit  Blumer  hatte  nach  und  nach  einer  gewissen 
Entfremdung  Platz  gemacht:  während  die  beiden  früher  in 
engster  geistiger  Gemeinschaft  gelebt  hatten,  wurden  sie  nun 
mannigfach  trennender  Verschiedenheiten  gewahr,  und  erst 
gegen  Ende  des  Aufenthaltes  löste  sich  diese  Spannung.* 1 

und  in  Deutschland  nur  erst  auf  ganz  kurzen  Strecken  gebaut  waren,  hier 
bereits  ein  vollständiges  Netz  bildeten.  „Nach  Bonn  zurückgekehrt,  ent¬ 
schlossen  wir  uns,  ehe  wir  die  Reise  nach  Berlin  antraten,  noch  von  Ko¬ 
blenz  aus  einen  Ausflug  an  den  Rhein,  die  Nahe  und  Mosel  zu  machen,  auf 
welcher  wir  von  mehrern  unsrer  Freunde  begleitet  wurden,  namentlich 
von  dem  geistreichen  Behn-Eschenburg,  welcher  uns  die  Erfahrungen  mit¬ 
theilte,  die  er  als  politischer  Gefangener  auf  der  Festung  gemacht  hatte. 
Wir  fuhren  auf  dem  Dampfboote  nach  Osmannshausen,  von  wo  wir  an 
einem  schönen  Herbstabende  nach  dem  herrlich  gelegenen  Rüdesheim  hin¬ 
über  gingen.  Von  da  ging  es  über  den  Rhein  nach  Bingen,  dann  zu  Fuß 
nach  Kreuznach,  dem  freundlich  gelegenen  Bade,  dessen  Umgebung  wir 
uns  etwas  näher  ansahen,  hierauf  durch  das  romantische  Nahethal  über 
Sobernheim  und  Oberstein  nach  Birkenfeld.  Hier  nahmen  wir  einen  Wagen, 
mit  dem  wir  über  die  Berge  nach  Trier  fuhren,  wo  die  Porta  nigra,  das 
erste  größere  römische  Bauwerk,  welches  ich  zu  Gesichte  bekam,  einen 
bedeutenden  Eindruck  machte.  Von  Trier  fuhren  wir  auf  einem  Kahn  die 
Mosel  hinunter  nach  Koblenz,  was  bei  den  vielen  und  großen  Krümmungen, 
welche  der  Fluß  macht,  wenn  ich  nicht  irre,  2  y2  Tage  wegnahm.  In  Ko¬ 
blenz  trennten  Escher  und  ich  uns  von  unsern  Freunden  und  schlugen  nun 
die  Straße  nach  Berlin  ein.  Wir  reisten  über  Montabaur,  Wetzlar,  Gießen, 
Marburg,  Cassel,  Lutter  am  Barenberg,  Halberstadt  und  Magdeburg;  im 
letztem  Orte  bewunderten  wir  den  schönen  Dom." 

1  Siehe  ferner  J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer"  p.  12.  Blumers  Erinnerungen: 
„Gegen  Ende  Oktober  1838  in  Berlin  angelangt,  bezogen  Escher  und  ich 
zwei  Zimmer  nebeneinander  an  der  Friedrichstraße...  Wir  waren  in  Ber¬ 
lin  etwa  50  Schweizer,  die  jeden  Samstag  Abends  in  einem  größeren  Saale 
gemüthlich  uns  vereinigten."  Das  Hauptkolleg  waren  Savignys  Pandekten. 
„Wir,  die  wir  schon  in  Zürich  fleißig  gearbeitet  hatten,  unterließen  nicht, 
uns  auch  in  den  Abendstunden  gehörig  in  die  Pandecten  hineinzuarbeiten. 
Mein  Freund  Escher,  der  immer  an  Congestionen  gelitten,  wurde  in  Folge 
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Auch  sonst  täuschten  manche  Erwartungen.  Wohl  trat 
Escher,  durch  Bethmann-Hollweg  empfohlen,  in  Beziehungen 
zu  dem  Geographen  Ritter;  allein  Savigny,  zu  dem  ihn  seine 
Studien  vor  allem  geführt  hätten,  fand  er  nicht  mehr  so  zu« 
gänglich,  wie  dieser  es  früher  gewesen  war.  Und  so  reifte 
denn  in  dem  Kränkelnden  bald  der  Entschluß,  in  die  Heimat 
zurückzukehren:  neben  den  unerfreulichen  persönlichen  Er¬ 
fahrungen,  die  ihm  den  Berliner  Aufenthalt  fast  zur  Gefangen¬ 
schaft  machten,  ward  er  dazu  vor  allem  durch  die  Überlegung 
bestimmt,  es  sei  richtiger,  „sich  im  römischen  Recht  tüchtig  zu 
befestigen,  ehe  man  ans  Teutsche  geht;"  die  kleine  heimische 
Universität  könne  aber  diese  Studien  nach  Literatur,  Kollegien 
und  Privatumgang  besser  fördern  als  die  große.  Dazu  legte 
ihm  sein  früherer  Lehrer,  der  ihm  auch  verwandtschaftlich 
nahe  stehende  Keller,  für  später  einen  längern  Aufenthalt  in 
England  nahe,  damit  er  vor  seiner  allfälligen  staatsmännischen 
Tätigkeit  ein  tüchtiges  öffentliches  Leben  kennen  lerne. 

„Ich  halte  es  nämlich  für  einen  durchaus  veralteten  Bildungsplan", 
schrieb  er  ihm,  „wenn  wir  Schweizer  die  sogenannte  solide  Bildung 
ausschließlich  in  Teutschland  holen  wollen  und  dann  —  gleichsam 
zur  Erholung  und  zum  Überfluß  —  nachher  noch  ein  wenig  durch 
Frankreich  und  England  reisen,  wie  auf  die  Löffelschleife  oder  um 
sonst  einige  zufällige  Blüthen  zu  pflücken.  Es  ist  dieß  ein  Überrest 

zu  großer  Anstrengung  von  einer  Gehirnentzündung  befallen,  die  ihn 
nöthigte,  seine  Studien  in  Berlin  abzubrechen  und,  sobald  es  die  Jahreszeit 
erlaubte,  nach  Hause  zurückzureisen.”  Vor  allem  auf  Eschers  Bitten  hin 
kehrte  dann  auch  Blumer  am  Ende  des  Sommersemesters  nach  Zürich 
zurück.  Jak.  Escher  sagt  in  seiner  Autobiographie,  A.  Escher  sei  schon 
anfangs  Dezember  an  einem  Übel  erkrankt,  das  als  Folge  von  Vollblütig¬ 
keit  angesehen  wurde.  „Heftige  Fieber  und  Kopfschmerzen,  verbunden  mit 
einer  Affection  des  einen  Auges,  in  dessen  Umgebung  sich  eine  eiternde 
Geschwulst  gebildet  hatte,  machten  ihm  längere  Zeit  alles  Lesen  immög¬ 
lich,  und  da  mehrmals,  wenn  anscheinend  Besserung  begonnen  hatte,  Rück¬ 
fälle  eintraten,  blieb  ihm  am  Ende  nichts  übrig  als  bei  Beginn  des  Frühjahrs 
in  Begleit  eines  hiezu  aus  der  Schweiz  gesandten  jungen  Arztes  nach  Hause 
zurückzureisen.”  Der  Vater  schrieb  schon  am  23.  Januar  1839  an  Osw. 
Heer,  sein  Sohn  werde  wohl  im  Frühjahr  nach  der  Schweiz  kommen,  etwa 
über  Dresden  und  Wien,  „und  dann  wird  er  mir  wohl  seine  fernem 
Wünsche  entwickeln.  Sicher  scheint  es  zu  seyn,  daß  ihn  die  Berliner  über¬ 
haupt  nicht  angesprochen  haben  —  es  werden  ihn  aber  keine  Großstädter, 
auch  Wiener,  Pariser,  Napolitaner,  nicht  einmal  Londoner  ansprechen,  so 
wie  sein  Gemüth  ist.”  —  Nachrichten  über  Eschers  Erkrankung  finden  sich 
ferner  in  den  Briefen  von  Fr.  v.  Wyß  an  seinen  Vater  (im  Besitz  von  Pfr.  L. 
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der  Ansicht,  daß  das  Rechtswesen  ein  bloßes  bücherstaubiges  ge¬ 
lehrtes  Wesen  und  das  Staatswesen  im  Ganzen  ein  recht  geheimes 
Ding  sei.  Man  vergaß  fast  ganz,  daß  das  Rechts-  und  Staatswesen  ein 
Zweig  des  öffentlichen  Lebens  ist.  Die  römischen  Juristen  würden 
sich  im  Grabe  umkehren,  wenn  sie  wüßten,  welche  Philister  man 
durch  jenes  Vergessen  aus  ihnen  oft  gemacht  hat.  So  halte  ich  die 
Anschauung  eines  tüchtigen  öffentlichen  Lebens  im  Allgemeinen  und  für 
das  Rechtswesen  insbesondere  für  die  zweite  Hälfte  der  Bildung,  welche 
ein  schweizerischer  Staatsmann  oder  Jurist  suchen  und  auf  welche  er 
einen  wesentlichen  Theil  seiner  Bildungszeit  verwenden  soll.  Hiefür  nun 
ist  in  Teutschland  nichts  zu  finden,  und  was  wir  in  der  Schweiz  sehen, 
ist  so  roh,  verworren  und  uncultiviert,  daß  man  nur  zu  geneigt  wird, 
den  Despotismus  der  Freiheit  vorzuziehen,  wenn  man  diese  nur  in 
solcher  Gestalt  gesehen  hat.  Hier  ist  ein  Correctiv  durchaus  erforder¬ 
lich,  und  dieses  finde  ich  in  dem  Anschauen  oder  lieber  in  dem 
rechten  Mitleben  eines  auf  höherer  Stufe  stehenden  öffentlichen 
Lebens  eines  freien  Landes.  Sieh  nur  die  schiefen,  steifen  und  bornirten 
Richtungen  unserer  meisten  ganz  in  Teutschland  gebildeten  jungen 
Leute  an!  Wahrlich,  es  ist  der  Mühe  werth,  es  recht  mit  Augen  zu 
sehen,  daß  ein  Volk  bei  einer  tüchtigen,  kräftigen  Staatsgewalt  wahr¬ 
haft  frei  sein  kann,  und  daß  eine  gute  Ordnung  durch  solide  Freiheit 
nicht  aufgehoben  wird  —  nicht  zu  gedenken,  daß  für  die  Justiz  ins¬ 
besondere  in  einem  Lande,  wo  sie  in  der  That  und  Wahrheit  dem 
öffentlichen  Leben  angehört,  etwas  zu  lernen  sein  muß."  Ein 
Zwischenaufenthalt  von  ein  bis  anderthalb  Jahren  in  der  Heimat 
würde  ihn  aber  am  besten  zu  diesem  Studium  vorbereiten.* 1 


v.  Wyß),  so  im  Dezember  1838:  „Alfr.  E.,  dieser  Nachbar,  der  mir  jetzt  in 
vielen  Beziehungen  recht  lieb  geworden  ist,  erträgt  die  hiesige  Lebensart 
auch  nicht  recht.  Sein  corpus  ist  viel  zu  stark  dafür.  Er  ist  entsetzlich 
vollblütig  und  hat  daher  seit  einiger  Zeit  sehr  an  Kopfweh  gelitten.  Jetzt 
ist  die  Sache  ausgebrochen.  Er  hat  zum  Glück  einen  geschickten  Arzt  so¬ 
gleich  bei  der  Hand  gehabt,  der  ihn  durch  einige  tüchtige  Aderlässe  von  der 
drohenden  Gefahr  einer  Hirnentzündung  befreit  hat.  Er  hat  jetzt  ziemlich 
Fieber;  indessen  hoffen  wir  doch,  daß  die  Sache  weiter  nichts  Bedenkliches 
mehr  sei.  Jedenfalls  wird  er  sich  aber  in  Acht  nehmen  müssen  und  nicht 
viel  arbeiten  können.  Er  hat  darin  mehr  gethan,  als  ihm  gut  ist.”  Am 
25.  Dezember  berichtet  er  von  einer  sonderbaren  Geschwulst  über  dem 
einen  Auge.  „Daß  dieser  nicht  gut  sprechen  ist  auf  Berlin,  können  Sie  sich 
leicht  denken,  und  es  ist  auch  sehr  unangenehm,  immer  zu  Hause  sitzen  zu 
müssen  und  Collegienhefte  abzuschreiben.”  Siehe  auch  im  Folgenden. 

1  Brief  vom  25.  Dezember  1838  (im  B.  A.).  Über  Keller  vgl.  „Allgem. 
Deutsche  Biogr.”  XV,  p.  570  ff.  (von  Bluntschli);  J.  J.  Rüttimann  („Kleine 
vermischte  Schriften”  p.  36  ff.);  A.  Schneider  („Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
N.  F.  Bd.  18,  p.  300  ff.,  mit  Schlußbemerkung  von  Andr.  Heusler)  usw.  — 
Siehe  ferner  den  Brief  von  Friedr.  v.  Wyß  an  seinen  Vater,  11.  Jan.  1839: 
A.  Escher  sei  noch  „immer  von  einer  sehr  langwierigen  Entzündung  der 


38 


Jugend-  und  Bildungsjahre 


Ohne  das  mindeste  Bedauern  verließ  also  Escher  im  April 
1839  Berlin,  so  stark  noch  an  den  Nachwirkungen  der  Krank¬ 
heit  leidend,  daß  er  selbst  auf  der  Reise  einen  Rückfall  fürch¬ 
tete.  Neben  der  Sprödigkeit  im  Erfassen  des  Fremden,  die  ihm 
schon  am  Rhein  das  Einwurzeln  erschwert  hatte,  sprach  aber 
vor  allem  die  Abneigung  gegen  die  Großstadt  mit,  und  wie 
ein  zu  neuem  Leben  Erweckter  begrüßte  der  Zurückgekehrte 
die  Heimat. 

Dort  hatte  unterdessen  bereits  die  Verwandlung  der  politi¬ 
schen  Szenerie  begonnen,  die  dann  für  Eschers  erstes  Auftreten 
in  der  Öffentlichkeit  bestimmend  sein  sollte:  die  Berufung  von 
David  Friedr.  Strauß  als  Professor  für  neutestamentliche  Theo¬ 
äußeren  Theile  des  Auges  geplagt,  die  gar  nicht  weichen  will,  obschon  er 
bereits  eine  Menge  Blut  verloren  hat.  Da  er  jetzt  auch  gar  nichts  arbeiten 
kann,  so  ist  ihm  ein  großer  Theil  des  Semesters  verloren,  was  natürlich 
nicht  angenehm  ist.  Im  Frühling  hat  er  im  Sinn,  nach  Hause  zurückzu¬ 
kehren,  was  ich  im  Grunde  wohl  begreifen  kann;  denn  hier  ist  nicht  mehr 
viel  zu  holen,  und  in  Bonn  ist  er  gewesen.  Für  das  römische  Recht  aber 
ist  Zürich  gar  nicht  übel  bestellt,  sobald  Keller  den  guten  Willen  hat.  Alfred 
hat  ihm  geschrieben,  was  er  machen  solle,  und  hat  einen  sehr  merkwür¬ 
digen  Brief  als  Antwort  erhalten,  der  ihm  namentlich  anräth,  wenn  sich 
nicht  für  das  deutsche  Recht  irgendwo  ein  ganz  ausgezeichneter  Docent 
finde,  privatim  sich  im  römischen  noch  zuerst  recht  festzusetzen,  da  für  uns 
das  römische  Recht,  gerade  weil  es  echt  praktisches  ist,  insofern  wir  nicht 
tüchtig  und  lebendig  es  auffassen  und  darin  eindringen,  wenig  Werth  hat; 
später  aber  für  ein  oder  zwei  Jahre  nach  England  zu  gehen,  um  ein  öffent¬ 
liches  Leben  zu  suchen,  was  in  Deutschland  nicht  möglich  ist,  ebensowenig 
in  der  Schweiz. . . .  Darin  lag  zwar  nicht  explicite,  doch  implicite  der  Rath, 
nach  Hause  zurückzukehren;  er  mache  sich,  sagt  er,  das  größte  Vergnügen 
daraus,  ihm  auf  jede  mögliche  Weise  zu  helfen.”  So  sei  das  begreiflich;  die 
traurige  Winterexistenz  im  Zimmer  trage  dazu  bei.  Die  Frage  sei  jedoch  an¬ 
ders  für  jemanden,  der  nicht  nach  England  gehen  könne  und  Keller  als  Bei¬ 
stand  neben  sich  habe.  „Das  Ganze  bleibt  aber  doch  eine  Originalität,  wodurch 
der  gewöhnliche  Schlendrian  gebrochen  wird.  Es  nimmt  mich  wunder,  was 
dabei  herauskommen  wird.”  Alfr.  Escher  rät  ihm,  nach  Bonn  zu  gehen, 
wegen  Bethmanns.  Am  27.  Januar  berichtet  Fr.  v.  Wyß,  Escher  denke  nun 
bestimmt  daran,  sobald  als  möglich  heimzureisen.  Sein  Übel  sei  noch  nicht 
geheilt,  trotz  der  heftigsten  Mittel:  am  Auge  habe  sich  ein  großes  Ge¬ 
schwür  gebildet,  das  aufgegangen  sei;  aber  der  gefährliche  Blutandrang 
zum  Kopf  sei  dadurch  noch  nicht  ganz  gehoben  und  ein  Rückfall  stets  zu 
befürchten.  Arbeiten  könne  er  gar  nicht,  und  sein  Aufenthalt  sei  somit  rein 
verloren:  hätte  er  nicht  so  zahlreiche  Gesellschaft  von  allen  Nachbarn,  so 
wäre  seine  Lage  wirklich  sehr  unangenehm.  Am  10.  Februar  heißt  es, 
Escher  hoffe  in  etwa  14  Tagen  verreisen  zu  können,  obschon  sich  gerade 
jetzt  eine  neue  Geschwulst  gebildet  habe  —  hoffentlich  die  letzte.  Aber 
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logie  an  der  zürcherischen  Hochschule  hatte  jenen  Meinungs¬ 
streit  entfesselt,  der  im  Herbst  1839  dem  ganzen  seit  1830  er¬ 
richteten  liberalen  Regiment  den  Untergang  bringen  sollte. 
Wohl  zog  die  Regierung  schon  im  März,  auf  den  erregten 
Widerspruch  der  Landschaft,  die  Wahl  des  neuen  Professors 
in  der  Besorgnis  vor  einer  Revolution  wieder  zurück;  allein  die 
aufgescheuchten  Geister  ließen  sich  nicht  mehr  beruhigen:  das 
ganze  seit  neun  Jahren  ausgebaute  System,  das  Stadt  und  Land 
einen  unbestreitbaren  Aufschwung  gebracht,  aber  vielfachen 
Anlaß  zu  berechtigter  Kritik  geboten  hatte,  stand  damit  in 
Frage.  Da  seine  Widersacher  nun  bei  einem  Kernpunkt  der 
Reform,  dem  verbesserten  Volksschulwesen,  eingesetzt  hatten, 

noch  am  25.  Februar  wollte  die  Krankheit  kein  Ende  nehmen.  —  Übrigens 
wurde  unter  den  in  Berlin  weilenden  Schweizern  der  zürcherische 
Strauß  enputsch,  wie  natürlich,  eifrig  besprochen:  Savigny  äußerte,  dieser 
Bürgermeister  Hirzel  müsse  doch  ein  sehr  unwissender  Mann  sein.  „Sehr 
anders  war  dagegen  die  Stimmung  bei  dem  von  seinem  Vetter  Keller  in« 
spirirten  Alfr.  Escher  und  seinen  Anhängern”,  schreibt  Friedr.  v.  Wyß  in 
seiner  Selbstbiographie,  „und  es  führte  dieß  allmälig  zu  stärkerer  Auf¬ 
deckung  des  Zwiespaltes,  der  zwischen  uns  bestand.  Bis  dahin  hatten 
wir  [d.  h.  Gg.  und  Fr.  v.  Wyß]  längere  Zeit  äußerlich  freundlich  zu¬ 
sammen  verkehrt.  Er  war  durch  starken  Blutandrang  nach  dem  Kopf  und 
Geschwüre,  die  sich  bildeten,  sehr  krank  geworden,  und  da  er  ganz  in 
unserer  Nähe  wohnte,  waren  wir  sehr  häufig  bei  ihm,  wachten  auch,  als 
dieß  einmal  nöthig  wurde,  des  Nachts  bei  ihm.  Den  ganzen  Winter  mußte 
er  im  Zimmer  zubringen  und  konnte  keine  Collegien  besuchen.  Zu  denen, 
die  immer  bei  ihm  waren,  wie  besonders  Casp.  Meyer,  Blumer  u.  s.  f.,  ge¬ 
hörten  wir  zwar  nicht;  aber  doch  nahmen  wir,  bis  die  Discussionen  zu 
trennen  anfiengen,  lebhaften  Antheil  an  seinem  Befinden,  das  ihn  gegen 
das  Frühjahr  dann  nöthigte,  nach  Hause  zu  reisen”  (im  Besitz  von  Pfr.  L. 
v.  Wyß).  Am  3T.  März  1839  schreibt  Friedr.  v.  Wyß  denn  auch  seinem 
Vater:  „Die  Zürcher  Geschichten  [Strauß]  haben  die  Trennung  der  beiden 
Lager  vollendet.  Alfred  Escher  ist  in  seinen  Keller  so  vernarrt,  daß,  wer 
nicht  zu  dieser  Fahne  schwört,  kaum  geduldet  wird;  dieß  hat  nun,  wie  sich 
wohl  denken  läßt,  die  innere  Disharmonie,  die  bei  allem  äußeren  Zusam¬ 
menleben  dennoch  stets  fühlbar  war,  völlig  zum  Ausbruch  gebracht.  Ich 
bin  wirklich  froh,  von  ihm  wegzukommen:  dieses  vornehme  und  dennoch 
seichte  Verstandessophistisiren  ist  mir  recht  widerwärtig  geworden.”  — 
Auch  ein  Brief  Georgs  v.  Wyß  an  seinen  Bruder  Friedrich,  Ende  März 
1839,  redet  von  diesen  Gegensätzen:  „A.  Escher  als  pedisequus  von  Keller 
macht  alle  Schwankungen  mit:  ich  habe  ihn  aber  mit  seinen  eigenen  Wor¬ 
ten  stumm  gemacht,  N.  B.  ohne  daß  wir  uns  zerwarfen.  Sagte  er  doch  lezt« 
hin,  ein  Volk  könne  viel  eher  eine  politische  Bewegung  zum  Guten 
lenken  und  verstehen,  als  eine  religiöse.  Um  1830  zu  vertheidigen,  greifen 
sie  1839  an.” 
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antworteten  die  Radikalen  mit  dem  Kunstgriff,  auch  die  von 
ihnen  selber  geschaffene  Hochschule  in  die  Diskussion  zu 
ziehen  und  auf  dem  Umweg  über  Strohmänner  deren  Auf¬ 
hebung  zu  beantragen  —  in  der  Absicht,  durch  die  wahrschein¬ 
liche  Ablehnung  dieses  viel  zu  weit  gehenden  Vorschlages 
einen  Damm  gegen  die  Reaktion  überhaupt  zu  errichten.  Zu¬ 
gleich  tauchte  der  Antrag  auf,  bei  der  Besetzung  theologischer 
Professuren  in  Zukunft  auch  dem  Kirchenrat  eine  gesetzliche 
Mitwirkung  einzuräumen. 

Um  diese  fragwürdigen  Postulate  zu  bekämpfen,  verfabte 
nun  der  kaum  zurückgekehrte  und  notdürftig  genesene  Escher 
zusammen  mit  einem  Studiengenossen,  dem  späteren  National¬ 
rat  Benjamin  Brändli,  eine  Broschüre,  die  dann,  nachdem  sie  von 
den  übrigen  studierenden  Kantonsbürgern  gebilligt  war,  publi¬ 
ziert  werden  sollte  und  der  Hochschulkommission  eingereicht 
wurde.1  Gegenüber  der  platten,  nur  die  wirtschaftlichen  Opfer 
ins  Auge  fassenden  Betrachtung,  wie  sie  sich  in  der  mit  der 
Prüfung  beauftragten  Grobratskommission  zum  Teil  äuberte, 
hoben  die  Verfasser  die  Leistungen  der  Universität  hervor,  und 
Escher  glaubte  seinen  Gedankengang  sogar  in  der  beredten 
Verteidigung  wieder  zu  erkennen,  die  dann  der  Kommissions¬ 
präsident  Jonas  Furrer  dem  angegriffenen  Institut  widmete. 
Mit  besonderer  Schärfe  sprach  sich  der  jugendliche  Verfechter 
in  einem  Brief  an  Jakob  Escher  auch  gegen  den  Versuch  aus, 
dem  Kirchenrat  Einflub  auf  die  Wahl  der  Theologieprofessoren 
zu  gestatten:  nicht  blob  dab  dies  die  Lehrfreiheit  beeinträchtige; 

1  Die  Publikation  scheint  indes  nach  dem  günstigen  Ausgang  der  Groß¬ 
ratsabstimmung  unterblieben  zu  sein.  Der  ursprünglich  mit  Friedr.  v.  Wyß 
befreundete  Brändli  entfremdete  diesem,  sowie  er  in  die  politische  Gefolg¬ 
schaft  Eschers  trat  („Zürcher  Taschenbuch”  1913  p.  89).  In  diesen  Zusam¬ 
menhang  mag  die  Stelle  aus  einem  Brief  von  Friedr.  v.  Wyß  an  seinen 
Bruder  Georg,  6.  Sept.  1840,  gehören:  „Die  Hochschulgeschichte,  von  der 
ausländische  Zeitungen  fast  mehr  wissen,  als  wir  selbst,  ist  bereits  wieder 
ziemlich  in  Vergessenheit  geraten  —  ein  solches  Strohfeuer  kann  nicht 
lange  brennen.  Alfr.  Escher  hat  dem  Lorbeerkranz,  der  sein  junges  Haupt 
bereits  ziert,  neue  Zweige  eingeflochten  durch  eine  Trostadresse  der  Stu¬ 
denten  an  die  Professoren,  die  vornemlich  sein  Werk  ist.  Die  heillose  Un¬ 
wahrheit,  die  durch  diese  Geschichten  hindurchgeht,  und  der  ekelhafte  Miß¬ 
brauch  der  bekannten  schönen  Worte  sind  so  einleuchtend,  daß  man  mit 
denen,  die  noch  daran  glauben,  beinahe  nicht  mehr  streiten  kann.” 
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auch  die  Verfassung  erlaube  eine  solche  Mitwirkung  nicht,  da 
die  Hochschule  allein  dem  Staat  unterstellt  sei  und  Schule  und 
Kirche  getrennte  Gebiete  bildeten.  Das  ganze  Verhältnis  von 
Staat  und  Kirche  werde  dadurch  berührt:  wolle  man  ihre  Schei¬ 
dung  in  der  Reinheit  festhalten,  welche  die  zürcherischen  Zu¬ 
stände  charakterisiere,  so  würde  sich  aus  der  Konstituierung 
eines  solchen  Einflusses  mit  Notwendigkeit  ergeben,  auch  dem 
Obergericht  und  dem  Gesundheitsrat  eine  Einwirkung  auf  die 
Wahl  der  juristischen  und  medizinischen  Professoren  zu  gestat¬ 
ten,  was  abermals  die  Verfassung  verletzen  müßte.  Das  Gut¬ 
achten  der  jeweiligen  Fakultät  genüge  allein,  um  die  wissen¬ 
schaftlichen  Interessen  des  Faches  zu  schützen,  und  die  Teil¬ 
nahme  des  Kirchenrates  könnte  nur  als  Fessel  wirken. 

e> 

Allein  von  solchen  politischen  Quertreibereien  abgesehen, 
fühlte  er  sich  in  der  wiedergewonnenen  Heimat  doch  überaus 
glücklich.  Das  innige  Verhältnis  zu  den  Eltern  und  das  freie 
Leben  in  dem  herrlichen  Gute  beflügelten  seine  Arbeitskraft, 
sodaß  er  sich  einen  Tag  von  48  Stunden  wünschte.  Vor  allem 
gestalteten  sich  die  Studien  an  der  eben  umkämpften  Hoch¬ 
schule  überaus  gedeihlich:  namentlich  Kellers  Kollegien,  die  er 
ausschließlich  und  alle  belegte,  fand  er  ausgezeichnet  und, 
„was  Klarheit  —  nach  meiner  Meinung  die  Hauptsache  des 
juristischen  Vortrages  —  anbetrifft,  die  vorzüglichsten,  die  ich 
noch  gehört.” 

„Sehr  lieb  ist  es  mir",  schrieb  er  an  Escher,  „noch  einige 
systematische  Collegien  bei  Keller  zu  hören,  in  denen  sich  besonders 
sein  logisches  Talent  und  hauptsächlich  s,ein  practischer  Geist  auf  eine 
herrliche  Weise  zeigen.  Der  zürcherische  Civilprozeß  ist  besonders 
in  letzterer  Beziehung  ausgezeichnet.  Es  ist  umso  intereßanter,  ihn 
durch  Keller  vorgetragen  zu  hören,  weil  er  der  Schöpfer  von  Haupt¬ 
partien  desselben  ist  oder  sein  wird  und  seine  langjährige  Gerichts¬ 
praxis  die  Darstellung  mit  den  anschaulichsten  und  bemerkenswerthesten 
Beispielen  würzt.  Im  römischen  Erbrechte  befinden  wir  uns  bei  seiner 
historischen  Entwickelung:  dabei  bewundere  ich  besonders  sein 
systematisches  Talent,  das  den  verwickelten  Stoff  auf  die  übersicht¬ 
lichste  Weise  zu  ordnen  und  unter  wenige  erschöpfende  Gesichts- 
puncte  unterzubringen  weiß.  Der  Vortrag  ist  beständig  mit  Erklärung 
schwieriger  Stellen  gewürzt.  In  Beziehung  auf  das  Exegeticum  sind 
meine  Erwartungen  nicht  getäuscht  worden :  die  intereßantesten 
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Stellen  werden  uns  zur  Emendation  aufgegeben ;  oft  müßen  wir 
hinwieder  ex  tempore  Stellen  erklären,  und  immer  findet  dabei 
ungezwungene  mündliche  Mittheilung  statt.  Wie  sehr  Keller  es  weiß, 
wenn  einem  etwas  nicht  ganz  klar  ist,  und  wie  sehr  er  es  in  diesem 
Falle  versteht,  es  klar  zu  machen,  ist  höchst  auffallend.  Sein  Colleg 
über  Cicero  [die  Reden  gegen  Verres]  in  diesem  Semester  soll  eines  der 
besten  sein,  die  er  noch  über  diesen  Schriftsteller  gehalten.  Besonders 
anziehend  ist  dabei,  Kellern  ganz  neu  schaffen  zu  sehen;  denn 
bekanntlich  sind  die  Reden  von  Cicero  ganz  im  Argen  und  zu  ihrem 
Verständniß  nicht  einmal  die  höchst  prosaische  Arbeit  des  Aufsuchens 
von  Parallelstellen  vorgenommen . . .  Nebenbei  arbeite  ich  an  der 
römischen  Rechtsgeschichte  und  bin  dabei  durch  Kellers  Rath, 
Urtheil  und  literarische  Hilfsmittel  aufs  trefflichste  unterstützt.  Der 
einzige  Wunsch,  den  ich  noch  habe,  ist  der,  daß  der  Tag  statt  24, 
48  Stunden  hätte  1"  1 

4 

Diese  zürcherische  Periode  seiner  Studien  zeigt  Alfred 
Escher  im  wesentlichen  bereits  fertig:  die  Klarheit  und  Energie 
der  geistigen  Begabung,  die  Richtung  auf  das  Praktische,  das 
starke  Führerbewußtsein  und  der  ausgeprägt  schweizerische 
Charakter  konnten  sich  wohl  im  Lauf  der  Zeit  noch  steigern; 
in  ihren  Grundzügen  erscheinen  sie  aber  schon  an  dem  Zwan¬ 
zigjährigen  völlig  deutlich.  Zugleich  versprach  die  hohe  Ar¬ 
beitskraft,  die  durch  die  glänzende  äußere  Lage  statt  gehemmt, 
nur  gesteigert  ward,  ein  restloses  Durchsetzen  der  einmal  ge¬ 
faßten  Absichten:  bezeichnend,  wie  gleich  die  erste  äußere  Ver¬ 
anlassung  den  Trieb  der  politischen  Tätigkeit  zur  Reife  bringt. 
Ein  starkes  Mitleben  des  Gemütes  erscheint  wohl  unverkenn¬ 
bar;  doch  vermochte  es  die  im  wesentlichen  praktische  Anlage 
nicht  mehr  zu  hemmen.  Die  Reinheit  der  Ziele  steht  dabei 
außer  Zweifel.  Ein  früh  hervortretender  Ehrgeiz  und  eine  ge¬ 
wisse  Schwäche  im  Ertragen  von  Widerspruch,  sowie  gelegent¬ 
liche  Selbstgefälligkeit  konnten  wohl  den  freundschaftlichen 
Verkehr  zu  Zeiten  erschweren;2  allein  statt  persönlicher  Zwecke 

1  Brief  vom  28.  Mai/ 1.  Juni  1839. 

2  Siehe  außer  den  Zeugnissen  von  Fr.  v.  Wyß  eine  Stelle  aus  einem 
Brief  des  p.  30  Anm.  2  genannten  Herrn.  Pölchau  (Bonn,  9.  Nov.  1838): 
Freundschaftsversicherungen  an  Escher.  „Trotz  alledem  fand  ich  doch 
auch  in  Dir  etwas,  das  mich  nicht  anzog,  ja  das  mich  in  Augenblicken  von 
Dir  zurückstoßen  konnte. . . .  Ich  meine  das  Selbstgefallen,  vulgo  Egoismus 
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hat  Escher  von  Anfang  an  allgemeine  Bestrebungen  verfolgt, 
und  das  Gefühl  des  eigenen  Wertes  erscheint  nur  als  die  Trieb¬ 
kraft  der  Leistung. 


Zunächst  treten  diese  wahrhaft  führenden  Eigenschaften  in 
der  Leitung  des  Zofingervereins  hervor,  die  Escher  mit  dem 
Herbst  1839  zufiel.  Nachdem  er  sich  aus  Gesundheitsgründen 
anfangs  etwas  hatte  zurückhalten  müssen,  ward  er  zu  Anfang 
des  Wintersemesters  „seiner  Umsicht,  Gewandtheit  und  Ener¬ 
gie  wegen"  von  der  Zürcher  Sektion  zum  Vorsitzenden  gewählt. 
Bereits  vorher  hatte  er  in  einem  Schreiben  an  die  Berner  dem 
Verein  das  von  Einzelnen  bestrittene  Recht  politischer  Diskus¬ 
sionen  gewahrt,1  wenn  er  auch  in  seiner  Antrittsrede  all  diese 
Beschäftigungen  lediglich  zum  Zweck  innerer  Ausbildung  der 
Mitglieder  wünschte.2  Schon  befaßte  er  sich  mit  dem  bereits 
von  der  Helvetik  gefaßten  Plan  einer  schweizerischen  Hoch¬ 
schule,  dem  er  dann  im  Lauf  des  Semesters  einen  eigenen  im 

oder  Eitelkeit.  Ich  gestehe  Dir  offen,  daß  es  mir  nicht  gefallen  wollte,  wenn 
ich  so  manche  —  ja  ich  kann  das  Wort  nicht  zurückhalten  —  kleinliche 
Regungen  des  Ehrgeizes  und  der  Eitelkeit  an  Dir  wahrnahm  ...  Was  mich 
so  plötzlich  auf  unserm  muntern  Zuge  verstummen  ließ,  war  dies,  daß  Du 
vor  dem  Igler  Monument  eine  Meinung,  worin  ich  Dir  widersprach,  mit 
einem  Tone  widerlegtest,  mit  einem  Zug  um  den  Mund,  wie  ich  beides 
schon  einmal  an  Dir  gesehen  zu  haben  meinte,  damals  als  das  Verhältniß 
zwischen  Dir  und  Dubois  sich  löste."  Er  sei  damals  von  kränkender  Ab¬ 
sichtlichkeit  überzeugt  und  verletzt  gewesen.  Siehe  auch  den  Brief  von 
Karl  Sinz  an  Escher,  Berlin  24.  April  1838:  Besorgnisse  über  ihre  zukünf¬ 
tige  Freundschaft.  „Soviel  ist  indeßen  klar,  daß  sich  bei  Dir  Verstand  und 
Gemüth  schärfer,  scheinbar  selbständig  gesondert  entwickelten,  und,  wie 
Du  selbst  es  ja  gestehst,  in  immer  entschiednern  Gegensatz  zu  einander 
getreten  sind . . .  Du  weißt,  wie  ich  in  den  schneidendsten  Wiederspruch  mit 
Dir  gerieth,  wenn  Du  den  Verstand  allein  in  Dingen  geltend  machen  woll¬ 
test,  wo  es  sich  nicht  um  bloße  Form,  wie  z.  B.  in  der  Mathematik,  sondern 
auch  um  den  Inhalt,  wie  bei  Ansichten  über  Natur,  Philosophie  etc.  han¬ 
delt.”  Er  fürchtet  ein  einseitiges  Entwickeln  und  Überwiegen  des  Ver¬ 
standes. 

1  Beringer  p.  198/99  und  391.  Das  Schreiben  selbst,  vom  30.  Juli 
1839,  im  Korrespondenzbuch  VII.  Siehe  ferner  das  Protokoll  (Ende  Juni, 
Nr.  21). 

2  Protokoll,  15.  November;  dazu  der  Jahresbericht  1839/40,  p.  2/3 
(danach  Schneider  im  „Centralblatt”  Bd.  25,  p.  532  ff.). 
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Zofingerblatt  veröffentlichten  Aufsatz  widmete:1  da  er  das  Na¬ 
tionalgefühl  nicht  als  ein  werdendes,  sondern,  mit  eigentüm¬ 
licher,  philosophisch  sein  wollender  Dialektik,  als  ein  längst 
entstandenes  und  nur  langsam  sich  offenbarendes  auffaßte,  so 
argumentierte  er,  auch  die  nationale  Hochschule  sei  im  Grunde 
schon  längst  vorhanden.  Die  Universität  Basel,  die  einst  vom 
Papst  zu  ökonomischer  Förderung  der  Stadt  gegründet  worden 
sei,  müsse  man  freilich  ausschließen,  da  sie  nie  durch  die  Opfer 
des  Volkes  bestritten  wurde;  dagegen  seien  diejenigen  von  Bern 
und  Zürich  aus  dem  Nationalbewußtsein  hervorgegangen,  das 
einsah,  daß  die  Schweiz  als  einziger  Vertreter  des  republikani¬ 
schen  Prinzips  in  Europa  nur  noch  durch  Teilnahme  am  geisti- 

1  Protokoll,  3.  Dezember.  Der  Aufsatz  selber  im  Autograph  noch  er¬ 
halten.  Ausführliches  Referat  im  Jahresbericht  T839/40,  p.  8  ff.  Siehe 
ferner  Schneider  p.  534/35  (zum  Teil  irrig).  Der  Aufsatz  war  hervor¬ 
gerufen  aus  einer  Anregung  der  Lausanner  Sektion,  den  Gedanken  einer 
eidgenössischen  Hochschule  zu  popularisieren.  In  einem  Brief  an  Jak. 
Escher  (Appenzell,  1.  August  1839)  spricht  er  sich  noch  deutlicher  aus, 
„daß  dem  Gedanken  einer  eidgenößischen  Hochschule  die  darnach 
nothwendig  herbeigeführte  Abnahme  des  wißenschaftlichen  Geistes  an  den 
einzelnen  Orten,  wo  bisher  Universitäten  und  Academien  existierten,  ferner 
die  Abnahme  der  Quantität  der  Studierenden  aus  unserm  Vaterlande,  an 
denen  wir  viel  eher  Mangel  als  Überfluß  haben,  und  endlich  die  Vernach« 
läßigung  der  cantonalen  wißenschaftlichen  Intereßen  entgegentrete  —  der 
Ausführbarkeit  die  nun  einmal  bestehende  Verschiedenheit  der  deut¬ 
schen  und  welschen  Zunge,  die  es  nicht  zugeben  dürfe,  daß  sie  dadurch, 
daß  ihre  Söhne  in  der  einen  oder  andern  [Sprache]  ausschließlich  erzogen 
werden,  zum  Opfer  gebracht  werden;  die  nun  einmal  in  unserer  Schweiz 
noch  bestehende  Verschiedenartigkeit  der  Ansichten  in  den  geringfügig¬ 
sten  Dingen,  die  sich  schwerlich,  ohne  inconsequent  zu  sein,  zu  diesem  so 
entscheidenden  und  wichtigen  Institute  vereinigen  könnte;  endlich  die  offen¬ 
bare  und  mitunter  auf  sehr  gerechte  Ansprüche  sich  stützende  Eifersucht 
der  Städte,  die  Ansprüche  darauf  haben,  Sitz  der  schweizerischen  Hoch¬ 
schule  zu  sein.  Ich  glaube  daher,  wir  haben  besonders  dahin  zu  streben, 
daß  das,  was  wir  haben,  gerettet  und  nicht  etwa  einem  zukünftigen  höchst 
zweifelhaften  Traumbilde  aufgeopfert  werde;  daß  man  also  nicht  für  nichts 
und  wieder  nichts  eine  Peroration  in  die  weite  Welt  hinausschreibe  über  die 
Unvollkommenheit  der  jetzt  bestehenden  Hochschulen  und  so  den  Lehrern 
Muth  und  Eifer  raube,  während  man  auch  nicht  die  mindeste  Gewißheit 
für  Erreichung  des  Ideals  hat  und  so  Gefahr  läuft,  Ideal  und  Wirklichkeit 
auf  einmal  einzubüßen;  daß  man  somit  streben  soll,  unsere  Hochschule,  die 
jetzt  schon  mehr  eidgenößisch  als  die  übrigen  ist  und  mehr  Angehörige 
anderer  Cantone  unter  ihren  Studierenden  zählt  als  die  andern,  noch  eid- 
genößischer  zu  machen;  daß  endlich,  wenn  man  mehr  Centralisation  der 
schweizerischen  wißenschaftlichen  Thätigkeit  und  besonders  ihrer  natio- 
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gen  Wettkampf  der  Völker  mit  Ehren  bestehen  könne.  „Diese 
sind  zu  erhalten  und  immer  mehr  zu  nationalisieren.  Eine  eid¬ 
genössische  Hochschule  wird  dagegen  nie  werden.” 

Im  übrigen  erscheint  die  Tätigkeit  Eschers  während  seiner 
Präsidialführung  vor  allem  dem  Streben  gewidmet,  den  drohen¬ 
den  inneren  Verfall  der  Sektion  und  des  Gesamtvereins  auf¬ 
zuhalten:  neben  den  vergeblichen  Bemühungen,  die  von  den 
Schulbehörden  aufgehobene  Zofingersektion  an  der  Kantons¬ 
schule  Aarau  wieder  herzustellen,  und  der  Neugründung  des 
Luzernervereins  sollten  vor  allem  wissenschaftliche  Anregun¬ 
gen  diesem  Ziele  dienen.1  Der  Erfolg  blieb  allerdings  beschei¬ 
den,  da  manche  von  diesen  halb  politischen,  halb  philosophi- 

nalen  Bestrebungen  wünscht,  eine  schweizerische  Academie  nach  der  Weise 
der  Academien  anderer  Staaten,  die  sich  von  Zeit  zu  Zeit  versammeln 
würde,  viel  zur  Realisierung  dieses  Wunsches  beitragen  würde.  Ich  stehe 
immer  noch  bei  der  Ansicht,  daß  der  Zofingerverein  möglichst  wenig  ins 
practische  Leben  einzugreifen,  sondern  zunächst  auf  die  Bildung  der  Ge¬ 
sinnung  des  Einzelnen  wirken  soll,  und  daß  er  namentlich  nicht  dazu  be¬ 
rufen  sei,  mit  Traumbildern  vor  der  Welt  zu  fechten." 

Siehe  ferner  Eschers  eigenes  Resume  in  seinem  Bericht  an  den  Zen« 
tralausschuß,  28.  Januar  1840  (im  Korrespondenzbuch  VII):  „Die  Stellung 
der  Schweiz  ist  in  neuerer  Zeit  eine  ganz  andere  geworden.  Das  Faust¬ 
recht  würde  jetzt  gegen  uns  entscheiden,  und  mit  der  Einfalt  der  Sitten  und 
unbedingter  Passivität  in  Beziehung  auf  alle  Welthändel  ist  es  auch  nicht 
mehr  gethan.  Unser  Vaterland  kann  gegenwärtig  nur  auf  dem  Gebiete 
der  Intelligenz  eine  ehrenvolle  und  unabhängige  Stellung  einnehmen.  Auf 
diesem  Felde  kann  sie  aktiv  auftreten,  und  aktiv  muß  sie  sein,  wenn  sie 
anders  selbständig  sein  will.  Dieß  haben  die  regenerierten  Kantone  der 
Schweiz  anerkannt,  und  die  Folge  dieser  Erkenntniß  war  neben  vielen 
andern  Schöpfungen  auch  die  Hebung  des  Volksschulwesens  und  die  Stif¬ 
tung  der  Universitäten  Zürich  und  Bern.  Sehr  nahe  liegt  es,  eben  diese 
Stiftungen  mit  dem  mehr  auf  Centralität  im  Vaterlande  gerichteten  Geiste, 
der  Bern  eigenthümlich  ist  und  Zürich  eigentümlich  war,  in  Verbindung 
zu  bringen,  und  zwar  um  so  eher,  als  alle  für  die  ganze  Schweiz  bedeuten¬ 
den  Schöpfungen  der  neueren  Zeit  aus  dem  kantonalen  Leben  entsteigen 
mußten  und  nicht  aus  dem  Bundesleben  entsteigen  konnten.  Erkennen  wir 
daher  in  den  Hochschulen  von  Bern  und  Zürich  die  Keime  der  eidgenößi- 
schen  Universität  und  anerkennen  wir  die  Verpflichtung,  diese  Keime  zu 
warten,  statt  sie  durch  ohnmächtige  Klagen  über  ihre  Unzureichenheit  und 
unthätiges  Festhalten  an  eitlen  Hoffnungen  zu  ersticken!" 

1  Beringer  p.  150/51,  sowie  Schneider  p.  533/34.  Protokolle  vom  3., 
10.  und  20.  Dezember  1839.  Jahresbericht  1839/40,  p.  3/4.  Das  Schrei¬ 
ben  Eschers  an  die  Aarauer,  vom  8.  Dezember,  im  Korrespondenzbuch  VII. 
Siehe  ferner  Beringer  p.  200  ff.,  391  ff.,  sowie  Schneider  p.  535  ff. 
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sehen  Vorträgen  und  Diskussionen  wenig  wissen  wollten  und 
über  die  Geistesaristokratie  einiger  Oligarchen  klagten.  Wenn 
auch  die  Fröhlichkeit  nach  wie  vor  zu  ihrem  Rechte  kam/  so 
erhielt  sich  doch  stets  ein  gewisser  Widerspruch,  und  nur  die 
Energie  Eschers  verhinderte  tiefere  Spaltungen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Überzeugungen  seines  Elternhauses 
und  der  eigenen  sozialen  Stellung  hatte  er  sich  mit  instinktivem 
politischem  Verständnis  immer  ausgeprägter  den  Anschau¬ 
ungen  angeschlossen,  denen  im  Kanton  Zürich,  wie  in  der  Eid¬ 
genossenschaft  die  Zukunft  gehören  sollte.  Der  Einfluß  seines 
Lehrers,  des  radikalen  Parteiführers  Friedr.  Ludw.  Keller,  ge¬ 
nügt  nicht  zur  Erklärung:  während  die  meisten  den  altzürche¬ 
rischen  Kreisen  angehörenden  Studierenden,  wie  Georg  und 
Friedr.  v.  Wyß,  sein  Freund  Jakob  Escher  u.  a.,  sich  einem  ge¬ 
mäßigten  Konservatismus  ergaben,  wie  er  der  neuesten  Wen¬ 
dung  zürcherischer  Politik,  seit  dem  Herbst  1839,  entsprach, 
wandte  sich  Escher  immer  deutlicher  zu  den  Radikalen.  In 
einem  Vortrag  über  „unsern  Freistaat  in  seiner  Möglichkeit  in 
der  Zukunft",  den  er  im  Juni  1840  den  Zürcher  Zofingern  hielt,1 2 
bekannte  er  sich  in  etwas  jugendlichem  Gedankengang  unein¬ 
geschränkt  zur  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte: 

1  Beringer  p.  392.  Über  seine  und  des  im  Herbst  1839  aus  Berlin 
zurückgekehrten  Blumer  Tätigkeit  im  Zofingerverein  siehe  ferner  dessen 
Aufzeichnungen  bei  J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer”  p.  14.  Escher,  Blumer, 
Brändli  und  andere  bildeten  zugleich  einen  engeren  Zirkel,  der  jeweilen  die 
Sonntagabende  zusammen  verbrachte.  „Es  herrschte  auch  in  dieser  zweiten 
Abtheilung  meines  Zürcher  Studentenlebens  ein  wissenschaftlich  angeregter, 
aber  frei  und  heiter  in  die  Welt  hinausblickender  Geist  im  Zofingerverein. 
Die  meisten  meiner  Mitstudirenden  verurtheilten  den  6.  September,  auf 
welchem  die  neue  Regierung  des  Kantons  Zürich  beruhte. . . .  Eine  Folge 
des  Umschwunges  war  es,  daß  in  Zürich  die  Polizeistunde  sehr  strenge  ge- 
handhabt  und  daher  einmal  der  Zofingerverein  wegen  Übersitzens  verklagt 
wurde.  Dieses  gab  mir  den  Anlaß,  meine  erste  Rede  an  eine  Behörde  zu 
halten,  indem  Escher  und  ich  nebst  dem  Juristen  Casp.  Honegger  es  über¬ 
nahmen,  für  alle  andern  vor  dem  löblichen  Stadtgerichte  einzustehen.  Es 
war  für  uns  ein  großer  Spaß,  daß  letzteres  sich  durch  unsere  Vertheidi- 
gungsrede  veranlaßt  sah,  etwa  dreizehn  Erwägungen  seinem  zu  einigen 
Franken  Buße  verurtheilenden  Entschlüsse  vorauszuschicken.” 

2  Gedr.  im  „Centralblatt”  Bd.  26  (1886),  p.  290  ff.  und  329  ff.  Siehe 
ferner  „Jahresbericht”  1839/40,  p.  23  ff.  und  das  Protokoll  vom  12.  Juni 
und  3.  Juli  1840,  mit  der  daran  sich  entspinnenden  Diskussion. 
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„Wer  vermöchte  den  in  dem  vorletzten  Dezennium  vorbereiteten 
und  in  dem  letzten  so  jugendlich  kräftig  erwachten  Geist  der 
Selbständigkeit  und  der  selbstbewußten  Menschen-  und  Bürgerwürde 
in  allem  Volke  zu  leugnen  oder  zu  beklagen?  Man  erinnere  sich  der 
toten,  unfruchtbaren  Stille,  des  darnieder  gedrückten  bevormundeten 
Zustandes,  der  politischen,  ich  möchte  auch  sagen  moralischen  und 
intellektuellen  Gleichgültigkeit  und  Schläfrigkeit,  welche  in  den  ersten 
Dezennien  dieses  Jahrhunderts,  ganz  besonders  aber  vor  dem  letzten 
Dezennium  des  vorigen  Jahrhundertes  dem  selben  Volke  innewohnten, 
dessen  Nationalbewußtsein  sich  in  diesem  Dezennium  täglich  ent¬ 
schiedener  äußert,  dessen  politisches  Selbstbewußtsein  täglich  mehr 
erwacht,  dessen  intellectueller  Gehalt  täglich  bedeutsamer  wird.  Oder 
sind  diese  letztem  Beobachtungen  etwa  bloße  Hirngespinste  und 
Träumereien?  Hätten  wir  keine  Tatsachen  als  lebendige  Zeugen  für 
sie  aufzuführen?  Welche  Zeit  hat  das  erste  schweizerische  National¬ 
fest,  das  eidgenössische  Schützenfest,  hervorgerufen?  Welche  Zeit 
machte  die  Erziehung  und  Bildung  der  Kinder  zur  wahren  Herzens¬ 
angelegenheit,  ja  —  man  kann  wohl  sagen  —  zum  höchsten  Interesse 
des  armen  Taglöhners  und  Bauers?  Welche  Zeit  lieh  den  lange  ge¬ 
waltsam  unterdrückten  und  künstlich  und  planmäßig  eingeschläferten 
Bedürfnissen  und  Interessen  aller  Teile  des  Volkes  ein  Organ? 
Welche  Zeit  rief  die  schönsten  und  erfolgreichsten  gemeinnützigen 
Bestrebungen,  die  sich  doch  wenigstens  auf  den  ganzen  Canton,  in 
dem  sie  rege  wurden,  ja  teilweise  auf  das  ganze  Vaterland  bezogen, 
hervor?  Welche  Zeit  schuf  uns  das  Kleinod  der  Preßfreiheit?  In 
welcher  Zeit  hielt  man  es  nicht  mehr  für  zu  wenig  ehrenvoll  oder 
für  zu  wenig  lohnend  dem  Erfolge  nach,  das  Volk  durch  Volks¬ 
schriften  zu  belehren  und  zu  veredeln?  In  welcher  Zeit  erwachten 
Gewerbsfleiß  und  Industrie  in  allen  Teilen  des  Landes  ?  Wann  fing  man 
an,  daran  zu  denken,  daß  der  Landbau  verbessert  werden  könnte?" 

Naturgemäß,  daß  so  scharf  ausgesprochenen  Anschauungen 
der  Widerspruch  nicht  fehlte:  im  Februar  1840  erklärte  einer 
der  Berliner  Studiengenossen,  der  Jurist  Friedr.  v.  Wyß,  seinen 
Austritt,  weil  er  sich  mit  dieser  politisierenden  Richtung  nicht 
befreunden  konnte  und,  wie  der  Jahresbericht  äußert,  „viel¬ 
leicht  auch  aus  einer  gewissen  Rivalität  unter  dem  Präsidium 
Alfred  Eschers,  seines  in  allen  Ansichten  konträrsten  Gegen¬ 
satzes”,  sich  nicht  mehr  wohl  fühlte.1  Was  sich  hier  als  private 

1  Jahresbericht  1839/40,  p.  30/31:  „Daß  Escher  in  einem  Briefe  an 
den  Centralausschuß  seiner  llnthätigkeit  tadelnd  erwähnte,  während  er  zu 
großen  Leistungen  berufen  sei,  vermochte  ihn  zur  Eingabe  einer  schrift¬ 
lichen  Austrittserklärung,  freilich  mit  so  schlimmer  gegen  des  Zofinger« 
Vereines  Wesen  und  Form  gerichteter  Begründung,  daß  in  der  daran  sich 
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Meinungsverschiedenheit  ankündigte,  prägt  sich  nun  nach  und 
nach  in  politischer  Gegnerschaft  immer  schärfer  aus,  und  im 
Laufe  der  Jahre  hat  Escher  den  Zusammenhang  mit  den  Krei¬ 
sen  der  alten  Bürgerschaft,  denen  er  ja  selber  entstammte, 
schließlich  fast  verloren:  eine  steigende  Gereiztheit  gerade  in 
diesen  Verhältnissen  wird  immer  deutlicher.  Zweifellos,  daß 
der  Bruch  und  die  Entfremdung  mit  manchen  Genossen  der 
Jugend  ihn  weit  mehr  kostete,  als  der  Fernerstehende  ahnte. 
Allein  die  ihm  angeborene  Energie  und  eine  fast  stürmische  Tat¬ 
kraft  wiesen  ihn  auf  die  Gesinnungen  hin,  die  zur  Umgestaltung 
des  eben  wieder  nach  rückwärts  orientierten  Staatswesens 
trieben.  Für  Eschers  Beurteilung  fällt  dabei  entscheidend  ins 
Gewicht,  daß  nicht  der  Ehrgeiz,  sondern  die  Schaffenslust,  sein 
allem  Neuen  zugewandtes  Temperament  und  keine  Karriere¬ 
rücksichten  ihn  zum  Liberalismus  führten  —  mochte  auch  die 
nicht  sehr  kirchliche  Denkungsart  seines  Elternhauses  eine 
solche  Hinneigung  zu  freieren  politischen  Überzeugungen  er¬ 
leichtern  — ;  denn  die  Anschauungen,  denen  er  sich  zuwandte, 
hatten  in  den  vorausgehenden  Monaten  eben  eine  schwere 
Niederlage  erlebt,  und  niemand  ahnte  damals  die  rasche  Wie¬ 
dererhebung. 

knüpfenden  Diskussion  seine  Vertrautesten  im  Vereine  sie  nicht  zu  be¬ 
achten  baten,  sondern  sie  nur  als  einen  Vorwand,  statt  spezieller  innerer 
Gründe  erklärten."  Siehe  ferner  das  Protokoll  vom  28.  Januar  und  4.  Fe¬ 
bruar  1840  und  das  Schreiben  Eschers  an  den  Zentralausschuß,  vom 
28.  Januar  (im  Korrespondenzbuch  VII),  das  immerhin  Wyß  nicht  mit 
Namen  nennt.  Außerdem  die  Erinnerungen  von  Wyß  selber,  im  „Zürcher 
Taschenbuch"  1913  p.  96/97:  das  Hauptmotiv  sei  die  politische  Entfrem¬ 
dung  gewesen.  „Wer  nach  seiner  Überzeugung  an  dem  religiösen  Auf¬ 
schwung  des  Volkes  [im  Sept.  1839]  seine  Freude  hatte  und  die  daraus 
hervorgegangene  Regierung  achtete,  der  fühlte  sich  in  den  Hochschul¬ 
kreisen  und  auch  im  Zofingerverein,  wie  er  unter  Alfr.  Eschers  Präsidium 

sich  nun  gestaltete,  vereinsamt .  Ich  ging  selten  mehr  hin,  und  als 

A.  Escher  mein  öfteres  Fehlen  unter  den  Kommilitonen  rügend  erwähnte, 
brachte  dies  den  Entschluß  zu  förmlichem  Austritt  zur  Reife.  In  meinem 
Abschiedsbriefe  stellte  ich  vornehmlich  auf  das  persönliche  Bedürfnis  ab, 
mich  in  der  Stille  zu  konzentrieren  und,  statt  in  unklaren  Idealen  zu  schwel¬ 
gen,  gegenüber  den  verwirrenden  Tageseindrücken  Sicherheit  zu  gewinnen, 
verhehlte  aber  auch  nicht,  daß  meiner  Ansicht  nach  die  zürcherische  Stu¬ 
dentenschaft  in  schiefe  Stellung  sich  gebracht  habe,  und  von  der  Form 
schrecklich  getäuscht,  nicht  einmal  merke,  wie  untreu  sie  dem  wahren 
Wesen  des  auf  religiösem  Grunde  stehenden  Zofingerbundes  geworden  sei." 
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Von  einer  Teilnahme  an  der  Tagespolitik  war  freilich  für 
den  21jährigen  noch  keine  Rede:  er  selber  hat  es  in  den  Strei¬ 
tigkeiten,  die  seine  geistige  Richtung  entfesselte,  oft  ausge¬ 
sprochen,  daß  diese  Diskussionen  nur  die  Gesinnung  der  Mit¬ 
glieder  fördern  sollten.  „Ohne  offenen  Ideenaustausch  über 
politische  Dinge  konnte  ich  mir  keine  wahre  Freundschaft  unter 
den  Zofingern  denken.”1 * * 4  Und  daneben  gingen  ja  eifrig  be¬ 
triebene  Studien:  im  Winter  1839/40  hörte  er  „zürcherisches 
Particularrecht  mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  deutsch-schwei¬ 
zerischen  Kantone  und  die  bevorstehende  Gesetzgebung”  bei 
Keller,  sowie  Ciceros  Rede  für  Roscius  und  aus  den  Reden 
gegen  Verres  die  sizilianische  Prätur,  ferner  bei  Alex.  Schwei¬ 
zer  die  „Apologie  des  evangelischen  Christentums”;  im  Som¬ 
mersemester  1840  „deutsches  Privatrecht”  bei  Bluntschli, 
„römisches  Actionenrecht”,  „zürcherisches  Privatrecht  mit  Be¬ 
rücksichtigung  der  übrigen  deutschschweizerischen  Kantone, 
Sachenrecht  und  Obligationenrecht”  bei  Keller,  sowie  über 
einige  Gerichtsreden  Ciceros  („pro  Tullio”,  „Fontejo”,  „Cae- 
cina”),  bei  Geib  die  „Geschichte  des  römischen  Kriminalpro¬ 
zesses”  und  schließlich  bei  dem  Historiker  Hans  Heinr.  Voegeli 
die  „Geschichte  Helvetiens  unter  den  Römern”. 

Die  eigentlich  fachliche  Ausbildung  ward  aber  vor  allem  in 
privater  Tätigkeit  erreicht,  und  der  Zofingerverein  bot  die  Mög¬ 
lichkeit  parlamentarischer  und  politischer  Schulung:  am  14.  Au¬ 
gust  1840  ward  Escher  von  der  Zürcher  Sektion  als  erster 

1  Aus  dem  von  ihm  verfaßten  Schreiben  der  Zürcher  Sektion  an  den 
Zentralausschuß,,  28.  Januar  1840  (Korrespondenzbuch  VII):  „Gleich¬ 
gültigkeit  für  den  politischen  Zustand  des  Vaterlandes  und  eine  gegenseitig 
zu  beobachtende  aufgedrungene  Indifferenz  für  denselben  schien  mir  die 
Negation  der  so  oft  erwähnten  Vaterlandsliebe  zu  sein,  und  vollkommen 
unnatürlich  kam  es  mir  vor,  daß  unser  Alter,  das  sich  sonst  an  die  höch¬ 
sten  göttlichen  und  menschlichen  Dinge  wagen  soll  und  wagt,  der  Politik 

gänzlich  fremd  und  nicht,  wie  zu  allen  andern  Bestrebungen  des  Lebens,  so 
auch  zu  der  politischen  Richtung  eine  auf  reifes  Nachdenken  und  offenen 
Ideenaustausch  mit  vielen  Freunden  fußende  Grundlage  zu  legen  hätte. 
Diese  scheint  mir  gerade  in  der  Art  in  einer  Zeit  gelegt  werden  zu  müßen, 
wo  Stellensucht  und  persönliche  Interessen  der  Art  noch  ganz  außer  dem 
Spiele  bleiben,  und  nur  insofern  kann  jener  zum  Bestehen  eines  Freistaates 

unentbehrliche  Zustand,  wo  eine  Ansicht  die  andere  zu  achten  weiß,  mög¬ 
lich  gemacht  werden.” 


4  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Kandidat  für  den  jährlich  neu  zu  bestellenden  Zentralausschuh 
genannt/  und  in  der  Tat  wählte  ihn  dann  die  Jahresversamm¬ 
lung  in  Zofingen  zum  Zentraipräsidenten  für  das  Jahr  1840/41. 
Allein  auch  nach  dem  Antritt  dieser  Würde  erscheint  er  in  der 
Zürcher  Vereinigung  unermüdlich  tätig:  er  nimmt  Stellung 
gegen  den  Antrag,  studentische  Freikorps  zu  bilden,  bevor 
deren  praktische  Verwendbarkeit  erwiesen  sei;  er  sucht  ge¬ 
eignete  wissenschaftliche  Arbeiten  einzelner  Mitglieder  auch 
andern  Sektionen  zugänglich  zu  machen  u.  a.2 

Doch  lag  der  Schwerpunkt  seiner  Arbeit  jetzt  immerhin 
außerhalb  der  Sektion:  eine  durch  die  Zeitverhältnisse  bewirkte 
Erschlaffung  des  nationalen  Sinnes  galt  es  zu  überwinden,  die 
1839  beinahe  zur  Auflösung  des  Vereins  geführt  hätte.1 2 3  Der 
neue  Ausschuß  legte  daher  den  Sektionen  neben  der  Frage  des 
zu  errichtenden  Freikorps  vor  allem  auch  die  schon  am  Zentral¬ 
fest  aufgetauchte  Überlegung  vor,  ob  der  Zofingerverein  in  der 
gegenwärtigen  Gestalt  seiner  Idee  entspreche,  oder  ob  er  nicht 
vielmehr  einer  gänzlichen  Reform  von  innen  heraus  im  Sinn 
und  Geist  seiner  Stifter  bedürfe.  Das  Ziel  war  vor  allem,  den 
Meinungsaustausch  zu  wecken  und  damit  das  Leben  der  Ge¬ 
samtheit  zu  heben.4  Die  offene  Aussprache  bewirkte  denn 
auch  in  der  Tat  die  Sammlung  der  Kräfte:  die  wissenschaftliche 
Tätigkeit,  die  Escher  schon  im  eigenen  Kreise  zu  pflegen  ge¬ 
sucht  hatte,  teilte  sich  der  Gesamtheit  mit,  und  beim  Abschluß 
seines  Amtsjahres,  im  Herbst  1841,  konnte  die  Krisis  als  über¬ 
wunden  gelten.  So  eng  begrenzt  nun  auch  die  allgemeine  Be¬ 
deutung  dieser  eifrigen  Arbeit  erscheint,  so  hebt  sie  sich  doch 

1  Protokoll.  Am  17.  Juli  hatte  Escher  in  einem  fulminanten  Schreiben 
dem  bisherigen  Zentralausschuß  in  Genf  Pflichtvernachlässigung  vorge¬ 
worfen  (Korespondenzbuch  VII  und  Protokoll  vom  17.  Juli).  Über  seine 
Abschiedsrede  als  Vorsitzender  der  Zürcher  Sektion  (über  das  gebesserte 
Verhältnis  des  Vereins  zur  übrigen  Studentenschaft)  siehe  das  Protokoll 
vom  6.  November  1840  und  den  Jahresbericht  1840/41,  p.  20.  Vgl.  auch 
Beringer  p.  392. 

2  Protokoll  vom  4.  und  18.  Dezember  1840  und  22.  Januar  1841. 

3  Beringer  p.  193  ff. 

4  Schreiben  vom  4.  November  und  17.  Dezember  1840,  sowie  im  Mai 
1841  im  Korrespondenzbuch  CA  der  Berner  Sektion.  Vgl.  auch  Beringer 
p.  196  ff.,  200,  205,  217,  243,  259,  362  und  Schneider  p.  537  ff.  Außer¬ 
dem  das  Protokoll  vom  21.  Mai  1841. 
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durch  die  stete  Betonung  des  Nationalen  über  den  Wert  son¬ 
stiger  studentischer  Bestrebungen  empor;  ja  es  läßt  sich  nicht 
leugnen,  daß  Escher  hier  nicht  bloß  die  formelle  Gewandtheit, 
sondern  zum  Teil  auch  den  Gehalt  seines  späteren  Wirkens 
empfing.  Die  unverkennbare  Leitung,  die  er  dabei  von  Anfang 
an  übte,  ergab  sich  aus  der  Tatsache,  daß  die  Kräfte  seines 
Wesens  mit  der  Allgemeinrichtung  des  Vereins  zusammen 
fielen:  nicht  bloß  daß  seine  ungewöhnliche  Energie  nach  Be¬ 
tätigung  suchte,  die  ganze  Sittlichkeit  seines  Charakters  sprach 
darin  mit,  und  in  einer  früh  eroberten  Führerschaft  errang  er 
sich  die  politische  Schulung. 

Die  Studien,  die  neben  dieser  öffentlichen  Tätigkeit  einher¬ 
gingen,  hatten  sich  in  den  letzten  Semestern  außer  dem  stets 
betriebenen  römischen  Recht,  wie  natürlich  vor  allem  dem 
modernen  zugewandt.  Daneben  erscheinen  indes  immer  noch 
allgemeine  Vorlesungen:  im  Winter  1840/41  hörte  er  außer  den 
Pandekten  und  dem  Wechselrecht  bei  Keller,  bei  Orelli  „Abä- 
lards  und  Heloisens  Briefe  als  Übung  in  der  Latinität  des  Mit¬ 
telalters”  und  bei  Hottinger  die  „Übersicht  über  die  Literatur 
der  Schweizergeschichte”;  im  Sommer  1841  dagegen  nur  juri¬ 
stische  Kollegien:  das  Kriminalpraktikum  bei  Geib,  Handels¬ 
recht  bei  Prof.  Heinr.  Escher  und  Ciceros  Rede  „pro  Cluentio”, 
sowie  die  „Topica”  bei  Keller;  im  letzten  Semester  endlich, 
während  des  Winters  1841/42,  außer  einer  Vorlesung  Bluntsch- 
lis,  sowie  Geibs  „Geschichte  des  römischen  Kriminalprozesses” 
in  der  Kaiserzeit,  bei  C.  Ott  die  „Geschichte  der  eidgenössi¬ 
schen  Politik  in  den  Verhältnissen  zum  Ausland  von  der  Bil¬ 
dung  des  europäischen  Gleichgewichts  bis  zum  Wiener  Frie¬ 
den”.  Im  Juli  1842  bestand  er  dann  das  Examen,  das  erste, 
das  an  der  juristischen  Fakultät  überhaupt  abgelegt  wurde,  mit 
„summa  cum  laude”  — /  als  ob  ihm  auch  in  diesen  Äußerlich- 

1  Eintrag-  im  Protokoll  der  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  „Am 
17.  September  1842  wurde  Herr  Joh.  Hch.  A.  Escher  von  Zürich  als  der 
Erste  durch  Herren  Prof.  Keller  als  Decan  rite  zum  doctor  beider  Rechte 
promovirt,  nachdem  derselbe  zuvor  eine  Dissertation  De  testium  ratione . . . 
eing^ereicht  und  das  vorschriftg’emäße  schriftliche  und  mündliche  Examen, 
letzteres  am  12.  Juli,  vor  versamelter  Facultät  in  Gegenwart  der  Profes¬ 
soren  Keller,  Bluntschli,  Erxleben  und  Geib  summa  cum  laude  bestanden 
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keiten  immer  das  Ungewöhnliche  zufallen  müsse.  Seine  Keller 
und  Blumer  gewidmete  Dissertation:  „De  testium  ratione,  quae 
Romae  Ciceronis  aetate  obtinuit”  („Über  die  zu  Ciceros  Zeiten 
geltende  Lehre  von  den  Zeugen”)  zeigt  überall  Kellers  strenge 
Schulung:  von  ihm  hat  Escher  die  sichere  Verwendung  der 
römischen  nicht  juristischen  Schriftsteller  gelernt,  sowie  die 
Ausschöpfung  der  Quellen  bis  aufs  letzte.  Seine  auch  sprach¬ 
lich  tüchtige  Arbeit  ist  in  Kellers  „Römischem  Civilprozeß” 
verwertet  und  zitiert,* 1  und  die  Anerkennung  der  übrigen  Fach¬ 
genossen  zeigte,  daß  Escher  auch  mit  weiteren  wissenschaft¬ 
lichen  Arbeiten  Beifall  gefunden  hätte.  So  aber  war  seinen 
Studien  zur  Geschichte  des  römischen  Rechts  keine  weitere 
Entfaltung  gegönnt,  und  trotz  weit  ausgreifender  Pläne  blieben 
diese  ciceronianischen  Untersuchungen  die  einzige  gelehrte 
Leistung. 

Eine  Verschwendung  der  Kräfte,  wie  sie  der  Jugend  so  oft 
zu  eigen  ist,  hat  Escher  also  nicht  gekannt:  klare,  begrenzte 
Anschauungen  und  ein  starkes  Bedürfnis  nach  Geltung  trieben 
seine  Fähigkeiten  von  Anfang  an  zu  ausnahmsweiser  Leistung. 
Dabei  wirkte  die  beneidenswerte  soziale  Stellung  durchaus  nicht 
bloß  fördernd:  wie  sie  den  Hebel  ausschaltete,  den  Durchschnitts« 
naturen  für  ihr  inneres  und  äußeres  Emporkommen  brauchen, 
so  verschaffte  sie  dem  jungen  Politiker  auch  Konflikte,  die 
Andern  erspart  blieben.  Die  gleichaltrigen  Kreise  der  konser¬ 
vativen  Staatsbürger  entfremdete  er  sich  bis  zu  offener  Gegner¬ 
schaft,  und  ein  gewisses  Entrücktsein  über  die  niederen  Nöte 
gab  ihm,  zusammen  mit  starkem  Autoritätsgefühl  und  Tem¬ 
perament,  eine  Gewöhnung  an  unbestrittene  Geltung,  die  sich 
später  auch  ungünstig  fühlbar  machte.  Aber  der  reine  Eifer, 
ein  unbestechlicher  Rechtssinn  und  eine  trotz  gelegentlicher 
Kleinlichkeiten  stets  durchleuchtende  Vornehmheit  der  Gesin¬ 
nung  wiesen  ihm,  neben  der  Überlegenheit  geistiger  Begabung, 

hatte.”  Siehe  „N.  Z.  Z.”  1842,  Nr.  113,  p.  449.  Die  Erwerbung1  des  Dok¬ 
tortitels  war  damals  bei  den  jungen  Zürcher  Juristen  die  Ausnahme  (siehe 
die  Autobiographie  Jak.  Eschers).  Das  noch  erhaltene  Diplom  ist  vom 
17.  Dezember  1842  datiert. 

1  Friedr.  Ludw.  v.  Keller:  „Der  römische  Civilprozeß  und  die  Actionen” 
(1852)  §  66. 
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doch  schon  unter  seinen  Studiengenossen  die  erste  Stellung  an. 
Die  methodische  Sicherheit  der  wissenschaftlichen  Ausbildung 
und  die  Klarheit  und  sachliche  Bestimmtheit  der  Rede  verraten 
dabei  die  unablässige  Arbeit.  Aber  darüber  hinaus  tritt  auch 
die  Machtübung,  das  besondere  Merkmal  bevorzugter  Naturen, 
bereits  beim  Jüngling  hervor,  und  mit  Recht  haben  seine  Alters¬ 
genossen  gerade  das  Schalten  im  Zofingerverein  als  ein  förm¬ 
liches  Herrschen  bezeichnet.1 

Allein  vorderhand  war  ein  Fußfassen  in  den  Tagesange¬ 
legenheiten  und  -Kämpfen  noch  nicht  beabsichtigt:  nach  dem 
Abschluß  der  Studien,  etwa  im  Dezember  1842,  begab  sich 
Alfred  Escher  für  ein  halbes  Jahr  nach  Paris,  gewissermaßen 
zu  weltmännischer  Schulung.  Wenn  schon  zuHause  vielfach  fran¬ 
zösisch  gesprochen  wurde  und  derVater,  trotz  seiner  Vorliebe  für 
englisches  Wesen  ganz  die  feinen  und  gefälligen  Lebensformen 
der  Pariser  Welt  angenommen  hatte,  so  eignete  er  sich  in  diesem 
durch  die  väterlichen  Beziehungen  noch  besonders  wertvoll 
gemachten  Aufenthalt  jene  vollkommene  Kenntnis  der  zweiten 
Landessprache  an,  die  gerade  einem  künftigen  eidgenössischen 
Staatsmann  unentbehrlich  sein  mußte.  Doch  zur  sprachlichen 
und  gesellschaftlichen  Ausbildung  kam  die  juristische:  inmitten 
des  Wirbels  von  neuen  Eindrücken  und  Einladungen  fand  er 
Zeit,  sich  mit  dem  französischen  Prozeßwesen  bekannt  zu 
machen.  Nachdem  er  die  entsprechende  Literatur  kennen  ge¬ 
lernt  hatte,  besuchte  er  zum  Teil  täglich  die  Pariser  Gerichte, 
wo  gerade  ein  sensationeller  Eheprozeß  spielte  —  vom  Frie¬ 
densgericht  und  dem  „Tribunal  de  simple  police*'  bis  zum  Kas¬ 
sationshofe.  Ebenso  unterrichtete  er  sich  über  das  Gefängnis¬ 
wesen,  mit  seinem  bis  zum  äußersten  getriebenen  Absonde¬ 
rungssystem  und  dem  Verfahren  gegen  die  in  Untersuchungs¬ 
haft  Befindlichen. 

Vor  allem  aber  galt  es  ihm  nun,  über  die  eigene  Zukunft  ins 
reine  zu  kommen. 

„So  wenig  die  unendlich  vielgestaltigen  und  zerstreuenden  äußern 
Verhältnisse,  in  denen  ich  hier  lebe,  dazu  geeignet  sind,  mir  die¬ 
jenige  Ruhe  zu  gewähren,  die  zur  allseitigen  Untersuchung  und  Ent- 


1  Joh.  Scherr. 
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Scheidung  eines  so  wichtigen  Gegenstandes  wünschbar ,  ja  fast 
unentbehrlich  ist",  schrieb  er  an  Jakob  Escher,  „so  drängt  mich  doch 
das  unabweisliche  Bedürfniß,  mir  ein  bestimmtes  Ziel  für  mein 
Sinnen  und  Streben  zu  setzen,  damit  ich  von  jetzt  an  keinen  Augen¬ 
blick  für  die  Erjagung  desselben  verliere,  zu  einem  festen  Entschlüsse 
in  Beziehung  auf  die  Laufbahn,  in  der  ich  das  bißchen  Kraft,  das 
Gott  mir  anvertraut,  aufreiben  soll.  Von  einer  politischen  oder 
practisch-juristischen  Laufbahn  sehe  ich  zunächst  ab.  Sehr  viele 
Gründe  bestimmen  mich  dazu,  vor  allem  und  am  entscheidendsten 
der,  daß  man  sich,  bevor  man  irgend  eine  practische  Beschäftigung 
ergreift,  in  dem  Gebiethe  der  Theorie  so  sehr  eingehaust  haben  muß, 
daß  man  auch  nach  mehrjähriger  practischer  Wirksamkeit  jeden 
Augenblick  wieder  in  jenes  zurück  kehren  und  mit  Erfolg  in  ihm 
fortarbeiten  kann.  Nur  wer  dieses  vermag,  ist  unabhängig,  und  wer 
unabhängig  ist,  kann  mit  Ehren  auf  dem  Kampfplatze  des  practischen 
Lebens  bestehen."  1 

„Wenn  ich  vor  allzu  früher  practischer  Thätigkeit  warnte",  schrieb 
er  kurze  Zeit  später,2  „befürchtend,  es  möchte  durch  eine  solche 
leicht  die  Fähigkeit  zu  rein  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  dadurch 
die  Unabhängigkeit  verloren  gehen,  so  dachte  ich  mir  unter  dieser 
practischen  Thätigkeit  eher  eine  politische,  als  eine  gerichtliche.  Eine 
gerichtliche  Stellung  bringt  es  nach  meinen  Ansichten  mit  Noth- 
wendigkeit  mit  sich,  daß  der  in  ihr  befindliche  mit  den  Fortschritten 
der  Wissenschaft  Schritt  zu  halten  suche  . . .  Frühe  schon  ein  Richter¬ 
amt  übernehmen  oder  die  Verrichtungen  eines  Anwaltes  ausüben, 
heißt  für  mich  also  durchaus  nicht,  frühe  schon  der  Rechtswissenschaft 
untreu  werden.  Aber  der  Jurist,  der,  bevor  er  in  seiner  Wissenschaft 
recht  heimisch  geworden,  in  der  Fremde  der  Politik  sein  Glück  ver¬ 
suchen  will,  ist,  wenn  einmal  die  Zeit  kommen  sollte,  da  er  mit  Ehren 
nicht  mehr  in  ihr  verbleiben  kann,  heimathlos." 

Deshalb  dachte  er  zunächst  an  eine  rein  wissenschaftliche 
Laufbahn.  Da  ihn  indes  weder  die  von  Stahl  oder  von  Hegel 
vertretene  Rechtsphilosophie,  noch  die  mühselige,  jeden  Über¬ 
blick  über  das  Gesamtgebiet  der  Jurisprudenz  verlierende  Ein¬ 
zelforschung  lockten,  so  plante  er  vor  allem  rechtsvergleichende 
Studien.  Die  vorübergehende  Anwesenheit  Kellers  in  Paris 
trug  mit  dazu  bei,  diese  Absichten  zu  reifen. 

„Redet  man  von  der  Verbindung  der  Philosophie  mit  der  Juris¬ 
prudenz",  schrieb  er  an  Escher,3  „so  denkt  man  doch  nicht  an 

1  21.  April  1843. 

2  21.  Mai  1843,  an  denselben. 

3  21.  April  1843. 
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Systematisierung  des  Rechtsstoffes ;  man  denkt  nicht  an  Abstractionen 
aus  der  Masse  der  Rechtsmaterialien,  die  wir  im  Leben  vorfinden  und 
annehmen,  wie  das  Leben  sie  hervorgerufen  —  mit  einem  Worte: 
man  denkt  nicht  an  Operationen  auf  Grundlage  und  unter  Anerkennung 
der  Rechtsgebilde,  wie  sie  nun  einmal  historisch  geworden.  Dächte 
man  sich  dieses  unter  der  Influenzierung  der  Jurisprudenz  durch  die 
Philosophie,  so  würde  sich  kein  Mensch  auf  der  Welt  finden,  der  sich 
ihr  widersetzen  würde.  Nein,  man  denkt  sich  unter  philosophischer 
Jurisprudenz  ein  aprioristisch  construirtes  Rechtssystem,  das  von 
allem,  was  hier  oder  dort,  zu  der  Zeit  oder  zu  einer  andern  geschehen 
und  geworden  ist,  absieht,  weil  es  auf  allgemeine  Geltung  Anspruch 
macht  und  dagegen  in  streng  logischer  Folgerung  aus  einem  obersten 
Grundsätze,  der  das  Eigenthum  aller  Zeiten  und  aller  Völker  wie 
Länder  ist,  abgeleitet  wird.  Nun  versuche  man  es  aber  einmal,  ein 
solches  Rechtssystem  aufzubauen.  Jenen  obersten  Grundsatz  wird 
man  in  der  Definition  des  Begriffes  von  Recht  finden.  Diese  wird 
so  allgemein  ausfallen,  daß  man,  wenn  man  ehrlich  sein  will,  ein¬ 
gestehen  muß,  eigentlich  nichts  damit  gewonnen  zu  haben.  Nun 
soll  man  aber  weiter  aus  einem  höchst  weiten  Begriff  von  Recht  die 
einzelnen  Rechtsverhältnisse,  in  denen  Personen  und  Dinge  unter 
sich  und  zu  einander  stehen  können,  ableiten.  Die  Zahl  dieser 
einzelnen  möglichen  Rechtsverhältnisse  wird  eben  Legion  und  ihre 
erschöpfende  Aufzählung,  wie  sie  ein  logisch  vollendetes  apriorisches 
System  verlangen  würde,  eine  Unmöglichkeit  sein.  So  wird  sich  un- 
abweislich  die  Nothwendigkeit  ergeben,  die  Aufgabe  zu  spezialisieren: 
man  wird  nicht  allgemeingültige  Rechtsnormen  erschaffen  wollen, 
sondern  vielmehr  solche  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Völker  zu 
finden  beabsichtigen.  Aber  auch  so  würde  es  niemandem  gelingen, 
alle  Rechtsnormen,  die  in  so  spezialisierten  Verhältnissen  gedenkbar 
sind,  vollständig  aufzuzählen.  Und  ist  demgemäß  eine  Beschränkung 
nothwendig,  so  wird  nichts  natürlicher  erscheinen,  als  sich  an  diejenigen 
Rechtsformen  zu  halten,  die  unter  vielen  an  sich  möglichen  zur 
Wirklichkeit  geworden  sind.  So  werden  wir  unwillkürlich  von  der 
aprioristischen  Auffassung  der  Jurisprudenz  zu  der  empirischen 
geleitet." 

Allein  auch  in  dieser  empirischen  Jurisprudenz  ergaben  sich 
verschiedene  Richtungen:  „In  der  einen  beschäftigt  man  sich  damit, 
den  kleinsten  Detail  des  Rechtsstoffes  zu  erforschen  und  zu  sammeln ; 
in  der  andern  soll  das  gesammelte  Detail  verarbeitet,  systematisirt, 
unter  allgemeinere  Sätze  subsumirt  und  so  in  seiner  Quintessenz 
verglichen  werden.  Die  erste  Sphäre  hat  den  großen  Vorteil,  daß 
der  in  ihr  arbeitende  unmittelbar  aus  den  Quellen  forscht  und  nichts 
von  andern  gefundenes  auf  Treu  und  Glauben  anzunehmen  braucht. 
Die  unbedingte  Selbständigkeit  der  wissenschaftlichen  Forschung  ist 
also  ihre  Zierde.  Sie  hat  aber  den  Nachtheil,  daß  der  in  ihr  thätige, 
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der  sattsam  beschäftigt  ist,  wenn  er  sein  Leben  an  der  Ergründung 
des  Details  auch  nur  eines  der  tausend  und  tausend  Gebiethe, 
welche  die  Welt  der  Jurisprudenz  umfaßt,  setzt,  den  Überblick  über 
die  ganze  Wissenschaft  verliert  und  seine  Kräfte  in  der  vielleicht 
mit  größtem  Scharfsinne  angestellten  Ergründung  von  einzelnen 
Äußerlichkeiten  abnutzt,  während  ihm  die  ergreifendsten,  inhalt¬ 
reichsten  und  folgewichtigsten  Fragen  der  Jurisprudenz  völlig  fremd 
bleiben.  Man  hat  mir  z.  B.  gerathen,  die  beiden  ciceronianischen 
Reden  pro  Balbo  und  pro  Archia  zu  bearbeiten  und  damit  Forschungen 
über  die  Geschichte  der  römischen  Civität  zu  verbinden.  Ich  will 
dem  Gegenstände  durchaus  nicht  das  Interesse,  das  er  unbestritten 
in  hohem  Grade  hat,  absprechen;  aber  ich  darf  mir  doch  nicht  ver¬ 
bergen,  daß  ich,  nachdem  ich  meine  besten  Jahre,  ja  vielleicht  mein 
ganzes  Leben  auf  die  Ergründung  dieser  schwierigen  und  namentlich 
ungemein  ausgedehnte  Quellenstudien  voraussetzenden  Gegenstände 
verwandt,  von  einem  sehr  kleinen  Theile  des  römischen  Staatsrechtes 
Kunde  hätte,  dagegen  den  andern  Zweigen  des  römischen  Rechtes, 
in  denen  das  juristische  Genie  des  römischen  Volkes  am  meisten 
bewundert  wird,  fremd  und  in  den  Rechten  der  andern  und  so  nament¬ 
lich  auch  der  modernen  Völker  ein  Idiote  geblieben  wäre." 

„Jene  zweite  Sphäre,  in  der  das  in  jedem  Zweige  des  Rechtes 
und  in  den  Rechtssystemen  aller  Völker  gesammelte  Detail  unter  sich 
verglichen  und  auf  leitende  Rechtsideen  zurückgeführt  wird,  hat  den 
Nachtheil,  daß  der  in  ihr  Thätige  um  des  unendlich  großen  Gebietes 
willen,  das  er  zu  umspannen  hat,  in  den  wenigsten  Fällen  unmittelbar 
aus  den  Quellen  schöpfen  kann,  sondern  meist  den  Detail  aus  dem 
Munde  dessen,  der  sich  ja  in  der  in  Frage  stehenden  Spezialität  am 
kundigsten  erwiesen,  annehmen  muß,  also  dem  Vorwurf  der  Ober¬ 
flächlichkeit,  und  gewiß  hie  und  da  mit  Recht,  ausgesetzt  ist.  Sie 
hat  aber  den  Vorteil,  daß  sie  den  in  ihr  wirkenden  vor  jener  Ein¬ 
seitigkeit  bewahrt,  die,  auf  Forschungen  in  irgend  einer  Ecke  eines 
Zweiges  der  Wissenschaft  vergessen,  den  Überblick  über  das  Ganze 
verliert,  daß  sie  auch  ferner  seinen  Blick  nicht  nur  sehr  erweitert, 
sondern  zugleich  auch  leitet  und  regelt,  indem  sie  ihn  in  dem  Meere 
des  Rechtsstoffes  aller  Zeiten  und  aller  Völker  einen  innern  Zusammen¬ 
hang,  allgemeine  Rechtsgrundsätze  und  die  naturgemäße  Ausbildung 
und  Entwickelung  dieser  schauen  läßt.  Ich  erinnere  hier  nur  im 
Vorbeigehen  und  beispielsweise  an  die  Verfolgung  des  Grund¬ 
satzes  der  Trennung  der  Gewalten  in  den  antiken  und  modernen 
Prozeßsystemen,  an  die  Vergleichung  der  so  unendlich  viel¬ 
gestaltigen  Formen,  in  denen  sich  die  Inquisitions-  oder  Ver¬ 
handlungsideen  in  den  Prozeßrechten  der  verschiedenen  Zeiten  und 
Völker  verkörpert." 

„Die  beiden  Sphären  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit,  die  ich 
characterisiert,  müssen  nebeneinander  bestehen.  Die  letztere  wird 
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immer  unentbehrlicher,  je  weiter  das  Gebieth  der  Detailforschungen 
in  einer  Wissenschaft  wird ;  denn  je  mehr  der  Rechtsstoff  angehäuft 
wird,  desto  mehr  thut  es  Noth,  ihn  zu  überschauen,  zu  sichten,  zu 
systematisieren.  Zwischen  diesen  beiden  Sphären  soll  ich  nun  wählen. 
Wenn  die  Waagschale  sich  auf  die  Seite  der  zweiten  neigen  sollte, 
so  würden  jedenfalls  zwei  —  wenn  du  willst,  äußerliche  —  Umstände 
manches  dazu  beitragen.  Fürs  erste  ist  die  zweite  Sphäre  offenbar  die 
vernachlässigtere,  ja  man  dürfte  fast  sagen,  eine  noch  unangebaute. 
Die  frische  Kraft  wirft  sich  eben  gerne  auch  auf  einen  frischen 
Gegenstand.  Dann  involvirt  sie  aber  die  Bekämpfung  einer  Einseitig« 
keit,  eines  sehr  verbreiteten  Vorurtheiles.  Man  begünstigt  nämlich 
in  der  Rechtswissenschaft,  wie  vielleicht  auch  in  der  Geschichte  der 
Philologie,  auf  eine  unbillige  Weise  das  Alterthum  auf  Unkosten  der 
modernen  Zeit  und  ihrer  Schöpfungen.  Ist  denn,  seit  das  römische 
Recht  ans  Tageslicht  gekommen,  gar  kein  juristisches  System  mehr 
erstanden,  das  neben  jenem  gekannt,  mit  ihm  verglichen  zu  werden 
verdiente?  Sind  denn  alle  Anstrengungen  der  Geister,  die  während 
dreizehn  Jahrhunderten  im  Gebiethe  des  Rechtes  arbeiteten  und 
wirkten,  so  vergeblich  gewesen,  daß  ihre  Schöpfungen  keiner  Be« 
rücksichtigung  werth  sind?  Sind  denn  im  Laufe  der  vielen  Jahr¬ 
hunderte  seit  der  Entstehung  des  römischen  Rechtes  nicht  manche 
Formen  des  Lebens  so  sehr  verändert  worden,  daß  nur  ein  Recht, 
das  diesen  Modificationen  Rechnung  trägt,  also  infolge  dieser  ge¬ 
schaffen  wurde,  naturgemäß  genannt  werden  kann  ?  Sind  endlich  seit 
der  Entstehung  des  römischen  Rechtes  nicht  ganz  neue  Verkehrs¬ 
verhältnisse,  von  denen  die  Urheber  des  römischen  Rechtes  noch  keine 
Ahnung  hatten,  entstanden,  und  sollten  durch  diese  neuen  Verkehrs¬ 
verhältnisse  nicht  ihnen  entsprechende  neue  Rechtsverhältnisse 
nothwendig  gemacht  und  darum  wirklich  ins  Leben  gerufen  worden 
sein?  Ich  hüte  mich,  in  den  Chor  derer  einzustimmen,  die  sich  diese 
Fragen  auch  stellen  und  infolgedessen  das  Studium  des  heidnischen 
römischen  Rechtes,  wie  es  dann  etwa  genannt  wird,  ganz  beseitigt 
wissen  möchten.  Ich  will  nicht,  indem  ich  ein  Extrem  bekämpfe,  in 
das  entgegengesetzte  verfallen.  Aber  wie  ich  dem  römischen  Rechte, 
ganz  abgesehen  von  seiner  Anwendbarkeit  oder  Anwendung,  einen 
entscheidenden  Werth  für  die  Ausbildung  des  juristischen  Gefühles 
und  Tactes  beilege,  so  möchte  ich  einen  solchen,  wenn  auch  einen 
vielleicht  nicht  eben  so  großen,  den  andern  Rechtssystemen  und 
gerade  auch  den  modernen,  zuschreiben.  Auch  diejenigen  scheinen 
mir  in  einer  Einseitigkeit  befangen  zu  sein,  die  sich  geberden,  als 
gäbe  es  nur  ein  römisches  und  ein  deutsches  Recht;  denn  gewiß 
ist  es  nicht  zu  rechtfertigen,  wenn  man  diese  beiden  Rechte  bis  in 
den  kleinsten  und  hie  und  da  wenig  ideenreichen  Detail  verfolgt 
und  daneben  nicht  einmal  von  den  allgemeinsten  Allgemeinheiten 
des  Rechtszustandes  eines  benachbarten  mehr  als  30  Millionen 
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starken  Volkes  oder  einer  andern  Nation,  die  wir  als  die  politisch 
am  höchsten  stehende  verehren,  eine  Ahnung  hat."  1 

Die  Schwierigkeit  der  von  ihm  geplanten  rechtsvergleichenden 
Studien  machte  er  sich  freilich  genügend  deutlich :  „Gewiß  kann  eine 
Weltgeschichte  des  Rechtes  —  und  diese  wird  von  einer  umfassenden 
und  durchaus  gründlichen  Rechtsvergleichung  vorausgesetzt  —  eigent¬ 
lich  nur  dann  geschrieben  werden,  wenn  Geschichten  aller  Rechte 
der  einzelnen  Völker,  die  der  Weltgeschichte  angehören,  bestehen. . . 
Ich  will  die  Länder,  von  deren  Rechtsgeschichte  man  gar  nichts  weiß, 
nicht  aufzählen,  sondern  nur  darauf  aufmerksam  machen,  daß  auch 
die  Rechtsgeschichten  einzelner  Völker,  die  man  zu  besitzen  glaubt, 
größtentheils  noch  sehr  unvollständig  sind . . .  Die  Geschichte  des 
englischen  Rechtes  soll  noch  so  sehr  im  Argen  liegen,  daß  Leute, 
die  man  als  wohlunterrichtet  ansehen  muß,  behaupten,  es  sei  bis 
anhin  noch  gar  nichts  darüber  geschrieben  worden!  Die  Litteratur 
der  französischen  Rechtsgeschichte  ist  ebenso  arm,  als  die  der  neuen 
französischen  Gesetzgebung  reich  ist.  Aber  nun  die  deutsche  Rechts¬ 
geschichte!  Gott,  wie  sehr  verdient  das  Lehrgebäude,  das  gegen¬ 
wärtig  diesen  Namen  trägt,  eigentlich  doch  noch  als  ein  zufälliges 
bezeichnet  zu  werden!  Oder  ist  es  nicht  die  Quintessenz  bloß  der¬ 
jenigen  deutschen  Particularrechte,  die  bis  anhin  der  Öffentlichkeit 
übergeben  worden  sind?  Und  von  was  anderm  hat  die  Publication 
gerade  dieser  Particularrechte  abgehangen,  als  etwa  davon,  daß  ein 
deutscher  Jurist  sich  nun  einmal  ganz  besonders  für  das  Recht  seiner 
Vaterstadt  interessirte,  oder  daß  ein  anderer  auf  einer  Bibliothek 
oder  in  Archiven,  die  er  auf  seinen  Reisen  besuchte,  in  einer  glück¬ 
lichen  Stunde  Rechtsquellen  entdeckte,  die  ihm  wichtig  vorkamen, 
also  von  reinen  Zufälligkeiten?  Wird  nicht  die  Lückenhaftigkeit  des 
gemeinen  deutschen  Privatrechtes  und  seiner  Geschichte  gerade  von 
den  Schriftstellern,  die  sich  um  dasselbe  besonders  verdient  gemacht 
haben,  also  von  denen,  die  es  am  besten  kennen  müssen,  am  meisten 
anerkannt,  wenn  sie  nicht  müde  werden,  dringlichst  zur  Herausgabe 
particularrechtlicher  Quellen,  zur  systematischen  wissenschaftlichen 
Bearbeitung  einzelner  deutscher  Particularrechte  aufzufordern  ?  Zeigt 
nicht  der  unvollkommene  Zustand,  in  dem  sich  die  Rechtsgeschichte 
gerade  auch  des  größten  Theiies  der  Schweiz  befindet,  wie  schwach 
die  Pfeiler  sind,  auf  denen  die  gemeine  deutsche  Rechtsgeschichte 
ruht?  Und  was  soll  nun  aus  allem  diesem  gefolgert  werden?  Auf 
der  einen  Seite  die  größte  Wünschbarkeit  einer  umfassenden 
Rechtsvergleichung,  ja  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  zur 
Befriedigung  practischer  Bedürfnisse,  auf  der  andern  Seite  die 
Unsicherheit  und  der  theilweise  gänzliche  Mangel  eines  Fundamentes 
derselben  ?" 


1  21.  April  1843  (an  J.  Escher). 
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Die  vollständige  Unentbehrlichkeit  dieser  Studien  nötige  indes 
trotzdem  zu  fortschreitenden  Versuchen.  „Eine  ganz  andere  Frage 
ist  nun,  ob  wir  bei  dem  hohen  Grade  der  Unvollkommenheit,  den 
eine  umfassendere  Rechtsvergleichung  in  unsern  Tagen  noch  haben 
muß,  die  Kraft  eines  ganzen  Lebens  auf  sie  verwenden  sollen." 
Dies  möchte  er  verneinen.  Die  Annahme  würde  zu  weit  gehen,  „man 
dürfe  jetzt  schon  bloß  auf  eine  auf  den  kleinsten  Detail  sich  er¬ 
streckende  selbständige  Durchforschung  des  disponibeln  Stoffes 
allgemeinere  Resultate  stützen."  Eine  Weglassung  des  weniger 
Wesentlichen  und  ein  Verzicht  auf  durchgehende  Quellenbenutzung 
erweise  sich  als  unumgänglich.  „Nehme  ich  nun  aber  auch  an,  daß 
auf  eine  so  angestellte  allgemeinere  Rechtsvergleichung  sechs  bis 
acht  Jahre  verwandt  werden  müßten . . .,  nun,  so  bleibt  noch  eine 
schöne  Zeit  zu  anderweitigen  wissenschaftlichen  Beschäftigungen 
übrig."  Als  ihr  Gegenstand  kämen  nur  Einzelforschungen  in  Frage,  vor 
allem  die  Ergründung  und  systematische  Darstellung  der  Partikular- 
rechte,  besonders  der  eigenen  Heimat.  „Wie,  mein  Lieber,  wenn 
Blumer  und  wir  und  noch  manche  andere  unserer  Bestrebungs¬ 
genossen  in  andern  Cantonen,  von  denen  ja  manche  gerade  um 
ihrer  vaterländischen  Gesinnungen  willen  unsere  Freunde  geworden 
sind,  sich  vereinigen  würden,  um  durch  Rechtsgeschichten  der 
einzelnen  Cantone  eine  schweizerische  möglich  zu  machen?  Welcher 
Vorschub  würde  dadurch  der  Wissenschaft,  welcher  Dienst  dem 
Vaterlande  geleistet!  Welche  Ehre  wäre  es  für  die  Schweiz,  das 
erste  Land  zu  sein,  das  sich  einer  umfassenden,  gründlichen  Rechts¬ 
geschichte  rühmen  könnte !" 1 

Die  weit  ausgreifenden  wissenschaftlichen  Pläne,  denen 
Escher  seine  Laufbahn  zu  widmen  dachte,  sind  freilich  nicht 
zur  Ausführung  gelangt;  denn  wenige  Wochen  nach  der  Heim¬ 
kehr  wurden  seine  Kräfte  von  der  Politik  in  Beschlag  genom¬ 
men,  die  er  ursprünglich  noch  für  längere  Zeit  zu  meiden 
wünschte.  Allein  es  steht  außer  Frage,  daß  er  trotz  all  dieser 
Projekte  schon  damals  die  Wirksamkeit  des  praktischen  Staats¬ 
mannes  für  sich  voraussah:  nur  faßte  er,  in  Unkenntnis  seiner 
wichtigsten  Anlage,  gleichzeitig  eine  wissenschaftliche  Tätig¬ 
keit  ins  Auge,  etwa  in  der  Weise  Kellers  oder  Joh.  Kasp. 
Bluntschlis.  Sein  ganz  auf  Tatkraft  gestelltes  Wesen  konnte 
sich  aber  auch  hier  nur  mit  weitreichenden  und  doch  durch¬ 
führbaren  Absichten  zufrieden  geben.  „Es  ist  jetzt  der  Augen¬ 
blick  gekommen”,  schrieb  er  an  Jakob  Escher,  „da  ich  einen 


i  21.  Mai  1843. 
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für  meine  ganze  Zukunft  entscheidenden  Entschluß,  wohl  den 
wichtigsten  meines  Lebens,  zu  fassen  habe.  In  wenigen  Wochen 
werde  ich  in  der  Heimath  sein,  und  die  Ruhe  der  mich  umgeben¬ 
den  äußern  Verhältnisse  werden  dann  die  angestrengten  Ar¬ 
beiten  begünstigen,  die  der  gegenwärtige  Standpunct  meiner 
Entwickelung  von  mir  fordert  und  zu  denen  mich  auch  ein  freu¬ 
diger  Eifer,  den  ich,  Gott  sei  Dank!,  in  mir  fühle,  antreibt.  Diese 
Arbeiten  müssen  aber  von  Anfang  an  auf  ein  festes  Ziel  ge¬ 
richtet  und  das  Ziel  dieser  Arbeiten  muß  ein  unabänderliches 
sein.” 

In  der  zweiten  Hälfte  Juni  1843  kehrte  er  dann  wieder  in  die 
Heimat.  Eine  ursprünglich  geplante  Reise  nach  England  und 
Italien  ward  aufgegeben  und  der  Rückweg  über  Rouen,  Havre, 
Dieppe,  Eu,  sowie  über  Amiens,  Reims,  Toul,  Nancy  und 
Straßburg  genommen.  Ein  kurzer  Aufenthalt  bei  Blumer  in 
Glarus  machte  ihn  mit  dem  dortigen  Gerichtswesen,  sowie  den 
sonstigen  kantonalen  Gesetzgebungen  näher  bekannt,  nachdem 
er  jenen  bei  einer  Zusammenkunft  in  Rapperswil  für  seinen 
Plan  einer  von  mehreren  Freunden  gemeinschaftlich  auszu¬ 
arbeitenden  schweizerischen  Rechtsgeschichte  zu  gewinnen 
gesucht  hatte.1  Ende  Januar  1844  leitete  der  25jährige  dann 
seine  Habilitation  ein:  um  Vorlesungen  über  Zivilprozeß  vom 
Standpunkt  der  Vergleichung  verschiedener  Rechtssysteme, 
sowie  über  andere  Materien  der  Staatswissenschaft  zu  halten. 
Der  gleichzeitige  Weggang  Kellers  nach  Halle  mußte  ihm  die 
Möglichkeit,  später  irgendwie  dessen  Nachfolge  anzutreten, 
nahe  legen.  Am  10.  Februar  erledigte  er  sodann  die  Probevor¬ 
lesung  vor  der  Fakultät,  mit  einer  geschichtlichen  Entwicklung 
und  vergleichenden  Darstellung  der  Institutionen,  durch  die  das 
römische,  kanonische,  altgermanische,  sowie  das  neuere 
deutsche  und  französische  Recht  die  Durchführung  eines  ein- 

1  Erinnerungen  Blumers,  der  schon  damals  seine  Bedenken  über  die 
Ausführbarkeit  äußerte.  Blumer  verzeichnet  ferner  im  September  1844 
einen  gemeinschaftlichen  Aufenthalt  mit  Escher  in  Appenzell,  wie  schon  im 
September  1842  (zum  Teil  auch  mit  Friedr.  Tschudi).  Im  Oktober  1841 
hatte  Escher  ihn  in  Glarus  besucht  und  in  Begleitung  von  Osw.  Heer  und 
Dr.  Trümpi  in  Schwanden  eine  Bergpartie  auf  die  Oberblegialp  mit  ihm 
unternommen. 
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mal  anhängig  gewordenen  Rechtsstreites  zu  sichern  suchen. 
Das  Gutachten  seiner  früheren  Lehrer  bestätigte  ihm  „nicht  nur 
eine  gründliche  Kenntnis  des  positiven  Stoffes,  sondern  auch 
ein  sehr  klares  Bewußtsein  über  die  leitenden  Gedanken,  auf 
welche  dessen  Gestaltung  beruht;”  das  Ganze  sei  überdies  mit 
Geschmack  und  Eleganz  verarbeitet  gewesen,  was  sich  ebenso 
im  Vortrag  selber  offenbarte.  Der  Erziehungsrat  faßte  denn 
auch  schon  am  21.  Februar  den  Beschluß,  den  so  empfohlenen 
Privatdozenten  zuzulassen.1  Vom  Sommersemester  1844  bis 
zum  Sommer  1847  hielt  Alfred  Escher  dann  an  der  durch  den 
Weggang  auch  anderer  namhafter  Lehrer  fast  in  ihrem  Bestand 
erschütterten  Hochschule  Vorlesungen:  über  Vergleichung  des 
Beweisverfahrens  im  gemeinen  deutschen  und  im  französischen 
Zivilprozesse”,  über  den  „gemeinen  deutschen  und  französi¬ 
schen  Zivilprozeß”,  für  sich  allein  und  miteinander  ver¬ 
glichen,2  über  „das  jetzige  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz,  ver¬ 
glichen  mit  dem  Bundesstaatsrechte  Deutschlands  und  der 
nordamerikanischen  Freistaaten”,  sowie  schließlich  über  „ein¬ 
zelne  wichtigere  Lehren  aus  dem  Gebiete  des  schweizerischen 
Bundesstaatsrechtes”  —  zum  Teil  drei-  bis  fünfstündig.  Die 
umfangreichen  Kollektaneen  in  seinem  Nachlaß  beweisen  die 
eindringliche  Arbeit,  die  der  junge  Politiker  dieser  selbstge¬ 
stellten  Aufgabe  widmete.  Ein  lithographiertes  Heft:  „System 
des  schweizerischen  Bundesrechtes”  (Zürich  1847), 3  ist  nichts 
anderes  als  die  stenographierte  Niederschrift  nach  solchen  über 
zwei  Semester  sich  hinziehenden  Vorlesungen:  nach  einem  Über¬ 
blick  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Mediation  geht 
die  Darstellung  auf  das  damals  geltende  Bundesrecht  ein  und 
*  schildert  dann  besonders  eine  Reihe  von  in  den  dreißiger 
Jahren  spielenden  politischen  Angelegenheiten  und  Konflikten 

1  Nach  den  Akten  im  Staatsarchiv. 

2  Das  Kolleg1  ist  freilich  nach  einer  Erwähnung1  in  einem  Briefe  Blumers 
vom  4.  Dezember  T844  nicht  zustande  gekommen,  da  sich  nur  zwei  Zu¬ 
hörer  einfanden.  Die  Frequenz  der  Vorlesungen  hatte,  im  Zusammenhang 
mit  dem  allgemeinen  Verfall  der  Hochschule  stark  abgenommen.  Escher 
spricht  denn  auch  bereits  davon,  die  Lehrtätigkeit  werde  nicht  seine  Lebens¬ 
aufgabe  bilden. 

3  Auf  der  Zentralbibliothek.  (Geschenk  von  Aloys  v.  Orelli.)  Die  Her¬ 
ausgabe  des  Heftes  ist  offenbar  von  einem  Zuhörer  besorgt  worden. 
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zwischen  den  einzelnen  Kantonen,  wie  mit  dem  Ausland.  Die 
Darstellung  ist  geistvoll,  scharf,  übersichtlich  und  läßt  vor 
allem  über  die  Parteizugehörigkeit  des  Verfassers  keinen  Zwei¬ 
fel:  überall  zeigt  sich  der  juristisch  ganz  durchgebildete  prak¬ 
tische  Politiker;  denn  die  wissenschaftliche  Schilderung  bildet 
für  dieses  ganz  auf  das  Wirken  gerichtete  Temperament  nur 
die  Basis. 

Es  ist  Alfred  Escher  nicht  bestimmt  gewesen,  an  der  zürche¬ 
rischen  Universität  dauernd  zu  lehren.  Wenn  Keller  selber  ihn 
gewissermaßen  zu  seinem  Nachfolger  bestimmen  wollte,  so 
stand  dem  gleich  von  Anfang  an  die  Verschiedenheit  der 
wissenschaftlichen  Richtung  gegenüber,  trotz  allen  Einflusses, 
den  der  Scheidende  stets  auf  ihn  ausgeübt  hatte.  Dessen  Pan¬ 
dekten  —  und  Institutionenvorlesungen  zu  übernehmen  und  da¬ 
für  die  zivilprozessualischen  Studien  aufzugeben,  in  denen  er 
vor  allem  etwas  Selbständiges  und  Wertvolles  leisten  zu  können 
hoffte,  vermochte  Escher  sich  nicht  zu  entschließen.  Aber 
auch  die  allgemeinere  Nachfolge  Kellers,  die  in  der  Wirksam¬ 
keit  jedes  tüchtigen  Dozenten  an  der  im  Verfall  begriffenen 
Fakultät  lag,  wurde  binnen  wenigen  Jahren  vereitelt.  Zwar 
gab  er  sogar  eine  Reise  nach  England,  in  Begleitung  von  Beth- 
mann-Hollweg,  auf,  um  möglichst  rasch  in  die  durch  Kellers 
Weggang  gerissene  Lücke  zu  treten.  Allein  die  Teilnahme  an 
der  kantonalen  und  eidgenössischen  Politik,  die  er  ursprünglich 
noch  hinauszuschieben  dachte,  mußte  ihn  bald  der  wissen¬ 
schaftlichen  Tätigkeit  entfremden.  Schon  im  Sommer  1844 
erkannte  er,  daß  ihn  die  Stellung  als  Privatdozent  nicht  aus¬ 
schließlich  zu  befriedigen  vermöge:  neben  seinen  fachwissen¬ 
schaftlichen  Studien  dachte  er  bereits,  sich  mit  religiösen  und 
sozialen  Fragen  zu  beschäftigen,  gewissermaßen  als  Vorberei¬ 
tung  zu  künftiger  politischer  Wirksamkeit.  Der  bedauerliche 
Zustand  der  zürcherischen  Liberalen  legte  ihm  das  Vertraut¬ 
werden  mit  den  tieferen  Bedürfnissen  des  Volkes  nahe,  deren 
Verkennung  1839  den  Sturz  des  radikalen  Regimentes  herbei¬ 
geführt  hatte.  Eine  wissenschaftliche  Kritik  des  eben  durch 
den  Obergerichtspräsidenten  Finsler  aufgestellten  Gesetzes¬ 
entwurfs  über  das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
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keiten  sollte  diese  Opposition  und  damit  die  Wiedergeburt  des 
zürcherischen  Liberalismus  einleiten.1 

Allein  während  sich  Escher  noch  mit  diesen  Präliminarien 
für  eine  künftige  politische  Tätigkeit  befaßte,  rückte  die  Ent¬ 
scheidung  heran:  im  Juli  1844  wurde  er  von  Winterthurer 
Freunden  als  Kandidat  für  die  Vertretung  des  Wahlkreises  Elgg 
im  Großen  Rat  aufgestellt,  und  nach  einigem  Zögern  erklärte 
er  die  Annahme.  Nur  die  eindringlichen  Bitten  der  liberalen 
Partei  vermochten  ihn,  seine  sowohl  wissenschaftlichen,  wie 
persönlichen  Rücksichten  entsprungenen  Bedenken  zurück¬ 
zustellen,  und  bald  zeigte  sich  auch  in  der  Tat,  daß  es  auf  der 
einmal  eingeschlagenen  Bahn  ein  Halten  nicht  mehr  gab:  seine 
auffallende  Begabung  und  die  rasch  eintretende  Wendung  der 
Zeitereignisse  verboten  ihm  die  Durchführung  der  Pläne,  mit 
denen  er  sich  gewissermaßen  erst  die  Basis  seiner  politischen 
Stellung  schaffen  wollte.  Am  21.  Juli  1844  wurde  er,  bevor  er  noch 
seine  Zustimmung  erklärt  hatte,  zu  Elgg  gewählt,2  und  in  einer 
Zuschrift  an  seine  Wähler  zeigte  er  alsbald,  wie  ernst  er  die 
ihm  übertragene  Aufgabe  auffaßte.3  Der  Stand  der  beiden  Par¬ 
teien,  die  sich  im  Großen  Rat  eben  ungefähr  die  Wage  hielten, 
und  die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  Kantons  für  die  seit 
Jahren  immer  leidenschaftlicher  umstrittenen  eidgenössischen 
Fragen  schufen  diesem  Ruf  von  vorneherein  eine  Wichtigkeit, 
hinter  der  alle  persönlichen  Wünsche  zurücktraten.  Zugleich 
lockte  die  Nachfolge  Kellers  in  der  kantonalen  Politik  und  das 
allgemeine  Vertrauen  der  Liberalen,  auf  die  eine  Weigerung  den 
entmutigendsten  Eindruck  hätte  machen  müssen.  Kaum  ins 
Alter  der  Wählbarkeit  gelangt,  trat  Escher  so  in  das  rasch  einer 
Krisis  sich  nähernde  politische  Leben  ein,  und  der  binnen  kur¬ 
zem  sich  vollziehende  Umschwung  öffnete  ihm  dann  den  Weg 

1  Nach  Briefen  J.  J.  Blumers  an  Escher,  Frühjahr  und  Sommer  1844 
(B.  A.). 

2  „N.Z.Z.”  1844  Nr.  204  (22.  Juli):  Zahl  der  Votanten  315.  Escher 
erhielt  im  ersten  Skrutinium  276  Stimmen.  Die  Redaktion  fügt  hinzu: 
„Der  Gewählte,  unter  Hrn.  Dr.  Kellers  Schülern  derjenige,  der  mit  ihm  in 
der  innigsten  Verbindung  stand,  gehört  entschieden  der  liberalen  Par¬ 
tei  an.” 

3  „Republikaner”  Nr.  63,  6.  Aug.  1844. 
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zu  einer  Laufbahn,  wie  sie  rascher  überhaupt  nicht  gedacht  wer¬ 
den  konnte,  —  die  Tatkraft,  die  ursprünglich  wissenschaftlichen 
Bestrebungen  hätte  zu  gute  kommen  sollen,  strömte  nun  in  die 
politischen  ein,  und  bald  zeigte  er  sich  auch  hier  als  der  ge¬ 
borene  Führer. 

Wenn  man  nun  die  Umstände  überblickt,  unter  denen  der 
künftige  Beherrscher  des  Kantons  Zürich  sich  entwickelte,  so 
wird  man  nicht  verkennen  dürfen,  daß  er  den  besten  Teil  sich 
selber  verdankte.  „Was  er  vom  Zufall  mitbekommen,  vornehme 
Herkunft,  Reichtum  und  eindrucksvolle  Erscheinung,  empfing 
Wert  und  Wirkung  doch  erst  von  seiner  sorgfältigen  Bildung."1 
Und  die  Tatsache,  daß  er  durch  die  Lebensleistung  des  Vaters 
jeder  Sorge  enthoben  war,  wird  durch  die  weitere  wett  ge¬ 
macht,  daß  seine  politische  Gesinnung  ihn  den  Kreisen,  denen 
er  durch  die  Geburt  angehörte,  vielfach  entfremdete.  In  der 
Intensität  und  Richtung  seiner  Tätigkeit  erscheint  er  dabei  von 
Anfang  an  selbständig:  auch  der  Einfluß  Kellers  genügt  nicht, 
die  von  seiner  Umgebung  abweichenden  Anschauungen  zu  er¬ 
klären.  Gewiß  sind  es  solche  der  Zeit;  aber  sie  erfahren  in  ihm 
persönliche  Prägung.  Und  vor  allem  gehört  ihm  ganz  an  die 
Kraft,  mit  der  er  sich  dieser  Ideen  bemächtigte.  Wenn  die 
höchste  Eigenschaft  des  Staatsmannes  die  sittliche  ist,  das  ein¬ 
mal  als  richtig  Anerkannte  zu  verwirklichen,  so  hat  Escher  diese 
moralische  Festigkeit,  als  Voraussetzung  jedes  gedeihlichen 
politischen  Einflusses,  in  reichem  Maße  besessen.  Der  letzte 
männliche  Vertreter  seines  Zweigs  zeigt  er  die  Eigenschaften 
der  Vorfahren  noch  einmal  in  einer  alles  Frühere  übertreffenden 
Steigerung.  Äußere  Vorzüge  und  innere  Anlagen  vereinigten 
sich  in  ihm,  und  die  günstige  Fügung  der  Verhältnisse  ebnete 
ihm  nur  die  Bahn  zu  ausnahmsweiser  Leistung. 


1  R.  Feiler:  „Alir.  Escher”  (Bern  1916)  p.  4. 
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Zweites  Kapitel. 

Erstes  Hervortreten  /  Zürcherische  und 
eidgenössische  Politik. 

(1845—1848.) 

Die  politischen  Zustände,  in  die  Alfred  Escher  trat,  sind  be¬ 
zeichnet  durch  eine  auf  kantonalem,  wie  auf  eidgenössischem 
Gebiet  gleich  fühlbare  Überreizung.  Das  nach  dem  September¬ 
sturm  von  1839  aufgerichtete  Regiment  der  zürcherischen  Kon¬ 
servativen  befand  sich  bereits  auf  der  Neige:  eine  den  örtlichen 
Überlieferungen  besonders  schlecht  entsprechende  Frömmelei 
hatte  zwar  die  Übertreibungen  des  freigeistigen  Radikalismus 
ersetzt,  aber  durch  die  kurzsichtige  und  gewalttätige  Behand¬ 
lung  der  Schule,  wie  des  übrigen  Staatslebens  eine  Gegner¬ 
schaft  geweckt,  die  sich  schon  wenige  Monate  nach  dem  Siege 
äußerte.  Am  22.  November  1840  hatte  eine  Volksversamm¬ 
lung  zu  Bassersdorf  den  zürcherischen  Liberalismus  wieder  her¬ 
gestellt,  und  die  reaktionäre  Haltung  des  Regiments  auch  in 
eidgenössischen  Fragen  ließ  die  Konservativen  vollends  als 
Bundesgenossen  des  Ultramontanismus  erscheinen:  schon 
waren  die  Parteien  bei  annähernder  Stimmengleichheit  ange¬ 
langt,  und  die  nächste  Gelegenheit  konnte  die  Lage  noch  weiter 
verschieben. 

Allein  auch  die  gesamtschweizerischen  Angelegenheiten 
waren  bei  einer  Verschärfung  angekommen,  die  den  baldigen 
Umschwung  voraussehen  ließ:  die  vom  Radikalismus  erzwun¬ 
gene  Aufhebung  der  aargauischen  Klöster,  im  Januar  1841,  und 
die  Wiederberufung  der  Jesuiten  durch  Luzern,  im  Oktober 
1844,  hatten  die  Gegensätze  fieberhaft  erhitzt,  und  gleichzeitig 
erschienen  vom  Auslande  her  die  ersten  Apostel  des  allein 
seligmachenden  Sozialismus  und  Kommunismus.  Bei  den  Fort¬ 
schrittlichen  plante  man  gewaltsame  Unternehmungen  zum 


5  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Sturz  der  Luzerner  Klerikalen,  und  die  Dinge  hatten  sich  auch 
in  der  Eidgenossenschaft  so  zugespitzt,  daß  der  Liberalismus 
im  Begriffe  stand,  die  Mehrheit  der  Tagsatzung  zu  gewinnen. 
Wenn  sich  noch  im  Sommer  1841  dreizehn  ganze  und  zwei  halbe 
Stimmen  für  Wiederherstellung  der  vom  Aargau  im  Wider¬ 
spruch  zum  Bundesvertrag  von  1815  beseitigten  Gotteshäuser 
ausgesprochen  hatten,  so  verwandelte  sich  diese  den  bisherigen 
Zuständen  günstige  Stellungnahme  bald  ins  entschiedene  Ge¬ 
genteil.  Der  Groll  der  Ultramontanen,  die  sich  selbst  von  einem 
teilweisen  Entgegenkommen  des  Radikalismus  in  der  Kloster¬ 
frage  nicht  befriedigt  erklärten,  vermehrte  noch  die  innere 
Spannung:  bereits  trafen  die  katholischen  Kantone  Sonderver¬ 
abredungen,  und  als  nun  nach  dem  Anschluß  des  Wallis  an  die 
reaktionäre  Gruppe  die  Jesuiten  nach  Luzern  berufen  wurden, 
stand  man  beinahe  vor  dem  Bürgerkrieg.  Da  der  Aargau  um¬ 
sonst  die  Tagsatzung  für  die  von  ihm  begehrte  Ausweisung  des 
Ordens  zu  gewinnen  versucht  hatte,  inszenierten  die  umstürzle- 
rischen  Elemente  im  Dezember  1844  den  ersten  Freischarenzug; 
nach  dessen  Scheitern  unterlagen  sie  dann  aber  einer  hartnäcki¬ 
gen  Verfolgung.  Im  Zusammenhang  damit  tauchte  jetzt  die 
Agitation  für  die  Jesuitenvertreibung  wieder  auf,  und  eine  kan¬ 
tonale  Umwälzung  in  der  Waadt  brachte  dort  im  Februar  1845 
einen  Sieg  der  Fortschrittspartei.  Noch  standen  die  Dinge 
indes  in  der  Eidgenossenschaft,  so  gut  wie  in  Echers  Heimat¬ 
kanton,  in  der  Schwebe:  auf  der  Tagsatzung,  die  im  Februar 
1845  in  Zürich  zusammentrat,  konnte  die  Mehrheit  für 
die  nun  auch  von  den  Zürchern  verlangte  Ausweisung 
nicht  erlangt  werden;  allein  die  Übertreibungen  der  Lu¬ 
zerner  Klerikalen,  die  Ende  März  1845  einen  zweiten 
Freischarenzug  zurückschlugen  und  daraufhin  ein  rücksichts¬ 
loses  Parteiregiment  errichteten,  bewirkten  im  Lauf  der 
nächsten  Jahre  das  rasche  Erstarken  des  Liberalismus.  Die 
katholischen  Kantone  schlossen,  wie  einst  im  16.  und  17.  Jahr¬ 
hundert,  einen  Sonderbund,  und  nur  die  Gewalt  der  Waffen 
vermochte  diese  Gegensätze  wieder  zu  lösen.1 

1  Über  die  eidgenössischen  Vorgänge  jener  Jahre  vgl.  die  neue  Dar¬ 
stellung  im  5.  Band  von  Joh.  Dierauers  „Gesch.  d.  schweizer.  Eidgenossen¬ 
schaft”  (Gotha  1917). 
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Alfred  Escher  hatte  seine  Stellungnahme  zu  den  politischen 
Fragen  schon  im  August  1844  in  der  Zuschrift  an  seine  Wähler 
dargestellt: 1 

Vor  allem,  erklärte  er,  müsse  man  nach  einer  stärkeren  Zentral¬ 
gewalt  und  einer  Vertretung  in  der  obersten  Bundesbehörde  streben, 
die  der  verschiedenen  Bevölkerungszahl  in  den  einzelnen  Kantonen 
wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Rechnung  trage.  Eine 
Verfassung  wie  die  gegenwärtige,  die  einen  nationalen  Beschluß 
fast  zur  Unmöglichkeit  mache  und  der  kleinsten  Minderheit  das 
Recht  einräume,  der  größten  Mehrheit  das  Gesetz  vorzuschreiben, 
um  sie  dadurch  in  ihrer  staatlichen  und  materiellen  Entwicklung  zu 
hemmen,  sei  auf  die  Dauer  unerträglich.  Im  Kanton  Zürich  habe  man 
den  verfassungsmäßigen  Zustand  gegen  die  vielfachen  Angriffe  derer 
zu  verteidigen,  die  sich  nur  dem  Wort  nach  als  seine  Freunde  ge¬ 
berdeten.  Besonders  müsse  man  an  der  Repräsentativdemokratie, 
der  Grundlage  des  ganzen  Staatswesens,  festhalten.  Je  schärfer  man 
die  Handlungsweise  derer  ins  Auge  fasse,  die  einst  der  liberalen 
Umwälzung  von  1830  abgeneigt  waren,  nun  aber  noch  weiter  als 
diese  gehen  und  an  die  Stelle  der  damals  erkämpften  Repräsentativ¬ 
demokratie  durch  Abschaffung  der  indirekten  Wahlen  in  den  Großen 
Rat,  sowie  durch  Einführung  des  Veto  u.  a.  die  unmittelbare 
Demokratie  setzen  wollten  —  je  aufmerksamer  man  daneben  die  Zu¬ 
stände  der  Kantone  betrachte,  in  denen  auf  dem  Papiere  der 
Verfassung  die  unmittelbare  Demokratie  geschrieben  sei,  in  Wahrheit 
aber  ein  Familienrecht  bestehe,  desto  weniger  könne  man  den 
Verdacht  unterdrücken,  daß  diese  Ultrademokraten  nur  auf  krummem 
Wege  zu  erreichen  suchten,  wonach  ein  ehrlicher  Aristokrat  auf 
geradem  Pfade  strebe:  nämlich  die  Herrschaft  einiger  Weniger.  In 
den  meisten  derer,  die  als  Mitglieder  der  Regierung  die  Verfassung 
zu  schützen  hätten,  sei  der  Geist,  der  sie  schuf,  nicht  lebendig.  Die 
sicherste  Bürgschaft,  diese  immer  mehr  zur  Wahrheit  werden  zu  lassen, 
liege  in  der  Hebung  des  Volksschulwesens.  Erst  wenn  dessen  Freunde 

1  Die  Einleitungssätze  tragen  persönlichen  Charakter:  Neben  seinem 
wenig  vorgerückten  Alter,  schrieb  er,  und  dem  abschreckenden  Beispiele 
Mancher,  die  im  öffentlichen  Leben  eine  Schule  durchmachten,  welche  sie 
außerhalb  desselben  hätten  suchen  sollen,  müßten  ihm  auch  seine  bis¬ 
her  mehr  der  Rechtswissenschaft  als  der  Politik  gewidmeten  Studien  und 
die  Verpflichtung  gegen  die  Hochschule  eine  Ablehnung  nahe  legen;  dazu 
stünden  die  politischen  Fragen  der  Zukunft  zur  Jurisprudenz  in  keiner  oder 
doch  nur  in  entfernter  Beziehung,  und  der  gleichzeitige  Beginn  der  akade¬ 
mischen  und  der  politischen  Tätigkeit  lasse  befürchten,  daß  die  eine  unter 
der  andern  leiden  werde.  Doch  habe  ihn  das  Zutrauen  der  Wähler  und  die 
Hoffnung  zur  Annahme  bestimmt,  diese  würden  die  vorbereitende  Stellung 
mit  Nachsicht  beurteilen,  die  er  zunächst  innezuhalten  gedenke. 
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im  Erziehungsrat  das  Übergewicht  erlangt  hätten,  würden  die  Be¬ 
sorgnisse  schwinden.  Auch  der  höhere  Unterricht  verdiene  sorgfältige 
Pflege,  besonders  wenn  er  durch  die  enge  Verbindung  von  Wissen¬ 
schaft  und  Leben  schon  selber  für  seine  Volkstümlichkeit  sorge. 
In  die  religiösen  Fragen  habe  sich  der  Staat  so  wenig  als  möglich 
einzumischen;  doch  wo  die  Kirche  in  sein  Gebiet  übergreifen  wolle, 
müsse  er  seine  Selbständigkeit  verteidigen.  Besondere  Aufmerksam¬ 
keit  verdienten  endlich  die  materiellen  Interessen;  allein  sie  sollten 
sich  nicht  vor  die  ideellen  und  politischen  drängen.  Wenn  die 
Parteien  in  ihrem  Kampf  keinen  Frieden  schließen  dürften,  der  nur 
Unvereinbares  zu  vereinigen  suche,  so  sollten  sie  sich  dagegen  zur 
Hebung  des  materiellen  Wohles  des  Kantons,  wenn  sie  anders 
sich  selbst  über  diesem  vergessen  könnten,  willig  und  freudig  die 
Hand  reichen.1 

Bei  der  Annahme  der  Wahl  hatte  Escher  nun  zwar  damit 
gerechnet,  daß  man  ihm  noch  einige  Zeit  gestatten  würde,  im 
Hintergrund  zu  bleiben,  gewissermaßen  zu  seiner  Vorbereitung:2 
der  Hauptsturm  der  zürcherischen  Liberalen  sollte  erst  1846  los¬ 
brechen.  Allein  die  Entwicklung  ward  gegen  alle  Erwartung 
beschleunigt:  am  17.  Dezember  1844  unterlag  das  Haupt  der 
Konservativen,  Dr.  Joh.  Kasp.  Bluntschli,  bei  der  Bürgermeister¬ 
wahl  an  Stelle  des  zurückgetretenen  Konrad  v.  Muralt  im  sechs¬ 
ten  Wahlgang  gegenüber  dem  fortschrittlichen  Kandidaten 
Dr.  med.  Hans  Ulrich  Zehnder,  mit  97  gegen  99  Stimmen. 
Escher  kämpfte  also  mit  bei  dem  ersten  großen  Sieg  der 
zürcherischen  Liberalen.  Zugleich  nahm  er  an  den  Bestre¬ 
bungen  teil,  die  gleichgesinnten  Elemente  in  allen  freiheitlich 
gesinnten  Kantonen  zusammenzufassen.  Durch  Reisen  und 
persönliche  Anknüpfungen  mit  den  auswärtigen  Parteigenossen 
suchte  man  eine  Mehrheit  für  die  Jesuitenausweisung  zu  ge- 

1  „Republikaner”  Nr.  63  (6.  August  1844),  p.  268  ff.  Siehe  auch  Nr.  64 
(9.  August),  p.  271 — 273:  Verteidigung  gegen  die  Angriffe  des  (Rohmer- 
schen)  „östlichen  Beobachters”.  „Landbote”  (8.  und  15.  August),  „N.  Z.  Z.” 
Nr.  216  (3.  August  1844),  p.  869:  „Die  Erklärung  des  Herrn  Escher 
stimmt  wesentlich  mit  den  politischen  Ansichten  des  Herrn  Prof.  Dr.  Keller 
überein.”  Die  Vereidigung  erfolgte  in  der  Sitzung  vom  24.  September  (ib. 
Nr.  269  und  Republikaner  Nr.  7 8),  sowie  die  „Verhandlungen  des  großen 
Rathes  des  Cantons  Zürich”  Nr.  23. 

2  „N.  Z.  Z.”  Nr.  220  (7.  August  1844),  p.  882/83,  und  „Republikaner" 
Nr.  64.  Dazu  Briefe  an  A.  Escher.  Die  Briefe  Blumers  zeigen,  daß  er  ur¬ 
sprünglich  ernsthaft  an  Ablehnung  gedacht  hatte,  und  daß  u.  a.  Keller  ihn 
zur  Annahme  bestimmte. 
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winnen  und  so  an  Stelle  der  Freischaren  die  gesetzlichen  Mittel 
treten  zu  lassen.1  Eine  außerordentliche  Tagsatzung  sollte  die 
alle  Gemüter  aufs  äußerste  erhitzende  Frage  entscheiden.  Es 
galt  also  die  fehlenden  zwölf  Standesstimmen  zusammenzu¬ 
bringen  und  zunächst  den  zürcherischen  Großen  Rat  mitfortzu- 
reißen.  Im  Januar  1845  Unterzeichnete  Escher  deshalb  mit 
Jonas  Furrer  und  Andern  die  Proklamation,  die  eine  Volksver¬ 
sammlung  auf  den  26.  Januar  nach  Unterstraß  berief,  um  gegen 
die  Zulassung  der  Jesuiten  zu  protestieren.2  Bereits  stand  er  im 
Mittelpunkt  einer  umfassenden  und  weitverzweigten  Agitation, 
die  ihm  auch  mannigfache  Anschuldigungen  in  der  Presse  zu¬ 
zog,  so  daß  man  auf  gegnerischer  Seite  nicht  bloß  seinen  Vater 
des  Sklavenhandels  beschuldigte,  sondern  selbst  das  Fallisse¬ 
ment  seines  Großvaters  wieder  hervorzog  J  Allein  in  der  Über¬ 
zeugung  einer  gerechten  Sache  ließ  er  sich  nicht  hemmen.  Als 
Mitglied  des  Komites  bestieg  er  am  26.  Januar  1845  mit  Furrer 

1  Siehe  die  Erinnerungen  Blumers:  „Infolge  des  ersten  Freischaaren- 
zuges  gegen  Luzern,  welcher  im  Dezember  1844  stattfand,  bildeten  sich  in 
allen  freisinnigen  Kantonen  der  Schweiz  Comite's  und  Vereine,  die  sich 
zum  Zwecke  setzten,  daß  die  Tagsatzung  die  Ausweisung  der  Jesuiten  be¬ 
schließe,  welche  schon  im  letzten  Sommer  von  Aargau  beantragt  worden 
war.  Freund  Escher,  welcher  sich  ganz  dieser  Bewegung  angeschlossen 
hatte,  erschien  mit  einer  darauf  bezüglichen  Mission  in  Glarus,  immerhin 
mit  der  bestimmten  Erklärung,  daß  die  liberalen  Zürcher  zu  keinen  unge¬ 
setzlichen  Mitteln  Hand  bieten  werden.  Es  wurde  nun  auch  bei  uns  eine 
größere  Versammlung  auf  Erlen  gehalten,  welche  beschloß,  sich  ebenfalls 
an  der  Petitionsbewegung  gegen  die  Jesuiten  zu  betheiligen."  Die  Über¬ 
zeugung,  die  Tagsatzung  müsse  den  Volkswünschen  entgegenkommen, 
wenn  sie  Herrin  der  Situation  bleiben  wolle,  veranlaßte  dann  Blumer,  der 
ohne  Eschers  Initiative  sich  vielleicht  neutral  verhalten  hätte,  anfängliche 
Bedenken  zurückzustellen  und  sich  ebenfalls  für  die  Ausweisung  auszu¬ 
sprechen.  Bei  einem  Aufenthalt  in  Zürich  führte  ihn  Escher  dann  in  die 
Gesellschaft  der  Tagsatzungsgesandten  auf  der  „Schneidern"  ein.  Im  Mai 
1846  unternahmen  sie  zusammen  einen  Pfingstausflug  auf  den  Rigi,  und  im 
November  1846  führten  Escher  und  Rüttimann  den  aus  Paris  zurückkeh¬ 
renden  Blumer  bei  der  Feier  des  Ustertages  in  Wiedikon  ein. 

2  „N.  Z.  Z."  Nr.  24  (24.  Januar  1845),  p.  93.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  31  und 
33  (die  Großräte  Sulzer,  Furrer  und  Escher  anfangs  Januar  in  Bern,  um 
sich  über  die  politische  Lage  zu  besprechen). 

8  „N.  Z.  Z."  Nr.  23  (23.  Jan.),  p.  89:  gegen  einen  Angriff  der  „Wochen¬ 
zeitung"  (siehe  dort  p.  10).  „Landbote"  (30.  Januar  und  6.  Februar).  „Freie 
Stimmen”  (p.  21,  wo  Stadtschreiber  Gysi  als  Verfasser  des  ungewöhnlich 
perfiden  Angriffs  bezeichnet  wird). 
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und  Andern  in  Unterstraß  die  Tribüne,1  und  am  5.  Februar  be¬ 
teiligte  er  sich  im  Großen  Rat  an  der  Debatte,  die  eine  Ände¬ 
rung  der  Tagsatzungsinstruktion  in  der  Jesuitenfrage  verlangte. 
An  Hand  von  Beispielen  aus  den  vergangenen  Jahrzehnten 
suchte  er  die  Verderblichkeit  des  Ordens,  seine  Intoleranz  und 
Proselytenmacherei,  den  unheilvollen  Einfluß  auf  die  Schulen, 
die  Schmähungen  gegen  Andersgläubige  nachzuweisen:  noch 
in  den  letzten  Jahren  hätten  die  Jesuiten  ihre  Unduldsamkeit 
gezeigt.  Nur  i  h  r  Erscheinen  habe  den  Landfriedensbruch  der 
Freischaren  hervorgerufen,  und  dem  Bund  erwachse  daraus  die 
Pflicht,  weitere  derartige  Vorfälle  zu  verhindern:  die  Tagsatzung 
besitze  das  Recht,  gegen  die  Jesuiten  einzuschreiten,  selbst 
wenn  noch  keine  Ruhestörungen  vorlägen,  da  der  Orden  seinem 
ganzen  Wesen  und  seiner  Geschichte  nach  deren  Ausbruch  be¬ 
günstige.  Sein  Umsichgreifen  in  der  Schweiz  wäre  ein  nicht 
wieder  gut  zu  machendes  Unglück.  Mit  Bitten  richte  man  aber 
bei  den  Ultramontanen  nichts  aus,  wie  zahlreiche  Beispiele  der 

1  „Wochenzeitung-"  (p.  16).  „Landbote”  (30.  Ianuar).  „Freitagszeitung" 
(31.  Januar).  Über  die  damalige  Stimmung  berichtet  die  Autobiographie 
Jak.  Eschers:  „Es  herrschte  damals  in  Zürich  eine  große  Aufregung _  Be¬ 

greiflicherweise  hatte  dieses  auch  auf  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
einen  nachtheiligen  Einfluß:  es  wurde  viel  und  in  leidenschaftlicher  Weise 
politisiert,  und  dieses  geschah  namentlich  auch  in  einer  Gesellschaft  ehe¬ 
maliger  Studiengenossen,  welche  sich  im  Sommer  an  einem  Mittwoch  im 
„Drahtschmiedli",  im  Winter  in  einem  Kaffeehause  der  Stadt  versammelte. 
Alfr.  Escher  und  Bollier,  nachher  Regierungsrath,  damals  noch  Unter¬ 
suchungsrichter,  führten  dabei  namentlich  das  große  Wort  und  hörten  nicht 
auf,  über  die  conservativen  Mitglieder  der  Regierung,  ganz  besonders 
Dr.  Bluntschli,  zu  schmähen  und  zu  spotten.  Es  war  mir  dieses  so  unan¬ 
genehm,  daß  ich  mich  ganz  von  der  erwähnten  Mittwochgesellschaft  zu¬ 
rückzog  und  auch  den  Verkehr  mit  Alfr.  Escher  abbrach,  wie  auch  er  auf¬ 
hörte,  mich  zu  besuchen.  Ich  konnte  sein  damaliges  Auftreten,  namentlich 
seine  Betheiligung  an  der  Leitung  einer  Volksversammlung  in  Unterstraß, 
wo  Bluntschli  und  seine  Freunde  immer  als  Freunde  der  Jesuiten  bezeichnet 
wurden,  während  sie  Alles  aufgeboten  hatten,  um  die  Berufung'  der  Jesuiten 
an  den  Vorort  Luzern  zu  hindern,  um  so  weniger  billigen,  als  ich  aus  seinen 
eigenen  Äußerungen  bei  Anlaß  des  von  den  Conservativen  gemachten  Vor¬ 
schlags,  im  Canton  Zürich  ein  Volks- Veto  einzuführen,  wußte,  wie  wenig 
er  das  Volk  im  Ganzen  für  geeignet  hielt,  über  schwierige  Fragen  zu  be- 
rathen  und  zu  entscheiden.”  Der  genannten  akademischen  Mittwochgesell¬ 
schaft,  zunächst  einer  Art  Fortsetzung  des  Zofingervereins,  an  der  dann  aber 
bis  1867  oft  die  wichtigsten  Staatsangelegenheiten  besprochen  und  ent¬ 
schieden  wurden,  gehörte  Escher  schon  1843  an  (Briefe  Blumers). 
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letzten  Jahre  bewiesen.  Auch  die  geistigen  Waffen  seien  ver¬ 
geblich,  so  gut  als  die  Opposition  der  Katholiken  selber.  Deren 
konfessionelle  Rechte  würden  durch  die  Ausweisung  keinesfalls 
verletzt,  da  doch  sogar  der  Papst  einst  den  Orden  verboten 
habe.  In  der  Schweiz  seien  vielmehr  die  Protestanten  die  An¬ 
gegriffenen,  wie  zahlreiche  Vorfälle  und  Bestimmungen  in  den 
katholischen  Kantonen  bewiesen.  Zwischen  dem  Verbannungs- 
beschluß  und  seiner  Ausführung  ergebe  sich  ja  noch  manche 
Möglichkeit,  den  in  Aussicht  gestellten  Bürgerkrieg  zu  verhin¬ 
dern.  Wenn  aber  die  Behörden  dem  durch  die  Jesuitenberufung 
empörten  schweizerischen  Nationalgefühl  nicht  einen  ge¬ 
setzlichen  Weg  anwiesen,  gestalteten  sich  die  Folgen  noch  viel 
verderblicher,  da  es  sich  dann  auf  illegalem  Pfade  Bahn  brechen 
werde.  Selbst  wenn  das  Volk  ruhig  bliebe,  würde  die  ultra¬ 
montane  Partei,  durch  die  Schwäche  ihrer  Gegner  ermutigt,  das 
Haupt  immer  übermütiger  erheben,  so  daß  man  zur  Abwehr  ge¬ 
zwungen  sei.  Wenn  aber  der  Bürgerkrieg  dann  unausweichlich 
drohe,  würde  sein  Ausgang  viel  zweifelhafter  werden  als  jetzt,  da 
die  Kräfte  in  beiden  Heerlagern  noch  sehr  ungleich  verteilt  seien. 

Dem  eindrucksvollen  Votum  applaudierte  die  Tribüne,  so 
daß  der  Vorsitzende  mit  Räumung  drohte,1  und  die  Ver¬ 
sammlung  beschloß  dann  in  der  Tat  nach  langer  Debatte  mit 
103  gegen  95  Stimmen,  statt  —  nach  dem  Antrag  des  Regie¬ 
rungsrats  —  bloß  eine  Bitte  an  Luzern  zu  richten,  vielmehr  einen 
bindenden  Tagsatzungsbeschluß  für  Ausweisung  der  Jesuiten 
zu  verlangen. 

Die  am  24.  Februar  1845  in  Zürich  zusammentretende  Tag¬ 
satzung  gelangte  freilich  noch  zu  keiner  Lösung:  am  31.  März 
fand  infolgedessen  der  schon  erwähnte  zweite  Freischarenzug 

1  „Verhandlungen  des  Großen  Rathes”  1845  p.  32  ff.  Dazu  „N.  Z.  Z.” 
Nr.  37  (6.  Februar),  p.  153,  und  Nr.  38  (7.  Februar),  p.  161/162.  Siehe  auch 
Nr.  72  (13.  März),  p.  308.  „Freitagszeitung"  (7.  Februar).  „Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  158  und  198/99  (höhnisch  zustimmender  Abdruck  von  Angriffen 
Andr.  Heuslers  auf  die  Jungfernrede  in  der  „Basler  Zeitung"  p.  149),  269. 
„Landbote”  (13.  Febr.).  Über  das  Weitere  vgl.  Walter  Zimmermann:  „Ge¬ 
schichte  des  Kts.  Zürich  vom  6.  September  1839  bis  3.  April  1845"  in  den 
„Schweizer  Studien  zur  Geschichtswissenschaft"  Bd.  3  des  VIII.  Bandes, 
p.  201  ff.  Siehe  ferner  Hch.  Escher:  „Erinnerungen  seit  mehr  als  68  Jah¬ 
ren"  Bd.  II  (Zürich  1867),  p.  234. 
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statt,  der  allerdings  kläglich  verunglückte.  Aber  die  liberale 
Umwälzung,  die  Escher  in  den  Vordergrund  der  politischen  Er¬ 
eignisse  rücken  muhte,  war  im  Kanton  Zürich  doch  nicht  mehr 
zu  hemmen:  am  3.  April  1845  zeigte  der  bisherige  Führer  der 
Konservativen,  Bluntschli,  seinen  Rücktritt  aus  der  Regierung 
an,  ebenso  der  Bürgermeister  Emanuel  Mousson,  da  die  vier  im 
Austritt  befindlichen  konservativen  Regierungsmitglieder  durch 
vier  liberale  ersetzt  worden  waren.  Mit  107  von  171  Stimmen 
wurde  nun  das  Haupt  der  bisherigen  Opposition,  Dr.  Jonas 
Furrer,  zum  Regierungsrat  und  darnach  zum  ersten  Amtsbür¬ 
germeister  und  Tagsatzungspräsidenten  erwählt:  der  zürche¬ 
rische  Liberalismus,  der  während  fünfeinhalb  Jahren  von  der 
Leitung  der  Geschäfte  so  gut  wie  verdrängt  gewesen,  war  damit 
zur  Mehrheit  zurückgekehrt,  und  seine  politischen  Pläne,  die  in 
den  dreißiger  Jahren  noch  vielfach  über  die  Köpfe  des  Volkes 
hinweg  hatten  durchgesetzt  werden  müssen,  erfuhren  nun  ihre 
Verwirklichung;  zugleich  trat  das  erneuerte  Gemeinwesen 
in  fortschrittlichem  Sinne  auch  für  die  eidgenössischen  Ange¬ 
legenheiten  ein,  und  die  Zuspitzung  der  Verhältnisse  gab  dem 
zürcherischen  Regierungswechsel  bald  allgemein  schweize¬ 
rische  Bedeutung. 

Für  Escher  war  damit  die  Loslösung  von  den  wissenschaft¬ 
lichen  Bestrebungen  entschieden,  denen  er  ursprünglich  den 
größten  Teil  seiner  Zeit  zu  widmen  dachte;  denn  in  der  Partei, 
der  er  sich  angeschlossen  hatte,  gewann  er  von  Anfang  an  hohe 
Geltung:  schon  die  Wahl  begrüßte  man  mit  außerordentlichen 
Erwartungen.1  Die  Tatsache,  daß  ein  Stadtbürger  so  vornehmer 
Herkunft  und  Bildung  sich  für  die  vielfach  noch  über  die  Achsel 
angesehenen  Umstürzler  erklärte,  war  nichts  Geringes,  und 
der  mit  seiner  Beihülfe  erfochtene  Sieg  der  Liberalen  öff¬ 
nete  ihm  dann  vollends  die  Bahn.  Auch  stach  er  unter  den 
zum  Teil  wenig  ansehnlichen  Männern  der  Fortschrittspartei 
schon  äußerlich  stark  heraus.  „Die  Repräsentanten  des  Radi¬ 
kalismus",  schreibt  ein  deutscher  Reisender  dieser  Jahre,2 

1  „N.zTz."  1844,  Nr.  220,  p.  883/84. 

2  Th.  Mügge:  „Die  Schweiz  und  ihre  Zustände"  (Hannover  1847)  Bd.  II 
p.  40/41. 
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„machen  meist  keinen  besondern  persönlichen  Eindruck:  Viele 
sind  aus  dem  Volke  hervorgegangen  unter  harter  Mühe;  ihre 
plebejische  Abkunft  klebt  ihnen  an.  Es  sind  einfache,  nüchterne 
oder  kalte,  ruhige  Gesichter,  stille,  kleine,  blasse  Männer  oder 
breitgeschultert  und  von  martialischem  Ansehen.  Ein  stattlicher 
junger  Mann  ist  allein  der  Regierungsrath  Dr.  Escher”  —  irrig 
bereits  als  solcher  bezeichnet  — ,  „der  körperlich  und  geistig 
sich  vorteilhaft  auszeichnet/' 

Vor  allem  aber  schoben  nicht  bloß  Kontrastwirkung 
und  äußere  Vorzüge,  sondern  das  Aktive  seiner  eigenen 
Natur  ihn  in  den  Vordergrund.  Am  3.  April  1845  ward 
er  mit  93  von  143  Stimmen  zum  dritten  Tagsatzungsgesandten 
gewählt,1  ebenso  am  26.  Juni.2 3  Er  hat  nachher  zum  Teil  die 
Berichte  für  den  zürcherischen  Großen  Rat  abgefaßt0  und  er¬ 
hielt  auf  der  Tagsatzung  vom  7.  Juli  bereits  zwei  Stimmen  als 
eidgenössischer  Staatsschreiber.4 * *  Am  24.  April  ward  er  vom 
Regierungsrat  in  den  aus  sieben  Mitgliedern  bestehenden  Rat 

1  „Verhandlungen  des  großen  Rathes”  p.  78  (siehe  auch  p.  76/77:  seine 
Voten  bei  Beratung-  der  Tagsatzunginstruktion.  Er  beantragte  Verwen¬ 
dung  bei  Luzern  für  milde  Behandlung  der  gefangenen  Freischärler).  Vgl. 
auch  „N.  Z.  Z.77  p.  397,  399,  405  und  1144  und  „ Verhandlungen”  p.  151/52. 
„Wochenzeitung77  p.  56.  „Landbote7'  (10.  April)  und  Beilage  zu  Nr.  15.  „Frei¬ 
tagszeitung'77  (4.  April).  „Eidgen.  Zeitung  p.  403  und  413.  Die  Nachricht, 
er  habe  sich  bereit  erklärt,  für  Befreiung  der  gefangenen  Freischärler  bis 
zu  10  000  Fr.  beizutragen  (ib.  p.  509),  scheint  auf  einer  Mystifikation  zu 
beruhen,  da  er  das  Freischarenwesen  ja  mißbilligte.  Dagegen  hat  er  sich 
im  Herbst  1845  angelegentlich  für  die  Kollekte  zugunsten  der  drei  luzer- 
nischen  Landjäger  bemüht,  welche  dem  nach  dem  zweiten  Freischarenzug 
zum  Tode  verurteilten  Dr.  Rob.  Steiger  zur  Flucht  verholfen  hatten:  er  war 
Mitglied  des  zürcherischen  Kantonskomites  und  bezeichnete  es  als  eine 
Ehrenpflicht  des  schweizerischen  Liberalismus,  den  dreien  zu  einem  an¬ 
ständigen  Auskommen  zu  verhelfen  (Korrespondenzen  in  seinem  Nachlaß). 

2  „N.  Z.  Z."  p.  743  und  781  und  „Verhandlungen77  p.  115.  „Wochen- 
zeitung77  p.  103.  „Landbote77  (3.  und  10.  Juli).  „Freitagszeitung77  (27.  Juni). 
„Eidgen.  Zeitung77  p.  732. 

3  „Verhandlungen  des  großen  Rathes77  p.  80.  „Freitagszeitung77  (27. 
Juni).  „Wochenzeitung77  p.  101.  Seine  Berichte  vom  4.,  6.,  23.  April; 
21.  Juni;  10.,  17.,  21.,  25.,  29.  Juli  und  27.  September  1845  im  Staatsarchiv 
(L  62). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  786.  „Eidgen.  Zeitung77  p.  782.  —  Von  Escher  stammt 

ferner  eine  Reihe  von  Artikeln  in  der  „N.  Z.  Z.77,  so  über  die  Berner  Groß¬ 

ratssitzungen  (1845),  siehe  die  Briefe  Blumers. 
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des  Innern  ernannt;  und  auch  sonst  erscheint  er  in  der  nächsten 
Umgebung  des  nunmehrigen  ersten  Bürgermeisters  Furrer.1  Am 
24.  Juni  1845  ward  er  dann  in  die  Petitionskommission  des 
Großen  Rates  gewählt,2  und  am  folgenden  Tage  erstattete  er 
abermals  in  der  Kloster-  und  Jesuitenangelegenheit,  in  der  die 
Konservativen  einen  Vermittlungsversuch  vorgeschlagen  hat¬ 
ten,  ein  äußerst  entschiedenes  Votum. 

Wieder  bestritt  er,  mit  Verweis  auf  die  Jesuitendebatten  in 
Frankreich,  daß  die  Katholiken  in  ihren  konfessionellen  Rechten 
angegriffen  würden.  Der  Ultramontanismus  habe  im  Gegenteil 
in  der  Schweiz  einen  Sieg  nach  dem  andern  errungen:  durch 
die  Aufhebung  des  erzbischöflichen  Verbands  und  die  direkte 
Unterstellung  der  in  ihrem  Umfang  verkleinerten  und  vermehr¬ 
ten  Bistümer  unter  die  Kurie,  sowie  die  Exemtion  der  Klöster 
von  diesen  sei  die  Macht  des  Papstes  stark  vermehrt.  Auch  die 
ständige  Nuntiatur,  die  Lostrennung  der  schweizerischen  Be¬ 
standteile  vom  Bistum  Konstanz,  die  Proklamierung  des  Doppel¬ 
bistums  Chur  und  St.  Gallen,  die  Zuteilungen  zum  Bistum  Basel, 
ohne  jede  Genehmigung  des  Staates,  die  Abschaffung  der  alt¬ 
hergebrachten  Freiheiten  schweizerischer  Regierungen  in  Kir¬ 
chensachen,  das  Verhalten  der  Kurie  gegen  den  Aargau  und 
Bern  und  das  Erscheinen  der  Jesuiten  bedeuteten  so  viele  Stär¬ 
kungen  der  ultramontanen  Macht,  daß  man  ihr  auf  keine  Weise 
Konzessionen  machen  dürfe:  jeden  Fußbreit  Land  müsse  man 
diesem  Widersacher  gegenüber  aufs  ängstlichste  verteidigen. 
Die  vorgeschlagenen  Milderungen  seien  aber  auch  selber  un¬ 
würdig  und  stünden  im  Gegensatz  zu  den  letzten  Beschlüssen 
des  Großen  Rates,  ja  der  Tagsatzung;  überdies  würden  sie 
nichts  nützen,  da  der  Ultramontanismus  seiner  Natur  gemäß  un¬ 
ersättlich  sei  und  nach  der  Hand  den  Arm,  ja  den  ganzen  Leib 
verlange:  die  Konzessionen  des  Aargaus  in  der  Klosterfrage 

1  „N.  Z.  Z ."  p.  521  und  987.  „Freitagszeitung"  (9.  Mai).  „Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  523  (er  habe  durch  eine  lange,  sehr  heftige  Rede  gegen  Jesuiten 
und  Konservative  eine  Störung  in  das  Festmahl  gebracht,  das  die  Winter- 
thurer  dem  Bürgermeister  Furrer  am  1.  Mai  gaben).  „Landbote”  (8.  Mai, 
wo  ein  längerer  Auszug'  der  Rede:  er  wünsche  ein  einträchtiges  Zusammen¬ 
wirken  aller  Fraktionen  der  liberalen  Partei,  besonders  im  Kanton  Zürich, 
aber  auch  in  der  ganzen  Schweiz  usw.). 

2  „Verhandlungen"  p.  88.  „N.  Z.  Z."  p.  734.  „Landbote"  (3.  Juli). 
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seien  der  lebendige  Beweis  dafür.  „Wenn  Sie  jedesmal,  da  der 
Ultramontanismus  einen  neuen  Übergriff  gemacht  hat,  ihm  eine 
Konzession  anbieten,  um  ihn  auf  diesen  Übergriff  verzichten  zu 
machen,  so  wird  er  mit  immer  neuen  Übergriffen  immer  neue 
Konzessionen  von  Ihnen  erzwingen,  und  es  wird  zuletzt  die 
ganze  Schweiz  seinem  unersättlichen  Rachen  zur  Beute 
werden."1 

Zu  diesen  die  künftige  Staatsumwälzung  vorbereitenden  An¬ 
gelegenheiten  kamen  indes  die  kleineren  zürcherischen:  Escher 
gehörte  der  Kommission  zur  Prüfung  der  Rechenschaftsberichte 
von  Regierungsrat  und  Obergericht  an2  und  wurde  am  17.  De¬ 
zember  1845  in  den  Erziehungsrat  gewählt;3  am  30.  Dezember 
berief  ihn  dieser  dann  in  die  Aufsichtskommission  des  Gymna¬ 
siums,4  und  ebenso  gehörte  er  zu  der  elfgliedrigen  Großratskom- 
mission  für  die  Revision  des  Gesetzes  über  das  Gerichtswesen.5 
Außerdem  aber  beteiligte  er  sich  an  der  Gründung  eines  Hülfs- 
vereins,  um  der  durch  eine  Kartoffelseuche  entstandenen  Ver¬ 
teuerung  der  Lebensmittel  entgegenzuwirken.6  Die  ünerfreu- 

1  „Verhandlungen”  p.  95/96.  Dazu  „N.  Z.  Z.”  p.  737  und  766.  Der 
von  ihm  befürwortete  Antrag  des  Regierungsrats  ward  denn  auch  mit  104 
gegen  64  Stimmen  angenommen.  Siehe  auch  „Landbote”  10.  Juli);  „Wo¬ 
chenzeitung”  p.  102  und  108  (siehe  auch  142).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  729. 

2  „Verhandlungen”  p.  146  (1.  Oktober  1845)  und  171  (17.  Dezember): 
Alfr.  Escher  Referent.  Siehe  ferner  sein  Votum  bei  der  Beratung  über  Ab¬ 
änderungen  des  Gesetzes  betreffend  das  Gerichtswesen  im  allgemeinen 
und  die  Zunftsgerichte  (17.  Dezember)  ib.  p.  175:  er  wurde  dann  in  die  elf- 
gliedrige  Kommission  gewählt  (p.  176).  „Landbote”  (25.  Dezember).  „Frei¬ 
tagszeitung”  (27.  Juni,  3.  Okt.,  19.  Dez.).  „Wochenzeitung”  p.  103.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  724.  „Landbote”  (9.  Okt.).  „Wochenzeitung”  p.  157.  Im  „Re¬ 
publikaner”  p.  364/65  (26.  Dez.  1845)  Angaben  über  einen  von  Escher  ge¬ 
machten  Vorschlag,  gesetzliche  Bestimmungen  zu  treffen  über  ökonomische 
Ausstattung  von  Konventualen,  die  das  Kloster  Rheinau  verlassen  wollen; 
doch  fand  er  dafür  keine  Unterstützung. 

z  „Verhandlungen”  p.  172  (102  von  174  Stimmen)  und  „N.  Z.  Z.” 
p.  1464.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1425.  „Freie  Stimmen”  p.  121.  „Freitags¬ 
zeitung”  (19.  Dezember).  „Wochenzeitung”  p.  201. 

4  „N.Z.Z."  p.  1519.  „Eidgen.  Zeitung”  1846  p.  2.  „Freitagszeitung” 
(2.  Januar).  „Landbote”  1846  (8.  Januar). 

5  „Verhandlungen”  p.  176.  Sein  Votum  bei  Beratung  des  Gesetzes 
gegen  kommunistische  Umtriebe  in  den  „Verhandlungen”  von  1846  p.  12 
(25.  März). 

«  „N.  Z.  Z.”  p.  1148  (4.  Oktober  1845).  Schon  im  Juni  hatte  er  als  Ab¬ 
geordneter  der  landwirtschaftlichen  Sektion  des  Rats  des  Innern  an  einer 
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lichkeiten  einer  politischen  Laufbahn  mußte  er  freilich  ebenfalls 
erfahren.  Die  konservativen  Kreise  widmeten  ihm  von  Anfang 
an  jenen  Haß,  den  eine  geschlossene  Kaste  für  alle  diejenigen 
aufspart,  die  aus  ihr  heraustreten:  nicht  bloß,  daß  die  Beschul¬ 
digungen  gegen  seinen  Vater  und  Großvater,  sowie  gegen 
seinen  Oheim  Ludwig  auf  Cuba  wieder  auftauchten,  so  daß 
selbst  gerichtliche  Klage  erhoben  wurde.* 1 2  Die  Tatsache,  daß 
sein  Jugendfreund  Jakob  Escher  aus  politischen  Gründen  nicht 
ins  Bezirksgericht  gewählt  wurde,  legte  man  allgemein  dahin 
aus,  e  r  habe  diese  Wahl  verhindert;  ja  man  behauptete,  er 
wünsche  überhaupt  keine  weiteren  Talente  neben  sich  aufkom- 
men  zu  lassen.“  Wenn  er  auch  zur  gemäßigteren  Gruppe  der 
Liberalen  gehörte,  so  nötigte  ihn  die  Rücksicht  auf  die  Partei¬ 
politik  eben  doch,  persönliche  Empfindungen  zu  opfern.  Die 
Entfremdung  von  den  Genossen  seiner  Jugend  hat  ihn  indes 
tief  geschmerzt,  und  das  Weitergehen  auf  dem  beschrittenen 
Wege  stand  für  ihn  wohl  eine  Zeitlang  in  Frage;  allein  die  innere 
Notwendigkeit,  die  ihn  zu  so  ausgeprägter  Stellungnahme 
zwang,  ward  auch  durch  schwere  persönliche  Erfahrungen 
nicht  wett  gemacht,  und  die  Erregungen  der  Zeit  verhinderten 
jede  Zurückhaltung:  eigene  Veranlagung  und  das  Bedürf¬ 

ähnlichen  Versammlung-  teilg-enommen  („Eidgen.  Zeitung”  p.  667).  Siehe 
auch  ,7Eidgen.  Zeitung”  Beilage  nach  p.  1222.  „.Freitagszeitung”  (10.  Okt.). 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1252  (29.  Okt.).  Vom  Bezirksgericht  wurden  die  beiden 
Angeklagten,  K.  Kubli  von  Glarus  und  Stadtschreiber  Gysi,  wegen  Be¬ 
schimpfung  und  Verleumdung  mit  64,  resp.  160  Fr.  gebüßt  („N.  Z.  Z.”  1846 
p.  1074).  Auf  die  Appellation  hin  setzte  das  Obergericht  dann  die  Buße 
wegen  Beschimpfung  für  Gysi  auf  120  und  für  Kubli  auf  48  Fr.  fest  (siehe 
das  Urteil  vom  16.  März  1847  in  der  „N.  Z.  Z.”  p.  407/8).  „Landbote” 
(9.  Oktober).  „Wochenzeitung”  p.  161  und  164.  „Republikaner”  p.  324/25, 
332/33.  Briefe  Blumers. 

2  „Berner  Verfassungs-Freund”  p.  1194/95,  1214.  „N.  Z.  Z.”  p.  1433 

(11.  Dezember),  1438  (12.  Dezember),  1481  (22.  Dezember).  Siehe  auch 
„N.  Z.  Z.”  1846  p.  139.  Die  Verteidigung  der  „N.  Z.  Z.”  lautet  immerhin 
merklich  verlegen:  J.  Eschers  wissenschaftliche  Überlegenheit  wird  offen 
zugegeben,  aber  A.  Eschers  Einwirkung  bestritten  und  jenem  der  Vorwurf 
gemacht,  e  r  habe  sich  aus  dem  Freundschaftsverhältnis  zurückgezogen. 
Alfr.  Escher  habe  sich  aus  politischen  Gründen  für  das  Übergewicht  der 
Liberalen  im  Bezirksgericht  entscheiden  müssen.  In  seiner  Autobiogra¬ 
phie  hebt  Jakob  Escher  ebenfalls  hervor,  daß  Alfr.  Escher  seine  Wahl 
verhinderte.  „Durch  einen  dritten  ließ  er  mir  mittheilen,  er  habe  gegen 
meine  Wahl  an  sich  nichts  einzu wenden;  er  habe  aber  dieses  Mal  für 


Zürcherische  und  eidgenössische  Politik  (1845—1848) 


77 


nis  jener  kampfbewegten  Jahre  trafen  zusammen,  um  ihn  immer 
entschiedener  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Zur  Verteidi¬ 
gung  der  radikalen  Umwälzung  in  der  Waadt,  die  im  Vorjahr 
mannigfache  Beeinträchtigungen  der  kirchlichen  Freiheit  nach 
sich  gezogen  hatte  und  dafür  von  dem  früheren  Vorsitzenden 
des  Rats,  Joh.  Kasp.  Bluntschli,  geschmäht  worden  war,  hielt  er 
am  25.  März  1846  im  Groben  Rat  eine  meisterhafte  Rede: 
Ohne  die  geschehenen  Rechtsverletzungen  zu  beschönigen, 
wies  er  auf  die  seit  Jahrzehnten  dort  herrschende  religiöse  Er¬ 
regung  hin,  die  schon  unter  dem  konservativen  Regiment  ganz 
ähnliche  Vorfälle  gezeitigt  habe.  Gewiß  liege  in  der  Beschrän¬ 
kung  der  religiösen  Freiheit  die  Verletzung  eines  der  wichtig¬ 
sten  Grundsätze  des  Liberalismus,  und  wenn  Grundsätze  auf 
dem  Spiele  stünden,  dürfe  man  nur  sie  im  Auge  haben,  da  es 
eine  der  ersten  Regeln  einer  ehrenhaften  Politik  sei,  an  ihnen 
festzuhalten,  ob  man  nun  Feinden  oder  Freunden  entgegentrete. 
Allein  die  Regierung  der  Waadt  sei  gewissermaßen  von  ihrem 
eigenen  Volke  zu  jenen  Gesetzes  Verletzungen  gezwungen  wor¬ 
den,  und  der  Partei,  die  1839  die  Straußische  Bewegung  insze¬ 
niert  habe,  stehe  es  schlecht  an,  ein  solches  Nachgeben  vor 
populären  Gewalten  zu  tadeln.  Überdies  habe  die  protestierende 
Geistlichkeit  in  ihrem  Verhalten  deutlich  genug  gezeigt,  daß  sie 

[den  an  Eschers  Stelle  gewählten  Franz]  Hagenbuch  [den  späteren  Regie- 
rungsrat]  sich  verwendet,  weil  dieser  im  Begriffe  sei  sich  zu  verloben, 
der  Vater  der  Braut  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  seine  Einwilligung 
ertheilen  wolle,  daß  der  junge  Mann  eine  feste  Anstellung  erhalte.  Ich 
mochte  dem  Gewählten  namentlich  unter  diesen  Umständen  seinen  Sieg 
ganz  wohl  gönnen,  fand  aber,  AJfr.  Escher  hätte  mit  Rücksicht  auf  sein 
fiüheres  freundschaftliches  Verhältniß  zu  mir  und  da  er  jedenfalls  mich 
für  die  Stelle  als  nicht  weniger  geeignet  ansehen  mußte  als  den  andern 
Vorgeschlagenen,  sich  in  dieser  Sache  doch  neutral  verhalten  dürfen.” 
Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1389/90  und  1402.  „Freie  Stimmen” 
p.  207/8,  214,  216.  „Republikaner”  p.  357,  sowie  p.  22  des  Jahrgangs  1846, 
Ferner  „Eidgen.  Zeitung”  1846  p.  125:  bei  Ersetzung  eines  Domänenkas¬ 
siers;  Escher  leistet  Bürgschaft  für  den  Neugewählten,  worauf  die  Zeitung 
bemerkt,  wenn  in  neuester  Zeit  verdiente  Männer  um  ihre  Ämter  gebracht 
würden,  erscheine  regelmäßig  der  Name  Alfr.  Eschers.  J.  Escher  wurde 
dann  auf  A.  Eschers  Betreiben  im  Juli  1846  als  Bezirksrichter  gewählt,  siehe 
„Landbote”  (16.  Juli)  und  „Freie  Stimmen”  p.  112/13,  „N.  Z.  Z.  ”  p.  781. 
Wie  Escher  1845  den  vom  Ustertag  her  bekannten  Bezirksstatthalter  Gujer 
von  Bauma  beseitigen  lassen  wollte,  siehe  Isler:  „Jonas  Furrer '  (Anm.  24, 
p.  30  des  Anhangs). 
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weniger  durch  religiöse,  als  durch  politische  Beweggründe  zu 
ihrem  Vorgehen  getrieben  wurde. 

Die  Darlegungen  Eschers  erschienen  denn  auch  so  einleuch¬ 
tend,  da ß  sie  zum  Teil  selbst  von  konservativer  Seite  anerkannt 
wurden  und  die  gegnerische  Presse  ihren  Eindruck  durch  die 
Behauptung  abzuschwächen  suchte,  die  Rede  sei  vorher  zu 
Hause  ausgearbeitet  worden:  die  gründliche  Dokumentierung 
und  die  maßvolle,  auch  die  Fehler  der  eigenen  Partei  aner¬ 
kennende  Sinnesart  wirkten  so  überzeugend,  daß  die  Rechte 
ihre  Anträge,  der  waadtländischen  Regierung  kirchenpolitische 
Ratschläge  zu  erteilen,  zurückzog.1  Die  radikale  Richtung,  wie 
sie  in  der  Westschweiz  geradezu  überschäumte,  machte  in 
Zürich  unter  Jonas  Furrers  und  Eschers  Einfluß  jenem  gemäßig¬ 
teren  Liberalismus  Platz,  dem  sich  in  manchen  Dingen  später 
auch  die  Konservativen  anschließen  konnten:  die  Sammlung  der 
Kräfte  auf  der  mittleren  Linie  mußte  ja  am  stärksten  zur  Festi¬ 
gung  der  wiedergewonnenen  Mehrheit  beitragen,  und  in  den 
Erneuerungs  wählen  vom  3.  Mai  1846,  an  deren  Vorbereitung 
Escher  eifrigen  Anteil  nahm,  ward  die  Herrschaft  der  Liberalen 
bestätigt. 2 

Allein  die  eidgenössischen  Gegensätze  ließen  diese  erst  in 
einer  viel  späteren  Zeit  mögliche  Versöhnung  der  zürcherischen 

1  „Verhandlungen”  p.  23  ff.  und  „N.  Z.  Z.”  p.  348  ff.,  363,  367  ff., 
371  ff.,  375  ff.,  791  ff.  „Eidgen.  Zeitung-”  p.  338  (Kommunistengesetz)  und 
342/43,  369  ff.  „Freitagszeitung”  (27.  März).  „Landbote”  (2.  April). 
Bluntschlis  Memoiren  Bd.  I  p.  388/89,  haben  den  ganzen  Vorfall  recht 
entstellt  wiedergegeben. 

2  Escher  ward  sowohl  in  seinem  Wohnort,  dem  Wahlkreis  Wiedikon, 
wie  seinem  bisherigen  Wahlkreis  Elgg  gewählt  („N.  Z.  Z."  nach  p.  508. 
Siehe  auch  p.  513)  und  entschied  sich  dann  für  Elgg  (die  Liste  in  den  „Ver¬ 
handlungen”  Nr.  12,  22.  Mai.  „Freitagszeitung”  8.  u.  15.  Mai.  „Eidgen.  Zei¬ 
tung”  p.  495 — 498,  514.  „Landbote”,  Bulletin  vom  4.  Mai,  sowie  7.  und 
14.  Mai;  siehe  auch  4.  Juni.  „Freie  Stimmen”  6.  Mai,  siehe  auch  p.  80). 
Schon  bei  der  Eröffnungssitzung,  am  22.  Mai,  wurde  er  in  die  aus  acht  Mit-> 
gliedern  bestehende  Petitionskommission  gewählt  („Verhandlungen”  p.  51  u, 
„N.  Z.  Z.”  p.  581.  „Eidg.  Zeitung”  p.  565.  „Freitagszeitung”  29.  Mai.  „Land¬ 
bote”  28.  Mai.  „Freie  Stimmen”  p.  84).  Siehe  ferner  seine  Erklärung  in  der 
„N.  Z.  Z.”  p.  919/20  über  die  Wahlumtriebe  in  Bauma,  wo  sein  Name  miß¬ 
braucht  worden  zu  sein  scheint,  10.  August  1846.  Siehe  darüber  auch 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  862,  873/74,  895/96,  1083  ff.  und  „Landbote” 
(20.  August). 
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Parteien  noch  für  lange  zurücktreten;  denn  die  Anhänger  des 
Alten  suchten  nach  wie  vor  zwischen  den  zwei  streitenden 
Gruppen  im  Bund  zu  vermitteln,  während  der  Radikalismus 
eine  grundsätzliche  Lösung  der  Fragen  erstrebte.  Am  24.  Juni 
1846  hielt  der  27jährige  Politiker  deshalb,  nachdem  er  eben 
noch  mit  dem  Führer  der  Gegner,  Bluntschli,  hart  zusammen¬ 
gestoßen  war,1  fast  aus  dem  Stegreif  ein  umfassendes  Votum 
über  den  inzwischen  aus  heimlichen  Verabredungen  zu  einer 
öffentlich  anerkannten  Vereinigung  gewordenen  Sonderbund. 
Die  Schärfe  der  Anträge  und  Folgerungen  ist  für  seine  jugend¬ 
liche  Energie  höchst  bezeichnend:  im  Gegensatz  zum  Regie¬ 
rungsrat,  der  ursprünglich  eine  endgültige  Stellungnahme  noch 
verschieben  wollte,  schlug  Escher  nämlich  vor,  die  Tagsatzungs¬ 
gesandtschaft  zu  bevollmächtigen,  daß  sie  zu  einer  Einladung 
oder  Aufforderung,  das  Separatbündnis  aufzulösen,  stimme. 

In  der  Begründung  wies  er  nicht  bloß  auf  die  zweifelhaften 
Machenschaften  hin,  mit  denen  die  zögernden  Katholiken  in  Zug, 
Unterwalden  und  Uri  von  den  Extremen  überrumpelt  oder  umgangen 
worden  seien,  während  doch  zum  Teil  die  Landsgemeinden  hätten 
entscheiden  müssen,  sondern  auch  auf  das  verdächtige  Geheimnis, 
das  die  ganze  Angelegenheit  umgebe.  Wie  wenig  der  Sonderbund 
mit  dem  Bundesvertrag  von  1815  vereinbar  sei,  beweise  außer  dem 

1  „Verhandlungen”  p.  58  ff.,  62,  71  ff.  und  „N.  Z.  Z.”  p.  718/19  und 
721/22  (23. /24.  Juni).  „Freitagszeitung”  (26.  Juni).  „Eidg.  Zeitung”  p.  693. 
„Landbote”  (25.  Juni).  Es  handelte  sich  um  ein  Pazifikationsprojekt 
Bluntschlis  in  der  Kloster-,  Jesuiten-,  Freischaren-  und  Sonderbundsfrage, 
dessen  ausführliche  Motivierung  vom  Präsidenten  und  einem  Teil  des  Rats 
beanstandet  wurde.  Escher  hatte  nachdrücklich,  wenn  auch  erfolglos, 
darauf  angetragen,  daß  Bluntschlis  Ausführungen,  als  dem  Reglement  des 
Großen  Rates  zuwiderlaufend,  nicht  angehört  würden.  Bei  der  sachlichen 
Beratung  des  im  übrigen  mit  großer  Mehrheit  verworfenen  Vorschlags  be¬ 
tonte  Escher  dann  nicht  bloß,  wie  früher,  den  Katholiken  sei  keineswegs 
Unrecht  geschehen;  sondern  er  spielte  auch  auf  Beziehungen  der  zürche¬ 
rischen  Konservativen  zu  den  Ultramontanen  an,  die  von  jenen  bestritten 
und  als  Beleidigung  aufgefaßt  wurden,  so  daß  man  selbst  einen  Ordnungs¬ 
ruf  gegen  Escher  verlangte.  Der  Antrag  blieb  allerdings  in  winziger  Min¬ 
derheit.  Siehe  darüber  auch  Theod.  Mügge:  „Die  Schweiz  und  ihre  Zu¬ 
stände”  Bd.  II  p.  28/29.  Aus  einem  Brief  Dr.  Ludw.  Snells  vom  21.  August 
1844  ergibt  sich,  daß  man  in  Bern  und  anderswo  lebhaft  fürchtete, 
Bluntschli  arbeite  auf  den  Sturz  der  liberalen  Regierungen  auch  in  Bern, 
Solothurn,  Aargau  usw.  und  wolle  von  Zürich  aus  eine  konservative  Partei 
in  Bern  gründen,  unter  Blösch,  die  das  Regiment  des  Schultheißen  Neuhaus 
stürze. 


80 


Erstes  Hervortreten 


schon  von  Andern  Angeführten  die  Tatsache,  daß  er  sich  auf  die 
durch  die  Umwälzungsperiode  aufgehobenen  „alten  Bünde",  d.  h.  die 
konfessionelle  Vereinigung  von  1529,  das  Bündnis  der  katholischen 
Orte  mit  dem  Wallis  (von  1533)  und  den  „borromäischen  Bund"  von 
1586  berufe,  die  ausdrücklich  das  religiöse  Moment  in  den  Vorder¬ 
grund  stellten.  Der  Vergleich  mit  dem  1841  geschlossenen  Siebner- 
konkordat  der  liberalen  Kantone,  d.  h.  jener  Sonderverabredung  der 
regenerierten  Stände  zum  Schutz  ihrer  Regierungsform,  sei  schon 
deswegen  irrig,  weil  dieses  nur  zur  Behauptung  der  bestehenden 
kantonalen  Verfassungen  bis  zur  Vornahme  einer  Bundesrevision  und 
dazu  in  aller  Offenheit  geschlossen  worden  sei,  während  man  beim 
Sonderbund  die  verdächtigste  Heimlichkeit  festzuhalten  suche.  Dieser 
ziele  geradezu  darauf  ab,  einige  Bestimmungen  des  Bundesvertrages 
aufzuheben,  indes  das  Siebnerkonkordat  eine  bloße  Ergänzung  dazu 
darstelle.  An  Stelle  der  bundesgemäßen  Obrigkeit  wolle  die  neue 
Vereinigung  eine  eigene  Behörde  und  einen  Kriegsrat  mit  beinahe 
unumschränkten  Vollmachten  setzen.  Von  einem  ausdrücklichen 
Vorbehalt  der  Verfassung  von  1815,  wie  im  Siebnerkonkordat,  sei  des¬ 
halb  in  ihr  keine  Rede,  und  wenn  dieses  den  übrigen  Ständen  ebenfalls 
den  Beitritt  offen  gehalten  habe,  sei  jene  eine  in  sich  abgeschlossene 
Liga.  Die  Tagsatzung  selber  habe  einst  das  Siebnerkonkordat  als 
bundesgemäß  anerkannt,  während  einzelne  der  Sonderbundskantone 
die  Bundeswidrigkeit  ihrer  Schritte,  wenn  auch  indirekt  und  wider¬ 
willig,  zugäben.  In  einer  Botschaft,  die  der  Luzerner  Regierungsrat 
1843  anläßlich  der  Vorbesprechung  des  Sonderbunds  im  Bad  Rothen 
an  den  Großen  Rat  erließ,  habe  er  ausdrücklich  hervorgehoben,  man 
müsse  den  Miteidgenossen  zunächst  mit  der  Palme  des  Friedens 
entgegentreten,  ehe  man  Hand  zu  Maßregeln  biete,  die  vielleicht 
für  lange  oder  für  immer  die  Eintracht  des  Vaterlandes  zerstörten. 
Luzern  habe  eben  damals  mittelbar  zugestanden,  der  Vorort  besitze 
das  Recht,  einzuschreiten,  wenn  der  Zweck  einer  Vereinigung  nicht 
vor  der  gesamten  Eidgenossenschaft  ausgesprochen  und  die  bundes¬ 
mäßige  Bahn  verlassen  werde. 

„Ist  der  Sonderbund  nun  aber  nicht  so  viel  als  möglich  im  Finstern 
geschlichen?  Hat  er  nicht  auf  das  Grellste  die  Bestimmungen  des 
Bundesvertrages  verletzt?  Ist  der  Vorort,  die  Eidgenossenschaft,  also 
nicht  gerade  nach  dem  eigenen  Geständnisse  Luzerns  zum  Ein¬ 
schreiten  berechtigt  ?  Und  wenn  dann  Luzern  in  der  selben  Zuschrift 
weiter  sagt:  „Wir  sind  mit  Euch  gänzlich  der  selben  Ansicht,  daß 
eine  Vereinbarung  einzelner  Stände  zu  besondern  politischen  Zwecken, 
wodurch  die  Rechte  des  Gesamtbundes  und  der  Bundesglieder  auf 
irgend  eine  Weise  verkümmert  würden,  als  eine  Verletzung  des  Art.  6 
des  Bundesvertrages  anzusehen  und  als  solche  zu  behandeln  ist"  — 
hat  Luzern  somit  nicht  eingestanden,  daß  der  Sonderbund,  an  dem 
es  Teil  nimmt,  als  eine  Verletzung  des  Art.  6  des  Bundesvertrages 
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anzusehen  und  zu  behandeln  ist  ?.. .  Wenn  wir  nun  aber  die  selben, 
die  im  Jahre  1843  ein  bundeswidriges  Separatbündnis  vorbereiteten 
und  im  Jahr  1845  wirklich  abschlossen,  im  Jahre  1844  anläßlich  der 
Klosterangelegenheit  eine  Erklärung  in  das  Tagsatzungsprotokoll 
niederlegen  sehen,  dahingehend:  „sie  erfüllen  eine  heilige  Bundes¬ 
pflicht,  welche  ihnen  gebeut,  jeden  Artikel  des  Bundesvertrages  mit 
gleicher  Treue  und  Beharrlichkeit  aufrecht  zu  erhalten  und  dafür  Gut 
und  Blut,  Leib  und  Leben  hinzugeben";  wenn  wir  so  den  schreiendsten 
Widerspruch  zwischen  Wort  und  Tat  gewahr  werden,  —  muß  sich 
denn  nicht  jeder,  dessen  Gemüt  noch  empfänglich  ist  für  Aufrichtig¬ 
keit  und  Ehrlichkeit,  über  solche  Heuchelei  empören?" 

Der  Zweck  des  Sonderbundes  könne  aber  nicht  allein  in  der 
Wiederherstellung  der  Klöster  und  Erhaltung  der  Jesuiten  liegen, 
ebenso  wenig  in'  der  Verteidigung  gegen  andere  Kantone,  wie  man 
etwa  aus  dem  letzten  Freischarenzug  schließen  möchte ;  denn  Luzern 
habe  schon  1843  gerüstet,  angeblich  zu  Abwehrzwecken,  während 
die  Klosterfrage  doch  gerade  damals  von  der  Tagsatzung  verabschiedet 
worden  sei  und  ein  Angriff  gar  nicht  zu  erwarten  stand.  „Wäre  nicht 
weit  eher  anzunehmen  gewesen,  daß  die  unzufriedenen  Konferenz¬ 
stände  die  zufriedenen  liberalen  Kantone,  den  zufriedenen  Aargau 
angreifen  würden,  als  das  umgekehrte?"  Der  Luzerner  Regierungs¬ 
rat  habe  denn  auch  von  seinem  Großen  Rat  die  Vollmacht  zu 
militärischen  Maßnahmen  „behufs  allfällig  nötiger  Verteidigung  des 
Gebietes,  der  Unabhängigkeit  und  der  Rechte  des  hiesigen  Standes" 
verlangt.  „Welch  weiter  Begriff!  Was  kann  nicht  alles  unter  diesen 
Rechten  verstanden  werden!  Und  wieviel  ist  gewiß  unter  diesem 
allgemeinen  Ausdrucke  verstanden  worden!"  Man  könne  sich  des 
Gedankens  nicht  erwehren,  daß  die  zu  dem  Sonderbund  vereinigten 
Kantone  die  Schweiz  in  zwei  Teile  auseinanderreißen  und  sich  bei 
dem  Ausland  als  die  wahre  Eidgenossenschaft  darstellen  möchten." 
Ich  bin  weit  entfernt,  einen  derartigen  Plan  allen  Gliedern  des  Sonder¬ 
bundes  zuzumuten;  ich  bin  ebenso  weit  entfernt  davon,  diesen  Plan 
einer  ganzen  Behörde  auch  nur  Eines  dem  Sonderbunde  angehörenden 
Kantons  zuzutrauen.  Aber  wir  haben  uns  auch  die  Frage  vorzulegen, 
wer  bei  diesem  Sonderbunde  hinter  den  Coulissen  stecke;  ob  es 
nicht  vielleicht  Einzelne  seien,  welche  die  Fäden  der  Verschwörung, 
die  dem  Sonderbunde  zu  Grunde  liegt,  in  Händen  haben.  Wir  haben 
uns  die  Möglichkeit  zu  vergegenwärtigen,  daß  die  Massen  in  den 
Konferenzkantonen  bloß  das  Werkzeug,  das  willenlose  Werkzeug 
dieser  wenigen  Einzelnen  seien."  Wenn  man  die  Sprache  ins  Auge 
fasse,  die  von  jener  Seite  fast  bei  allen  Anlässen  geführt  worden 
sei,  in  denen  die  Schweiz  mit  dem  Auslande  in  Verwicklungen  kam, 
wenn  man  sich  erinnere,  wie  1833  und  1836  die  Intervention  des 
Auslandes  von  ihnen  angerufen  wurde,  wenn  man  sich  die  Haltung 
einer  gewissen  Presse  während  der  Jesuitenverhandlungen  vergegen- 

6  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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wärtige,  so  könne  man  die  Vermutung  nicht  als  ganz  aus  der  Luft 
gegriffen  betrachten.  Die  Äußerungen  des  österreichischen  Kabinetts 
lauteten  denn  auch  in  der  Tat  derart,  daß  die  Leiter  des  Sonderbunds 
sie  sich  sehr  wohl  hinter  die  Ohren  schreiben  und  als  Faktor  in 
ihre  politische  Rechnung  hätten  aufnehmen  können. 

Wenn  man  nun  die  Bundeswidrigkeit  der  neuen  Vereinigungen 
und  die  politischen  Machinationen  erwäge,  die  ihre  Leiter  dabei  wohl 
beabsichtigten,  so  stehe  die  große  Gefährlichkeit  des  Sonderbundes 
außer  Frage.  Der  sich  ansetzende  Krebs  müsse  aber  so  bald  als 
möglich  ausgerottet  werden:  man  müsse  dem  Riß,  der  sich  in  der 
Eidgenossenschaft  zu  öffnen  drohe,  von  Anfang  an  steuern,  damit 
er  nicht  zu  einem  Abgrund  werde,  in  dem  diese  zuletzt  untergehe. 
Der  Vorschlag  des  Regierungsrates  erscheine  viel  zu  zögernd:  es 
genüge  nicht,  daß  die  Zürcher  Gesandtschaft  an  der  Tagsatzung  die 
schon  von  dem  Vorort  gegen  das  Bündnis  ausgesprochene  Verwahrung 
einfach  wiederhole,  aber  an  keinen  Beschlüssen,  ja  nicht  einmal  an 
einer  Einladung  gegenüber  den  Ständen  des  Sonderbundes  teilnehmen 
könne,  diesen  aufzulösen.  Eine  derart  passive  Haltung  wäre  des  so 
entschieden  liberalen  und  vorörtlichen  Kantons  Zürich  in  so  hoch¬ 
wichtiger  Angelegenheit  wenig  würdig.  Der  Antragsteller  wünsche 
bloß,  daß  man  die  Gesandtschaft  bevollmächtige,  zu  einer  Ein¬ 
ladung  oder  Aufforderung  auf  Preisgabe  des  Sonderbunds  zu  stimmen; 
es  wäre  ja  möglich,  daß  Eröffnungen  gemacht  würden,  die  das  als 
unnötig  erscheinen  ließen.  Und  ebenso  beantrage  er  die  doppelte 
Vollmacht,  einer  Einladung  oder  Aufforderung  beizutreten,  da 
vielleicht  die  erste,  aber  nicht  die  zweite  eine  Mehrheit  von  zwölf 
Stimmen  auf  sich  vereinigen  würde  und  man  sich  nicht  der  Gefahr 
aussetzen  dürfe,  daß  vielleicht  Zürich  es  der  Tagsatzung  durch  allzu 
enge  Instruktion  unmöglich  mache,  einen  Bundesbeschluß  zu  fassen. 

Der  Antrag  Eschers  war  denn  auch  vom  Regierungsrat 
schon  vor  der  Rede  gebilligt,1  dessen  eigener  aber  von  der  kon¬ 
servativen  Opposition  aufgegriffen  und  jenem  entgegengestellt 
worden.  Die  Ausführungen  des  Redners  wirkten  indes  so  über¬ 
zeugend,  daß  sich  eine  große  Mehrheit  für  seinen  Vorschlag  zu¬ 
sammenfand,2  und  die  noch  am  selben  Tag  erfolgende  Wieder- 

1  Möglicherweise  hat  bei  dieser  Gelegenheit  der  in  mündlicher  Tradi¬ 
tion  behauptete  Vorgang  sich  abgespielt,,  Escher  habe  den  aus  juristischen 
Gründen  zögernden  Bürgermeister  Furrer  durch  kniefälliges  Bitten  fünf 
Minuten  vor  der  Sitzung  zum  Entschluß  gebracht,  der  Auflösung  des  Son¬ 
derbundes  zuzustimmen. 

2  „Verhandlungen”  p.  75  ff.  und  „N.  Z.  Z.”  p.  737  ff.,  741  ff.,  745  ff. 
(vgl.  auch  p.  767:  Verteidigung  gegen  Angriffe  der  „Basler  Zeitung”  p.  619). 
„Republikaner”  p.  102/3.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  730;  siehe  auch  p.  1280. 
„Landbote”  (2.  Juli). 
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wähl  des  Antragstellers  als  dritter  Tagsatzungsgesandter1  zeigte, 
welch  große  Hoffnungen  man  auf  den  jugendlichen  Abgeordne¬ 
ten  setzte.  Mit  27  Jahren  hatte  er  sich  eine  Vertrauensstellung 
errungen,  die  ihn  unter  die  maßgebenden  Führer  des  zürche¬ 
rischen  Liberalismus  rückte:  die  unbestreitbare  Überlegenheit 
der  Bildung,  die  Schärfe  und  Präzision  des  politischen  Denkens, 
die  Gründlichkeit  der  quellenmäßig  betriebenen  Studien  und  die 
Höhe  und  Reinheit  der  Gesichtspunkte  mußten  auch  auf  einen 
überwiegend  bäuerlichen  Rat  Eindruck  machen,  und  seine 
Schlagfertigkeit  und  Klarheit  in  der  Debatte,  zusammen  mit  der 
Entschiedenheit  der  ganzen  Haltung,  ließen  ihn  schon  als  den 
künftigen  Leiter  der  Partei  erscheinen.  Der  Umkreis  seiner 
Tätigkeit  ist  dabei  sehr  bedeutend:  außer  mit  den  eidgenössi¬ 
schen  Fragen  befaßte  er  sich  ja,  wie  schon  früher,  mit  der  öko¬ 
nomischen  Hebung  des  Kantons;  er  nahm  an  den  Arbeiten  der 
vom  Rat  des  Innern  ernannten  landwirtschaftlichen  Sektion  teil2 
und  berichtete  im  Parlament  über  die  von  dieser  geplanten 
Schritte;3 *  er  war  Vorsitzender  des  Bezirks  wahlkollegiums*  und 
Mitglied  der  Geschäftsprüfungskommission  für  die  Rechen¬ 
schaftsberichte  von  Regierungsrat  und  Obergericht.5  Er  be¬ 
faßte  sich  mit  den  Einzelheiten  des  Erziehungswesens6  und 
nahm  an  der  Bildung  einer  Aktiengesellschaft  zur  Verbilligung 

1  „Verhandlungen"  p.  83  und  „N.  Z.  Z.”  p.  722  und  768.  Er  stattete 
dann  den  am  21.  Dezember  im  Großen  Rat  verlesenen  Bericht  ab  (ib. 
p.  127).  „Landbote"  (2.  und  9.  Juli).  „Freitagszeitung"  (10.  Juli).  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  734.  „Freie  Stimmen"  p.  104  und  107.  Der  Bericht  selbst,  vom 
1.  Oktober,  im  Staatsarchiv  (L  62). 

„N.  Z.  Z."  1846  p.  483.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  472. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  722  und  „Verhandlungen”  1846  p.  81  (24.  Juni),  108 
und  114/15  (14.  Okt.),  142,  144  und  148 — 150  (22.  Dez.),  außerdem  die 
„Verhandlungen”  von  1847  p.  11  (15.  Jan.).  Ferner  „N.  Z.  Z."  1846  p.  1199 
und  1483 — 1485:  zum  Teil  Voten  über  Errichtung  eines  Prämieninstituts 
und  einer  landwirtschaftlichen  Schule  mit  Musterwirtschaft.  Am  14.  Okto¬ 
ber  wurde  er  denn  auch  in  die  elfgliedrige  Kommission  zur  Prüfung  der  für 
Hebung  der  Landwirtschaft  geplanten  Gesetze  gewählt  („Freitagszeitung  , 
16.  Okt.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1140  und  1416). 

*  „N.Z.Z."  p.  781  (8.  Juli  1846).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  750,  1136. 
„Freie  Stimmen”  p.  111,  164. 

5  „Verhandlungen"  p.  99  (13.  Okt.). 

6  „Verhandlungen”  p.  117  (14.  Okt.). 
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der  Lebensmittel  teil,  zu  deren  Vorsitzenden  er  trotz  mehrfacher 
Weigerung  erwählt  wurde.1  Am  31.  Oktober  ward  er  dann  vom 
Regierungsrat  in  den  Gesetzgebungsrat  ernannt  u.  a.2  So  ent¬ 
sprach  es  nur  der  Stellung,  die  er  sich  bereits  errungen  hatte, 
wenn  ihn  der  Grobe  Rat  am  22.  Dezember  mit  87  von  134  Stim¬ 
men  zu  seinem  Vizepräsidenten  wählte:3  das  jüngste  Mitglied, 
das  zwei  Jahre  früher  mit  der  Absicht  in  die  Politik  eingetreten 
war,  sich  noch  geraume  Zeit  zurückzuhalten,  war  so  durch  die 
Fügung  der  Zeit  und  die  Überlegenheit  der  Begabung  in  die 
vorderste  Linie  gerückt,  und  die  von  ihm  am  17.  Juni  1846  an¬ 
geregte  Reform  des  zürcherischen  Mittelschulwesens  —  der 
Antrag  auf  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Untersuchung  der 
Frage,  ob  und  wie  die  französische  Sprache  als  obligatorisches 
Fach  im  Gymnasium  einzuführen  sei  und  wie  der  Unterricht  in 
den  Naturwissenschaften,  der  Geschichte,  deutschen  Sprache 
und  Philosophie  revidiert  werden  könne4 * *  —  zeigte,  daß  er  auch 
den  geistigen  Aufgaben  des  Staates  seine  Aufmerksamkeit  wid¬ 
mete.  Man  kann  ihn  geradezu  als  den  Urheber  der  Neugestal¬ 
tung  von  Industrieschule  und  Gymnasium  betrachten,  die  neben 
organisatorischen  Reformen  vor  allem  eine  stärkere  Befriedi¬ 
gung  moderner  Bedürfnisse  plante:  außer  der  anderswo  schon 
längst  durchgeführten  Einfügung  des  Französischen  in  den 
Lehrplan  der  bisher  ausschließlich  klassisch  gerichteten  Schule 
sollten  besonders  die  stärkere  Berücksichtigung  der  neueren 
Geschichte  und  die  Einführung  von  Chemie,  Mineralogie  und 
Geologie  diesen  Zweck  fördern  und  zugleich  Aufsatz-  und  Vor¬ 
tragsübungen  die  Beherrschung  der  Muttersprache  erleichtern. 
Die  praktische,  allen  modernen  Lebenserscheinungen  zugäng¬ 
liche  Persönlichkeit  Eschers  spiegelt  sich  in  dieser  Reform,  und 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1247  (27.  Okt.)  und  1301  (9.  Nov.).  „Landbote7'  (5.  Nov.). 
„Freitagszeitung"  (30.  Okt.).  „Freie  Stimmen"  p.  172  und  182. 

2  N.  Z.  Z."  p.  1267.  „Eidgen.  Zeitung-  p.  1207. 

3  „Verhandlungen"  p.  153.  „Landbote”  (31.  Dez.).  „Freitagszeitung" 
(25.  Dez.).  „Freie  Stimmen”  p.  204. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  695,  775/76,  1083.  Ib.  p.  663  und  811  über  seine  Stel¬ 

lungnahme  zum  Rücktrittsgesuch  des  Seminardirektors  Dr.  Bruch.  Siehe 

ferner  „Eidgen.  Zeitung77  p.  669,  725.  „Landbote77  (9.  Juli).  „Freie  Stim¬ 

men"  p.  112. 
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mit  unermüdlicher  Tätigkeit  suchte  er  dem  von  ihm  als  not¬ 
wendig  Erkannten  zu  dienen.1 

Dazu  kamen  gesetzgeberische  Leistungen:  er  beteiligte  sich 
an  den  Arbeiten  zur  Schaffung  eines  neuen  Erbrechts2  und  ward 
im  Juni  1847  wieder  in  eine  Kommission  zur  Prüfung  von  Neue¬ 
rungen  im  Gerichtswesen  gewählt.3  Er  nahm  teil  an  den  Be¬ 
ratungen  der  „Helvetischen  Gesellschaft”  in  Baden  zur  Kräfti¬ 
gung  der  liberalen  Partei  und  Lösung  der  Jesuiten-  und  Sonder¬ 
bundsfrage;4  und  nach  wie  vor  behielt  er  besonders  im  Er¬ 
ziehungsrat  die  Initiative:  am  16.  Juni  1847  beantragte  er  die 
Einsetzung  einer  Kommission  zur  Revision  des  Stipendien-  und 
Unterstützungs wesens, 5  und  ebenso  beteiligte  er  sich  an  den 
Großratsdebatten, 6  besonders  zur  Verteidigung  des  liberalen 

1  Seine  Voten  in  den  „Verhandlungen"  1847  p.  6,  28  ff.  (16.  Febr.,  nicht 
Jan.),  58  ff.  (17.  Febr.),  51  ff.  (6.  April);  sowie  „N.  Z.  Z.”  p.  189,  201/2,  204, 
400.  Vgl.  auch  p.  423.  Von  ihm  stammt  ferner  die  ausführliche  Darstel¬ 
lung  der  Reform  in  der  „N.  Z.  Z.”  1847,  p.  158  ff.  und  163  ff.  (9.  und  10. 
Febr.),  ebenso  das  „Schlußwort”  auf  p.  443/44  und  449/50  (17./18.  April), 
mit  lebhafter  Widerlegung  der  Gegner.  Die  Reorganisation  entfesselte  zum 
Teil  eine  leidenschaftliche  Polemik,  auch  gegen  Escher  selber,  vgl.  „N.  Z.  Z.” 
p.  223  und  284  (24.  Febr.  und  11.  März).  Dazu  „Eidgen.  Zeitung”  p.  110, 
181/82,  185/86,  191,  211,  275,  280/81,  315,  377/78,  425.  „Landbote" 
(25.  Febr.,  18.  März).  Selbst  die  radikalen  „Freien  Stimmen”  (p.  30  und  55) 
fanden,  Escher  habe  der  Diskussion  eine  Wendung  gegeben,  die  nicht  zu 
seinem  Vorteil  ausschlug:  „Der  junge  Mann  ist  zu  leidenschaftlich,  zu  über¬ 
mütig;  er  verachtet  seine  Gegner  und  wird  es  büßen  müssen”  (siehe  auch 
p.  59/60).  Vgl.  auch  Th.  Hug  und  Gg.  Finsler  in  der  „Festschrift”  zum 
50jährigen  Bestand  der  Kantonsschule  (1883)  p.  27 — 31.  Escher  trat  da¬ 
mals  u.  a.  bereits  für  fakultative  Freigabe  des  Griechischen  ein.  Zwei  Korn« 
missionalberichte  Eschers  zur  Reformfrage,  vom  Oktober  1846,  im  Staats¬ 
archiv  (U  84  a).  —  Sein  die  Hingabe  und  Überzeugungstreue  des  Standes 
lebhaft  anerkennender  Toast  auf  die  Volksschullehrer  bei  der  Pestalozzi¬ 
feier  im  Januar  1846  im  „Republikaner”  p.  13/14. 

2  „Verhandlungen”  1847  p.  64  und  71  (7.  April)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  406 
und  409.  „Eidgen.  Zeitung  p.  382,  387.  „Freie  Stimmen”  p.  59.  „Frei¬ 
tagszeitung  (9.  April). 

3  „Verhandlungen”  p.  93  (22.  Juni)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  729.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  678.  „Landbote”  (24.  Juni).  „Freie  Stimmen”  p.  103.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (25.  Juni). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  640  (3.  Juni).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  594  (siehe  auch 
p.  484:  vergebliches  Eintreten  für  einen  Radikalen  in  Enge). 

5  „N.  Z.  Z.”  p.  705.  „Eidgen.  Zeitung  p.  657. 

6  „Verhandlungen”  p.  91  und  95  (22.  Juni)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  729/30: 
Frage  von  Waffenübungen  und  Schaffung  eines  gesamtschweizerischen 
Zollgebietes.  „Freitagszeitung”  (25.  Juni). 
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Verhaltens  in  der  Jesuiten-  und  Sonderbundsfrage.  Immer 
wieder  hebt  er  die  Notwendigkeit  entschiedener  Stellungnahme 
hervor:  eine  gewisse  Übersteigerung  und  Überreizung  erscheint 
oft  unverkennbar:  Die  Leute,  erklärte  er,  die  jetzt  so  sehr  gegen 
den  Bürgerkrieg  eiferten,  hätten  früher  schon  mehr  als  einmal 
auf  diesen  hingetrieben.  Wenn  sie  ihn  jetzt  als  ungerecht  dar¬ 
stellten,  so  müsse  man  sagen,  daß  der  Ultramontanismus  sich 
eine  Usurpation  nach  der  andern  erlaubt  habe.  Wenn  der 
neue  Friedensvorschlag  nun  darauf  hingehe,  zwar  den  Sonder¬ 
bund  aufzulösen,  aber  die  Jesuiten  zu  dulden,  so  hätten  ihre 
Verteidiger  ja  leichtes  Spiel:  beabsichtigten  sie  einen  Gewalt¬ 
streich,  so  brauchten  sie  nur  einen  zweiten  hinzuzufügen,  um 
dann  durch  nachträglichen  Verzicht  darauf  den  ersten  zu  retten. 
Durch  ein  solches  Verfahren,  dem  man  den  schönen  Namen 
Friedensvorschlag  gebe,  würden  die  Jesuiten  in  einem  Vorort 
der  größtenteils  protestantischen  Schweiz  erhalten,  während 
das  fast  ganz  katholische  Frankreich  sie  vor  einigen  Jahren 
ausgewiesen  habe  und  auch  Bayern,  Belgien  und  Sardinien  sich 
vom  Ultramontanismus  lösten.  Man  habe  es  auffallend  gefun¬ 
den,  daß  die  Kantone,  die  dem  bestehenden  Bundesvertrag  am 
wenigsten  hold  seien,  den  sonderbündischen,  die  so  sehr 
daran  hingen,  die  Verletzung  jenes  vorwürfen.  Allein  die 
Hauptklage  gehe  ja  nicht  darauf,  daß  die  neue  Vereinigung  ein¬ 
zelne  Artikel  des  Bundesvertrages  störe,  sondern  daß  sie  die 
Schweiz  in  zwei  Teile  auseinanderreiße  und  sich  als  die  wahre 
Eidgenossenschaft  darstelle.  Dieses  Streben  sei  bereits  alt; 
denn  schon  vor  Jahren  habe  nicht  bloß  Luzern,  sondern  auch 
Schwyz  die  Trennung  gepredigt,  und  Österreich  habe  schon 
1841  erklärt,  es  würde  sich,  wenn  die  schweizerische  Einheit 
zerrissen  oder  in  Frage  gestellt  werde,  nicht  für  gebunden  er¬ 
achten,  vorzugsweise  diesen  oder  jenen  Teil  anzuerkennen. 
Escher  erinnerte  dann  an  die  Waffen-  und  Munitionsanschaffun¬ 
gen  der  sonderbündischen  Ständekantone  während  des  letzten 
Winters,  da  die  Begüterten  kaum  der  Lebensmittelnot  Herr  zu 
werden  vermochten,  und  deutete  die  Verbindungen  jener  mit  dem 
Ausland  an.  Es  sei  vorgeschlagen  worden,  den  Sonderbunds¬ 
kantonen  Garantien  gegen  eine  Wiederholung  der  Freischaren- 
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züge  zu  geben  und  das  Siebnerkonkordat  aufzulösen.  Eine  Ge¬ 
fahr,  daß  die  Freischarenzüge  wiederholt  würden,  bestehe  aber 
nach  ihrem  Mißerfolg  und  den  Gegenmahregeln  der  Tagsatzung, 
wie  der  einzelnen  Orte  nicht,  und  das  Siebnerkonkordat  sei 
schon  längst  verschwunden:  der  Sonderbund  brauche  also  nur 
zu  folgen.  Wenn  man  nun  versichere,  die  Vollziehung  der  in 
Aussicht  stehenden  Tagsatzungbeschlüsse,  nötigenfalls  mit 
Waffengewalt,  sei  nicht  notwendig,  so  falle  es  leicht,  eine 
solche  Behauptung  aufzustellen,  schwieriger  dagegen,  die  Mit¬ 
tel  anzugeben,  die  auf  der  einen  Seite  sicher  zum  Ziele  führten 
and  auf  der  andern  mit  der  Würde  des  Kantons  Zürich  und  der 
sonst  beteiligten  Stände  vereinbar  seien.1 

Das  Votum  hatte  den  Erfolg,  daß  der  Regierungsrat  und  der 
Große  Rat  ihre  abweisende  Instruktion  in  der  Jesuitenfrage 
wiederholten.  Doch  nahm  Escher  an  den  entscheidenden  Vor¬ 
gängen  in  der  Tagsatzung,  die  im  Juli  1847  die  Auflösung  des 
Sonderbundes  nahe  rückten,  keinen  Anteil;  -  denn  am  29.  Juni 
ward  er  vom  Regierungsrat,  nachdem  der  ursprünglich  ange¬ 
fragte  Staatsarchivar  Gerold  Meyer  von  Knonau  abgelehnt 
hatte,  zum  ersten  Staatsschreiber  ernannt,3  an  Stelle  des  frei¬ 
willig  zurücktretenden  Konservativen  Hottinger,  und  mit  gleich¬ 
zeitiger  Beseitigung  des  ebenfalls  konservativen  zweiten 
Staatsschreibers  Georg  v.  Wyß,  der  nun  so  gut  wie  ausschließ* 
lieh  auf  wissenschaftliche  Studien  zurückgewiesen  wurde.4  Die 

1  „Verhandlungen"  p.  105— 108  (22.  Juni)  und  „N.  Z.  Z  .”  p.  736/37 
(ausführlicher):  das  Votum  ist  gegen  einen  der  wiederholten  Pazifikations- 
vorschläge  Bluntschlis  gerichtet.  Siehe  auch  „ Eidgen.  Zeitung"  p.  690. 
„Landbote"  (24.  Juni  und  1.  Juli).  „Freitagszeitung"  (25.  Juni). 

2  Er  hatte  bei  der  Wahl  des  zweiten  Tagsatzungsgesandten  immerhin 
20  Stimmen  erhalten  („Verhandlungen"  p.  113).  Die  Angabe  bei  J.  Baum¬ 
gartner:  „Die  Schweiz  in  ihren  Kämpfen  und  Umgestaltungen  von  1830 
bis  1850"  Bd.  III  p.  503,  Escher  wäre  im  Juli  1847  an  Stelle  Gonzenbachs 
zum  eidgenössischen  Staatsschreiber  gewählt  worden,  wenn  ihn  Zürich  der 
Eidgenossenschaft  hätte  abtreten  wollen,  ist  kaum  richtig;  mindestens  fehlt 
jeder  weitere  Beleg  dafür. 

3  „N.Z.Z."  p.  761.  „Eidgen.  Zeitg.”  p.  706  (die  Wahl  Eschers,  des 
leidenschaftlichsten  unter  den  Führern  der  herrschenden  Partei,  sei  in 
diesem  Moment  von  besonderer  Bedeutung).  „Landbote"  (1.  Juli).  „Freie 
Stimmen  p.  107.  „Freitagszeitung"  (2.  Juli).  Siehe  auch  P.  Keller:  „Die 
zürcherischen  Staatsschreiber  seit  1831"  p.  23  ff. 

4  G.  Meyer  von  Knonau:  „Lebensbild  des  Professors  Gg.  v.  Wyß  im 
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Annahme  der  arbeitsreichen  Stellung  bedeutete  für  Escher  frei¬ 
lich  ein  großes  Opfer:  nicht  bloß,  daß  sie  ihn  zum  Aufgeben 
seiner  Tätigkeit  als  Privatdozent  nötigte;  auch  die  Möglichkeit 
sonstiger  wissenschaftlicher  Leistungen,  die  er  sich  immer  noch 
bis  zu  einem  gewissen  Grad  zu  wahren  versucht  hatte,  ward 
dadurch  endgültig  abgeschnitten,  und  die  zum  Teil  unerfreu¬ 
liche  Arbeit,  die  er  sich  auflud,  stand  in  augenfälligem  Gegen¬ 
satz  zu  seinen  Privatverhältnissen.  Der  gleichaltrige  Gottfried 
Keller,  der  durch  das  Beispiel  der  zürcherischen  Liberalen,  Pur- 
rers  und  Anderer,  aus  einem  vagen  Revolutionär  und  Freischär¬ 
ler  ä  tout  prix  in  einen  bewußten  und  besonnenen  Menschen 
verwandelt  zu  sein  bekannte,  der  das  Heil  schöner  und  marmor¬ 
fester  Form  auch  in  politischen  Dingen  zu  ehren  wisse,  schrieb 
deshalb  im  September  1847  über  Escher  in  sein  Tagebuch:  „Der 
Sohn  eines  Millionärs,  unterzieht  er  sich  den  strengsten  Arbei¬ 
ten  vom  Morgen  bis  zum  Abend,  übernimmt  schwere,  weit¬ 
läufige  Ämter  in  einem  Alter,  wo  andere  junge  Männer  von 
fünf-  bis  achtundzwanzig  Jahren,  wenn  sie  seinen  Reichtum 
besitzen,  vor  allem  aus  das  Leben  genießen.  Man  sagt  zwar, 
er  sei  ehrgeizig;  mag  sein  —  es  zeichnet  nur  eine  bestimmtere 
Gestalt.  Ich  meinerseits  würde  schwerlich,  auch  wenn  ich 
seine  Erziehung  genossen  hätte,  den  ganzen  Tag  auf  der 
Schreibstube  sitzen,  wenn  ich  dabei  sein  Geld  besäße."1 


Das  Amt  des  Staatsschreibers  hatte  nun  Escher  wohl  in  der 
sicheren  Erwartung  angenommen,  daß  es  sich  nur  um  einen 

„Neujahrsblatt  des  Waisenhauses"  1895  p.  70/71  (1.  Teil).  Autobiograph. 
Aufzeichnungen  von  Friedr.  v.  Wyß.  Nach  Kd.  Rahn-Escher  („Zürcher 
laschenbuch"  1917,  hg.  von  G.  Guggenbühl)  wären  es  vor  allem  unnötig 
scharfe,  verletzende  Zeitungsartikel  Gg.s  v.  Wyß  —  wenn  auch  kaum 
gegen  Escher  persönlich  gerichtet  —  gewesen,  die  den  Groll  Eschers 
und  damit  die  spätere  Zurücksetzung  Wyßens  hervorgerufen  hätten, 
dazu  eine  persönliche  Rivalität,  da  Escher  die  „damals  unzweifelhafte 
geistige  Überlegenheit”  des  um  drei  Jahre  Älteren  nur  ungern  eingestanden 
habe.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  728  (Escher  habe  als  zukünftiges 
Regierungsmitglied  auf  Entfernung  von  G.  v.  W.  gedrungen.  Man  ent¬ 
sprach  seinem  Wunsche,  unter  der  Bedingung,  daß  er  die  Lücke  ausfülle. 
„Sowie  Hr.  E.  das  regimentfähige  Alter  von  30  Jahren  erlangt . . .,  so  wird  er 
in  die  Regierung  berufen  und  Bürgermeister,  Tagsatzungspräsident 
werden"  usw.). 

1  Baechtold-Ermatinger  Bd.  II  p.  158/59. 


Zürcherische  und  eidgenössische  Politik  (1845 — 1848) 


89 


zeitweiligen  Posten  handle,  der  ihn  für  eine  noch  bedeutendere 
politische  Zukunft  vorbereite.  Das  Zusammenarbeiten  mit 
Männern  wie  Furrer,  dem  Regierungsrat  Rüttimann  und  Andern 
mochte  ebenfalls  locken,  und  schließlich  durfte  er  sich  sagen, 
daß  auch  früher  schon  die  besten  Köpfe,  Räte  wie  Bürger¬ 
meister,  stets  aus  der  Kanzlei  hervorgegangen  seien,  und  daß 
er  durch  seine  Voten,  sowie  den  längst  gewonnenen  Einfluß  das 
zu  erreichen  vermöge,  was  er  sonst  nur  durch  das  Recht  mitzu¬ 
stimmen,  erlangen  könnte.1  Allein  das  Opfer  blieb  dennoch  be¬ 
trächtlich:  statt,  wie  bisher,  der  freie  Herr  seiner  Zeit  zu  bleiben, 
mußte  er  sich  jetzt  in  das  geregelte  Dasein  des  Beamten  fügen, 
auf  mannigfache  Annehmlichkeiten,  ja  auf  seine  Studien  ver¬ 
zichten,  und  nur  das  Bewußtsein,  der  liberalen  Sache  einen 
großen  Dienst  zu  erweisen,  konnte  ihn  für  diese  Uneigennützig¬ 
keit  entschädigen.  Dabei  entzog  ihn  das  Amt  durch  die  damit 
verbundene  Arbeitsfülle  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selbst 
dem  politischen  Leben,  in  dem  er  eben  erst  Fuß  gefaßt  hatte, 
trotzdem  von  einer  Unvereinbarkeit  der  Staatsschreiberstelle 
mit  ausgeprägter  Parteinahme  und  Mitwirkung  an  den  Debatten 
damals  noch  keine  Rede  war.  Doch  hielt  Escher  in  der  Sep¬ 
tembersitzung  des  Großen  Rates,  als  die  Stellungnahme  Zürichs 
zum  Sonderbund  abschließend  besprochen  wurde,  noch  einmal 
eine  eindrucksvolle  Rede  zur  Verteidigung  der  Regierungsan¬ 
träge. 

Er  beantwortete  die  Kritik  der  bisherigen  Haltung  des  Kantons 
mit  scharfer  Gegenkritik:  die  Widersacher  hätten  bis  zur  aargauischen 
Klosteraufhebung  zurückgegriffen  und  diese  Raub  und  Diebstahl 
genannt;  die  Liberalen  könnten  aber  mit  dem  Vorwurf  des  Aufruhrs 
entgegnen,  der  jene  erst  hervorgerufen  habe  und  sich  im  Zusammen¬ 
hang  mit  dem  zürcherischen  Aufstand  von  1839  entwickelte.  Die 
Aufhebung  der  Klöster  sei  also  kein  Unrecht,  zu  dem  die  bisherige 
zürcherische  Politik  mitgewirkt  habe,  sondern  erst  eine  Folge  der 
von  jenen  begünstigten  Unbilden  des  Aufruhrs.  Man  habe  nun  die 
zürcherische  Politik  mit  Bezug  auf  den  Sonderbund  getadelt  und 
diesen  als  etwas  unbedeutendes,  als  ein  reines  Defensivbündnis 
darstellen  wollen,  und  doch  sei  er  schon  1843,  nach  Erledigung  der 

1  G.  Meyer  von  Knonau  an  Escher,  28.  Juni  1847  (B.  A.).  Der  Vor¬ 
schlag  seiner  Ernennung  scheint  von  Regierungsrat  Bollier  ausgegangen 
zu  sein. 
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Klosterfrage,  geschlossen  worden,  als  noch  kein  Mensch  etwas  von 
Freischarenzügen  wußte.  Die  Waffen»  und  Munitionslieferungen 
fremder  Staaten  an  die  sonderbündischen  Kantone,  für  die  jetzt  klare 
Beweise  vorlägen,  stellten  aber  seine  Gefährlichkeit  genügend  ins 
Licht,  und  überdies  handle  es  sich  jetzt  vor  allem  um  Vollziehung  eines 
Tagsatzungsbeschlusses,  d.  h.  um  die  Frage,  ob  die  oberste  Bundes¬ 
behörde  noch  Ansehen  besitzen  und  Ordnung  in  der  Eidgenossen¬ 
schaft  bestehen,  oder  ob  sie  der  Anarchie  verfallen  solle ;  man  hätte 
also  erwrarten  dürfen,  die  Konservativen  würden  Hand  dazu  bieten, 
das  Ansehen  der  höchsten  eidgenössischen  Behörde  zu  erhalten. 
Die  Auflehnung  einzelner  Kantone  gegen  Tagsatzungsbeschlüsse 
bringe  übrigens  auch  materielle  Nachteile:  Wallis  und  Luzern  böten 
ja  selbst  den  so  wichtigen  Entscheiden  für  freien  Lebensmittelverkehr 
Trotz.  Endlich  sei  die  bisherige  zürcherische  Politik  mit  Rücksicht 
auf  die  Jesuitenangelegenheit  ungerecht  genannt  worden.  Nun  habe 
aber  die  Tagsatzung  mehrmals  in  Flüchtlingsfragen  Beschlüsse  gefaßt, 
die  sehr  tief  in  die  Kantonalsouveränetät  einschnitten  und  einmal 
beinahe  die  Waadt  mit  Waffengewalt  zu  deren  Durchführung  bedroht, 
unter  Berufung  auf  die  allgemeine  Vorschrift  des  Bundesvertrags, 
daß  die  Tagsatzung  alle  erforderlichen  Maßregeln  für  die  äußere 
Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  zu  treffen  habe. 

Wenn  dies  nun  in  jenen  Fällen  zulässig  gewesen  sei,  so  könne 
das  Recht,  die  Jesuitenangelegenheit  um  der  inneren  Ruhe  des 
Staates  willen  zur  Bundessache  zu  machen,  nicht  bestritten  werden. 
Die  liberale  Schweiz  sei  in  dieser  Beziehung  durchaus  konsequent 
verfahren:  sie  habe  die  fremden  Flüchtlinge,  wenn  sie  Ruhestörer 
waren,  von  Bundes  wegen  aus  der  Eidgenossenschaft  entfernt  und 
möchte  nun  das  selbe  mit  den  Jesuiten  tun.  Die  konservative  dagegen 
habe  nur  beim  ersten  mitgewirkt,  wolle  aber  zum  zweiten  keine  Hand 
bieten:  die  Motive  zu  so  verschiedener  Beantwortung  der  selben 
bundesrechtlichen  Frage  wolle  man  nicht  verdächtigen;  dagegen 
werde  es  erlaubt  sein,  einem  solchen  Verfahren  die  Grundsätzlichkeit 
abzusprechen.  Das  Begehren  der  liberalen  Schweiz  sei  aber,  auch 
abgesehen  von  seiner  rechtlichen  Begründung,  billig :  das  konservative 
und  katholische  Ministerium  in  Frankreich,  das  vor  kurzem  die  Jesuiten 
entfernte,  gehe  offenbar  mit  seinen  protestantischen  Meinungs¬ 
genossen  in  Zürich  nicht  einig,  da  es  keineswegs,  wie  diese,  glaube, 
es  lohne  sich  nicht,  viel  von  den  Jesuiten  zu  sprechen;  diese  würden 
von  selbst  verschwinden  u.  a.  In  diesem  Augenblick  verlange  ein 
ganz  katholisches  Volk  in  der  nächsten  Nähe  des  Papstes  die  Aus¬ 
weisung  der  Jesuiten,  weil  sie  als  seine  gefährlichsten  Feinde  an¬ 
gesehen  würden ;  und  die  größtenteils  protestantische  Eidgenossen¬ 
schaft  sollte  sie  ohne  Widerspruch  beherbergen!  Man  solle  nur 
daran  festhalten  und  es  laut  verkünden:  an  der  Spitze  der  fast  zu 
zwei  Dritteilen  protestantischen  Schweiz  könne  keine  von  Jesuiten 
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geleitete  vorörtliche  Regierung  wirken,  und  die  liberale  Schweiz  werde 
mit  diesem  Programm  vor  der  öffentlichen  Meinung  Europas  siegreich 
bestehen.  Auch  die  Auffassung  der  Sonderbundskantone,  man  beginne 
auf  liberaler  Seite  einen  Religionskrieg,  dürfe  von  diesem  durch  das 
klare  Recht  geforderten  Schritte  nicht  abschrecken. 

Wenn  die  Opposition  dann  als  die  wahre  Politik  Zürichs  die 
Vermittlung  und  Neutralität  bezeichne,  so  frage  es  sich,  ob  ihre 
Behauptung  richtig  sei,  daß  von  diesem  oder  den  Mehrheitskantonen 
noch  nie  etwas  unternommen  worden  sei,  das  den  Sonderbundsständen 
Veranlassung  zum  Entgegenkommen  geboten  habe.  1844  hätten 
sich  ja  siebzehn  Orte  in  der  Jesuitenfrage,  wie  sie  damals  lag,  für 
inkompetent  erklärt;  aber  statt  nun  die  darin  liegende  Schonung  der 
kantonalen  Souveränetät  anzuerkennen,  habe  man  erst  recht  mit  der 
Berufung  der  Jesuiten  geantwortet  und,  nachdem  diese  stattgefunden, 
habe  Zürich,  noch  ohne  die  Kompetenz  des  Bundes  zu  behaupten, 
im  Dezember  1844  eine  Abordnung  nach  Luzern  geschickt,  um  von 
diesem  den  freiwilligen  Verzicht  zu  erbitten;  die  Gesandtschaft  sei 
aber  unverrichteter  Dinge  wieder  nach  Hause  zurückgekehrt.  Nun 
heiße  es,  die  Vermittlung  solle  darin  bestehen,  daß  zwar  die  Jesuiten 
entfernt,  dafür  aber  einige  aargauische  Klöster  wieder  hergestellt 
würden.  Nach  der  Schuld,  die  auf  diesen  laste,  könne  man  indes 
keine  Hand  dazu  bieten,  und  auch  davon  abgesehen  habe  das  Haupt 
des  Sonderbunds  diesem  Friedensvorschlag  bereits  offenen  Hohn 
entgegengesetzt ;  es  sei  also  klar,  daß  man  an  diese  vermittelnde 
Haltung  nicht  denken  könne,  und  dies  sei  denn  auch  von  einem  Mit¬ 
glied  der  Opposition  gefühlt  worden,  als  es  erklärte,  der  Friede  müsse 
von  Zürich  mit  bewaffneter  Hand  aufrecht  erhalten  werden.  Die 
zürcherischen  Bataillone  sollten  also,  falls  wegen  der  Ohnmacht 
der  Tagsatzung,  ihre  Beschlüsse  zu  vollziehen,  ein  Zusammenstoß 
zwischen  Volksmassen  oder  einzelnen  Kantonen  der  liberalen  Schweiz 
und  dem  Sonderbund  stattfinde,  sich  zwischen  hineinwerfen;  sie 
sollten  unter  Umständen  gegen  Bevölkerungen,  mit  denen  sie  nach 
Geschichte,  politischer  Stellung  und  Staatseinrichtungen  sympathi¬ 
sierten,  die  Waffen  ergreifen  für  Kantone,  die  sich  um  des  Sonder¬ 
bundes  und  der  Jesuiten  willen  gegen  die  höchste  Bundesbehörde 
auf  lehnten?  Alle  Schrecken  des  Krieges  könnten  also  nach  dem 
Antrag  der  Opposition  eintreten,  und  jener  würde  sich  auch  von  dem 
Kampf,  der  infolge  der  Regierungsvorschläge  möglicherweise  statt¬ 
finde,  nur  dadurch  unterscheiden,  daß  er  vielleicht  nach  zwei  Seiten 
hin  geführt  werden  müßte  und  somit  ein  doppelter  Krieg  wäre!1 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1047  ff.  (Sitzung  vom  21.Sept.  1847),  sowie  „Verhand¬ 
lungen"  p.  138  ff.  „Landbote”  (30.  Sept.).  Der  Regierungsantrag  auf  ev. 
bewaffnete  Auflösung  des  Sonderbunds  und  Jesuitenausweisung  wurde  dann 
mit  151  gegen  29  Stimmen  angenommen.  Siehe  auch  „Zürcher  Taschen- 
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Die  Vermittlungs  Vorschläge  der  Konservativen  wurden  denn 
auch  unter  dem  Eindruck  dieser  Argumente  mit  erdrückender 
Mehrheit  abgelehnt,  und  von  Anfang  bis  zu  Ende  zeigte  sich, 
daß  die  Herrschaft  der  rechtsstehenden  Partei  vor  allem  durch 
ihre  Haltung  in  eidgenössischen  Fragen  erschüttert  worden  war. 
Unter  den  Gegnern  des  Sonderbundes  erscheint  der  achtund- 
zwanzigjährige  Zürcher  wenigstens  nach  der  geistigen  Wucht 
als  einer  der  bedeutendsten:  die  ganze  Tatkraft  seines  Wesens 
spiegelt  sich  in  dieser  Opposition,  und  der  leidenschaftliche 
Sinn  für  das  Nationale,  den  er  schon  in  seinen  Studienjahren 
ausgebildet  hatte,  lieh  ihm  den  Versuch  der  katholischen  Min¬ 
derheit  wohl  als  ein  eigentliches  Verbrechen  erscheinen.  Er 
war  von  vorneherein  mit  geschlossener  politischer  Überzeugung 
in  den  Kampf  getreten,  und  die  abbröckelnde  konservative 
Mehrheit,  die  er  vorfand,  erschien  in  seinen  Augen  vor  allem 
deshalb  gerichtet,  weil  sie  der  Kräftigung  und  Verjüngung  des 
Bundes  widerstrebte.* 1  Im  Gegensatz  zu  der  vermittelnden  und 
etwas  verschwommenen  Persönlichkeit  Bluntschlis  arbeitete  er 
dabei  von  Anfang  und  mit  durchgreifender  Entschiedenheit  auf 
eine  endgültige  Lösung  des  Konfliktes  hin,  und  eine  mündliche 
Überlieferung  behauptet  sogar,  er  habe  dem  zögernden  Furrer 
schließlich  selbst  durch  kniefälliges  Bitten  den  Anschluß  an  die 
Extremen  abgerungen.  Escher  und  der  zweite  Staatsschreiber 
J.  J.  Sulzer  wollten  bei  der  Regierung  sogar  die  Okkupation 

buch”  1914,  p.  178.  Sogar  die  „Eidgen.  Zeitung”  (p.  986,  1042)  aner¬ 
kannte,  „daß  vorgestern  Hr.  Dr.  E.  sich  selbst  übertroffen  und  seine,  so  oft 
wir  ihn  bisher  noch  reden  gehört,  in  jeder  seiner  Reden,  in  jedem  seiner 
Worte  durchschimmernde  Leidenschaftlichkeit  und  verbissenen  Groll  über¬ 
wunden  hat.  Hr.  E.  sprach  diesmal  mit  einer  Ruhe  und  Mäßigung,  die  alle 
Anerkennung  verdient”  . . . 

1  Bei  der  Sitzung  der  Bezirksdelegierten  zu  Baltenswil  am  3.  Okt.  1847, 
an  der  man  die  Bevölkerung  für  die  Exekution  zu  begeistern  beschloß,  ließ 
er  u.  a.  die  Bemerkung  fallen:  „man  dürfe  die  Stadt  Zürich  nicht  anders  be¬ 
trachten  als  Luzern!”  Er  tat  dann  das  Mögliche,  den  liberalen  Oberst  Weiß 
zur  Annahme  des  Platzkommandos  zu  bewegen  (Reinh.  Ruegg:  „Jak.  Dubs. 
Aus  seinen  Tagebüchern  und  aus  Briefen  seiner  Freunde”,  „Züricher  Post” 
1902).  Namentlich  in  den  Kommentaren  seiner  konservativen  Gegner 
erscheint  diese  Leidenschaft  und  schneidende  Schärfe  seines  Vorgehens 
unverkennbar.  Bei  Kriegsausbruch  wurde  behauptet,  er  und  einige  Regie¬ 
rungsräte  übten  sich  im  Gewehrexerzieren  und  Bajonettfechten  („Eidgen. 
Zeitung”  1847,  p.  1079/80). 
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des  als  unsicher  geltenden  Gaster  durchsetzen,  während  jene 
aus  Rücksicht  auf  die  liberale  Mehrheit  in  St.  Gallen  zögerte.1 
Wenn  der  Erfolg  diese  radikale  Politik  nachher  rechtfertigte,  so 
darf  man  freilich  nicht  vergessen,  daß  die  Entscheidung  durch 
den  Bürgerkrieg  angesichts  der  Haltung  des  Auslandes  kein  ge¬ 
ringes  Wagnis  bedeutete.  Zu  den  eigentlich  maßgebenden  Kräf¬ 
ten,  welche  die  Bekämpfung  des  Sonderbundes  vorbereiteten 
und  durchführten,  hat  Escher  allem  Anschein  nach  freilich 
noch  nicht  gehört,  und  erst  die  Neuordnung  des  Bundes  öffnete 
ihm  dann  einen  über  den  Kanton  weit  hinausreichenden  staats- 
männischen  Einfluß. 

In  der  heimischen  Politik  hatte  er  unterdessen  eine  überaus 
eigentümliche  Stellung  gewonnen:  obwohl  Staatsschreiber  und 
damit  abhängiger  Beamter,  vermochte  er  der  liberalen  Regie¬ 
rung  doch  mehr  als  einmal  seinen  Willen  vorzuschreiben.  Schon 
1847  scheint  er  z.  B.  die  zwei  Jahre  später  von  ihm  durchge¬ 
führte  Verfassungsrevision,  d.  h.  eine  Verminderung  der  Regie¬ 
rungsräte  und  die  Ersetzung  des  Kollegialsystems  bei  der  Ge¬ 
schäftserledigung  durch  die  direktioriale  Verwaltung,  angeregt 
zu  haben,  die  dann  zunächst  allerdings  von  anderer  Seite  auf¬ 
gegriffen  wurde.  Aber  auch  sonst  gab  er  vielfach  bereits  den 
Ausschlag:  bei  seiner  umfassenden  Personenkenntnis  und  Ge¬ 
schäftsbeherrschung  fiel  es  ihm  nicht  schwer,  alle  Verhältnisse 
in  der  Hand  zu  behalten.  Eine  wahrhaft  ingrimmige  Lust  zur 
Arbeit  und  der  leidenschaftliche  Eifer  für  den  Staat  verführten 
ihn  freilich  auch  zu  Übertreibungen.  „Gott  sei  Dank,  darf  man 
sich  ihm  wieder  nähern,  ohne  zu  fürchten,  von  seinen  Blicken 
getötet  zu  werden;  sein  Antlitz  leuchtet  wieder  etwas  milder  ', 
schreibt  einer  seiner  Vorgesetzten  im  Juli  1847,  kurz  nachdem 
Escher  die  Staatsschreiberwürde  angetreten  hatte.2  Und  mehr 
als  einmal  machte  er  der  ganzen  Behörde  oder  einzelnen 
Regierungsräten  über  ihre  Stellungnahme  heftige  Vorwürfe. 
Nachdem  er  schon  im  Herbst  1847  mit  dem  Regierungsrat 

1  Nach  Mitteilungen  von  a.  Bundesrat  Forrer,  dem  Sulzer  dies  oft  er¬ 
zählte:  namentlich  Escher  habe  durchaus  gewollt,,  während  Zehnder  und 
Furrer  nicht  so  weit  zu  gehen  wünschten. 

2  Regierungsrat  J.  Bollier  an  Prof.  J.  J.  Rüttimann,  10.  Juli. 
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Eßlinger  so  hart  aneinandergeraten  war,  daß  dieser  an  Rück¬ 
tritt  dachte,  weil  er  sich  nicht  wie  ein  Schulbube  abkanzeln 
lassen  wollte,  entstand  im  Frühjahr  1848  eine  eigentliche  Krisis: 
der  Staatsschreiber  hatte  die  einzelnen  Regierungsräte  zum  Teil 
über  Abstimmungen  zur  Rede  gestellt,  äußerte  sich  gegen  andere 
ganz  abschätzig  und  gebärdete  sich  auch  im  Erziehungsrat,  in 
dem  er  sich  durch  seine  Freunde  die  Mehrheit  gesichert  hatte, 
als  Selbstherrscher.  Sogar  Parteifreunde  klagten  über  seine 
Rücksichtslosigkeit  und  Anmaßung,  während  die  Gegner  be¬ 
haupteten,  er  übe  auf  das  Kollegium  einen  eigentlichen  Terro¬ 
rismus  aus:  besonders  in  Furrers  Abwesenheit  wagte  ihm  kaum 
jemand  zu  widersprechen.  Seine  Härte  im  Durchsetzen  des 
eigenen  Willens  imponierte  zwar  den  Unentschiedenen,  ver¬ 
führte  ihn  aber  selbst  zu  Äußerungen,  wie:  man  sollte  die  ganze 
Regierung  fortjagen,  und  anderes.  Als  Eßlinger  dann  mit  seinem 
angedrohten  Rücktritt  Ernst  machte  und  die  Beweggründe  zum 
Teil  in  die  Presse  durchsickerten,  reichte  Escher  freilich  eben¬ 
falls  die  Entlassung  aus  seinen  Ämtern  ein  und  bestand,  ohne 
auf  Entschuldigungen  und  Gegenvorstellungen  zu  hören,  darauf, 
daß  im  Regierungsrat  darüber  verhandelt  werde:  sonst  werde 
er  die  Kanzleigeschäfte  schon  am  nächsten  Tage  niederlegen. 
Als  dieser  darauf  —  nachdem  er  sich  in  zwei  Sitzungen  vergeb¬ 
lich  gewunden  hatte,  um  Escher  einigermaßen  zu  befriedigen, 
ohne  Eßlinger  zu  kompromittieren1  —  die  Demission  des 
Staatsschreibers  mit  der  Motivierung  ablehnte,  daß  ja  in  der 
amtlichen  Rücktrittserklärung  Eßlingers  von  jenen  persönlichen 
Beweggründen  nichts  verlaute,  drohte  noch  ein  zweiter  Regie¬ 
rungsrat,  J.  J.  Rüttimann,  mit  der  Entlassung,  weil  Eßlinger  ihm 
den  Vorwurf  machte,  er  hätte  Escher  gegenüber  fester  auftreten 
müssen;  doch  gelang  es  dem  inzwischen  zurückgekehrten  Bür¬ 
germeister  Furrer,  die  aufgeregten  Geister  zu  beschwichtigen. 
Escher  wie  Rüttimann  blieben  der  Regierung  erhalten,  indes 
Eßlinger  allerdings  mit  der  Befürchtung  aus  dem  Amte  schied, 

1  Escher  hatte,  wie  aus  einem  Brief  an  Regierungsrat  Rüttimann  vom 
11.  April  1848  hervorgeht,  verlangt,  der  Regierungsrat  solle  erklären,  er, 
Escher,  hätte  Eßlinger  durch  sein  Verhalten  keine  Veranlassung  zum  Rück¬ 
tritt  gegeben,  und  es  sei  darum  nicht  anzunehmen,  daß  Eßlinger  um 
seinetwillen  das  Entlassungsgesuch  eingereicht  habe. 
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der  Diktator,  den  man  sich  erziehe,  werde  zuletzt  sich  selber 
und  der  guten  Sache  schaden.1 

*  _  * 

Während  dieser  Auseinandersetzungen  unter  den  leitenden 
Persönlichkeiten  des  zürcherischen  Liberalismus  hatte  sich  die 
von  Escher  so  dringend  ersehnte  Niederwerfung  des  Sonder¬ 
bundes  abgespielt,  die  für  die  Eidgenossenschaft  eine  neue 
Epoche  eröffnen  sollte:  am  14.  November  1847  kapitulierte  vor 
den  Truppen  des  Generals  Dufour  nach  ganz  kurzem  Wider¬ 
stand  Freiburg,  am  23.  Luzern  und  in  seinem  Gefolge  die  Inner¬ 
schweiz,  am  29.  das  Wallis.  In  einem  raschen,  fast  unblutigen 
Feldzug  hatte  damit  die  Partei  den  Sieg  erfochten,  die  eine  Um¬ 
gestaltung  des  Bundes  wünschte^  und  zwar  noch  bevor  das  Aus¬ 
land  Gelegenheit  zu  Einmischung  fand:  die  Zukunft  gehörte 
damit  den  Grundsätzen  der  Liberalen.  An  der  von  ihm  so  sehr 
begrüßten  Entscheidung  hat  Escher  freilich  keinen  Anteil  ge¬ 
nommen:  er  mußte  sich  begnügen,  die  organisatorischen  Maß¬ 
regeln  zu  treffen,  die  der  Kriegsausbruch  nötig  machte.  Im 
Namen  der  Regierung  verfaßte  er  z.  B.  Ende  Oktober  1847  den 
Gesetzesvorschlag,  der  die  zürcherischen  Milizen  gegen  Rechts¬ 
trieb  sicherstellte,  sowie  eine  Verordnung  über  die  Vorsorge  der 
Gemeinderäte  für  deren  Familien.2  Besonders  in  juristischen 

1  Briefe  Eßlingers  an  Rüttimannr  7.,  IT.  und  15.  April  1848  auf  der  Zen¬ 
tralbibliothek.  Siehe  ferner  „Freie  Stimmen”  1848  p.  65/66.  Der  eindring¬ 
liche  Mahnbrief  Furrers  an  Rüttimann  bei  Isler:  „Jonas  Furrer”,  p.  99.  Daß 
auch  Konservative  sich  über  Eßlingers  Empfindlichkeit  beklagten,,  zeigen 
die  Erinerungen  Kd.  Rahn-Eschers  im  „Zürcher  Taschenbuch”  1917,  p.  94. 

2  Brief  Eschers  an  J.  J.  Rüttimann,  23.  Okt.  (Zentralbibi.).  Seine  Voten 
bei  der  Verhandlung  im  Großen  Rat  in  den  „Verhandlungen”  p.  154 — 156 
(siehe  auch  p.  159  und  162,  betr.  das  Recht  der  Regierung  auf  Ernennung 
eines  besondern  Staatsanwalts  für  politische  Prozesse),  25.  Oktober,  sowie 
„N.Z.Z.”  p.  1279/80  und  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1181/82  und  Bulletin  Nr.  5 
(5.  Nov.).  „Landbote”  (28.  Okt.).  —  Siehe  ferner  „Verhandlungen”  p.  173, 
174,  184  ,190  (21.  Dez.:  betr.  Erziehungsfragen  usw.)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  1524. 
Ende  November  wurde  er  zum  Stellvertreter  Furrers  im  Polizeirat  ernannt 
(„Eidgen.  Zeitung”  30.  Nov.,  Bull.  Nr.  30.  Siehe  auch  p.  1205).  —  Außer¬ 
dem  vgl.  den  bei  Alex.  Isler:  „Jonas  Furrer”  p.  83  ff.  wiedergegebenen 
Briefwechsel  mit  Furrer.  In  Eschers  Nachlaß  finden  sich  Dankschreiben 
der  Regierungen  von  Schaff  hausen,  Tessin,  St.  Gallen  und  Graubünden  für 
die  Übermittlung  wichtiger  Nachrichten  im  Sonderbundskrieg. 
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Fragen  war  er  ja  inzwischen  die  rechte  Hand  des  Regierungs¬ 
rates  geworden,  und  es  entsprach  nur  dieser  Tatsache,  daß  er 
Ende  Dezember  1847  in  die  Kommission  für  die  geplante  zür¬ 
cherische  Verfassungsrevision  und,  mit  123  von  144  Stimmen, 
als  jüngstes  Mitglied,  zum  Präsidenten  des  Großen  Rates  ge¬ 
wählt  wurde.1  Seine  Leistungsfähigkeit  hatte  bereits  bis  über  die 
Landesgrenzen  hinaus  Aufsehen  erregt,2  und  wenn  es  auch  an 
Anfeindungen,  besonders  in  der  konservativen  Luzernerpresse, 
nicht  fehlte,3  so  besaß  der  Neunundzwanzigjährige  doch  schon 
eine  Stellung  in  der  vordersten  Reihe  des  schweizerischen  Libe¬ 
ralismus.  Am  5.  Januar  1848  ward  er  von  der  ersten  Sektion 
des  zürcherischen  Erziehungsrates  (für  das  höhere  Unterrichts¬ 
wesen)  zum  Vorsitzenden  und  damit  gleichzeitig  zum  Vizeprä¬ 
sidenten  des  Kollegiums  ernannt,4  und  am  30.  März  wählte  ihn 
der  Große  Rat  in  die  elfgliedrige  Kommission  zur  Prüfung  des 
Entwurfs  für  eine  neue  Bundesverfassung.5  Die  Unzahl 

1  „V erhandlungen”  p.  203  (22.  Dez.)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  1528.  „Eidgen. 
Zeitung-  p.  1210.  „Landbote”  (30.  Dez.).  „Freie  Stimmen”  p.  208.  „Frei¬ 
tagszeitung-  (24.  Dez.). 

2  Siehe  z.  B.  das  in  der  „N.  Z.  Z.”  p.  1109  (15.  Sept.  1847)  zit.  Urteil 
Theod.  Mügges,  der  ihn  charakteristischerweise  bereits  als  Regierungsrat 
bezeichnet,  aus  dessen  Buch:  „Die  Schweiz  und  ihre  Zustände”,  Bd.  I 
p.  254,  „Ein  einziger  junger  Mann  aus  reicher  und  alter  Familie,  der  Re¬ 
gierungsrath  Dr.  Alfred  Escher,  scheint  der  fortschreitenden  Zukunft  Zürichs 
die  Hand  zu  bieten  und,  auf  die  Schultern  seiner  Vorgänger  und  jetzigen 
Kollegen  im  Regierungsamte  steigend,  weiter  zu  wollen,  als  diese.  Es  frägt 
sich  jedoch,  wie  weit  und  wo  sein  Ehrgeiz  oder  sein  Talent  Halt  machen 
werden.”  Siehe  auch  die  oben  zit.  amüsante  Schilderung  aus  Bd.  II  p.  40/41. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  587  (22.  Mai  1847)  und  1084  (9.  Sept.). 

4  „N.  Z,  Z.”  p.  23.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  25. 

5  „N.  Z.  Z.  p.  407.  „Landbote”  (6.  April).  Wie  sehr  ihm  die  rasche 
Durchführung  der  Reform  am  Herzen  lag,  zeigen  die  Erinnerungen  Blu- 
mers:  er  habe  im  Januar  1848  Escher  in  Zürich  besucht,  „welcher  sehr 
entschieden  auf  sofortige  Anhandnahme  der  Bundesrevision  drang,  wofür 
in  der  Tagsatzung  noch  etwas  zu  wenig  Eifer  herrschte.  Man  hatte  bis  dahin 
noch  zu  sehr  mit  den  nächstliegenden  Aufgaben  sich  beschäftigen  müssen, 
als  daß  man  ernstlich  an  jenes  wichtige  davon  sehr  verschiedene  Geschäft 
hätte  denken  können,  und  die  Erfahrungen  der  letzten  Zeit,  während  deren 
die  Tagsatzung  so  Großes  zustande  gebracht,  hatten  gerade  die  Männer, 
welche  dabei  mitgewirkt,  mit  dem  vielgeschmähten  Bundesvertrage  von 
1815  einigermaßen  ausgesöhnt.  Was  mich  betrifft,  so  war  ich  mit  Escher 
einverstanden,  indem  ich  das  Bedürfnis  einer  völligen  Reform  der  Bundes¬ 
einrichtungen  nach  wie  vor  tief  empfand.”  Siehe  auch  Isler  p.  93. 
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trockener  Verwaltungsgeschäfte  lastete  freilich  auf  ihm  derart, 
daß  er  sich  brieflich  oft  in  geradezu  schwermütigen  Betrachtun¬ 
gen  äußerte  und  die  Wirksamkeit  auf  dem  ausgedehnteren  eid¬ 
genössischen  Schauplatz  ersehnte.  Wohl  war  er  einen  Augen¬ 
blick  für  die  Stellung  eines  Bundeskommissärs  in  dem  eroberten 
Luzern  in  Betracht  gekommen;  doch  verhinderten  die  zahllosen 
Kanzleiarbeiten,  die  von  ihm  fast  allein  besorgt  werden  mußten, 
die  Annahme,  und  selbst  wenn  die  Wahl  auf  ihn  gefallen  wäre, 
hätte  sie  ihm  doch  keine  wesentliche  Tätigkeit  eröffnet.  An 
den  Tagsatzungsberatungen,  die  über  das  künftige  Schicksal 
des  Bundes  entscheiden  mußten,  nahm  er  vorderhand  keinen 
Teil,  und  nur  in  der  Rede,  mit  der  er  am  28.  März  1848  die 
Frühjahrssitzung  des  Großen  Rates  eröffnete,  konnte  er  sich  zu 
den  Fragen  der  Zeit  äußern. 

Mit  dem  Ausdruck  der  Genugtuung  über  die  bewiesene  Kraft  und 
das  Scheitern  ausländischer  Einmischung  in  die  innere  Angelegenheit 
der  Eidgenossenschaft  verband  er  die  Freude  über  die  europäische 
Wiedergeburt:  möge  der  Sturm  auch  vorübergehend  Verwüstungen 
angerichtet  haben,  so  werde  er  sich  doch  auf  die  Dauer  als  frucht¬ 
bares  Ungewitter  erweisen.  Als  seine  politische  Folge  trete  ein 
vermehrter  Einfluß  der  Völker  auf  die  Leitung  ihrer  Staaten  hervor: 
die  Stunde  scheine  endlich  geschlagen  zu  haben,  da  jene  nicht  mehr 
bloß  als  Mittel  zur  Realisierung  persönlicher  Zwecke  der  Fürsten¬ 
häuser  angesehen  würden;  damit  näherten  sich  die  politischen  Ein¬ 
richtungen  Europas  denen  der  Schweiz,  und  je  enger  sich  diese 
Verwandtschaft  ausbilde,  auf  desto  festeren  Grundlagen  ruhten  die 
gegenseitigen  freundschaftlichen  Beziehungen.  Eine  weitere  Haupt¬ 
wirkung  gehe  indes  auch  auf  Zentralisirung  noch  nicht  völlig  ein¬ 
heitlicher  Staaten:  in  der  Schweiz,  wie  in  Deutschland  ertöne  der 
Ruf  nach  Umwandlung  des  Staatenbundes  in  einen  Bundesstaat,  und 
diese  Übereinstimmung  müsse  eine  Sympathie  hervorrufen,  die  leider 
früher  vielfach  getrübt  wurde.  Ein  fernerer  Grundzug  der  Bewegung, 
die  Europa  durchschreite,  sei  die  Anerkennung  des  Rechtes  der 
Nationen;  der  Umschwung  aller  Verhältnisse  habe  auch  die  Auf¬ 
fassung  geschaffen,  daß  jedes  Volk  als  solches  sein  unabhängiges 
Dasein  besitzen  solle.  Die  Bedeutung  für  die  Schweiz  liege  nun 
darin,  daß  das  Ausland  ihre  Selbständigkeit  nicht  mehr  antasten  werde. 
Daraus  ergebe  sich  die  Pflicht,  ungesäumt  an  die  Umgestaltung  der 
dem  Zeitgeist  schneidend  widersprechenden  und  die  nationale  Ent¬ 
wicklung  niederhaltenden  Bundeseinrichtungen  zu  schreiten.  Jetzt 
könne  dies  geschehen  oder  nie.  „Aber  verunstalten  wir  die  groß- 

7  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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artigen  Schöpfungen,  welche  der  allmächtige  Hauch  des  Fortschrittes 
vor  unsern  Augen  in  Europa  ins  Leben  ruft,  nicht  durch  elendes 
Flickwerk.  Hüten  wir  uns,  die  wir  schon  oft  die  Vorkämpfer  der 
Freiheit  und  des  Fortschrittes  in  Europa  genannt  wurden,  in  diesen 
großen  Tagen  dem  uns  überflügelnden  Europa  das  traurige  Bild  des 
engherzigen  Spießbürgers  darzustellen.  Erheben  wir  uns  über  den 
beschränkten  Standpunkt  eines  grundsatzlosen  Marktens  zu  jenem 
höheren,  wo  nur  und  jedenfalls  zuerst  gefragt  wird:  Was  frommt 
der  schweizerischen  Nation?" 

Zwei  Leitsterne  möchte  der  Redner  bei  diesem  Streben  besonders 
anempfehlen :  die  Umwandlung  des  Bundes  in  einen  einheitlichen 
Staat  und,  sollte  dieser  nicht  erreicht  werden,  die  politische  Gleich- 
Stellung  aller  Bürger  in  Bundessachen.  „Sind  wir  etwa  zu  groß,  um 
einen  Staat  zu  bilden?  Oder  sollten  die  Verschiedenheiten  zwischen 
den  Schweizerkantonen  wirklich  bedeutender  sein  als  die  Verschieden¬ 
heiten  der  einzelnen  Teile  so  mancher  anderer  Staaten,  die  dessen¬ 
ungeachtet  Einheitsstaaten  sind  ?  Oder  ist  ein  Staat,  der  das  Unglück 
hat,  so  klein  zu  sein,  wie  die  Schweiz,  nicht  dadurch  schon  genug 
gehemmt?  Sollen  diese  Hemmnisse  dadurch,  daß  man  ihn  in  25 
Stäätchen  zerfallen  läßt,  noch  verzwanzigfacht  werden?  Oder  besitzen 
wir  einen  solchen  Überfluß  an  Intelligenzen,  daß  wir  sie  in  eine 
schweizerische  Regierung  nicht  unterbringen  könnten,  daß  wir  26 
Regierungen  bedürfen,  um  sie  alle  gehörig  zu  betätigen  ?  Oder  sind 
unsere  Finanzen  so  blühend,  daß  wir,  um  durch  unsern  Reichtum 
nicht  in  Verlegenheit  gesetzt  zu  sein,  eines  ganzen  Heeres  von 
Beamteten  bedürften?  Oder  ist  ein  Zwitterding  von  Bund  und  Staat 
eine  so  treffliche  Staatsform?  Ist  es  z.  B.  so  außerordentlich  an¬ 
sprechend,  wenn  wir  zwar  ein  schweizerisches  Bundesgericht  be¬ 
kommen,  dabei  aber  die  unzähligen  Partikularrechte  der  Kantone 
fortbestehen  sollen?"  Solange  die  Schweiz  nicht  einen  Staat  bilde, 
werde  auch  die  Volksbildung  den  Kantonen  überlassen  bleiben,  und 
solange  dies  andauere,  bestehe  das  größte  Hindernis  für  die  Ver¬ 
schmelzung  zu  einem  Staate.  Sollte  es  nicht  gelingen,  die  natürliche 
Form  des  Einheitsstaates  zu  erringen,  so  sei  doch  die  politische 
Gleichstellung  aller  Schweizerbürger  in  Bundessachen  zu  erstreben; 
da  die  kleinsten  Kantone  bisher  das  gleiche  Stimmrecht  ausübten, 
wie  die  größten,  so  hätten  jene  ein  offenbares  Vorrecht  besessen, 
und  dies  müßte  noch  empfindlicher  werden  in  dem  Augenblick,  in 
dem  der  Kreis  der  Bundesangelegenheiten  sich  ausdehne.  Solange 
der  Zuger  und  der  Berner  darin  nicht  den  gleichen  politischen  Einfluß 
besäßen,  könne  Ruhe  und  Zufriedenheit  nicht  einkehren.  „Die  Zeiten 
der  Vorrechte  sind  vorüber;  man  faßt  heutzutage  bei  Verleihung 
politischer  Rechte  den  Menschen  als  solchen  ins  Auge  und  frägt 
nicht  mehr  nach  seiner  Familie  und  auch  nicht  mehr  nach  seiner 
Heimat.  Die  Vorrechte  innerhalb  der  Kantone  sind  dem  aufgeklärten 
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Geiste  des  Jahrhunderts  erlegen;  die  Vorrechte  der  Kantone  vor 
den  Kantonen  werden  ihm  nicht  widerstehen  können!" 

Schließlich  faßte  der  Redner  die  volkswirtschaftlichen  und  sozialen 
Rückwirkungen  des  großen  Umschwungs  ins  Auge,  und  zwar  so  kurz, 
nicht  weil  er  sie  für  weniger  bedeutend  als  die  politischen  hielt  — , 
im  Gegenteil  glaube  er,  sie  griffen  an  die  Pulsader  der  Gegenwart  — , 
sondern  weil  man  hier  auf  ein  Feld  gerate,  auf  dem  man  gewiß  sehr 
viel  guten  Willen,  aber  noch  sehr  wenig  klare  und  gründliche  Einsicht 
finde.  Als  den  fundamentalen  Grundsatz  könne  man  wohl  die  Sorge 
für  das  Dasein  jedes  einzelnen  Bürgers  bezeichnen;  der  Fürsorge 
von  Regierung  und  Privaten  sei  es  nun  gelungen,  zu  bewirken,  daß 
während  der  letzten  Teuerung  auch  nicht  ein  Menschenleben  dem 
Hunger  zum  Opfer  fiel.  Sollten  wieder  so  ernste  Zeiten  kommen, 
würden  die  gewöhnlichen  Staatseinrichtungen  zu  diesen  Unter¬ 
stützungen  nicht  ausreichen  und  die  Aufopferung  Privater  ermüden, 
so  müßte  der  Staat  außerordentliche  Maßregeln  ergreifen,  um  jenem 
Grundsatz  Geltung  zu  verschaffen.  Der  Kanton  Zürich  würde  es 
sich  zur  Ehre  anrechnen,  keinen  seiner  Bürger  verhungern  zu  lassen, 
ohne  daß  Alle  vorher  hungerten.  Daraus  folge  freilich  noch  keines¬ 
wegs,  daß  der  Staat  die  freie  Arbeit  unter  seine  Vormundschaft 
ziehen  müsse. 

Der  Redner  machte  dann  auf  die  merkwürdige  Tatsache  auf¬ 
merksam,  daß,  obgleich  in  Frankreich  nun  diejenigen  Männer  an  der 
Spitze  stünden,  die  sich  seit  langem  in  aufrichtiger  Hingabe  mit  den 
sozialen  Fragen  beschäftigt  hätten,  und  obgleich  die  Entwicklung 
der  Dinge  schleunige  Hülfe  fordere,  daß  dessen  ungeachtet  noch 
keine  ausführbare  und  dauernde  Maßregel  vorgeschlagen  worden  sei. 
Dieser  Umstand,  zusammengehalten  mit  den  während  der  Revolution 
in  Frankreich  gegebenen  Zusicherungen,  zeige,  wie  sehr  man  sich 
auf  diesem  Gebiete  hüten  müsse,  Versprechungen  zu  machen,  ohne 
die  volle  Gewißheit,  sie  auch  halten  zu  können.  Allein  wenn  sich 
den  Bemühungen,  das  Los  der  arbeitenden  Klassen  zu  verbessern, 
die  größten  Schwierigkeiten  entgegentürmten ,  so  dürfe  man  sich 
doch  nicht  abschrecken  lassen,  auf  einem  fünften  Wege  zu  versuchen, 
was  man  auf  vieren  nicht  erreichen  konnte.  Der  einstige  „Herd  der 
Anarchie"  in  Europa  biete  nun  das  Bild  eines  friedlichen  Eilands 
im  sturmbewegten  Meere.  „Ob  die  heftige  Brandung  auch  uns  über- 
spühlen  wird?"  Gewiß  nicht,  wenn  man  auf  dem  angedeuteten 
Fundament  fortbaue.  „Diese  Grundsätze  lassen  sich  in  die  wenigen 
Worte  zusammen  fassen :  Alles  für  und  alles  durch  das  Volk."  Man 
sei  ihnen  treu  geblieben  in  Zeiten,  da  es  Mut  erheischte,  dazu  zu 
stehen.  Man  werde  sie  nun  auch  nicht  verlassen  wollen,  nachdem 
sie  eben  ihren  Triumphzug  durch  ganz  Europa  angetreten  hätten. 
Aber  ebenso  wenig  dürfe  man  vergessen,  daß  sie,  auf  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse  angewandt,  andere  Einrichtungen  notwendig  machen 
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könntenr  als  vor  18  oder  50  Jahren.  „Prüfen  wir  überhaupt  jede 
Ansicht,  und  ist  auch  nur  ein  kleines  Saatkorn  Wahrheit  daran,  so 
geben  wir  ihm  Zeugnis,  nicht  außer  Acht  lassend,  daß  es,  wenn  wir 
es  auch  nicht  tun,  doch  aufgehen  wird,  dann  aber  vielleicht  viel 
Unkraut  mit  ihm.  Halten  wir  uns  endlich  immer  vor  Augen,  daß 
alle  menschlichen  Satzungen  nicht  darum  allein,  weil  sie  einmal  auf 
dem  Papiere  stehen,  sondern  nur  solange  wahre  und  natürliche 
Geltung  haben,  als  sie,  wenn  auch  jenes  Papier  verloren  gienge, 
jeden  Augenblick  wieder  so  und  anders  aus  der  Überzeugung  der 
Mehrheit  der  Bürger  hervorgehen  würden."  1 

Die  eindrucksvolle  Rede  wurde  dann  auf  einstimmigen  Be¬ 
schluß  des  Großen  Rates  gedruckt  und  den  Mitgliedern  zuge¬ 
stellt:  sie  zeigt  die  Fähigkeit  ihres  Verfassers,  weite  Gesichts¬ 
punkte  zu  ergreifen,  völlig  deutlich.  Dies  und  die  Gabe  produk¬ 
tiver  Anregung,  wie  klar  ordnenden  Verstandes  machte  ihn  den 
an  Persönlichkeiten  nicht  gerade  reichen  Liberalen  so  gut  wie 
unentbehrlich;  dies  erklärt  aber  auch,  warum  er,  kaum  ins 
öffentliche  Leben  getreten,  sofort  die  höchsten  Ehrenämter  er¬ 
langte:  mit  26  Jahren  Tagsatzungsgesandter,  Rat  des  Innern 
und  Erziehungsrat  geworden,  mit  27  Vizepräsident  des  kanto¬ 
nalen  Parlaments,  mit  28  Staatsschreiber  und  Vorsitzender  des 
Großen  Rates,  dazu  Mitglied  fast  aller  wichtigen  Kommissionen, 
hatte  er  die  meisten  ältern  Mitstrebenden  längst  überholt.  Am 
14.  April  1848  ernante  ihn  der  Große  Rat  überdies  mit  125  von 
154  Stimmen  zum  Stellvertreter  des  zweiten  Tagsatzungsge¬ 
sandten  Rüttimann,  trotzdem  der  Gewählte  ursprünglich  mit  der 
Begründung  ablehnte,  er  wünsche  an  den  kantonalen  Beratun¬ 
gen  der  Bundesrevision  teilzunehmen.2  Immer  stärker  wurde 
eben  in  den  Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Behörde  spür¬ 
bar,  daß  eine  frische  und  bedeutende  Kraft  einzugreifen  be¬ 
gonnen  habe.  Man  merkte,  daß  ein  Mann  in  die  Geschäfte  ge¬ 
treten  sei,  der  nicht  Politik  zu  treiben  brauchte,  um  leben  zu 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  399,  sowie  Beilage  zu  Nr.  90.  Die  Rede  ist  ferner  bei 
Orell  Füßli  &  Cie.  im  Druck  erschienen.  Ein  Auszug  auch  in  der  Schrift 
„Das  Alfred  Escher-Denkmal”  p.  12  ff.  (die  Schrift  selber  ist  von  Dr.  H. 
Hürlimann,  Sekretär  der  Nordostbahn,  verfaßt).  „Freitagszeitung”  (31.  März). 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  354  (die  Rede  scheint  bei  manchen  Liberalen  Miß¬ 
stimmung  erregt  zu  haben,  vgl.  p.  421). 

-  „N.  Z.  Z.”  p.  477  und  480:  es  wird  ihm  hiefür  Urlaub  erteilt.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (21.  April).  „Landbote”  (20.  April).  „Freie  Stimmen”  p.  62. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  412  und  421. 
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können,  eine  Persönlichkeit  von  umfassendem  und  gediegenem 
Wissen,  von  klarer  Anschauung,  festem  Willen  und  berechtig¬ 
tem  Ehrgeiz.  Stets  an  der  Spitze,  wo  es  galt  zu  führen,  überall 
gewappnet,  wo  es  galt  zu  streiten,  bei  Tag  und  Nacht  rüstig  und 
willig,  wenn  es  galt  zu  arbeiten,  lieh  er  bald  alle  Mitbewerber 
um  Einfluß  und  Macht  weit  hinter  sich  zurück,1  und  dieser  Un¬ 
entbehrlichkeit  verzieh  man  auch  die  Fehler,  die  —  wie  einst  in 
den  Studentenjahren  —  so  nun  im  politischen  Wirken  hervor¬ 
traten:  das  Durchgreifende  und  unter  Umständen  Despotische, 
das  nicht  leicht  einen  fremden  Willen  neben  sich  duldete  und 
in  eigentümlichem  Gegensatz  zu  der  weichen  Grundanlage  des 
Mannes  stand.  Denn  wie  er  seinen  Eltern  lebenslang  zärtliche 
Unterordnung  bewahrte,  so  bevorzugte  er  auch  die  Freunde 
bis  zur  Unbill  und  Einseitigkeit:  mehr  als  ein  Fehler  der  öffent¬ 
lichen  Laufbahn  wurzelt  darin,  und  seine  dominierende  Leiden¬ 
schaft,  der  Ehrgeiz,  verführte  ihn  mitunter  zu  Übertreibungen, 
wie  sie  in  republikanischen  Zuständen  doppelt  anstößig  wirken. 
Allein  wenn  er  sich  durch  die  in  seinem  Temperament  be¬ 
gründete  politische  Gesinnung  die  noch  vorwiegend  konservativ 
gestimmte  Vaterstadt  zum  Teil  entfremdet  hatte,  wenn  er  die 
bitterste  Befehdung  gerade  von  Leuten  hinnehmen  mußte,  mit 
denen  er  nach  seiner  sozialen  Stellung  zusammengehörte,  so 
hielt  die  Landschaft  dafür  um  so  fester  zu  ihm.  Mit  allen  Kräf¬ 
ten  suchte  er  auch  für  ihre  ökonomische  Besserstellung  zu  wir¬ 
ken:  im  April  1848  regte  er  z.  B.  ein  staatliches  Eingreifen  wegen 
der  im  östlichen  Kantonsteil  überhand  nehmenden  Verdienst- 
losigkeit  an;2  und  mag  die  soziale  Fürsorge,  die  er  in  seiner 
Großratsrede  ins  Auge  faßte,  erst  von  einer  viel  späteren  Zeit 
wieder  aufgegriffen  worden  sein,  so  beweisen  seine  Äußerungen 
doch,  daß  er  sich  vor  dieser  Grundfrage  der  nächsten  Jahr¬ 
zehnte  nicht  verschloß.  Wie  es  scheint,  hielt  ihn  nur  die  Un¬ 
sicherheit,  ob  man  die  geweckten  Hoffnungen  auch  wirklich 
zu  erfüllen  vermöge,  davon  ab,  durch  staatliche  Leistungen  dem 
in  der  niederen  Bevölkerung  immer  stärker  um  sich  greifenden 
Sozialismus  und  Kommunismus  das  Wasser  abzugraben. 


1  Zum  Teil  nach  Joh.  Scherr. 

2  Briefe  an  Rüttimann,  9.  und  11.  April  (Zentralbibl.). 
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Während  Escher  so  durch  eine  seltene  Arbeitskraft  den 
Mangel  an  Jahren  zu  ersetzen  suchte,  hatte  die  Tagsatzungs¬ 
kommission  den  Entwurf  für  die  neue  Bundesverfassung  fest¬ 
gestellt:  wenige  Tage  nach  Eschers  Rede  im  Groben  Rate 
schloß  die  bernische  Konferenz  ihre  Sitzungen.  Anstatt  der  von 
ihm  so  sehr  gewünschten  Einheit  erschien  nun  der  Vorschlag 
eines  Föderativsystems,  das  vielhundertjährige  Gewohnheiten 
mit  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  verknüpfte.1  Der  wahr¬ 
haft  staatsmännische  Ausgleich,  der  seine  Lebensfähigkeit  in 
sieben  Jahrzehnten  fruchtbarer  Weiterentwicklung  beweisen 
sollte,  fand  zunächst  freilich  keineswegs  Eschers  Beifall.  In  der 
Rede,  mit  der  er  am  14.  April  die  außerordentliche  Sitzung  des 
Großen  Rates  eröffnete,  kam  die  Frage  der  Bundesrevision  zwar 
noch  nicht  zur  Sprache:  in  erster  Linie  wies  der  Redner  auf  die 
infolge  der  europäischen  Wirren  vertragsgemäß  mögliche  Be¬ 
setzung  der  angrenzenden  Gebiete  von  Savoyen,  des  Faucigny 
und  Chablais,  hin  und  lenkte  die  Aufmerksamkeit  dann  auf  die 
herrschende  Verkehrskrisis  und  die  damit  zusammenhängende 
Verdienst-  und  Brotlosigkeit,  die  ein  Eingreifen  des  Staates, 
durch  Zuteilung  von  Arbeit,  notwendig  mache.2  Allein  in  der 
Rede,  die  er  am  11.  Mai  1848  in  einer  abermaligen  außerordent¬ 
lichen  Großratssitzung  hielt,  warf  er  dem  Verfassungprojekt 
geradezu  vor,  daß  es  auf  halbem  Wege  stehen  bleibe. 

Nicht  bloß  dürfe  das  Zürcher  Volk  erwarten,  erklärte  er,  daß 
man  ihm  die  geschichtlich  gebührende  Stellung  sichere,  sondern 
darüber  hinaus,  daß  man  sich  nicht  einfach  mit  den  nächsten 
Erfolgen  zufrieden  gebe,  die  aus  der  durch  seine  Opfer  ermöglichten 
Kraftanstrengung  hervorgegangen  seien.  Wohl  anerkannte  der 
Redner,  daß  der  neue  Entwurf  einen  sehr  bedeutenden  Schritt  gegen 
die  Zentralisation  hin  tue ;  allein  das  Ziel  sei  selbst  mit  den  von  der 
Großratskommission  vorgeschlagenen  Änderungen  noch  lange  nicht 

1  Auszüge  aus  Briefen  Furrers  an  Escher  über  die  Kommissionsarbeiten 
bei  Isler  p.  83  ff.,  besonders  p.  92  ff.  (die  Originale  im  Bundesarchiv). 
Furrer  hatte  von  ihm  am  17.  Januar  eine  Darlegung  der  Hauptrichtungen 
gewünscht,  in  denen  sich  die  Revision  bewegen  sollte,  mit  Berufung  auf 
Eschers  staatsrechtliche  Studien  und  Vorbereitungen.  Er  hielt  ihn  denn 
auch  über  den  Gang  der  Beratung  fortwährend  auf  dem  Laufenden  (siehe 
besonders  seine  Darlegung  des  Zweikammersystems  p.  94/95).  Escher  hat 
ihn  durch  seinen  Zuspruch  bestimmt,  bis  zum  Ende  auszuhalten  (p.  98). 

2  „N.Z.ZA  p.  475/76. 
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erreicht,  und  man  laufe  Gefahr,  eine  Bundesverfassung  zu  bekommen, 
die  mit  allen  Gebrechen  einer  bloß  teilweisen  Zentralisation  behaftet 
sei.  Einer  solchen  fehle  vor  allem  die  Grundsätzlichkeit.  Oder  könne 
man  es  grundsätzlich  nennen,  wenn  der  Bund  den  Kantonsbürgern 
z.  B.  die  Preßfreiheit  garantiere,  dagegen  es  dem  Zufall  überlasse, 
ob  sie  irgend  welche  Bildung  erhielten?  „Ist  es  grundsätzlich,  wenn 
der  Bund  dem  Bürger  das  Petitionsrecht  zusichern  zu  müssen  glaubt, 
dagegen  sich  durchaus  nicht  für  verpflichtet  hält,  ihn  gegen  die  oft 
weit  gehende  polizeiliche  Willkür  der  Kantonalbehörden  sicher  zu 
stellen?  Ist  es  grundsätzlich,  wenn  der  Bund  zwar  den  freien  Verkehr 
im  Innern  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet,  dagegen  es  dem 
Zufalle  überläßt,  ob  von  den  Kantonen  die  Mittel  zur  Ermöglichung 
und  Beförderung  dieses  Verkehrs  dargeboten  werden  wollen  oder  nicht? 
Ist  es  grundsätzlich,  wenn  dem  Bürger  von  Bundeswegen  das  Vereins¬ 
recht  garantirt,  dagegen  eine  den  Begriffen  und  der  Gesittung  der 
Gegenwart  entsprechende  Strafrechtspflege  nicht  zugesichert  wird?" 

Eine  bloß  teilweise  Zentralisation  bringe  aber  auch  arge  Selbst¬ 
täuschungen.  Allen  Schweizern  werde  in  dem  Entwurf  das  Recht 
gewährleistet,  sich  in  jedem  Kanton  anzusiedeln;  aber  eine  wirkliche 
Niederlassungsfreiheit  bestehe  deswegen  doch  nicht,  da  man  sich 
vorher  über  einen  guten  Leumund  und  ein  hinlängliches  Einkommen 
ausweisen  müsse  und  somit  dem  Entscheid  der  Kantonalbehörden 
unterworfen  sei,  die  den  Grundsatz  in  jedem  einzelnen  Fall  wieder 
aufzuheben  vermöchten.  Selbst  das  von  der  Kommission  vor¬ 
geschlagene  Rekursrecht  an  den  Bund  vermöge  das  nicht  aus¬ 
zugleichen.  „Glauben  Sie  wirklich,  daß  so  viele  Schweizer  sich  be¬ 
eilen  werden,  in  gewissen  Kantonen,  an  die  man  hier  zunächst  denkt, 
sich  niederzulassen,  wenn  sie  vorsehen  müssen,  ohne  Schutz  von 
Seite  des  Bundes  der  Willkür  der  Kantonalbehörden,  die  sich  dann 
etwa  unter  die  bequeme  Hülle  von  Polizeiverfügungen  verkriechen 
kann,  bloßgestellt  zu  werden,  wenn  sie  Gefahr  laufen,  die  in  diesen 
Kantonen  noch  geltende  peinliche  Halsgerichtsordnung  Kaiser  Karls 
des  V.  an  einem  schönen  Morgen  einmal  auf  sich  angewandt  zu  sehen, 
wenn  sie  der  verhältnismäßig  nicht  höher  stehenden  Zivilrechtspflege 
dieser  Kantone  ohne  weiteres  anheimfallen,  wenn  sie  sich  also  mit 
Leib  und  Vermögen  auf  Gnade  und  Ungnade  dem  alleinigen  Gut¬ 
finden  von  Kantonalbehörden  unbedingt  überantworten  müssen?" 
Auch  die  Preßfreiheit  sei  großenteils  illusorisch,  da  der  in  der  Bundes¬ 
verfassung  prangende  Grundsatz,  wie  neuere  Beispiele  bewiesen,  durch 
die  souveräne  Gesetzgebung  der  Kantone  zum  toten  Buchstaben 
herabgewürdigt  werden  könne.  Selbst  wenn,  wie  die  Kommission 
vorschlage,  die  kantonalen  Strafgesetze  gegen  den  Mißbrauch  der 
Presse  der  Genehmigung  der  Bundesbehörden  unterstellt  würden,  so 
hätten  ja  doch  die  kantonalen  Gerichte  sie  anzuwenden.  Nun  be¬ 
stünde  aber  gerade  in  den  Kantonen,  in  denen  man  von  der  Preß- 
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freiheit  die  schönsten  Früchte  erwarte,  meist  keine  Trennung  der 
Gewalten;  die  vollziehenden  und  teilweise  die  gesetzgebenden 
Behörden  übten  zugleich  das  Richteramt  aus.  Auch  der  freie  Verkehr 
im  Innern  der  Schweiz,  die  Zentralisation  der  Zölle  u.  a.  sinke  durch 
die  Ausführung,  die  diesen  Grundsätzen  im  Einzelnen  gegeben  werde, 
zum  Teil  zu  bloßen  Aushängeschildern  herab.  „Oder  verdient  dies 
eine  Zentralisation  des  Zollwesens  genannt  zu  werden,  wenn  die  Zölle 
zwar  von  Bundeswegen  an  der  Schweizergrenze  bezogen  werden, 
diese  Einnahme  der  Eidgenossenschaft  dann*  aber  nicht  etwa  in  ihrem 
ganzen  Betrage  in  die  Bundeskasse  fällt  oder  nach  billigen,  rationellen 
Grundsätzen  unter  die  Eidgenossen  verteilt  wird,  sondern  zunächst 
dazu  verwendet  werden  soll,  um  die  Kantone  für  ihre  bisherigen 
Zollbezüge,  wie  unbillig,  wie  verkehrt,  wie  unverhältnismäßig  sie  auch 
gewesen  sein  mögen,  für  alle  Zukunft  zu  entschädigen,  somit  das 
Unwesen,  das  die  Kantone  bisher  in  dieser  Richtung  getrieben,  zu 
verewigen?  Ist  der  sogenannte  freie  Verkehr  im  Innern  der  Schweiz 
nicht  so  lange  ein  leeres  Wort,  als  unter  dem  falschen  Namen  von 
Verbrauchssteuern  an  den  Grenzen  der  Kantone  Zölle  von  den 
Produkten  anderer  Kantone,  die  eingeführt  werden  wollen,  bezogen 
werden?"  Auch  die  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Ver¬ 
besserungen,  die  Aufhebung  des  Bezugs  von  Verbrauchssteuern  an 
den  Grenzen  und  die  gerechtere  Verteilung  der  Zolleinnahmen, 
würden  den  Mangel  nicht  beseitigen.  Solange  man  die  Erhebung 
von  Verbrauchssteuern  der  kantonalen  Gesetzgebung  unbedingt  über¬ 
lasse,  stehe  es  dieser  frei,  auf  Erzeugnisse  anderer  Kantone,  die  das 
eigene  Gebiet  nicht  hervorbringe,  Verbrauchssteuern  in  derartigem 
Umfang  zu  legen,  daß  dies  einem  Einfuhrverbot  gleichkomme.  Und 
doch  wiege  man  sich  mit  dem  Gedanken,  es  bestehe  freier  Verkehr 
im  Innern  der  Schweiz! 

Eine  bloß  teilweise  Zentralisation  führe  endlich  auch  zu  offenbaren 
Ungerechtigkeiten.  Jedermann  anerkenne  ja  die  Wichtigkeit  der  die 
gesamte  Nation  vertretenden  Behörde;  allein  über  das  Stimmrecht 
bei  den  Wahlen  entscheide  kein  für  die  ganze  Eidgenossenschaft 
gültiges  Gesetz,  sondern  die  für  die  verschiedenartigen  Kantonal¬ 
wahlen  geltenden  Bestimmungen.  Große  Klassen  von  Schweizern 
seien  also  an  einem  Ort  des  Stimmrechtes  teilhaftig,  am  andern 
dessen  beraubt,  und  die  halbe  Zentralisation  führe  damit  zu  einer 
Ungleichheit  gerade  für  das  wichtigste  politische  Recht.  Eine  ähn¬ 
liche,  wenn  auch  nicht  so  grelle  Differenz  liege  im  Bezug  der  direkten 
Bundeseinkünfte:  für  die  Verwirklichung  der  Bundeszwecke  sollten 
ja  alle  Schweizer  die  selben  Opfer  bringen  müssen.  Die  unmittelbaren 
Einkünfte,  welche  die  Eidgenossenschaft  beziehe,  würden  nun  zwar 
allerdings  durch  die  von  den  Kantonen  nach  der  Zahl,  dem  Ver¬ 
mögen  und  dem  Erwerb  ihrer  Bevölkerungen  zu  verabreichenden 
Geldkontingente  bestritten.  Aber  an  dem  einen  Ort  decke  man  sie 
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durch  direkte  Steuern ,  am  andern  durch  indirekte  Abgaben  ,  die 
vielleicht  großenteils  noch  von  den  Bewohnern  der  selben  Kantone 
bezahlt  werden  müßten,  die  ihre  Steuern  schon  bezahlt  hätten,  und 
so  komme  man  zu  dem  höchst  ungerechten  Ergebnis,  daß  die  einen 
Schweizer  für  die  Zwecke  der  Gesamtheit  vielleicht  sehr  große,  die 
andern  sehr  kleine  und  die  dritten  gar  keine  Opfer  zu  bringen  hätten. 
Diese  Gebrechen  wohnten  nun  freilich  nicht  bloß  dem  Entwurf 
der  Tagsatzungskommission  inne,  oder  den  dabei  versuchten  Ver¬ 
besserungen,  sondern  dem  Bundesstaat  überhaupt,  den  der  Redner 
durch  seine  ganzen  Darlegungen  zu  bekämpfen  suchte. 

Die  politische  Gleichstellung  aller  Schweizer  in  Bundessachen, 
die  sich  im  Einheitsstaat  von  selber  verstehe  und  auch  in  den 
einzelnen  Kantonen  widerspruchslos  durchgeführt  sei,  werde  so  für 
die  Gesamtheit  der  Staaten  durch  die  Ungleichheit  ersetzt.  Zur 
Stützung  dieser  Lehren  könne  man  nur  den  gegenwärtigen  Zustand 
und  die  geschichtliche  Entwicklung  anführen,  und  doch  besitze  eine 
geschichtliche  Schöpfung  nur  insofern  Berechtigung,  als  sie  mit  den 
Gesetzen  der  Vernunft  im  Einklang  stehe.  Betrachte  man  nun  von 
diesem  Standpunkt  den  Entwurf  der  Tagsatzungskommission  für  die 
neue  Bundesverfassung,  so  stoße  man  sogleich  auf  das  sogenannte 
Zweikammersystem,  d.  h.  auf  das  Beibehalten  der  bisherigen  Tag¬ 
satzung,  unter  dem  Namen  des  Ständerats,  trotzdem  diese  doch  so 
oft  der  Hemmschuh  der  nationalen  Entwicklung  genannt  worden  sei. 
Freilich  werde  ihr  ein  Nationalrat  zur  Seite  gestellt,  der  seine  Zu¬ 
stimmung  zu  ihren  Beschlüssen  verweigern  könne;  allein  man  habe 
ja  bisher  vor  allem  darüber  geklagt,  daß  die  Tagsatzung  keine  Be¬ 
schlüsse  zu  fassen  vermochte,  und  diese  Befürchtung  dauere  nach 
wie  vor  fort :  die  hemmende  Wirksamkeit  der  Tagsatzung  würde  sich 
im  Gegenteil  noch  viel  verderblicher  gestalten,  da  die  Kantone  dem 
Bund  ja  weit  mehr  Rechte  als  bisher  abtreten  sollten.  Die  Kommission 
des  Großen  Rates  trage  daher  eine  einzige,  im  Wesentlichen  nach 
der  Kopfzahl  gewählte  oberste  Bundesbehörde  an,  deren  Beschlüsse 
jedoch,  falls  sie  in  die  Finanzen  der  Kantone  eingriffen,  ihrem  Veto 
unterstellt  würden.  Das  bedeute  bei  weitem  noch  nicht  die  Umwandlung 
des  Bundes  in  einen  schweizerischen  Einheitsstaat;  es  lasse  sich  ja  eine 
Verfassung  denken,  die  in  der  Zentralisation  gar  nicht  weit  gehe, 
aber  trotzdem,  soweit  sie  zentralisiere,  nur  noch  eine  Schweiz  und 
keine  Kantone  mehr  kenne  und  daher  das  Entscheidungsrecht  inner¬ 
halb  dieser  Schranken  einer  nach  der  Kopfzahl  gewählten  Behörde 
übertrage,  und  ebenso  lasse  sich  eine  Verfassung  denken,  die  zwar 
weitgehend  zentralisiere,  dagegen  eine  nicht  rein  nach  der  Kopfzahl 
gewählte  Behörde  aufstelle.  Möchten  also  diejenigen,  welche  den 
Einheitsstaat  als  ein  Gespenst  gebrauchten,  um  gegen  die  Zen¬ 
tralisation  zu  wirken,  sich  mit  diesem  Erfolge  begnügen  und  es  nicht 
auch  noch  dazu  anwenden,  um  von  der  politischen  Gleichstellung 
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der  Schweizer  in  Bundessachen,  mit  der  es  nichts  zu  schaffen  habe, 
abzuschrecken. 

Der  Redner  sah  freilich  mit  Bestimmtheit  voraus,  daß  seine 
Ansichten  nicht  im  vollen  Umfange  geteilt  würden,  wie  ja  auch  die 
Tagsatzung  den  Beschlüssen  des  Großen  Rates  nicht  in  der  ganzen 
Ausdehnung  beistimmen  werde.  Von  der  Forderung  einer  gehörigen 
Repräsentation  der  Schweiz  im  Gegensatz  zu  den  Kantonen,  sowie 
einer  gerechten,  alte  Unbill  sühnenden,  statt  verewigenden  Lösung 
der  materiellen  Fragen  und  einer  wesentlichen  Erleichterung  der 
Bundesrevision  für  die  Zukunft  dürfe  man  freilich  unter  keinen 
Umständen  abgehen,  und  sollte  die  Gegenwart  dafür  noch  zu  schwach 
sein,  so  werde  die  Zeit  nicht  ausbleiben,  welche  diesen  Begehren 
Anerkennung  verschaffe.1 

In  diesem  Sinne  beteiligte  sich  Escher  dann  auch  an  der 
Beratung,  mit  besonderer  Empfehlung  des  Artikels  über  die 
Schaffung  einer  schweizerischen  Universität,  die  erst  mit  den 
auswärtigen  Hochschulen  in  Wettkampf  treten  könne,2  —  ganz 
im  Gegensatz  zu  seiner  früheren  Stellungnahme  — -  und  mit 
nochmaliger  Bekämpfung  des  Zweikammersystems:  wohl  finde 
man  ein  konservatives,  hemmendes  Element  erforderlich;  allein 
ein  solches  ergebe  sich  von  selber.  Die  zürcherische  Verfas¬ 
sung  enthalte  ja  auch  nichts  dergleichen,  und  doch  habe  es  an 
Konservativen  bisher  nicht  gefehlt.  Es  sei  bald  gesagt,  das 
nationale  und  kantonale  Element  sollten  sich  vertragen;  aber 
gerade  die  Tagsatzung  habe  bis  dahin  den  Hemmschuh  gebil¬ 
det:  bei  erweitertem  Wirkungskreise  der  Bundesversammlung 
würde  sich  dies  noch  viel  fühlbarer  machen,  und  so  vermöchte 

1  „N.  Z.  Z,”  Beilage  zu  Nr.  133.  „Freitagszeitung”  (12.  Mai).  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  521,  549. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  596  (11.  Mai):  er  habe  die  Wichtigkeit  des  Volksschul¬ 
wesens  zwar  stets  über  diejenige  des  höheren  Unterrichtswesens  gesetzt. 
Der  natonale,  politische  und  allgemein  wissenschaftliche  Vorzug  einer 
schweizerischen  Universtät  vor  den  Kantonalhochschulen,  die  höchstens 
zweiten  Ranges  seien,  stehe  außer  Zweifel.  Sie  böte  doppelte  Lehrstühle 
für  die  einzelnen  Disziplinen  und  welchen  Gewinn  für  die  Sprache I  Ob 
denn,  wenn  man  so  sehr  an  der  zürcherischen  Hochschule  hange,  diese 
für  alle  Zukunft  sicher  stehe?  Nationalen  Einfluß  könne  sie  nicht  ge¬ 
winnen,  und  andere  Kantone  hätten  sich  nicht,  wie  man  seinerzeit  erwartete, 
zu  ihrem  Unterhalt  angeschlossen.  Die  Kosten  einer  eidgenössischen  Uni¬ 
versität  würden  übertrieben,  und  dem  Kanton  Zürich,  der  sie  vielleicht  be¬ 
herbergen  würde,  stehe  es  nicht  an,  ihr  den  Herzstoß  zu  versetzen.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (19.  Mai).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  534. 
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unter  Umständen  eine  Minorität  die  Beschlüsse  der  Mehrheit  zu 
hemmen;  der  Bundesstaat  sei  mit  dem  Einkammersystem  sehr 
wohl  denkbar,  und  anderes.1 

Auf  diese  eindringlichen  Ausführungen  hin  wurde  Escher 
denn  auch  am  27.  Juni  1848  vom  Groben  Rate  mit  109  von  126 
Stimmen  zum  zweiten  Tagsatzungsgesandten  gewählt2 * *  und  hat 
als  solcher  an  den  abschließenden  Beratungen  teilgenommen. 
In  dieser  Epoche  seines  Lebens  erscheint  er  uns  als  ein  leiden¬ 
schaftlicher  Idealist:  eine  von  praktischen  Schwierigkeiten  noch 
wenig  angekränkelte  Begeisterung,  ein  entschiedener  politischer 
Wille  und  ausgesprochenes  Theoretisieren  kennzeichnen  diese 
Stellungnahme  zur  neuen  Bundesverfassung.  Wenn  Escher  spä¬ 
ter,  unter  dem  Eindruck  Stämpflischer  Zentralisationspläne  der 
Verfechter  berechtigter  partikularer  Sonderentwicklung  gewor¬ 
den  ist,  wenn  er  nachher  als  Eisenbahnpolitiker  oft  geradezu  die 
Selbstherrlichkeit  des  Kapitals  proklamierte,  so  lag  ihm  eine 
solche  der  Wirklichkeit  entsprungene  Betrachtung  der  Dinge 
ursprünglich  fern:  in  jugendlicher  Begeisterung  hatte  er  sich  sein 
von  den  vorhandenen  staatlichen  Zuständen  durchaus  abweichen¬ 
des  Ideal  geschaffen,  und  mit  schmerzlicher  Enttäuschung  er¬ 
kannte  er,  wie  grob  die  Kluft  war,  die  sein  in  erster  Linie  aus 
juristischen  und  theoretischen  Erwägungen  gewonnenes  Zu¬ 
kunftsbild  selbst  von  den  Plänen  der  siegreichen  Radikalen 
trennte. 

Während  dieser  für  die  Zukunft  der  Schweiz  zum  Teil  ent¬ 
scheidenden  Beratungen  trat  übrigens  vor  allem  eine  Verände¬ 
rung  seiner  kantonalen  Wirksamkeit  ein:  in  der  selben  Sitzung, 
in  der  er  sich  zur  Überraschung  zahlreicher  Liberaler  so  ableh¬ 
nend  über  die  neue  Bundesverfassung  äußerte,  wählte  ihn  das 
zürcherische  Parlament  mit  122  von  139  Stimmen  an  Stelle  des 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  605/6  (12.  Mai).  „Freitagszeitung''  (19.  Mai).  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  530.  Auch  Jonas  Furrer  hatte  sich  mit  Entschiedenheit  gegen 
das  Zweikammerfystem  ausgesprochen  (siehe  Isler  p.  93  ff.,  98/99),  im 
Gegensatz  zu  dem  dieses  angelegentlich  empfehlenden  Rüttimann  (Schnei¬ 
der:  J.  J.  Rüttimann  in:  „Kleine  Schriften  von  J.  J.  R.”  p.  18). 

2  „N.Z.Z.”  p.  813  und  844.  „Freitagszeitung'7  (30.  Juni  und  7.  Juli). 

„Landbote''  (29.  Juni).  „Freie  Stimmen”  p.  104.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  706, 

733. 
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demissionierenden  Rudolf  Sulzer  zum  Regierungsrat1  und  erlöste 
ihn  damit  von  den  einförmigen  Kanzleigeschäften,  die  fast  seine 
ganze  Arbeitskraft  in  Anspruch  genommen  hatten.  Mit  neun¬ 
undzwanzig  Jahren  —  vier  Monate,  nachdem  er  das  wahlfähige 
Alter  erreicht  hatte  —  war  er  in  die  kantonale  Exekutive  einge¬ 
treten,  für  die  ihn  seine  Begabung  weit  mehr  als  für  die  unter¬ 
geordneten  Pflichten  des  Staatsschreibers  bestimmte:  seiner 
Tatkraft  und  der  Fülle  der  von  ihm  ausgehenden  produktiven 
Anregungen  bedeutete  die  zürcherische  Politik  freilich  noch 
immer  einen  zu  engen  Kreis,  und  erst  der  eidgenössische  Schau¬ 
platz  konnte  die  Wucht  seiner  in  eingeschränkten  Verhältnissen 
vielfach  zu  Konflikten  neigenden  Persönlichkeit  offenbaren. 

Dem  anfangs  so  mißtrauisch  kritisierten  Verfassungsentwurf 
hat  Escher  freilich  zuletzt  seine  Anerkennung  doch  nicht  ver¬ 
sagt:  in  der  Eröffnungsrede  zur  außerordentlichen  Sitzung  des 
Großen  Rates,  am  21.  Juli  1848,  hob  er  ausdrücklich  hervor, 
welch  großer  Schritt  damit  in  der  Richtung  des  Einheitsstaates 
geschehen  sei. 

Die  Schweiz,  meinte  er,  die  vor  kurzem  in  einem  die  ganze  Welt 
bewegenden  Prinzipienkampf  solche  Kraft  gezeigt  und  dadurch  den 
Völkern  zum  Bewußtsein  gebracht  habe,  was  sie  vermöge,  könne 
nicht  Zurückbleiben,  wenn  alle  umliegenden  Staaten  sich  neue,  den 
Forderungen  der  Zeit  besser  entsprechende  Verfassungen  geben. 
Der  Redner  habe  sich  durchaus  nicht  für  die  sofortige,  sondern  für 
die  allmählige  Umgestaltung  in  den  Einheitsstaat  ausgesprochen. 
Wenn  der  amtliche  Verkehr  mit  dem  Ausland  nun  Bundessache 
werde  und  die  Kantone  keine  Militärkapitulationen  mehr  schließen 
dürfen,  wenn  die  Wiederherstellung  der  gestörten  inneren  Ordnung 
von  jetzt  ab  der  Eidgenossenschaft  zufalle,  wenn  das  Militärwesen 
fast  ganz,  das  Zoll-,  Post-,  Münz-,  Maß-  und  Gewichtswesen  völlig 
zentralisiert  werde,  wenn  der  Bund  öffentliche  Werke  errichte  und 
zu  diesem  Zweck  expropriieren  dürfe,  wenn  er  die  Oberaufsicht  über 
Straßen  und  Brücken  bekomme,  höhere  Unterrichtsanstalten  ins  Leben 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  813.  „Freie  Stimmen”  p.  104  und  107/8  (Anerkennung 
der  Wahl,  aber  Tadel  von  Eschers  Selbstherrlichkeit.  „Auch  hat  man  sich 
im  Publikum  schon  oft  darüber  beklagt,  daß  Hr.  E.  bei  gewissen  Beschlüs¬ 
sen  und  bei  gewissen  Wahlen  einen  allzu  großen  Einfluß  ausübe” . . .). 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  706  (Billigung  der  Wahl,  da  Escher  seinen  bedeuten¬ 
den  Einfluß  nun  auf  weit  angemessenere  und  organischere  Weise  geltend 
machen  könne),  735  (Wahl  in  den  Finanzrat,  4.  Juli).  An  seine  Stelle  trat, 
zunächst  provisorisch,  J.  J.  Sulzer  (p.  941). 
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rufe,  die  Fremden«  und  z.  T.  auch  die  Gesundheitspolizei  ausübe, 
die  ungestörte  Abhaltung  des  Gottesdiensts  und  den  konfessionellen 
Frieden,  die  Preß«,  Vereins-,  Petitions-  und  Niederlassungsfreiheit 
gewährleiste,  wenn  die  Kantone  endlich  verpflichtet  würden,  alle 
Schweizer  christlicher  Konfession  den  eigenen  Bürgern  gleich  zu 
halten,  in  ihre  Verfassungen  einen  Revisionsparagraphen  aufzunehmen, 
anderswo  gefällte  Civilurteile  zu  vollstrecken  und  nach  der  Weisung 
des  Bundes  Angeklagte  auszuliefern  —  wer  könnte  da  bezweifeln, 
daß  bei  der  Abwägung  der  kantonalen  und  der  eidgenössischen 
Befugnisse  die  Schale  sich  nach  Zahl  wie  nach  Bedeutung  der  Rechte 
ganz  entschieden  auf  die  Seite  des  Bundes  hinneige?  Die  Wahr¬ 
nehmungen  auf  der  letzten  Tagsatzung  hätten  den  Sprechenden  auch, 
abgesehen  von  den  aus  dem  System  des  Bundesstaates  unausweich¬ 
lich  sich  ergebenden  Übelständen,  über  die  Weiterentwicklung  beruhigt, 
die  aus  den  im  Entwurf  liegenden  Keimen  hervorgehen  müsse.  So 
sehe  er  keine  Notwendigkeit,  sich  gegen  ein  solches  System  wenigstens 
für  die  Zeit  des  Übergangs  auszusprechen;  denn  er  habe  nur  ge¬ 
wünscht,  daß  bei  Umgestaltung  der  schweizerischen  Verfassung  auf 
möglichste  Zentralität  hingearbeitet,  dagegen  nie  verlangt,  daß  diese 
sofort  im  ganzen  Umfange  eingeführt  werde. 

Wenn  so  die  Frage,  ob  Bund  oder  Einheitsstaat,  dahinfalle,  fuhr 
er  fort,  so  müsse  man  anerkennen,  daß  die  politischen  Vorschriften 
des  Entwurfs  zahlreiche  Verbesserungen  enthielten:  die  Einrichtung 
einer  ständigen,  allen  Kantonen  übergeordneten  Behörde,  welche 
diese  vor  Benachteiligung  durch  das  Ausland  bewahren,  aber  auch 
verhindern  könne,  daß  die  ganze  Schweiz  wegen  der  Mißgriffe 
einzelner  Stände  mit  diesem  in  Verwicklungen  gerate,  seien  ebenso 
freudig  zu  begrüßen,  wie  die  sonstigen  Fortschritte.  Wem  sollte  die 
Bedeutung  der  Einräumung  von  gleichen  politischen  Rechten  an 
Niedergelassene  wie  Kantonsbürger  entgehen,  besonders  für  die¬ 
jenigen  Orte,  die  es  sich  bisher  trotz  anscheinend  freiester  Verfassungs¬ 
form  zur  Aufgabe  machten,  sich  von  ihren  Mitkantonen  durch  eine 
chinesische  Mauer  abzuschließen  ?  Die  Zusammensetzung  der  obersten 
Bundesbehörde  sei  freilich  verfehlt  und  die  Erweiterung  ihrer  Kom¬ 
petenzen  deswegen  bedenklich :  sie  widerspreche  der  Rechtsgleichheit ; 
denn  der  Ständerat  unterscheide  sich  von  der  bisherigen  Tagsatzung 
ja  nur  dadurch,  daß  er  nicht  nach  Instruktionen  stimme.  Ein  aus 
vielen  Mitgliedern  zusammengesetzter  Großer  Rat  könne  es  aber  bei 
Abgabe  des  Standesvotums  viel  eher  wagen,  sich  über  den  eng¬ 
herzigen  kantonalen  Standpunkt  zum  nationalen  zu  erheben,  als  die 
zwei  Mitglieder  des  Ständerats,  die  nach  eigenem  Ermessen  stimmten 
und  deren  verfassungsmäßige  Stellung  doch  sei,  die  kantonalen 
Interessen  im  Gegensatz  zu  den  nationalen  zu  wahren.  Ein  vom 
Nationalrat  gefaßter  Beschluß  bleibe  solange  bedeutungslos,  bis  der 
Ständerat  diesem  beigetreten  sei,  und  man  wisse  doch  wohl,  wie 
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oft  die  bisherige  Tagsatzung  keinen  Entscheid  zu  fassen  vermocht 
habe,  selbst  wenn  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  einen  solchen  ver¬ 
langte.  Eine  Minorität,  meinte  er,  könne  also  auch  in  Zukunft  die 
Mehrheit  zwar  nicht  anhalten  zu  tun,  was  sie  nicht  wolle,  aber  doch 
zu  Unterlassungen  zwingen.  Ein  Schweizer  aus  einem  größeren  Kanton 
besitze  also  wohl  die  selben  Pflichten,  aber  nicht  den  gleichen 
Einfluß  wie  der  aus  einem  kleineren :  die  Ausdehnung  der  Bundes¬ 
kompetenzen  bringe  also  jenen  entschiedene  Nachteile.  Das  Prinzip  der 
politischen  Rechtsgleichheit,  das  sich  in  den  dreißiger  Jahren  bei  den 
einzelnen  Kantonen  über  die  Trümmer  historisch  gewordener  Verhält¬ 
nisse  Bahn  gebrochen  habe,  hätte  in  diesem  Dezennium  nun  durchaus 
im  Bunde  zum  Durchbruch  gebracht  werden  sollen.  Man  sage  nicht, 
es  würde  dies  der  Idee  des  Bundesstaates  widersprechen.  Ein  Bundes¬ 
staat  setze  lediglich  voraus,  daß  neben  dem  Bunde  die  einzelnen  zu 
dem  selben  vereinten  Staaten  fortbestünden.  Dies  sei  aber  möglich, 
auch  wenn  alle  Bürger  in  den  Angelegenheiten  der  Gesamtheit  die 
selben  Rechte  besäßen.  Gewiß  gäbe  es  Bundesstaaten  mit  Rechts¬ 
ungleichheit;  aber  welches  Gewicht  hätten  diese  Beispiele  gegenüber 
der  tief  in  die  menschliche  Natur  eingegrabenen  Wahrheit,  daß  allen 
Bürgern  eines  Staates  das  selbe  Maß  politischer  Rechte  gebühre? 
Endlich  solle  man  auch  nicht  zur  Rechtfertigung  des  vorgeschlagenen 
Zustandes  von  den  Vorzügen  des  Zweikammersystems  oder  einer 
doppelten  Beratung  der  Gesetze  sprechen :  sowohl  das  eine,  wie  das 
andere  könnte  ja,  wenn  man  es  haben  wolle,  neben  der  Rechts¬ 
gleichheit  in  Bundessachen  bestehen.  Schließlich  sei  als  weitere 
dem  Entwurf  anhaftende  Rechtsungleichheit  zu  erwähnen,  daß  über 
die  Stimmberechtigung  bei  den  Wahlen  in  den  Nationalrat  und  über 
die  Wahlfähigkeit  in  die  Bundesbehörden  nicht  etwa  ein  für  die  ganze 
Schweiz  gültiges  Bundesgesetz  entscheide,  sondern  daß  den  Kantonen 
anheimgestellt  werde,  hierüber  die  gutfindenden  Bestimmungen  zu 
treffen:  die  unausbleibliche  Folge  sei,  daß  die  gleiche  Klasse  von 
Schweizern  in  dem  einen  Teil  des  Landes  jener  beiden  wichtigsten 
politischen  Rechte  teilhaftig  werde,  in  dem  andern  aber  nicht,  und 
daß  somit  auch  in  dieser  Richtung  die  Rechtsgleichheit  in  Bundes¬ 
angelegenheiten  fehle. 

Ähnlich  lautete  sein  Urteil  über  die  materielle  Seite  des  Ent¬ 
wurfs.  Im  Gegensatz  zu  den  Berner  Radikalen,  die  unter  der 
Führung  Stämpflis  geradezu  auf  Verwerfung  antrugen,  aner¬ 
kannte  er  jedoch  die  zahlreichen  Verbesserungen,  um  freilich 
ebenso  bestimmt  das  Mangelhafte  des  erreichten  Kompromisses 
hervorzuheben: 

Die  getroffenen  Bestimmungen,  meinte  er,  verdienten  zum  Teil 
uneingeschränkten  Beifall ;  denn  durch  die  weitgehende  Zentralisierung 


Zürcherische  und  eidgenössische  Politik  (1845—1848) 


111 


des  Militärwesens  würden  die  Ausgaben  gerechter  verteilt.  Das  Zoll¬ 
wesen  solle  zur  Bundessache  gemacht  und  die  im  Innern  der  Schweiz 
bezogenen  Transitzölle  aufgehoben  werden;  in  Zukunft  würden 
schweizerische  Zölle  nach  rationellen  Grundsätzen  der  Volkswirtschaft 
nur  noch  an  den  Grenzen  verlangt  und  die  bisher  bezogenen 
sogenannten  eidgenössischen  Grenzgebühren  abgeschafft.  Besonders 
müsse  man  beachten,  daß  infolgedessen  die  Rohstoffe  geringer  als 
bisher  belastet  würden,  was  namentlich  dem  industriellen  Kanton 
Zürich  zu  Gute  komme.  Das  Postwesen  werde  von  der  Eidgenossen¬ 
schaft  übernommen  und  die  Einrichtungen  dadurch  ebenso  verbessert, 
wie  der  Verkehr  erleichtert.  Auch  sei  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß 
die  Schweiz  durch  diese  Zentralisierungen  in  eine  würdigere  Stellung 
gegenüber  dem  Ausland  gelange.  Ebenso  rücke  die  Vereinheitlichung 
des  Münzwesens  das  Ende  eines  Zustandes  in  Aussicht,  der  nahe 
an  die  Unerträglichkeit  grenze :  wenn  jene  Zentralisierung  auch  für 
einzelne  Kantone  große  ökonomische  Opfer  mit  sich  bringe,  so  seien 
diese  Opfer  nicht  dem  Entwürfe  zur  Last  zu  legen,  sondern  den 
Gebrechen,  die  der  frühere  Zustand  im  Lauf  der  Zeit  einreißen  ließ 
und  die  in  jedem  Fall  einmal  beseitigt  werden  müßten.  Die  Einführung 
von  gleichem  Maß  und  Gewicht  für  die  ganze  Eidgenossenschaft 
werde  den  Verkehr  wesentlich  erleichtern,  Ordnung  und  Bestimmtheit 
da  eintreten  lassen,  wo  bisher  Verwirrung  und  Unsicherheit  herrschte, 
und  neuerdings  eine  nicht  geringe  Schranke  zwischen  den  Schweizern 
fallen  machen:  der  Kanton  Zürich  habe  um  so  mehr  Veranlassung, 
sich  darüber  zu  freuen,  als  das  schon  bisher  bei  ihm  geltende  Maß 
und  Gewicht  nun  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  eingeführt  werde. 

Doch  müsse  man  neben  diesen  Lichtseiten  auch  die  grellen 
Schatten  des  Entwurfs  hervorheben :  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Bestimmungen  finde  sich  nur  das  jeder  Grundsätzlichkeit  ermangelnde 
Streben,  den  Kantonen  ihre  bisherigen  Einnahmen  zu  sichern,  selbst 
wo  sie  diese  unbilligerweise  größtenteils  aus  den  Taschen  ihrer 
Mitkantone  schöpften.  Nur  so  ließen  sich  die  Vorschriften  über  die 
Verteilung  der  Zolleinnahmen,  der  Posteinkünfte  und  über  dieKonsumo- 
gebühren  erklären.  Manche  Kantone,  wie  Zürich,  legten  ja  ihren 
Bürgern  direkte  Steuern  auf;  andere  aber  verschafften  sich  die  Ein¬ 
nahmen  durch  indirekte  Abgaben,  die  entweder  großenteils  von  den 
lieben  Mitkantonen  bezahlt  werden  müßten  oder  oft  die  Einfuhr  von 
deren  Produkten  bis  zur  Unmöglichkeit  erschwerten ;  hohe  Zölle  und 
Weggelder,  Posttaxen  und  Konsumogebühren  seien  die  Mittel,  durch 
die  man  aus  der  Tasche  der  Miteidgenossen  die  eigene  fülle,  wenn 
man  nicht  gar  die  Produkte  so  hoch  belaste,  daß  sie  gar  nicht  mehr 
eingeführt  werden  könnten. 

Man  hätte  nun  glauben  sollen,  dem  werde  ein  Ende  gemacht; 
statt  dessen  aber  würde  diesen  Mißverhältnissen  und  Ungerechtig¬ 
keiten,  die  bisher  großenteils  einen  mehr  vorübergehenden  Charakter 
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trugen  oder  gar  als  im  Widerspruch  mit  dem  Bundesvertrag  von  1815 
stehend  erklärt  wurden,  der  Stempel  der  Dauer  und  des  Rechts 
aufgedrückt.  Nach  dem  Entwurf  sollten  die  Kantone,  die  bis  dahin 
über  die  Gebühr  Zölle,  Weggelder  und  Posttaxen  erhoben  hätten, 
diese  auch  ferner  beziehen  und  doch  volle  Entschädigung  von  der 
Eidgenossenschaft  fordern  dürfen,  selbst  wenn  ihre  Bevölkerung  durch 
die  Aufhebung  am  meisten  erleichtert  werde  —  während  die  anderen 
Stände,  die  mit  ihren  Zollbezügen  bescheidener  waren,  viel  weniger 
von  den  Zolleinnahmen  des  Bundes  erhalten  würden,  auch  wenn  sie 
noch  so  große  Opfer  für  das  Straßenwesen  gebracht  hätten  und  noch 
so  viel  an  jene  beitrügen.  Und  ebenso  sollten  auch  in  Zukunft  Weine 
schweizerischen  Ursprungs  mit  Eingangszöllen  belegt  werden,  die 
dann  freilich  Konsumogebühren  genannt  würden,  und  damit  vom 
Gebiet  einzelner  Kantone  so  gut  wie  ausgeschlossen  sein.  Dabei 
bestimme  der  Entwurf,  daß  solche  Konsumogebühren  nur  auf  Wein 
und  andere  geistige  Getränke  gelegt  werden  dürften,  während  sich 
doch  auch  andere  Konsumogebühren,  z.  B.  auf  Gegenstände  nicht 
schweizerischen  Ursprungs  denken  ließen,  deren  Bezug  die  übrigen 
Kantone  in  keiner  Weise  benachteilige.  Wenn  Zürich  sich  schon 
beim  bisherigen  Zustand  in  sehr  ungünstiger  Lage  befunden  habe, 
so  sei  doch  kein  Grund,  stets  darin  zu  verbleiben,  selbst  wenn  es 
sich  um  eine  durchgreifende  Reform  handle. 

Die  Vorteile,  die  der  Entwurf  aufweise,  meinte  Escher  ferner,  seien 
ja  nun  nicht  etwa  der  Art,  daß  sie  die  darin  enthaltenen  Nachteile 
in  ihrem  notwendigen  Gefolge  hätten.  Die  Ausstellungen  erschienen 
ferner  als  sehr  gewichtig  und  nicht  aus  einem  kläglichen  Kantonal¬ 
egoismus  zu  erklären,  der  alle  Grundsätze  über  Bord  werfe,  wenn 
es  gelte,  auf  Kosten  Anderer  Eroberungen  zu  machen :  man  verlange 
ja  nicht,  besseren  Rechtes  zu  sein  als  der  Zuger,  der  Urner  oder 
der  Schwyzer.  Man  wolle  die  Bundesbrüder  nicht  tributpflichtig 
machen,  aber  ihnen  auch  nicht  tributpflichtig  bleiben.  Niemand  könne 
behaupten,  daß  Zürich  die  Grundsätzlichkeit  dem  Eigennutz  zum 
Opfer  bringe,  oder  daß  der  zürcherische  Standpunkt  ein  kantonaler 
und  nicht  schweizerischer  sei.  Wenn  man  verlange,  daß  die  Mit¬ 
eidgenossen  nicht  unter  dem  Namen  von  Konsumogebühren  Eingangs¬ 
zölle  auf  den  zürcherischen  Wein  legten,  so  spreche  nicht  kantonale 
Engherzigkeit  daraus:  man  fordere  bloß,  daß  die  übrigen  Stände 
nicht  anders  handelten,  als  die  Zürcher  gegen  sie. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  ließe  es  sich  also  gewiß  rechtfertigen, 
wenn  man  dem  Bundesentwurf  seine  Zustimmung  noch  nicht  erteilen, 
sondern  es  wenigstens  noch  auf  einen  Versuch  ankommen  lassen 
würde,  die  Ubelstände  zu  beseitigen,  die  man  nicht  weniger  vom 
schweizerischen,  als  vom  zürcherischen  Standpunkt  darin  erblicke. 
Allein  nach  sorgfältiger  Erwägung  der  Verhältnisse  erscheine  das 
doch  nicht  ratsam:  in  materiellen  Fragen  besitze  die  Mehrheit  der 


Zürcherische  und  eidgenössische  Politik  (1845—1848) 


113 


schweizerischen  Bevölkerung  Interessen,  die  den  zürcherischen  und 
echt  schweizerischen  durchaus  entgegengesetzt  gingen.  Daß  sie 
wenigstens  gegenwärtig  noch  nicht  gewillt  sei,  den  kantonalen  Stand¬ 
punkt  zu  Gunsten  des  eidgenössischen  zu  verlassen,  dafür  habe  man 
noch  letzthin  die  sprechendsten  Beweise  erleben  müssen :  das  Beispiel 
der  bernischen  Opposition,  die  einen  Verfassungsrat  verlangte  und 
genau  berechnete,  ob  der  Kanton  bei  dem  einen  oder  andern  Bundes¬ 
system  besser  stehe,  aber  nie  daran  dachte,  von  der  Aufhebung  des 
bernischen  Ohmgeldes  zu  reden,  das  doch  zu  den  größten  schwei¬ 
zerischen  Ungerechtigkeiten  gehöre  —  dieses  Beispiel  rede  genügend 
deutlich.  Wenn  aber  die  Mehrheit  der  schweizerischen  Bevölkerung 
und  gerade  die  Teile,  von  denen  man  am  ehesten  Grundsätzlichkeit 
erwarten  könnte,  sich  noch  so  wenig  vom  kantonalen  Standpunkt 
loszuringen  vermöchten,  wie  sollte  man  dann  hoffen,  mit  Wünschen 
durchzudringen,  die  nur  Aussicht  auf  Erfolg  besäßen,  wenn  einmal 
die  kantonale  Anschauungsweise  unumwunden  der  eidgenössischen 
Platz  gemacht  hätte? 

Freilich  könnte  man  nun  glauben,  es  ließen  sich  wenigstens  jene 
politischen  Fortschritte  erreichen,  die  dem  Entwurf  abgingen:  man 
sollte  meinen,  die  Mehrheit  des  Schweizervolkes  sei  jeden  Augenblick 
bereit,  Hand  dazu  zu  bieten,  daß  sie  sich  nie  mehr  dem  Willen  einer 
Minorität  unterziehen  müßte  und  somit  der  Grundsatz  der  Rechts¬ 
gleichheit  bei  eidgenössischen  Angelegenheiten  in  dem  neuen  Bundes¬ 
entwurf  niedergelegt  werde.  Aber  auffallenderweise  scheine  die 
Erfahrung  auch  hier  das  Gegenteil  zu  beweisen:  auf  der  Tagsatzung 
unterstützten  nur  wenige  der  großen  Kantone,  die  bisher  vorzugsweise 
unter  dem  Eigensinn  der  Minderheit  gelitten  hätten,  das  System, 
das  dies  in  Zukunft  nicht  mehr  möglich  mache.  Wenn  aber  dies 
System  schon  darum  zurzeit  noch  wenig  Aussicht  besitze  durch¬ 
zudringen,  so  würde  diese  noch  geringer,  weil  ja  der  bereits  aus¬ 
gearbeitete  Entwurf  zuvor  wieder  umgestoßen  werden  müßte.  Dieser 
Entwurf  würde  nun  von  vielen  der  verdienten  und  einflußreichen 
schweizerischen  Staatsmänner,  die  daran  gearbeitet  hätten,  mit  ihrer 
Person  gewissermaßen  identifiziert,  seine  Annahme  als  ein  Vertrauens-, 
die  Verwerfung  als  ein  Mißtrauensvotum  angesehen:  dieser  Umstand 
stehe  jeder  Änderung  im  Wege,  da  manche  der  am  Entwurf  beteiligten 
Politiker  mit  ihrem  ganzen  Anhang  einen  andern  Vorschlag  mindestens 
nicht  befürworten  würden.  Ja  es  sei  sogar  wahrscheinlich,  daß  durch 
die  Verwerfung  unter  den  Anhängern  der  Revision  eine  Spaltung 
ausbreche :  dann  wäre,  während  jetzt  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Entwurfs  eine  friedliche  Lösung  in  Aussicht  stehe,  eine  gewalt¬ 
same  wohl  unvermeidlich  und  jedenfalls  der  Ausgang  des 
Kampfes  nicht  minder  zweifelhaft  als  der  Segen  des  Sieges,  falls 
dieser  errungen  würde. 


8  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Zuletzt  dürfte  auch  ein  Blick  auf  das  Ausland  die  Schweiz 
bestimmen,  sich  so  schnell  wie  möglich  zu  rekonstruieren :  sie  werde 
diesem  zwar  durch  ihr  Verhalten  keine  Veranlassung  zum  Angriff 
geben  und,  sollte  ein  solcher  unwahrscheinlicherweise  drohen,  so 
würde  schon  der  bisherige  Bundesvertrag,  der  ja  sogar  einen  inneren 
Feind  niederzuschlagen  erlaubte,  die  Abwehr  des  äußern  ermöglichen. 
Dagegen  sei  die  Reaktion  in  Europa  überall  bereits  wieder  eifrig 
tätig,  und  wenn  man  auch  nur  mit  vorübergehenden  Erfolgen  zu 
rechnen  brauche,  so  würden  die  Überwundenen  des  Inlands  doch 
sicher  ihr  Haupt  aufs  neue  erheben,  so  wie  von  außen  her  ein  er¬ 
mutigender  Wind  wehe :  eine  spätere  Revision  könnte  also  innere  Stürme 
veranlassen,  welche  die  Ruhe  im  Vaterland  abermals  erschüttern  und 
überdies  auch  auf  die  Vorschriften  einer  neuen  Bundesverfassung 
nachteilig  zurückwirken  dürften. 

Wenn  der  Redner  so  bei  dem  Punkte,  bis  zu  dem  die  Angelegen¬ 
heit  gediehen  sei,  und  den  wenig  versprechenden  Aussichten  im 
Fall  einer  Verwerfung  eher  der  Gewalt  der  Umstände  weiche,  als 
sich  mit  Überzeugungsfreudigkeit  für  die  Annahme  ausspreche,  so 
dürfe  auch  der  Große  Rat  sich  nicht  der  Täuschung  hingeben,  als 
ob  man  sich  nur  zu  freuen  hätte ;  aber  er  müsse  die  Selbstüberwindung 
besitzen,  sich  selbst  in  nachteilige  Bestimmungen,  wenn  sie  unaus¬ 
weichlich  erschienen,  zu  fügen.  Das  zürcherische  Volk  solle  seine 
gewichtige  Stimme  ebenfalls  mit  Bewußtsein  abgeben  und  deshalb 
von  seinen  Behörden  eine  begutachtende  Meinungsäußerung  erhalten. 
Erkläre  es  sich  für  den  Entwurf,  so  bringe  es  der  Eidgenossenschaft 
neuerdings  ein  Opfer:  daß  es  nämlich  in  einer  Zeit,  deren  Pulsader 
die  Aufhebung  jeden  politischen  Vorrechts  sei,  die  Aufhebung  von 
Vorrechten  der  kleineren  Kantone  vor  den  größeren  nicht  fordere, 
daß  es  in  einem  Augenblick,  in  dem  die  Bundesverhältnisse  im  Sinn 
engerer  Verbrüderung  unter  den  Schweizern  umgestaltet  würden, 
nicht  verlange,  daß  dem  unbrüderlichen  Verhältnis  ein  Ziel  gesetzt 
werde,  nach  dem  einzelne  Kantone  berechtigt  seien,  die  andern  aus¬ 
zubeuten.  Gewiß  werde  die  Schweiz  dieses  Opfer  zu  würdigen  wissen 
und  eine  nicht  ferne  Zukunft,  vor  der  politische  Ungleichheit  in 
schweizerischen  Angelegenheiten  und  Tributpflichtigkeit  der  einen 
Kantone  gegen  die  andern  nicht  mehr  bestehen  würden,  Zürich  das 
zuteil  werden  lassen,  was  ihm  schon  längst  gebührt  hätte  —  mit 
oder  ohne  Revisionsartikel  in  der  Bundesverfassung,  und  trotz  des 
darin  liegenden  föderalistischen  Hemmschuhs,  selbst  wenn  die 
Mehrheit  der  schweizerischen  Bevölkerung  immer  noch  entgegen¬ 
stehende  kantonale  Sonderinteressen  verfolgen  sollte.1 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  919  und  Beilage  zu  Nr.  205.  „Freitagszeitung”  (28.  Juli). 
„Landbote”  (27.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  801,  817/18  (Polemik  gegen 
die  Rede,  deren  engherzige  Rechnerei  unangenehm  berühre:  die  gebrachten 
Opfer  sollten  ein  Akt  der  Begeisterung  und  Vaterlandsliebe  sein  und  nicht 
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Das  Ergebnis  der  Beratungen  war  denn  auch,  wie  erwartet, 
die  einstimmige  Annahme  der  Bundesreform,  die  vom  zürche¬ 
rischen  Volk  am  6.  August  1848  mit  25 119  Stimmen  gegen 
2517  bestätigt  wurde.  Eschers  zögernde  Haltung,  welche  die  Un¬ 
vollkommenheiten  fast  stärker  als  das  Erreichte  hervorhob,  ist 
für  seine  durchgreifende  Energie  sehr  bezeichnend,  die  irgend¬ 
welche  Hindernisse  nur  im  äußersten  Notfall  anerkannte:  er  hat 
sich  bloß  ganz  langsam  zum  Prinzip  des  Bundesrates  durchgerun¬ 
gen,  und  erst  die  weitere  Entwicklung  vermochte  ihn  über  die 
Besorgnisse,  die  er  so  nachdrücklich  ausgesprochen  hatte,  zu 
beruhigen.  In  jener  Grundsätzlichkeit,  die  den  historischen  An¬ 
spruch  kaum  mehr  anerkannte,  mag  sich  etwas  von  seiner 
Jugendlichkeit  aussprechen:  die  Konsequenz  und  juristische 
Schärfe  dieser  Reden  bleibt  auf  jeden  Fall  bemerkenswert, 
wenn  auch  manche  seiner  Anschauungen  sich  mit  den  Befürch¬ 
tungen  der  übrigen  Zürcher  Liberalen  deckten.  Doch  war 
Escher  viel  zu  sehr  Staatsmann,  um  das  Erreichbare  über  dem 
idealen  Programm  zu  verwerfen,  und  aus  dem  Unitarier  ist 
später  der  überzeugte  Anhänger  bundesstaatlicher  Formen 
geworden.  Der  organisatorische  Ausbau  des  in  der  Verfassung 
Angedeuteten,  an  dem  er  dann  so  wesentlichen  Anteil  gewinnen 
sollte,  hat  übrigens  manche  Bedenken  später  beseitigt,  die  sich 
aus  dem  Rückblick  auf  die  letzten  Jahrzehnte  in  der  Tat  er¬ 
gaben.  Die  materielle  und  politische  Notwendigkeit  wirkte, 
nachdem  die  staatsrechtlichen  Formen  überhaupt  die  Möglich¬ 
keit  dazu  geschaffen  hatten,  zwar  nicht  auf  den  Einheitsstaat 
hin,  aber  verstärkte  doch  die  von  Escher  so  sehr  befürwortete 
Zentralisierung.  Die  kantonalen  Sonderbestrebungen  traten, 
nachdem  sie  im  Vorjahr  eine  schwere  Niederlage  erlitten  hat¬ 
ten,  verhältnismäßig  zurück,  und  die  so  nachdrücklich  beklag¬ 
ten  Vorrechte  der  kleineren  Stände  wirkten  bei  deren  materiel¬ 
ler  Unterlegenheit  als  bloßes  Korrektiv:  der  Ausgleich,  der  so 
verschiedenartige  Bestandteile  zum  einheitlichen  Ganzen  ver¬ 
schmelzen  sollte,  war  gerade  durch  die  Mäßigung,  die  sich  der 

einzeln  aufgezählt  werden.  Der  unitarische  Standpunkt  des  Redners  sei 
nicht  der  des  zürcherischen  Volkes,  habe  auch  im  Großen  Rat  fast  keine 
Anhänger  usw.).  Siehe  ferner  J.  Baumgartner:  „Die  Schweiz  in  ihren 
Kämpfen  und  Umgestaltungen  von  1850  bis  1850"  Bd.  IV  p.  293/94. 
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Radikalismus  auferlegen  mußte,  geglückt,  und  jede  schärfere 
Fassung  hätte  den  Widerstand  der  überwundenen  Elemente 
gesteigert. 

Während  nun  die  Bundesverfassung  in  den  einzelnen  Kan¬ 
tonen  beraten  und  angenommen  wurde,  trat  Escher  durch  eine 
zufällige  Wendung  vorübergehend  in  die  Exekutive  ein:  am 
22.  September  1848  wählte  ihn  die  Tagsatzung,  zusammen  mit 
dem  solothurnischen  Abgeordneten  Munzinger,  als  eidgenössi¬ 
schen  Repräsentanten  in  den  Tessin,  dessen  Regierung  durch 
Begünstigung  des  lombardischen  Aufstandes  in  Schwierigkeiten 
mit  dem  Feldmarschail  Radetzky  geraten  war.1  Als  Vertreter 
des  Bundes  hat  er  nicht  bloß  Grenzverletzungen  österreichischer 
Soldaten  zurückgewiesen,2  sondern  an  der  Spitze  eidgenössi¬ 
scher  Truppen  auch  den  tessinischen  Radikalismus  im  Zaume 
halten  müssen;  denn  nicht  nur,  daß  die  Regierung  die  Wirksam¬ 
keit  der  Repräsentanten  in  jeder  Weise  erschwerte:  auch  die 
Bevölkerung  empfing  die  schweizerischen  Soldaten  keineswegs 
freundlich,  ln  Bellinzona  wurden  die  Offiziere  z.  B.  aus  einem 
Gasthaus  weggeschickt,  unter  dem  Vorwand,  lombardische 
Flüchtlinge  wollten  dieses  beziehen,  und  anderswo  nahm  man 
sie  mit  dem  Ruf:  „Croati,  Tedeschi,  Briganti”  und  weiteren 
Schimpfereien  auf.3 *  Die  Aufgabe  der  Repräsentanten  war  also 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1195:  im  4.  Wahlgang-  (neben  Oberst  Stehlin)  gewählt. 
Als  er  die  Wahl  ablehnen  wollte,  lud  ihn  besonders  Glarus  zur  Annahme 
ein,  mit  der  Bemerkung,  daß  er  als  Zürcher  wohl  ein  angenehmeres  Anden¬ 
ken  im  Tessin  zurücklassen  werde,  als  ein  anderer  Zürcher  [Ratsherr  Jak. 
Hiizel]  1815.  Auch  Munzinger  unterzog  sich  der  Wahl  in  der  Hoffnung, 
der  30jährige  Kollege  werde  das  gleiche  tun,  wie  er  mit  60  Jahren.  „Frei¬ 
tagszeitung7'  (26.  Sept.).  „Freie  Stimmen"  p.  157.  „Eidgen.  Zeitung" 
p.  1051  und  1053  (siehe  auch  1094).  Siehe  auch  E.  A.  1814—1848  Bd.  2, 
p,  70  ff.  (73).  P.  Schweizer:  „Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität” 
p.  818/19. 

2  So  erlangte  er  am  20.  Oktober  von  dem  General  v.  Wohlgemuth  Ge¬ 
nugtuung  für  das  gewalttätige  Benehmen  einer  Gruppe  österreichischer 
Soldaten,  die  in  der  Nacht  vom  17./18.  in  die  Ortschaft  Seseglio  bei  Chiasso 
ein  gedrungen  und  acht  Personen  aus  dem  Grenz  Wirtshaus,  darunter  zwei 
Schweizer,  auf  lombardisches  Gebiet  verschleppt  hatten  („N.  Z.  Z.”  p.  1333 
und  1338).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1170  und  1178.  Siehe  ferner  Baumgartner 
Bd.  IV  p.  309,  313  ff. 

3  „N.  Z.  Z."  p.  1477  (Erklärungen  Alfr.  Eschers  im  Nationalrat,  21.  No¬ 

vember),  1480/81  (22.  November).  Im  Bundesarchiv  liegen  umfangreichere 
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nicht  sehr  dankbar:  sie  hatten  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
Flüchtlinge  auf  eidgenössischem  Boden  keine  Waffen  mehr 
trügen,  auch  nicht  unter  dem  Vorwand  der  Jagd  —  mußten 
doch  Zeughäuser  und  Magazine  gegen  die  mit  der  italienischen 
Unabhängigkeitsbewegung  lebhaft  sympathisierende  Bevölke¬ 
rung  bewacht  und  der  Kanton  geradezu  unter  einer  Art  von 
Vormundschaft  gestellt  werden,* 1  so  daß  später  bei  der  Bundes¬ 
versammlung  leidenschaftliche  Klagen  einliefen.  Doch  billigte 
schon  der  Vorort  die  Haltung  der  Vertreter;2  und  als  man  dann 
über  jene  Beschwerden  im  Nationalrat  verhandelte,  ward  Escher, 
der  inzwischen  anfangs  November  aus  dem  Tessin  zurück¬ 
gekehrt  war,3  nach  hitziger  Debatte  sogar  in  die  Kommission 
zur  Prüfung  der  Angelegenheit  gewählt,  trotzdem  es  sich 
doch  eigentlich  um  seine  eigene  Sache  handelte.4  Die  Ueber- 
griffe  der  Flüchtlinge,  die  sich  vom  schweizerischen  Gebiet  aus 
schwere  Exzesse  gegen  den  Nachbarstaat  erlaubten,  unter  offen¬ 
barer  Begünstigung  durch  die  Regierung,  ließen  in  der  Tat  kaum 
ein  anderes  Verhalten  zu,  so  daß  der  abtretende  Vorort  vom 
Tessin  sogar  ihre  Ausweisung  und  Internierung  im  Innern  der 
Schweiz  oder  in  Frankreich  verlangte.  Nach  leidenschaftlich  er¬ 
regter  Debatte  wurden  denn  auch  vom  Nationalrat  die  gleich¬ 
lautenden  Anträge  der  Kommissionsmehrheit  angenommen: 
Escher  selber  hob  die  Berechtigung  des  von  den  Repräsentan- 

Notizen  Eschers  über  die  den  italienischen  Flüchtlingen  zu  Lasten  fallenden 
Tatsachen:  die  Einfälle  in  die  Lombardei  (über  den  Joriopaß  u.  A.)r  die  Ge¬ 
fechte  an  der  Grenze,  die  gewaltsame  Wegnahme  eines  Dampfschiffes  auf 
dem  Langensee,  die  Rolle  Mazzinis  in  Lugano  usw.  Ferner  über  die  Be¬ 
schwerden  der  Tessiner  Regierung  gegen  die  Repräsentanten:  wegen  Ent¬ 
waffnung  von  Tessinern,  betr.  den  Transport  von  Waffen  und  Munition, 
wegen  Besetzung  des  Arsenals  von  Bellinzona,  am  12.  Oktober,  betr.  Ver¬ 
haftung  von  Zivilpersonen  und  Verletzung  des  Hausrechtes  usw. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1432/35.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1115  (Maß¬ 
nahmen  bei  den  tessinischen  Nationalratswahlen). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1409  (7.  Nov.). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1379/80:  Munzinger  war  im  Tessin  geblieben.  „Freitags¬ 
zeitung”  (17.  Nov.). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1433  und  1438/39  (13.  Nov.),  1441.  „Freitagszeitung” 
(17.  Nov.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1259  und  1265.  „Landbote”  (16.  Nov.), 
wo  weiteres  über  den  Konflikt.  „Republikaner”  p.  3.  Bundesblatt  p.  151  ff. 
Die  Wahl  wurde  vom  Tessin  und  den  übrigen  Welschen  begreiflicherweise 
heftig  angefochten. 
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ten  gewählten  Verfahrens  hervor,  das  dann  mit  dem  Dank 
gegen  die  Urheber  gutgeheißen  wurde.1  Deren  Hauptverdienst 
war  wohl,  daß  sie  Mitte  Oktober  einen  Einfall  ins  Intelvital  zum 
Teil  verhinderten,  den  die  Kunde  vom  Ausbruch  der  Revolution 
in  Wien  und  vom  Wiederbeginn  des  Krieges  zwischen  Sardinien 
und  Oesterreich  begünstigte.  Freilich  setzte  trotzdem  noch 
eine  heftige  Preßpolemik  ein:  ost-  und  westschweizerische  Zei¬ 
tungen  griffen  die  Beschuldigungen  der  tessinischen  National¬ 
räte  auf,  ihr  Kanton  sei  nicht  wie  ein  Teil  der  Eidgenossen¬ 
schaft,  sondern  wie  eine  Provinz  behandelt  worden,2 3  und  noch 
bis  ins  folgende  Jahr  hielt  sich  die  Erregung.15 

Während  so  zum  erstenmal  eine  stärkere  Meinungsverschie¬ 
denheit  zwischen  deutscher  und  romanischer  Schweiz  hervor¬ 
trat,  hatten  bereits  die  Wahlen  für  die  neue  Bundesversamm- 

1  „N.  Z.  Z.”  1438/39,  1474,  1477/78  (21.Nov.),  1480/81  (22.Nov.). 
„Freitagszeitung”  (24.  Nov.).  „Freie  Stimmen”  p.  196.  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  1297,  1301.  Im  Bundesarchiv  Notizen  Eschers  über  die  der  Tessiner 
Regierung  zu  Lasten  fallenden  Tatsachen,  wohl  Skizzen  zu  seinem  Votum 
im  Nationalrat:  u.  a.,  daß  die  Regierung  von  dem  geplanten  Einfall  der 
Flüchtlinge  ins  Intelvital  am  13.  Oktober  gewußt  habe,  ohne  dies  den  Re¬ 
präsentanten  mitzuteilen,  ähnlich  in  späteren  Fällen;  die  Duldung  Mazzinis 
usw.  Er  versichert  die  Unbefangenheit  der  Repräsentanten  und  ihre  feste 
Haltung  gegen  Österreich  und  hebt  die  zum  Teil  beleidigende  Sprache  der 
Tessiner  Regierung  gegen  sie  hervor,  sowie  ihre  zweifelhafte  Haltung 
gegenüber  den  eidgenössischen  Truppen  und  der  sehr  gereizten  Stimmung 
der  Bevölkerung.  In  Eschers  Nachlaß  finden  sich  ferner  eine  Reihe  meist 
autographer  Konzepte  zu  Schreiben  der  Repräsentanten  an  die  Tessiner, 
Graubündner  und  Urner  Regierung,  den  Vorort  Bern,  den  schweizerischen 
Generalkonsul  in  Mailand,  den  Truppenkommandanten  Oberst  Ritter,  den 
General  v.  Wohlgemuth  usw.,  27.  September  bis  31.  Oktober  1848. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1558/59  (12.  Dez.):  die  tessinische  Regierung  beklagte 
sich  besonders  auch,  daß  sie  bei  der  Entwaffnung  der  Flüchtlinge,  dem 
Waffentransport  und  der  Bewachung  des  Arsenals  von  Bellinzona  durch 
die  Repräsentanten  umgangen  worden  sei,  was  diese  zum  Teil  bestritten. 
Nach  mehrmaligem  Ersuchen  (p.  1469  und  1471)  erhielt  Escher  dann,  zu¬ 
sammen  mit  Munzinger,  am  28.  November  seine  Entlassung  als  eidgenössi¬ 
scher  Repräsentant  (p.  1507).  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1270, 
1287,  1289,  1324.  „Freitagszeitung”  (24.  Nov.),  Baumgartner  Bd.  IV, 
p.  314,  360/61. 

3  Noch  anfangs  Juni  1849  beantragte  der  Ständerat  Pfiffer-Gagliardi, 
die  Geschäftsführung  des  Bundesrates  nicht  zu  genehmigen,  weil  dieser  den 
tessinischen  Behörden  weniger  Glauben  geschenkt  habe  als  einer  fremden 
Militärregierung  („N.  Z.  Z.”  1849  p.  695.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung” 
1848  p.  1321).  Der  Tessiner  „Republikaner”  schickte  Escher  den  Beinamen 
scopatore,  Ausfeger,  nach  („Freitagszeitung”  1848,  22.  Dez.). 
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lung  stattgefunden.  Daß  Escher,  der  in  seinem  Kanton  die  füh¬ 
rende  Rolle  spielte,  für  den  ersten  —  die  Bezirke  Zürich,  Affol- 
tern  und  die  Zunft  Talwil  umfassenden  —  Nationalratswahlkreis 
vorgeschlagen  wurde,  verstand  sich  fast  von  selber:  sein  or¬ 
ganisatorisches  Talent,  die  ausdauernde  Tätigkeit,  seine  Grund¬ 
sätzlichkeit  und  Konsequenz,  die  Beredsamkeit,  sowie  die  be¬ 
deutenden  Dienste,  die  er  dem  Staat  in  den  wenigen  Jahren 
seiner  öffentlichen  Wirksamkeit  bereits  erwiesen  hatte,  ließen 
ihn  unter  den  ersten  erscheinen,  die  eine  solche  Auszeichnung 
verdienten1  —  beruhten  doch  sogar  die  zürcherischen  Bestim¬ 
mungen  für  die  Wahlen  in  die  Bundesversammlung  auf  seiner 
Arbeit,  nur  daß  er  den  Ständeräten  charakteristischerweise  ur¬ 
sprünglich  eine  untergeordnetere  Stellung  hatte  anweisen 
wollen.2  Trotzdem  ein  Teil  der  Liberalen  selber  gegen  ihn  mit 
der  Behauptung  agitierte,  er  sei  zu  herrisch  und  diktatorisch,3 
wurde  er  am  15.  Oktober  1848  mit  der  zweithöchsten  Stimmen¬ 
zahl  gewählt,4  sodaß  die  konservative  „Eidgenössische  Zeitung" 
sich  mit  der  hämischen  Konstatierung  begnügen  mußte,  er  sei 
wenigstens  nicht  an  erster  Stelle  und  in  mehreren  Kreisen  zu¬ 
gleich  gewählt  und  verliere  also  offenbar  bei  der  eigenen  Partei 
an  Ansehen.5  Um  der  Bundesversammlung  beizuwohnen, 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1289  (14.  Okt.).  „Freitagszeitung”  (13.  Okt.).  „Freie 
Stimmen”  p.  164/65,  170.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1105,  1134. 

2  J.  Rüttimann  an  A.  E.,  21.  Sept.  1848. 

3  Regierungsrat  Bollier  an  A.  E.,  17.  Okt.  1848:  a.  Regierungsrat  Wie¬ 
land  paralysierte  diese  Bestrebungen  dann  mit  der  Erklärung,  er  werde 
selber  keine  Wahl  annehmen,  wenn  Escher  nicht  gewählt  werde,  da  dies  die 
größte  Schmach  für  die  Liberalen  wäre. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1301  (2764  Stimmen);  siehe  auch  p.  1321,  1333.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (20.  Okt.),  „Landbote”  (26.  Okt.).  „Freie  Stimmen”  p.  168. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  1143,  1145. 

5  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1150,  1177,  1229.  „N.  Z.  Z.”  p.  1343  (26.  Okt.). 
Escher  an  Staatsschreiber  Hagenbuch;  Lugano,  26.  Okt.  1848:  „Die  Wahl 
hat  mich  gefreut,  theils  um  der  Keime  einer  schönen  Zukunft  für  unser 
Vaterland  in  sich  tragenden  Behörde  willen,  in  die  ich  gewählt  worden, 
theils  um  des  Zutrauens  willen,  welches  mir  das  Volk  neuerdings  bewiesen 
und  das  eine  gewisse  sich  zu  den  Liberalen  zählende  Klike,  wie  wenig  ich 
es  auch  verdient  hatte,  mir  zu  entziehen  bemüht  war.  Ich  werde  alle  meine 
Kräfte  aufbieten,  um  den  großen  Anforderungen  möglichst  zu  genügen, 
welche,  wie  ich  fürchten  muß,  an  mich  werden  gestellt  werden.  Ich  be- 
daure,  daß  die  Frage  des  Bundessitzes  gleich  im  Anfänge  der  Verhandlun¬ 
gen  der  Bundesversammlung  den  Teufel  des  Cantonalegoismus  herauf- 
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mußte  er  dann  allerdings  am  23.  Oktober  um  die  Entlassung 
als  eidgenössischer  Repräsentant  einkommen,  und  als  ihm  der 
Vorort  diese  nicht  gewähren  zu  können  erklärte,  um  Urlaub 
nachsuchen.* 1 

In  dem  am  6.  November  1848  zum  erstenmal  zusammentre¬ 
tenden  Nationalrat,  dem  er  bis  zu  seinem  Tode  (1882)  angehörte, 
hat  Escher  von  Anfang  an  eine  hervorragende  Stellung  einge¬ 
nommen:  seine  Bildung  und  Kenntnisse,  seine  zwar  nicht  glän¬ 
zende,  aber  wohlgeordnete  Rede  und  vor  allem  sein  gefürch¬ 
teter  Name  rückten  ihn  schon  zu  Beginn  in  den  Vordergrund.2 3 * 
Am  7.  November  ernannte  man  ihn,  nachdem  er  auch  für 
den  Vorsitz  einzelne  Stimmen  erhalten  hatte,  im  fünften  Wahl¬ 
gang  zum  Vizepräsidenten,  5  Mit  noch  nicht  30  Jahren  hatte  er 
so  einen  Einfluß  gewonnen,  den  er  trotz  aller  fördernden  Um¬ 
stände  im  wesentlichen  sich  selber  verdankte.  Mochte  eine  ge¬ 
wisse  Hitze  und  Übertreibung  seine  Wirksamkeit  oft  erschweren, 
so  war  doch  die  Wucht  und  Leistungsfähigkeit  unbestreitbar. 
Am  9.  November  erscheint  Escher  dann  als  Referent  der  Kom¬ 
mission  zur  Prüfung  der  beanstandeten  Nationalratswahlen  — 
zu  deren  Mitglied  er  neben  Ochsenbein,  Kern,  Kasimir  Pfyffer 
und  Andern  in  der  Eröffnungssitzung  bestimmt  worden  war  — 
mit  dem  fast  einstimmig  gebilligten  Antrag,  gegen  die  Kantone 
Uri  und  Obwalden,  die  ihre  Souveränetätsrechte  mit  Protest 
verwahren  wollten,  durch  Kassation  der  Wahlen  vorzugehen, 
und  auch  Nidwalden,  das  eine  ähnliche  Erklärung  in  Aussicht 

beschwören  wird,  und  daß  wir  Zürcher  gezwungen  sein  werden,  nicht  das 
wenigste  dazu  heizutragen"  (ZentralbibL). 

1  „N.  Z.  Z."  p.  1380  (3.  Nov.),  sowie  die  Schriftstücke  in  seinem  Nach¬ 
laß.  Am  12.  November  lud  ihn  dann  der  Vorort  wegen  der  kritischer  ge¬ 
wordenen  Lag'e  ein,  ins  Tessin  zurückzukehren,  verlängerte  ihm  dann  aber 
auf  sein  Ersuchen  den  Urlaub  bis  zum  Schluß  der  Verhandlungen  in  der 
Bundesversammlung  über  die  Tessiner  Angelegenheit.  „Landbote”  (9.  No¬ 
vember). 

2  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1229:  „Zu  wünschen  ist  nur,  daß  er  hier  auf 
Männer  stoße,  welche  ihm  in  allen  Beziehungen  gewachsen  und  die  in  ihm 
liegende  Neigung  des  Ehrgeizes  und  der  Herrschsucht  in  die  gebührenden 
Schranken  zurückzuweisen  im  Stande  sind." 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1408.  Bundesblatt  Bd.  I  (1848/49),  p.  41  und  131.  „Frei¬ 

tagszeitung"  (10.  Nov.).  „Landbote"  (16.  Nov.).  „Freie  Stimmen"  p.  183. 

„Eidgen.  Zeitung"  p.  1239.  „Republikaner"  p.  3. 
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stellte,  eine  Frist  von  acht  Tagen  zu  setzen.1  Am  13.  November 
ward  er  nach  langem  Kampf  in  den  Ausschuß  zur  Untersuchung 
der  Tessiner  Angelegenheit  gewählt;2 3 * * * *  am  14.  referiert  er  über  den 
Nidwaldner  Protest  und  beantragt  als  Sprecher  der  Kommis¬ 
sionsminderheit  die  Ungültigkeit  der  Freiburger  Wahlen,  die 
nach  ungeheurem  Lärm  vom  Nationalrat  schließlich  mit  einer 
Stimme  Mehrheit  beschlossen,  von  der  gesamten  Bundesver¬ 
sammlung  aber  verworfen  wurde.8  Als  Mitglied  des  Bundesrates 
fiel  er  freilich  nicht  ernsthaft  in  Betracht,  da  der  ältere  in  der 
eidgenössischen  Politik  längst  erfahrene  Jonas  Furrer  den  Kan¬ 
ton  vertreten  sollte  und  neben  diesem  kein  zweiter  Zürcher 


1  „N.  Z.  Z."  p.  1403  und  T4T7:  am  Schlüsse  seiner  ausgezeichneten 
Rede  habe  er  die  Bemerkung  gemacht,,  „es  möchten  diejenigen,  die  immer 
so  viel  von  eidgenössischem  Brudersinn  zu  sprechen  wußten,  nun  ver¬ 
suchen,  denselben  bei  einer  Urnerschen  Landsgemeinde  an  Mann  zu  brin¬ 
gen."  Vgl.  auch  p.  1425  und  Bundesblatt  1848/49  Bd.  I,  p.  74  ff.,  ferner 
A.  Ph.  v.  Segesser:  „Kleine  Schriften"  Bd.  III  p.  1  ff.  Dagegen  wurden  die 
Wahlen  im  bernischen  Jura  auf  seinen  Antrag  als  gültig  erklärt  (ib. 
p.  90  ff.).  „Freitagszeitung"  (17.  Nov.).  „Freie  Stimmen"  p.  184  und  199. 
Schon  am  7.  November  war  über  seinen  Antrag,  die  Entscheidung  über  die 
Wahlakten  von  Uri  und  Obwalden  zu  verschieben,  bis  über  die  Protesta¬ 
tionen  entschieden  sei,  die  größte  Verwirrung  entstanden,  so  daß  Escher 
ihn  schließlich  zurückzog  („Eidgen.  Zeitung”  p.  1235,  auch  p.  1247,  1249, 
1253). 

2  Siehe  oben  p.  117. 

3  „N.  Z.  Z."  p.  1441,  vgl.  auch  p.  1467:  man  verdächtigte  ihn  nachher 
in  bernischen  Zeitungen,  er  habe  bei  dieser  Kassation  in  erster  Linie  die 
Frage  des  Bundessitzes  im  Auge  gehabt,  während  für  ihn  tatsächlich,  im 

Gegensatz  zum  Parteiinteresse,  das  die  Bestätigung  erforderte,  rein  juri¬ 
stische  Fragen  den  Ausschlag  gaben  (vgl.  auch  p.  1479  ff.  und  Bundesblatt 
p.  95  ff.),  sowie  Baumgartner  Bd.  IV  p.  350 — 352.  Ein  Einsender  der 
„Freien  Stimmen”  (p.  184)  tadelte  wiederum,  mit  Rücksicht  auf  die  noch 
unentschiedene  Frage  des  Bundessitzes,  daß  Escher  so  radikal  mit  Uri  und 
Obwalden  verfahren  sei,  während  die  Redaktion  ihn  in  Schutz  nahm  (siehe 

auch  p.  199  und  203).  In  der  Diskussion  im  Nationalrat  tadelte  Escher  die 
radikale  Freiburger  Regierung  scharf,  daß  sie  es  nicht  gewagt  habe,  ihre 
Kantonalverfassung,  die  ihr  ein  neunjähriges  Regiment  sicherte,  dem  Volke 
vorzulegen,  sehr  im  Gegensatz  zu  seiner  späteren  Haltung  gegenüber  Frei¬ 
burg.  Am  18.  November  lehnte  Escher  dann  eine  Wahl  in  die  Kommission 
zur  Beratung  eines  Gesetzes  über  den  Bundessitz  ab.  („N.  Z.  Z.”  p.  1459). 

Siehe  ferner  „N.  Z.  Z.”  1851  p.  1377,  und  Baumgartner  Bd.  IV  p.  350—352. 

„Freitagszeitung"  (17.  Nov.).  „Landbote"  (23.  Nov.)  „Eidgen.  Zeitung 

p.  1265  und  1269. 
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Platz  finden  konnte;1  als  Vizepräsident  des  Nationalrates  hat  er 
dagegen  die  Vereidigung  der  Neugewählten  vorgenommen,2  und 
bei  der  abermaligen  Bestellung  des  Vorsitzes,  nach  Ochsenbeins 
Eintritt  in  den  Bundesrat,  erhielt  er  bereits  39  Stimmen.3  Be¬ 
greiflicherweise  hat  er  sich  dann  am  28.  November  bei  der  Ab¬ 
stimmung  über  den  künftigen  Bundessitz  für  Zürich  ausgespro¬ 
chen,  und  es  bildet  eine  sonderbare  Bestätigung  seines  Einflus¬ 
ses,  wenn  man  auf  Seite  der  zürcherischen  Konservativen  vor 
allem  ihn  für  das  Unterliegen  verantwortlich  machte.4  Wenige 
Wochen  unermüdlicher  Arbeit  hatten  ihn  so  auch  in  der  Eid¬ 
genossenschaft  an  die  erste  Stelle  gebracht,  und  die  Weiterent¬ 
wicklung  konnte  diese  Einwirkung  nur  bestätigen. 

In  der  Eröffnungsrede,  mit  der  er  die  Wintersitzung  des  zür¬ 
cherischen  Groben  Rates  einleitete,  hat  Escher  sich  dann  am 
26.  Dezember  1848  über  die  Ereignisse  der  letzten  Wochen 
ausgesprochen. 

Nachdem  er  an  die  Präsidentenwahl  Louis  Napoleons  und  die 
damit  noch  geheimnisvoller  gewordene  Zukunft  erinnert  hatte,  gab 
er  seiner  Überzeugung  Ausdruck,  daß  die  Reaktion  wohl  da  und 
dort  Boden  gewinnen,  Europa  sich  aber  vom  freiheitlichen  Geiste 
nicht  dauernd  wieder  abwenden  könne ;  vielmehr  bestätige  sich  darin 
nur  das  die  ganze  Weltgeschichte  durchziehende  Gesetz,  nach  dem 
die  Entwicklung  der  Menschheit  zwar  in  Stoß  und  Gegenstoß  vor 
sich  gehe,  wenn  Vor-  und  Rückschritt  mit  einander  verglichen  werden, 
sich  aber  doch  stets  mehr  dem  Ziele  nähere. 

1  Furrer  hat  ihn  immerhin  angefragt,  ob  er  sich  eventuell  wählen  ließe 
(Isler,  p.  102).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung"  p.  826,  1273  (er  habe  eine 
Stimme  erhalten). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1469  (20.  Nov.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1287  und  1289. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1474  (21.  Nov.)  und  1477.  Am  25.  November  äußert  er 
sich  dann  zum  Plan  einer  schweizerischen  Universität,  für  die  jedoch  erst 
die  Mittel  bereitgestellt  werden  müßten  (p.  1495).  „Freitagszeitung”  (24. 
Nov.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1291  und  1293. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1505,  1510  und  1519/20.  „Freitagszeitung”  (1.  Dez.). 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  1319,  1338.  Siehe  auch  die  lächerliche  Beschuldigung 
der  „Freien  Stimmen”  p.  198,  Eschers  Vater  habe  die  Hausmieten  für  die 
ihm  gehörenden  Escherhäuser  am  Zeltweg  steigern  wollen,  da  Zürich  jetzt 
Bundesstadt  werde!  Vgl.  ferner  „Freie  Stimmen”  1849,  p.  3.  Die  Escher¬ 
häuser  waren  von  Hch.  Escher-Zollikofer  nach  der  Beseitigung  der  städti¬ 
schen  Festungswerke  gebaut  worden,  als  bloßer  Teil  eines  von  ihm  der 
Schanzenkommission  vorgelegten,  von  dieser  aber  verworfenen  Quartier¬ 
plans  (siehe  „Zürcher  Taschenbuch”  1910  p.  232/33). 
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Dann  wandte  er  sich  zu  den  Geschäften  der  Bundesversammlung, 
erinnerte  an  die  Bestellung  der  eidgenössischen  Regierung  und  an  das 
Vorgehen  gegen  Uri  und  Unterwalden,  das  die  Zurücknahme  ihrer 
Vorbehalte  und  die  Abhaltung  von  bedingungslosen  Neuwahlen  be¬ 
wirkt  habe :  möge  auch  die  Gesinnung  der  Mehrheit  unter  ihnen 
dadurch  nicht  verwandelt  sein,  so  sei  doch  diesen  Kantonen  damit 
der  letzte  staatsrechtliche  Anhaltspunkt  genommen,  den  sie  bei 
gelegener  Zeit  zum  Widerstand  gegen  die  neue  Verfassung  benützen 
könnten.  Er  erinnerte  darauf  an  die  von  der  Bundesversammlung 
nicht  gebilligte  Kassation  der  Freiburger  Wahlen,  die  der  Nationalrat 
ausgesprochen  hatte,  sowie  an  den  Beschluß  in  der  Tessinerfrage, 
dem  grundsätzliche  Bedeutung  zukomme :  die  Behörde  habe  sich 
damit  auch  in  Zukunft  für  strikte  Neutralität,  unter  Wahrung  des 
Asylrechts,  ausgesprochen,  jedoch  so,  daß  die  Schweiz  nicht  zum 
Herd  von  feindlichen  Unternehmungen  gegen  die  Sicherheit  der 
Nachbarstaaten  werden  dürfe,  und  daß  sie  darum  ihre  Bürger  nicht 
zwingen  solle,  monatelang  fern  von  der  Heimat  an  der  Grenze 
Polizeischergendienste  zu  verrichten,  unter  Erschöpfung  der  eid¬ 
genössischen  Kassen,  die  ja  zur  Befriedigung  so  vieler  dringender 
Bedürfnisse  kaum  ausreichten. 

In  der  Frage  des  Bundessitzes  seien  die  Würfel  zu  Berns  Gunsten 
ausgefallen,  vermöge  seiner  geographischen  Lage,  die  es  als  passen¬ 
des  Bindeglied  zwischen  der  deutschen  und  französischen  Schweiz 
erscheinen  lasse,  sowie  wegen  seiner  Größe  und  durch  den  zufälligen 
Umstand,  daß  es  im  Augenblick,  als  die  Frage  entschieden  werden 
mußte,  gerade  Vorort  war.  Die  zürcherischen  Abgeordneten  hätten 
alle  erlaubten  Mittel  angewandt,  um  den  Beschluß  zu  Gunsten  ihrer 
Vaterstadt  zu  lenken,  und  zu  diesem  Zweck  sogar  die  Frage  eines 
wechselnden  Bundessitzes  aufgeworfen,  seien  aber  dabei  auf  fast 
allgemeinen  Widerspruch  gerade  bei  sehr  warmen  Freunden  Zürichs, 
sowie  des  Fortschrittes  in  eidgenössischen  Einrichtungen  gestoßen. 
Wenn  sie  es  verschmähten,  ihre  Stimmen  in  den  sonstigen  die 
Versammlung  beschäftigenden  Fragen  zu  Spekulationen  in  der 
Bundessitzangelegenheit  zu  mißbrauchen,  wenn  sie  Zürich,  das  in 
jedem  Fall  unterlegen  wäre,  nicht  auch  noch  mit  Schmach  unterliegen 
lassen  wollten,  so  hätten  sie  doch  sicher  im  Sinne  des  zürcherischen 
Volkes  gehandelt. 

Auch  ließe  sich  ja  manches  zur  Beschwichtigung  der  schmerz¬ 
lichen  Gefühle  über  diese  Hintansetzung  sagen:  so  sei  es  mehr 
als  zweifelhaft,  ob  die  außerordentlich  großen  Opfer,  die  Zürich  zu 
bringen  gehabt  hätte,  mit  dem  von  Manchen  übertriebenen  materiellen 
Nutzen  im  Einklang  gewesen  wären,  und  man  könnte  an  die  vielen 
Wechselfälle  erinnern,  denen  der  Sitz  der  Bundesbehörden  in  politisch 
bewegten  Zeiten  ausgesetzt  sei,  und  an  das  Mißtrauen,  das  ihm  gerade 
um  seines  Übergewichts  willen  entgegengebracht  werde  und  seinen 
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Einfluß  schwäche ;  endlich  daß  das  Gesetz,  das  Bern  dazu  machte, 
unter  Umständen  wieder  abgeändert  werden  könne  und  anderes.1 

Allein  der  Redner  wolle  das  Gefühl  des  Schmerzes  durch  keine 
materiellen  oder  politischen  Berechnungen  verwischen :  „aber  einen 
Entschluß  möchte  ich  Sie  mit  mir  zu  fassen  ersuchen.  Lassen  wir 
unsern  Schmerz  nicht  in  eine  ärmliche  Eifersüchtelei  gegen  Bern, 
lassen  wir  ihn  noch  weniger  in  eine  kleinliche  Gereiztheit  oder  gar 
in  ein  feindseliges  Verhalten  gegen  die  Eidgenossenschaft  ausarten; 
gerade  dadurch  würden  wir  ja  beweisen,  daß  wir  des  Bundessitzes 
unwürdig  gewesen  wären.  Vergessen  wir  nicht,  daß  der  Kanton,  in 
dessen  Gebiet  sich  der  Bundessitz  befindet,  nicht  deswegen  schon 
notwendig  eidgenössischer  Vorort  ist.  Nein,  meine  Herren,  der 
schweizerische  Stand  wird  V orort  sein,  der  es  den  andern  zuvortut 
in  eidgenössischer  Gesinnung  und  in  unermüdlicher  Fürsorge  für 
die  Wohlfahrt  des  Volkes.  Streben  wir  in  dieser  Weise  in  edlem 
Wetteifer  mit  unsern  eidgenössischen  Mitständen,  schweizerischer 
Vorort  zu  werden,  und  sollte  es  uns  gelingen,  das  Ziel  zu  erreichen, 
so  würden  wir  in  dem  Gedanken,  daß  wir  diesen  Sieg  nicht  der 
Gunst  Anderer,  sondern  nur  unserm  eigenen  Verdienste  zu  verdanken 
haben,  wohl  nicht  am  wenigsten  Befriedigung  finden!" 

Der  Redner  hob  dann  schließlich  die  Verhandlungen  über  die 
Errichtung  einer  schweizerischen  Hochschule  hervor :  gewiß  sei  es  der 
Verwirklichung  dieses  schönen  Gedankens  eher  nachteilig  gewesen, 
daß  ein  solcher  Antrag  in  dem  Augenblick  in  den  Kreis  der  Beratungs¬ 
gegenstände  geworfen  wurde,  in  dem  die  höchsten  Bundesbehörden 
noch  mit  ihrer  Konstituierung  beschäftigt  waren  und  die  ökonomischen 
Hülfsmittel  der  Eidgenossenschaft  nicht  einmal  in  den  allgemeinsten 
Umrissen  berechnet  werden  konnten,  sowie  daß  die  Frage,  ob  die 
Interessen  der  Gesamtheit  die  Errichtung  einer  schweizerischen 
Hochschule  erheischten,  hinter  die  weitere  zurücktrat,  ob  durch  ihre 
Gründung  ein  Kanton  für  seine  Ansprüche  auf  den  Bundessitz  ab¬ 
gefunden  werden  könne.  Wenn  die  zürcherische  Vertretung  diese 
Bedenken  gefühlt  und  nach  ihnen  gehandelt  habe,  so  sei  doch  nicht 
daran  zu  zweifeln,  daß  Zürich  im  rechten  Augenblick  sein  ganzes 
Gewicht  für  die  Errichtung  einer  schweizerischen  Hochschule  in  die 
Wagschale  legen  werde,  und  zwar  nicht  etwa  bloß  oder  auch  nur 
zuerst,  damit  es  für  die  ihm  widerfahrene  Hintansetzung  in  der 

1  In  seinen  Erinnerungen  sagt  auch  Blumer,  der  1848  für  Zürich  als 
Bundessitz  gestimmt  hatte:  „Mich  hat  eine  mehr  als  zwanzigjährige  Er¬ 
fahrung  nicht  davon  überzeugt,  daß  die  Bundesversammlung  in  ihrer  Mehr¬ 
heit  das  Richtige  getroffen  habe:  durch  die  Bezeichnung  Berns  als  Bundes¬ 
stadt  wurde  der  politische  Schwerpunkt  der  Schweiz  zu  sehr  nach  Westen 
verlegt  und  der  öffentlichen  Meinung  der  Hauptstadt  des  größten  Kantons 
ein  allzu  großer  Einfluß  auf  die  Stimmungen  und  Entschließungen  der  Bun¬ 
desbehörden  eingeräumt.” 
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Bundesfrage  entschädigt,  sondern  vor  allem  auch,  damit  eine  der 
wesentlichsten  Garantien  für  die  Einigung  des  schweizerischen  Volkes 
und  somit  auch  für  den  Bestand  der  neuen  Bundesverfassung  ins 
Leben  gerufen  werde. 

Der  Redner  gedachte  dann  noch  des  neuen  Bundespräsidenten 
Jonas  Furrer  und  ging  schließlich  auf  die  zur  Beratung  stehenden 
Regierungsvorschläge  und  die  Frage  einer  Verfassungsrevision  über  — 
wieder  mit  der  charakteristischen  Warnung  vor  allzu  großer  Hast  beim 
Versuch,  der  um  sich  greifenden  Verarmung  zu  steuern  und  das 
materielle  Wohl  des  Volkes  zu  heben,  damit  die  Kräfte  des  Staates 
bei  dieser  Hauptaufgabe  der  Gegenwart  nutzbringend  verwendet  und 
nicht  verschleudert  würden.1 

Noch  am  gleichen  Tage  wurde  er  dann  in  die  Kommission 
zur  Abänderung  des  Grohratsreglements,2  am  folgenden  Tage 
aber,  wie  erwartet,  mit  111  von  151  Stimmen  zum  Nachfolger 
des  Amtsbürgermeisters  Furrer  gewählt,  sowie  zum  Mitglied  des 
Kirchenrats.3  Durch  die  natürliche  Entwicklung  der  Dinge  trat 
er  so  in  die  Nachfolge  des  angesehensten  Politikers  ein,  den  der 
zürcherische  Liberalismus  bisher  an  seiner  Spitze  gesehen  hatte. 
Nachdem  er  schon  längst  die  zweite  Rolle  gespielt  hatte,  fiel 
ihm  nun  mit  Furrers  Übersiedlung  die  Leitung  des  Kantons  zu; 
denn  daß  seine  hervorragenden  Verdienste,  die  Ehrenhaftigkeit 
und  unermüdliche  Tätigkeit  ihm  auch  in  Bern  nach  so  kurzer 
Frist  die  gebührende  Anerkennung  sicherte,  muhte  auf  seine 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  1621  ff.  Der  Redner  wurde  dann  wegen  seiner  Ausfüh« 
rungen  im  „Berner  Verfassungsfreund”  heftig  angegriffen,  siehe  „N.  Z.  Z.” 
1849,  p.  9  (3.  Jan.).  „Freitagszeitung”  (29.  Dez.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1425 
(siehe  auch  1849,  p.  69  und  77:  Anspielungen  des  bernischen  Großrats« 
Präsidenten  A.  v.  Tillier  auf  die  Rede,  15.  Jan.).  „Republikaner”  p.  6.  J.  J. 
Rüttimann:  „Kleine  vermischte  Schriften”  p.  116. 

2  „N.Z.Z.”  p.  1623/24.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1426. 

3  „N.Z.Z.”  p.  1627/28.  Zugleich  gehörte  er  der  Abordnung  an,  die 
den  Bundespräsidenten  Furrer  aufsuchen  sollte.  „Freitagszeitung”  (29.  Dez.). 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  1397,  1427,  1430,  1433.  „Landbote”  (4.  Jan.  1850). 
„Republikaner”  p.  8  und  1849  p.  3.  —  Über  seine  sonstige  kantonale  Wirk« 
samkeit  vgl.  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  811  ff.  (Rede  auf  den  verstorbenen  liberalen 
Großratspräsidenten  Weiß,  26.  Juni;  siehe  auch  „Landbote”,  29.  Juni. 
„Freie  Stimmen”  p.  104.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  701),  p.  846  (Wahl  in  den 
Finanzrat,  4.  Juli),  914  und  924  (Stellungnahme  für  Wiederberufung  des 
1839  vertriebenen  Seminar  dir  ektors  Thomas  Scherr,  die  indes  vom  Er« 
ziehungsrat  in  seiner  Abwesenheit  abgelehnt  wurde,  19.  Juli).  Siehe  auch 
„Freitagszeitung”  (21.  Juli).  „Republikaner”  1849  p.  2  (Wahl  in  die  Kom« 
mission  zur  Abänderung  des  Großratsreglements). 
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Stellung  in  der  Heimat  zurückwirken:  die  stets  fortdauernden  An¬ 
griffe  der  Konservativen,  ja  mancher  Radikaler/  die  wenigstens 
in  der  Vaterstadt  seine  Geltung  einengten,  blieben  auf  dem 
weiteren  Schauplatz  wirkungslos,  und  im  Alter  von  noch  nicht 
dreißig  Jahren  fand  er  sich  an  der  Spitze  des  zürcherischen 
Staates. 

Überblickt  man  nun  die  Fähigkeiten,  die  eine  so  über¬ 
raschend  schnelle  Laufbahn  ermöglichten,  so  steht  die  natür¬ 
liche  Führereigenschaft  voran:  überall,  wo  Escher  erscheint, 
tritt  er  sogleich  in  erste  Linie.  Die  glänzenden  äußeren  Ver¬ 
hältnisse,  die  ihm  das  Herrschen  fast  zur  Selbstverständlichkeit 
machten,  spielen  dabei  mit,  erklären  aber  nicht  das  Wesent¬ 
liche:  wohl  war  er  von  früher  Kindheit  auf  gewohnt,  ausgezeich¬ 
net  zu  werden  und  zu  dominieren;  allein  wenn  er,  im  Unter¬ 
schied  zu  hundert  andern,  die  unter  ähnlichen  Umständen  auf¬ 
wuchsen,  zuletzt  eine  wahre  Leidenschaft  der  Machtübung  ent¬ 
wickelte,  so  wurzelt  das  weniger  in  den  Verhältnissen,  als  in 
ausnahmsweiser  Begabung  und  Kraft  des  Geistes.  Das  nahe 
Freundschaftsverhältnis  zu  Furrer,  das  während  dessen  Ab¬ 
wesenheit  jeweilen  zu  einem  regen  Briefwechsel  über  alle  Ein¬ 
zelheiten  der  zürcherischen  und  eidgenössischen  Politik  führte,1 2 

1  „N.  Z.  Z.”  1849  p.  352  (Klage  Eschers,  des  Regierungsrats  Bollier  und 
des  Kriminalrichters  Wunderli  gegen  Joh.  Rud.  Spillmann)  und  821/22 
(Publikation  des  obergerichtlichen  Urteils).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung” 
1849  p.  151,  323/24,  575.  „Freie  Stimmen”  1849  p.  23,  26,  38,  43,  48, 
50,  56,  64,  68,  74,  84,  86,  94.  Vgl.  ferner  die  Notiz  der  „Neuen  Schweiz”, 
Dr.  Ludw.  Snell  habe  die  Redaktion  des  „Republikaner”  übernommen,  „wel¬ 
cher  von  einer  Fraktion  des  zürcherischen  Radikalismus  dem  Moniteur  des 
Präsidenten  der  Republik’,  des  Hrn.  Dr.  und  Bürgermeisters  Alfr.  Escher  als 
Kontrolle  an  die  Seite  gestellt  worden  ist”  („Eidgen.  Zeitung”  1848  p.  267 
und  268). 

2  Die  Briefe  Eschers  scheinen  verloren.  Von  den  zahlreichen  in  seinem 
Nachlaß  auf  dem  Bundesarchiv  befindlichen  Schreiben  Furrers  gibt  A.  Isler: 
„Jonas  Furrer”  p.  83  ff.  umfängliche  Auszüge.  Furrer  hat  ihn,  wie  oben 
erwähnt,  am  17.  Oktober  1848  angefragt,  ob  er  eventuell  Bundesrat  werden 
wolle  (p.  102).  Nachdem  er  dann  selber  in  die  oberste  Exekutive  einge¬ 
treten  war,  nahm  er  trotzdem  noch  immer  teil  an  den  zürcherischen  Par¬ 
teifragen.  Es  ist  übertrieben,  von  einem  politischen  Gegensatz  der  beiden 
zu  reden:  der  wenigstens  für  Furrer  vollständig  erhaltene  Briefwechsel 
zeigt  nur  selten  sachliche  und  so  gut  wie  keine  persönliche  Differenzen. 
Selbstverständlich  waren  sie  gelegentlich  verschiedener  Ansicht;  allein  auch 
in  der  Frage  der  Bundesreform  teilte  Furrer  vielfach  Eschers  Ansichten 
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zeigt,  daß  er  sich  auch  unterzuordnen  verstand,  wenn  er  über¬ 
ragende  Verdienste  und  größere  Erfahrung  sah.  Zweifellos  hat 
Furrer  ihn  mehr  als  einmal  gemäßigt:  verhinderte  er  doch  z.  B. 
im  Dezember  1847  durch  eigene  Rücktrittsdrohungen,  daß  der 
tüchtige  Obergerichtspräsident  Finsler  wegen  seiner  Zugehörig¬ 
keit  zu  den  Konservativen  gesprengt  wurde.* 1  Eschers  Neigung, 
in  Personenfragen  schematisch  nach  der  Parteistellung  zu  ent¬ 
scheiden,  hat  ja  auch  anderswo  dem  Staat,  wie  dem  liberalen 
Systeme  geschadet.2  Aber  mochte  er  auch  leicht  interessierte 

und  verzichtete  nur  auf  den  aussichtslosen  Versuch,,  sie  durchzusetzen. 
Ebensowenig  entspricht  es  freilich  den  Tatsachen,  Furrer  nur  als  eine  Art 
von  Vertreter  Eschers  im  Bundesrat  anzusehen.  Siehe  auch  das  Geschwätz 
der  „Freien  Stimmen"  p.  203:  Escher  trachte  nach  der  Bundespräsidenten¬ 
würde  und  habe  inzwischen  Furrer  dorthin  gebracht,  um  Bürgermeister  zu 
werden  und  keinen  Konkurrenten  im  Kanton  zu  haben;  deshalb  habe  er  die 
Wahl  des  ehemaligen  bernischen  Schultheißen  Neuhaus  verhindert. 

1  Sein  eindrucksvoller  Brief  bei  Isler  p.  202  ff.  Siehe  auch  die  Beilage 
zur  „Eidgen.  Zeitung"  (nach  p.  208)  und  p.  229. 

2  Siehe  die  „Erinnerungen  aus  meinem  Leben"  von  A.  Koelliker  (Leipzig 
1899)  p.  15/16:  Escher  habe  ihn  in  Zürich  nicht  halten  wollen,  da  er  als 
konservativ  galt;  dadurch  habe  die  Universität  1852  noch,  sehr  gegen 
Eschers  Wunsch,  Prof.  Hasse  verloren,  der  den  größten  Wert  auf  ein  Zu¬ 
sammenarbeiten  mit  Koelliker  legte.  Vgl.  auch  Gg.  v.  Wyß:  „Die  Hochschule 
Zürich"  p.  62  ff.,  die  Erinnerungen  Kd.  Rahn-Eschers  im  „Zürcher  Taschen¬ 
buch”  1917  p.  109/10.  Dagegen  wurde  in  der  „N.  Z.  Z.”  vom  6.  Oktober 
1849  (p.  1225)  die  Sache  so  dargestellt,  daß  es  sich  für  den  Erziehungsrat 
darum  handelte,  Koelliker  nach  Würzburg  zu  verlieren  und  dafür  den 
Prof.  Engel  auf  längere  Zeit  an  die  Hochschule  zu  fesseln,  der  so  gering 
besoldet  sei,  daß  er  leicht  einem  allfälligen  Ruf  selbst  an  eine  mittelmäßige 
Universität  hätte  Folge  leisten  können:  man  habe  ihm  dann  noch  die  Stelle 
Koellikers  übergeben.  —  Siehe  ferner  die  heftigen  Angriffe  in  der  „Eidgen. 
Zeitung”  1849  p.  30,  49,  57/58,  weil  Escher  als  Erziehungsrat  die  definitive 
Ersetzung  des  Philologen  Joh.  Kasp.  Orelli  am  Gymnasium  durch  den  ihm 
befreundeten  Dr.  Joh.  Honegger  veranlaßt  hatte,  noch  bevor  jener  selbst  zum 
Rücktritt  entschlossen  war.  Ebenso  p.  1080/81,  1085/86,  2001  wegen  Ver¬ 
nachlässigung  der  Hochschulinteressen,  da  die  durch  den  Weggang  oder 
Tod  von  Bluntschli,  Koelliker,  Orelli  und  andern  entstandenen  Lücken  noch 
nicht  ausgefüllt  seien.  „Auch  Hr.  Dr.  Escher  nahm  einmal  einen  Anlauf, 
an  der  Hochschule  zu  lesen.  Er  machte  aber  solche  Ansprüche  hinsichtlich 
der  Zahl  seiner  Zuhörer,  daß,  wenn  wir  nicht  irren,  er  ein  einziges  Kolle¬ 
gium,  das  überdies  nicht  etwa  den  Zweig  der  juristischen  Wissenschaft  be¬ 
schlug,  dessen  Brachliegen  so  schwer  empfunden  wurde,  zu  Stande  brachte. 
Beschwerden  über  die  Abfindung  von  Friedr.  v.  Wyß  mit  einem  bloßen 
Titel  usw.  Siehe  auch  „Freie  Stimmen”  1849  p.  8,  16.  Wie  Friedr.  v.  Wyß 
dann,  unter  Eschers  Einfluß,  bei  der  Neubesetzung  von  Bluntschlis  Lehr¬ 
stuhl  1850/51  zugunsten  Dr.  Hillebrands  übergangen  wurde,  der  Berlin 
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Gesinnungstüchtigkeit  für  staatliche  und  politische  Zuverlässig¬ 
keit  nehmen,  so  bildeten  diese  Übertreibungen  doch  nur  die 
Kehrseite  eines  leidenschaftlichen  Eifers,  dem  Staate  zu  dienen. 
Der  Ehrgeiz,  den  unparteiische  Beobachter  so  stark  an  ihm  her¬ 
vorheben,  war  bloß  die  Triebkraft,  die  einen  ausnahmsweise 
leistungsfähigen  Organismus  in  Bewegung  setzte:  wenn  seine 
persönlichen  Wünsche  mit  dem  Vorteil  des  Ganzen  zusammen¬ 
stießen,  hat  er  stets,  ohne  einen  Augenblick  zu  zögern  den 
eigenen  Standpunkt  geopfert.  Als  der  fähigste  Kopf  des  zür¬ 
cherischen  und  schweizerischen  Liberalismus,  als  die  nachhal¬ 
tigste  Kraft,  über  welche  die  eben  zum  Siege  gelangte  Partei 
verfügte,  als  wuchtige  und  initiativefrohe  Persönlichkeit,  die 
sich  zugleich  der  ganzen  Zeitideen  bemächtigte,  trat  er  in  die 
Leitung  der  Angelegenheiten  ein,  und  im  Kanton  Zürich,  wie  in 
der  Eidgenossenschaft  zeigte  sich  alsbald  seine  Einwirkung. 


aus  politischen  Gründen  hatte  verlassen  müssen,  siehe  „Zürcher  Taschen¬ 
buch  1913  p.  108 — HO.  In  denselben  Zusammenhang-  g-ehört  doch  wohl  auch 
die  Zurücksetzung-  seines  früheren  Lehrers  Sal.  Voeg-elin,  der  im  Juni  1847 
eine  Erweiterung-  seiner  bisherigen  Anstellung  am  Gymnasium  begehrt  hatte 
und  Eschers  Freund  Honegger  weichen  mußte.  Siehe  die  Biographie  seines 
Sohnes  im  „Neujahrsblatt”  der  Zürcher  Stadtbibliothek  1887  p.  56  ff. 
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Drittes  Kapitel. 

Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer 

Parlamentarier. 

(1849-1855.) 

1.  Nationalratspräsident  1849/50, 

Der  Augenblick,  in  dem  Alfred  Escher  an  die  Spitze  des 
zürcherischen  Staates  trat,  ist  bezeichnet  durch  admini¬ 
strative  Neuorganisierung:  wenn  schon  die  Bundesverfassung 
eine  Fülle  von  Änderungen  notwendig  machte,  so  hatte  sich 
auch  das  ganze  Regierungssystem  mit  seinen  vorberatenden 
Kollegien:  dem  Staatsrat,  Rat  des  Innern,  Polizei-,  Finanz-, 
Kriegs-,  Gesetzgebungs-  und  Gesundheitsrat  überlebt,  da  es  die 
Kräfte  der  dreizehn  Regierungsräte  allzu  sehr  zersplitterte  und 
den  Geschäftsgang  verschleppte.  Nachdem  schon  im  Dezem¬ 
ber  1847  unter  Eschers  Teilnahme  eine  Kommission  für  die  Vor¬ 
nahme  der  Verfassungsrevision  gewählt  worden  war,  be¬ 
schloß  der  Regierungsrat  am  29.  März  1849,  deren  Vorschläge 
auf  Einführung  des  modifizierten  Departementalsystems  und 
Reduktion  des  Regierungsrates  dem  Großen  Rat  zu  empfehlen. 
Zugleich  trug  er  an,  die  Amtsdauer  der  Exekutive  auf  vier  Jahre 
herabzusetzen,  mit  jeweiliger  halber  Erneuerung,  und  Umwand¬ 
lung  des  Bürgermeistertitels  in  den  eines  bloßen  Regierungs¬ 
präsidenten.1  Escher,  der  schon  am  6.  Januar  1849  an  Furrers 
Stelle  zum  Vorsitzenden  des  Gesetzgebungsrates  ernannt  wor¬ 
den  war  und  gleichzeitig  einer  Kommission  zur  Begutachtung 
der  Frage  angehörte,  ob  Erleichterungen  im  Schuldrecht  und  in 

1  „N.  Z.  Z."  p.  37T.  Siehe  Baumgartner  Bd.  IV  p.  418/19.  In  Eschers 
Nachlaß  Aktenstücke  über  die  Kommissionsberatungen  (Januar-Februar 
1849),  sowie  eigenhändige  Entwürfe  betreffend  Gemeinde-,  Bezirks-  und 
Großratswahlen,  über  Stimmrecht,  Wahlfähigkeit,  die  Unvereinbarkeit  einer 
Stelle  mit  einer  andern  usw. 


9  Gagiiardi,  Alfred  Escher. 
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den  Verhältnissen  der  Falliten,  gerichtlich  Akkordierten  und 
Rehabilitierten  eintreten  könnten,1  besah  an  dieser  Verfassungs¬ 
änderung  maßgebenden  Anteil:  ihm  fiel  denn  auch  die  münd¬ 
liche  Berichterstattung  bei  den  Grobratsverhandlungen  zu.2  Am 
10.  April  begründete  er,  warum  man  sich  mit  einer  Partialrevi¬ 
sion  begnügt  habe:  die  Bundesverfassung  mache  keine  voll¬ 
ständige  Änderung  nötig,  und  die  Amtsdauer  des  Groben  Rates 
laufe  ohnedies  bald  ab,  so  dab  die  Volksabstimmung  in  eine 
politisch  aufgeregte  Zeit  fallen  würde,  selbst  wenn  die  Revision 
noch  vom  gegenwärtigen  Rat  durchgeführt  werden  könnte. 
Sie  liege  aber  auch  nicht  in  den  Wünschen  des  Volkes,  das 
seine  Aufmerksamkeit  jetzt  mehr  auf  die  materiellen,  als  die 
politischen  Fragen  richte  und  zu  solchen  Diskussionen  nicht 
hingezwungen  werden  solle.  Eine  Masse  von  Begehren  würde 
aufsteigen,  die  dann  doch  nicht  gewährt  werden  könnten  und 
nur  Mißstimmung  erzeugen  müßten.  Der  entscheidende  Grund 
sei  aber  gewesen,  dab  das  Volk  bei  einer  Partialrevision  eher 
seinen  Willen  im  Einzelnen  geltend  machen  könne,  als  bei  einer 
totalen,  wo  es  das  Ganze  hinnehmen  müsse. 

Gleichzeitig  berichtete  er  über  den  durch  die  Bundesverfas¬ 
sung  nötig  gewordenen  Gesetzesvorschlag  betreffend  die  Aus¬ 
übung  politischer  Rechte  in  kantonalen  Angelegenheiten  durch 
Bürger  anderer  Kantone,  und  Anderes.3  Am  folgenden  Tage 
aber  stellte  er  dann  im  Einzelnen  die  Übelstände  dar,  die  das 
bisherige  System  nach  sich  gezogen  habe:  die  Zersplitterung 
und  Oberflächlichkeit  in  der  Behandlung  der  Geschäfte,  sowie 
die  Zeitverschwendung,  die  den  Regierungsräten  zugemutet 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  28.  „Eidgen.  Zeitung  p.  31.  „Landbote”  (11.  Jan.).  „Frei¬ 
tagszeitung  (13.  April).  „Republikaner”  p.  7.  Schon  am  30.  März  1840 
gedachte  dieser  der  „wahrhaft  bewundernswerten  Tätigkeit"  Eschers,  „der, 
selbst  mit  einem  guten  Beispiele  vorangehend,  auch  die  übrigen  Mitglieder 
und  Kollegien  nicht  feiern  läßt,  sondern  auf  die  Erledigung  der  pendenten 
Geschäfte  mit  einer  Gewandtheit  und  mit  einem  so  rühmlichen  Eifer  ein¬ 
wirkt,  daß  auch  seine  erklärtesten  Gegner  ihm  ihre  Anerkennung  nicht 
werden  versagen  können.  Unter  einem  solchen  Präsidium  kann  keine  Be¬ 
hörde  einschlafen”  ...  (p.  50/51).  Siehe  dagegen  die  Polemik  der  „Freien 
Stimmen”  p.  55/56,  die  nur  Eschers  Fleiß,  aber  nicht  seine  Begabung  geK 
ten  lassen  wollen. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  400. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  436/37.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  308. 
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werde,  das  Fehlen  von  Konsequenz  und  Verantwortung.  Fak¬ 
tisch  habe  sich  bereits  ein  Direktorialsystem  ausgebildet,  nur 
ohne  dessen  Vorteile:  die  Gewalt  des  Referierenden  überwiege, 
weil  die  Andern  die  Akten  nicht  lesen  könnten.  Ein  fernerer 
Übelstand  liege  in  der  Zahl  der  Regierungsräte:  schon  jetzt 
seien  tüchtige  Männer  schwer  zu  finden,  da  auch  der  Bund 
solche  beanspruche,  und  ebenso  sei  es  undemokratisch,  daß  Un¬ 
bemittelte  so  gut  wie  gar  nicht  in  die  Regierung  eintreten  könn¬ 
ten.  Die  Mehrheit  der  Kommission  schlage  nun  neun  Mitglieder 
und  ein  modifiziertes  Direktoriaisystem  vor,  um  die  Gewalt  der 
Einzelnen  nicht  zu  groß  werden  zu  lassen.  Außerdem  sollten 
ständige  Expertenkommissionen  die  Exekutive  entlasten:  der 
Erziehung-  und  Kirchenrat  würden  weiter  bestehen,  und 
Anderes. 

Dem  Redner  fiel  dann  auch  die  eigentliche  Verteidigung 
der  Regierungsanträge  zu,  die  am  gleichen  Tag  mit  98  gegen 
34  Stimmen  angenommen  wurden,1  und  ebenso  hat  er  später 
das  Ausführungsgesetz  über  die  Verfassungsrevision  entworfen: 
die  wichtigste,  eine  rationelle  Geschäftserledigung  überhaupt 
erst  ermöglichende  administrative  Reorganisation  ist  also  unter 
seiner  bestimmenden  Mitwirkung  erfolgt,  und  auch  während  des 
Übergangs  beherrschte  er  alle  Fäden. 

Allein  auch  in  der  Eidgenossenschaft  nahm  er  bald  eine  maß¬ 
gebende  Stellung  ein;  denn  die  von  ihm  vertretenen  Anschau¬ 
ungen  deckten  sich  genau  mit  den  Bedürfnissen  der  Zeit  und 
der  durch  den  Sonderbundskrieg  noch  fester  zusammenge¬ 
schlossenen  Mehrheit.  Noch  während  sich  im  Kanton  Zürich 
die  moderne  Verwaltungsreform  vorbereitete,  war  Escher  nach 
schwerem  Kampf  als  Kandidat  der  gemäßigten  Radikalen  am 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  440 — 442.  Vgl.  auch  p.  446  (Wahl  in  eine  Kommission 
zur  Beratung  des  Gesetzes  betr.  die  Geschäftsagenten,  12.  April).  Siehe 
ferner  „Landbote”  12.  April.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  401 — 403  (ausführliche 
Verteidigung  gegen  den  Vorwurf,  man  wolle  die  Herrschaft  einer  Kama¬ 
rilla  und  Bureaukratie  errichten  usw.  Er  wollte  die  Wahl  der  neuen  Direk¬ 
toren  dem  Großen  Rat  Vorbehalten,  unterlag  damit  aber),  407,  413.  —  Nach 
einem  Schreiben  Hch.  Arters  an  Escher,  vom  11.  Juni  1849,  wurde  dieser 
am  10.  Juni  von  der  Gemeindeversammlung  Enge  im  1.  Wahlgang  mit  48 
von  60  Stimmen  als  Bezirkswahlmann  gewählt. 
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16.  April  1849  im  vierten  Wahlgang  mit  40  gegen  36  Stimmen 
zum  Vorsitzenden  des  Nationalrats  gewählt  worden,  als  Nach¬ 
folger  des  aus  den  Freischarenzügen  bekannten  Dr.  Robert  Stei¬ 
ger.1  Er  übernahm  das  Amt,  wie  er  sagte,  als  Genugtuung  für 
die  vielen  wegen  seiner  Haltung  bisher  erlittenen  Anfeindun¬ 
gen,  die  er  indes  durch  den  Umstand  entschuldigte,  daß  die 
erste  Sitzung  mit  Recht  eine  stürmische  habe  genannt  werden 
können.2  Seine  Eignung  gerade  für  diesen  Posten  war  unver¬ 
gleichlich:  starke  repräsentative  Fähigkeiten,  die  Gewohnheit 
zu  herrschen,  die  Gabe  des  Ergreifens  von  hohen  Gesichts¬ 
punkten  und  wirkungsvoller  Rede  verstärkten  seine  Stellung 
so,  daß  er,  obwohl  eines  der  jüngsten  Mitglieder,  binnen  weni¬ 
gen  Monaten  als  der  einflußreichste  Mann  der  eidgenössischen 
Räte  dastand. 

Aber  der  Dreißigjährige  begnügte  sich  nicht  damit,  die  Ver¬ 
handlungen  zu  leiten:  sowohl  in  die  Budgetberatungen,  wie  in 
die  Zolltariffragen  griff  er  mit  ausführlichen  Voten  ein,  zur  Ver¬ 
teidigung  des  fiskalischen  Gesichtspunkts,  sowie  gegen  zu  hohe 
Besteuerung  der  Rohstoffe  und  für  größere  Belastung  der 
Luxusartikel,  mit  genauester  Sachkunde.  Seine  Korrespondenz 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  465  und  467.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  425.  „Landbote” 
(19.  und  26.  April).  „Republikaner”  p.  62.  „Freitagszeitung”  (20.  April). 
Der  Kandidat  der  Westschweizer  und  einiger  Ostschweizer  war  der  St.  Gal- 
ler  Hungerbühler.  Zum  Vizepräsidenten  ward,  ebenfalls  im  vierten  Wahl¬ 
gang,  General  Dufour  gewählt.  Siehe  auch  Bundesblatt  1849  Bd.  II  p,  2. 
Baumgartner  Bd.  IV  p.  369,  sowie  die  Notizen  von  Dubs  bei  Reinh.  Rüegg: 
„Jak.  Dubs”  („Züricher  Post”  1902),  mit  wichtigen  Angaben  über  die  Partei¬ 
gruppierungen.  Siehe  auch  A.  Ph.  v.  Segesser:  „Sammlung  kleiner  Schriften” 
Bd.  III  p.  VII  ff.:  „Die  erste  Bundesversammlung,  ganz  unter  dem  Eindruck 
der  bekannten  Zeitverhältnisse  gewählt,  repräsentierte  beinahe  in  ihrer 
Totalität  den  politischen  und  wirtschaftlichen  Liberalismus,  der  in  den 
30er  Jahren  groß  gewachsen  war.  Die  alte  Demokratie  und  der  neue  Radi¬ 
kalismus  waren  darin  nur  durch  wenige  Glieder  und  in  untergeordneter 
Stellung  vertreten.  . . .  Die  Partei,  welche  in  der  neuen  Eidgenossenschaft 
zur  Herrschaft  gelangte,  war  homogen,  und  ihre  vornehmsten  Träger  waren 
durch  die  Bestrebungen  und  Vorgänge  des  vorangegangenen  Dezenniums 
enge  unter  sich  verbunden.  . . .  Die  Vertreter  der  Opposition  waren  lauter 
junge,  in  den  Geschäften  noch  wenig  bewanderte  Leute.  . . .  Man  behandelte 
uns  mit  großer  Geringschätzung,  so  ungefähr  wie  die  elsaß-lothringischen 
Deputierten  bei  ihrem  ersten  Erscheinen  im  Reichstag  zu  Berlin  behandelt 
wurden:  wir  waren  unser  sieben  oder  acht  in  einer  Versammlung  von  111 
Mitgliedern”  . . . 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  473.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  429. 
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in  diesen,  wie  in  andern  Fragen  zeigt,  daß  er  sich  auch  bei  den 
Fachleuten  zu  informieren  wußte,  und  wenn  er  auf  die  Un¬ 
billigkeit  aufmerksam  machte,  daß  den  Kantonen,  die  bisher  be¬ 
scheidene  Zollansätze  besessen  hätten,  zur  Strafe  dafür  nun 
auch  die  geringsten  Entschädigungen  zufallen  würden,1  so  griff 
er  auf  Anschauungen  zurück,  die  ihn  der  ganzen  Bundesverfas¬ 
sung  zögernd  hatten  gegenüberstehen  lassen.  Am  18.  April  ward 
er  dann  in  den  Ausschuß  zur  Prüfung  der  Postgesetze  und  am 
28.  in  die  Zollkommission  gewählt,2  und  ebenso  nahm  er  an  den 
Beratungen  über  die  Organisation  der  Postverwaltung  genauen 
Anteil,  mit  Empfehlung  von  Kreisdirektionen,  welche  die  Zen¬ 
tralinstanz  entlasten  und  die  lokalen  Bedürfnisse  besser  befriedi¬ 
gen  würden.3 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  515  (26.  April).  „Eidgen.  Zeitung-,,  p.  469.  „Landbote” 
(3.  Mai).  —  Art.  24  der  Bundesverfassung  hatte  dem  Bund  das  Recht  zu¬ 
gewiesen,  die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder  anerkannten  Land-  und 
Wasserzölle  usw.  gegen  Entschädigung  ganz  oder  teilweise  aufzuheben. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  522  (vgl.  auch  p.  533)  und  Bundesblatt  1849  Bd.  II  p.  11. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  431,  433.  „Landbote”  (26.  April).  „Republikaner” 
p.  65.  „Freitagszeitung”  (4.  Mai). 

3  Auch  hier  wies  er  auf  die  Ungerechtigkeit  hin,  daß  die  Kantone,  die 
bisher  niedrige  Taxen  gehabt  hätten,  nun  die  geringste  Entschädigung  be¬ 
zögen;  denn  er  betrachte  die  Post  keineswegs  als  eine  fiskalische  Einrich¬ 
tung  zum  Bezug  von  indirekten  Steuern,  sondern  als  ein  dem  Nutzen  des 
Publikums  dienendes  Institut  („N.  Z.  Z.”  p.  625,  18.  Mai;  641,  21.  Mai;  647, 
22.  Mai).  Unermüdlich  machte  er  immer  wieder  auf  die  Unbilligkeit  auf¬ 
merksam,  daß  man  diejenigen  Stände,  die  ihre  inneren  Zölle  und  Verkehrs¬ 
belästigungen  längst  beseitigt  hätten,  nun  anhalten  wolle,  die  andern, 
welche  diese  Belästigungen  zur  Einnahmequelle  machten,  zu  entschädigen. 
Er  betonte,  daß  nur  die  auf  dem  Transit  lastenden  Zölle  aufgehoben  werden 
sollten,  daß  aber  von  einer  Ablösung  der  kantonalen  Konsumozölle  nicht 
die  Rede  sein  könne  (ib.  p.  745,  13.  Juni,  als  Sprecher  der  Kommissions¬ 
minderheit);  und  als  man  gegen  seine  Vorschläge  den  Vorwurf  der  Unaus¬ 
führbarkeit  erhob,  wies  er  darauf  hin,  daß  sie  von  Fachmännern  aufgestellt, 
und  in  diesem  Sinne  in  den  meisten  Ländern  bereits  praktische  Anordnun¬ 
gen  getroffen  seien.  Wenn  man  von  der  bevorzugten  Stellung  des  Kantons 
Zürich  spreche,  so  sei  dagegen  zu  sagen,  daß  dieser  in  kurzer  Zeit  5  Mil¬ 
lionen  Franken  allein  für  die  Straßen  verwendet,  dagegen  auf  die  Einfüh¬ 
rung  neuer  Zölle  verzichtet  habe,  so  daß  sich  seine  daraus  herrührenden 
Einnahmen  bloß  auf  25  000  Franken  beliefen,  während  Bern  z.  B.  194  000 
Franken  bezog’.  Die  Folge  sei  gewesen,  daß  Zürich  nun  so  gut  wie  keine 
Entschädigungen  erhalten  werde:  es  bekomme  4  Batzen  per  Kopf  und  gebe 
20  aus,  indes  bei  andern  Kantonen,  die  weniger  liberal  gewesen  seien,  das 
umgekehrte  Verhältnis  eintrete;  ebenso  stehe  es  bei  den  Posteinnahmen  (ib. 
p.  749,  14.  Juni).  Auch  wandte  er  sich  gegen  einen  Antrag  auf  Einforde- 
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Allein  noch  stärker  als  in  den  Voten  trat  seine  Persönlichkeit 
in  den  Überblicken  hervor,  die  er  von  Zeit  zu  Zeit  über  Leistun¬ 
gen  und  Aufgaben  des  Rates  entwarf.  Am  30.  Juni  1849 
schloß  er  die  Sitzungen  mit  einer  solchen  Rückschau  auf  das 
Erreichte: 

Die  Dauer  der  Versammlung,  führte  er  aus,  stehe  im  Verhältnis 
zu  Schwierigkeit  und  Umfang  der  zu  lösenden  Aufgaben.  Drei 
Gesetze,  die  das  Postwesen  nun  wirklich  zu  einem  schweizerischen 
machten,  seien  aus  den  Beratungen  hervorgegangen,  und  der  kleine 
Krieg  unter  den  Kantonen  über  jenes  werde  ebenso  aufhören,  wie 
deren  oft  sehr  ärgerliche  Unterhandlungen  mit  fremden  Staaten. 
Aus  den  vielen  kleinen  Postgebieten  sei  nun  ein  eidgenössisches 
geworden  und  damit  die  Möglichkeit  einer  rationelleren  Grundlage 
gegeben,  die  nach  und  nach  weiter  ausgebaut  werden  müsse.  Am 
meisten  sei  man  wohl  auf  das  Zollgesetz  gespannt  gewesen :  weder 
Freihändler,  noch  Protektionisten  würden  darin  ihr  theoretisches 
System  verwirklicht  finden;  vielmehr  habe  die  Bundesversammlung 
einen  gedeihlichen  Mittelweg  eingeschlagen.  Dem  Gesetz  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  sei  zwar  vorderhand  wegen 
der  geringen  Ausdehnung  der  Bundesgerichtskompetenzen  kein 
großer  Wirkungskreis  beschieden;  doch  werde  es  sich  hoffentlich  so 
sehr  bewähren,  daß  der  in  der  Verfassung  liegende  Keim,  der  eine 
weitere  Zentralisation  der  Rechtspflege  zulasse,  ein  desto  frucht¬ 
bareres  Erdreich  finde  und  dadurch  zum  Verschwinden  jener  Ungleich¬ 
heiten  beitrage,  die  das  gesunde  Rechtsgefühl  des  Volkes  verletzten. 
Das  der  Bundesversammlung  vorgelegte  Budget  endlich  habe  bei 
der  Bevölkerung  Erstaunen  und  unverkennbares  Mißbehagen  hervor¬ 
gerufen;  nachdem  es  nun  gesichtet  und  in  richtigere  Form  gebracht 
sei,  dürfte  es  geringere  Anfechtungen  erleiden.  Wenn  man  es  als  ein 
großes  Hindernis  für  die  freie  Entwicklung  der  schweizerischen  Finanz¬ 
verhältnisse  betrachten  müsse,  daß  dem  Bund  zur  Eröffnung  von 
Einnahmequellen  die  volle  Souveränetät  und  das  Besteuerungsrecht 
nicht  zustünden,  so  dürfe  man  es  wenigstens  in  politischer  Beziehung 
als  Gewinn  ansehen,  daß  er  für  die  Deckung  seiner  ordentlichen 
Ausgaben  nicht  an  die  Kantone  gewiesen  sei,  sondern  unabhängige 
Einnahmequellen  erhalte. 

rung  von  Geldkontingenten  von  seiten  der  Kantone,  durch  den  Nachweis, 
daß  solche  direkte  Besteuerung  dem  Geist  der  Bundesverfassung  wider¬ 
spreche  (ib.  p.  753,  15.  Juni),  u.  a.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  641. 
„Landbote”  (21.  Juni).  „Republikaner”  p.  69/70  (mit  Hinweis  auf  die  eid¬ 
genössische  Hochschule  führt  er,  wie  Stämpfli,  aus,  es  sei  notwendig',  nicht 
bloß  Post  und  Zölle,  sondern  den  eidgenössischen  Geist  zu  zentralisieren 
usw.),  82,  94,  98,  106  (sein  Antrag,  die  Grenzüberwachung  eidgenössischen 
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Von  politischen  Fragen  hätten  eigentlich  einzig  die  von  einigen 
Kantonen  mit  Neapel  abgeschlossenen  Militärkapitulationen  die 
Bundesversammlung  beschäftigt:  es  stelle  sich  immer  mehr  heraus, 
daß  sie  dem  Wesen  der  schweizerischen  Neutralität  widersprächen. 
Wenn  nun  vollends  die  im  neapolitanischen  Dienste  stehenden 
Schweizertruppen  dazu  verwendet  würden,  den  Grundsatz  freien 
Selbstkonstituierungsrechtes  eines  Volkes,  dem  die  Schweiz  doch  ihr 
Dasein  verdanke,  mit  Füßen  zu  treten,  so  dränge  sich  die  Frage  auf, 
ob  da  nicht  eine  Art  Selbstmord  begangen  werde.  Allein  da  die 
einzelnen  Kantone  jene  Militärkapitulationen  geschlossen  hätten,  so 
liege  es  auch  diesen  ob,  das  Übel,  das  ihre  früheren  Regierungen 
stifteten,  so  viel  als  möglich  wieder  zu  heilen. 

Richte  man  nun  den  Blick  über  die  Schweizergrenzen  hinaus, 
so  könne  man  nicht  verhehlen,  daß  der  politische  Horizont  sich 
immer  mehr  umdüstere  und  die  Reaktion  trotz  heldenmütigen  Wider¬ 
stands  einzelner  Völker  fortwährend  an  Boden  gewinne.  Seit  dem 
denkwürdigen  Erwachen  der  Nationen  im  Vorjahr  seien  manche 
Hoffnungen  getäuscht,  manche  Erwartungen  nicht  erfüllt,  ja  sogar 
manche  Überzeugungen,  die  man  mit  Zuversicht  hegen  zu  dürfen 
glaubte,  zu  nichte  geworden.  Allein  die  Schweiz  werde,  so  Gott  wolle, 
fest  stehen :  sie  habe  vor  dem  Ausland  nicht  gezittert,  als  die  Fürsten 
ihre  Throne  noch  ganz  sicher  glaubten  und  sie  in  ihrem  Innern 
durch  einen  Bürgerkrieg  zerrissen  war;  sie  werde  also  noch  weniger 
beben,  da  die  Fürsten  ihre  Throne  wanken  gesehen  hätten  und  sie 
nun  einig  dastehe.  Denn  man  dürfe  wohl  sagen,  daß  es  in  ihr  keine 
Partei  des  Auslandes  mehr  gebe:  deren  Häupter  seien  geflüchtet, 
und  die  Verführten  würden  nicht  vergessen,  daß  sie  ihr  Verbrechen 
nur  durch  unverbrüchliche  Treue  an  der  Eidgenossenschaft  wieder 
gut  machen  könnten.  Über  den  Willen  des  schweizerischen  Volkes 
in  der  Auslandpolitik  gebe  es  keinen  Zweifel :  daß  diese  sich  nämlich 
nicht  ohne  dringende  Not  in  auswärtige  Händel  mischen,  wenn  ihr 
aber  vom  Ausland  irgendwie  zu  nahe  getreten  werde,  das  dann  mit 
aller  Entschiedenheit  und  unter  Anwendung  jeder  zu  Gebote  stehen¬ 
den  Kraft  zurückweisen  solle.  An  dieser  volkstümlichen  Politik  — 
und  wenn  eine  Politik  volkstümlich  sein  müsse,  sei  es  die  auswärtige, 
die  dem  Bürger  unter  Umständen  die  schwersten  Opfer  auferlege  — 
an  dieser  volkstümlichen  Politik  habe  die  oberste  Bundesbehörde 
bisher  festgehalten.1 

Zollwächtern,  statt  der  kantonalen  Polizei  zu  überweisen,  mit  knapper 
Mehrheit  verworfen,  c.  26.  Juni).  Über  seine  Schlichtung  eines  Zwischenfalls 
zwischen  Oberst  Ziegler  und  Stämpfli  wegen  der  fremden  Militärkapitula¬ 
tionen  vgl.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  581,  661,  665,  678  und  „Republikaner” 

p.  86. 

1  Bundesblatt  II  p.  333  ff.  (Nr.  41)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  839  ff.  (vgl.  auch 
p.  820  und  824).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  725.  „Republikaner”  p.  106,  110 
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Die  mit  starkem  Beifall  begrüßte  Rede  wurde  dann  auf  Kasi¬ 
mir  Pfyffers  Antrag  gedruckt  und  dem  Vorsitzenden  für  die 
ausgezeichnete  und  unparteiische  Führung  der  Geschäfte  durch 
lauten  Zuruf  der  Dank  der  Versammlung  ausgesprochen.  Allein 
die  ursprünglich  in  Aussicht  genommene  Vertagung  bis  zum 
12.  November  ließ  sich  nicht  aufrecht  erhalten;  denn  durch  die 
Niederwerfung  des  badischen  Aufstandes  im  Juni  1849  wurden 
9 — 10  000  Insurgenten  in  die  Schweiz  hineingedrängt,  und 
eine  Grenzverletzung  hessischer  Soldaten  bei  Schaffhausen 
führte  sogar  zur  Truppeneinberufung.  Am  1.  August  traten  des¬ 
halb  abermals  National-  und  Ständerat  zusammen,  jener  von 
Escher  in  eindrucksvoller  Rede  eröffnet. 

Mit  besonderem  Nachdruck  hob  er  hervor,  daß  von  keiner  er¬ 
heblichen  Seite  geltend  gemacht  werde,  man  hätte  die  ungemein 
große  Menge  von  Asylsuchenden  nicht  aufnehmen,  sondern  vor  die 
Kanonen  ihrer  Besieger  zurückweisen  sollen.  Die  Annäherung  der 
verfolgten  Armee  habe  allerdings  die  Gefahr  nahegerückt,  daß  der 
Kampf  hart  an  der  Grenze  noch  einmal  entbrenne  und  sich  dann 
auf  schweizerischen  Boden  hinüberziehe ;  man  habe  aber  Maßregeln  zur 
Wahrung  der  eidgenössischen  Interessen  auch  für  den  Fall  nicht  aus 
dem  Auge  lassen  dürfen,  daß  der  Übertritt  ohne  einen  solchen  Kampf 
stattfinde,  und  als  jener  dann  wirklich  erfolgt  sei  und  die  Tausende 
einen  großen  Teil  des  Arsenals  eines  benachbarten  Staates  mitgebracht 
hätten,  als  fremde  Truppen  die  ganze  Nordgrenze  besetzten  und 
nun  ernstere  Verwicklungen  eintraten,  als  endlich  an  verschiedenen 
Punkten  der  Nachbarschaft  Truppen  zusammengezogen  wurden,  die 
eine  besondere  Beziehung  auf  die  Eidgenossenschaft  haben  konnten, 
da  habe  sich  das  Bestehen  einer  mit  weitgehenden  Befugnissen 
ausgerüsteten  Zentralregierung  erst  recht  als  ein  Hauptvorzug  der 
neuen  Bundesverfassung  fühlbar  gemacht.  Die  Versammlung  möge 
sich  nun  bestreben,  bei  der  Lösung  der  schwebenden  Fragen  der 
getreue  Ausdruck  des  Volkswillens  zu  sein;  aber  man  solle  dabei 
nicht  vergessen,  daß  sich  die  Behörden  noch  nie  im  schweizerischen 
Volke  getäuscht  hätten,  wenn  sie  Begeisterung  und  Aufopferungs¬ 
und  111.  Baumgartner  Bd.  IV  p.  386/87.  Siehe  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  840 
(Teilnahme  am  eidgenössischen  Freischießen  zu  Aarau,  4.  Juli)  und  „Eidg. 
Zeitung”  p.  741  (sein  Toast  habe  zu  verletzend  an  die  früheren  Bruder¬ 
zwiste,  die  konfessionelle  Spaltung,  die  „Pfaffen  in  ihren  Raubnestern”  er¬ 
innert  usw.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1088  und  2001  (Toast  beim  Fest  des 
zürcherischen  landwirtschaftlichen  Vereins,  Oktober  1849,  mit  besonderer 
Betonung  der  Berechtigung  des  g  e  i  s  t  i  g  e  n  politischen  Strebens,  neben 
den  zu  sehr  in  den  Vordergrund  geschobenen  materiellen  Fragen). 
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fähigkeit  für  die  Nationalehre  bei  ihm  voraussetzten.  Die  Beratung 
solle  sich  rein  um  die  Sache  drehen,  unbekümmert  um  persönliche 
Rücksichten.  Je  drohender  sich  die  Verhältnisse  im  Ausland  ge¬ 
stalteten  ,  desto  mehr  bedürfe  die  Schweiz  ihrer  inneren  Einheit.  Die 
wahre  Grundsätzlichkeit  bestehe  dann  unter  Umständen  darin,  daß 
man  vor  dem  höheren  Interesse  des  Vaterlandes  Verschiedenheiten 
der  Ansichten  zurücktreten  lasse,  die,  an  sich  wichtig,  doch  mit 
jenem  Interesse  verglichen,  von  geringerem  Belang  seien,  auch  wenn 
man  sie  deswegen  nicht  aufzugeben  brauche.1 

Escher  fiel  dann  auch,  nachdem  die  Bundesversammlung 
das  Truppenaufgebot  genehmigt  und  beinahe  einstimmig  wieder 
Dufour  zum  General  gewählt  hatte,  am  2.  August  dessen  Ver¬ 
eidigung  zu.  Unter  feierlicher  Stille  empfing  er  den  greisen 
Oberkommandierenden  mit  der  Anrede:  „Mehr  als  Worte  es 
könnten,  spricht  Ihnen  die  Art  und  Weise  der  Wahl  aus,  daß 
Sie  vom  Vertrauen  der  Repräsentanten  des  Schweizervolkes 
umgeben  sind.  Der  Eid,  den  Sie  zu  leisten  haben,  kann  Ihnen 
also  nicht  schwer  fallen;  denn  mehr  als  Sie  durch  denselben 
versprechen,  haben  Sie  bereits  für  die  Nation  getan.”2 

Die  Verwicklung  ging  freilich  gefahrlos  vorüber,  entfesselte 
aber  in  Bevölkerung  und  Räten  einen  starken  Gegensatz:  daß 
der  Bundesrat  die  Führer  des  Aufstandes  am  16.  Juli  ausge¬ 
wiesen  hatte,  empfand  man  in  weiten  Kreisen  des  Volkes  als 
eine  Verletzung  des  Asylrechts,3  und  die  Extremen  zeigten  so¬ 
gar  Lust,  die  revolutionäre  Bewegung  in  den  umliegenden  Län¬ 
dern  durch  Entsendung  von  Truppen  oder  Organisation  von 
Freischarenzügen  zu  unterstützen.  Auch  Escher  war  durch  das 
Vorgehen  der  Behörde  ursprünglich  stark  befremdet,  da  er  es 
auf  ausländischen  Druck  zurückführen  zu  müssen  glaubte. 
Allein  diese  wußte  die  Unzufriedenen  zu  beruhigen,4  und  so  be- 

1  Bundesblatt  II  Nr.  41,  p.  339  ff.,  und  „N.  Z.  Z.”  p.  954  und  965: 
Escher  ward  auch  mit  der  höchsten  Stimmenzahl  in  die  siebengliedrige 
Kommission  zur  Prüfung1  des  Bundesratsberichtes  gewählt,  neben  Kern, 
Stämpfli  u.  a.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  848.  „Landbote”  (9.  Aug.). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  955/56. 

3  Vgl.  den  Artikel  der  „N.  Z.  Z .”  p.  952  (3.  Aug.),  der  sich  an  zwei 
Stellen  auf  Eschers  lithographierte  Vorlesungen  über  schweizerisches  Bun¬ 
desrecht  beruft.  Siehe  ferner  Paul  Schweizer:  „Geschichte  der  schweize¬ 
rischen  Neutralität”  (Frauenfeld  1895)  p.  819  ff. 

4  Siehe  das  Schreiben  Furrers  an  Escher,  21.  Juli  1849,  bei  Isler  p.  115 
bis  117  und  118  ff.  „Freie  Stimmen”  p.  118/19.  —  Escher  hatte  eine  Art 
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deutete  es  denn  keinen  geringen  Erfolg,  daß  die  Kommission 
zur  Prüfung  des  bundesrätlichen  Berichts,  an  der  Escher  ent¬ 
scheidenden  Anteil  nahm,  zu  Vorschlägen  gelangte,  die  sich  mit 
denen  des  Bundesrates  im  wesentlichen  deckten.1  Als  Escher 
die  außerordentliche  Sitzung  des  Nationalrats  am  8.  August 
schloß,  konnte  er  mit  Genugtuung  auf  die  vollzogene  Einigung 
hinweisen. 

Der  Inhalt  des  Beschlusses,  erklärte  er,  werde  zwar  die  Mehrheit 
nicht  befriedigen ;  allein  um  so  nachdrücklicher  sei  die  Art  und 
Weise  seines  Zustandekommens  hervorzuheben,  daß  nämlich  von 
allen  Seiten  zum  Teil  sehr  große  Konzessionen  gemacht  wurden,  um 
dem  Ausland  in  diesem  Augenblick  nicht  das  Bild  innerer  Spaltung 
darzubieten:  gerade  daß  der  Nationalrat  diese  Selbstverleugnung 
besessen  habe,  sei  das  Hauptergebnis  der  kurzen  Session.  Der 
Redner  legte  dann  den  Scheidenden  nahe,  den  Geist,  der  bei  den 
Verhandlungen  geherrscht  habe,  nun  auch  im  Volk  zu  wecken  und 
zu  befestigen:  die  bundesbrüderliche  Eintracht,  welche  die  eid¬ 
genössische  Armee  beseele,  scheine  diesen  Bestrebungen  im  voraus 
das  Gelingen  zu  sichern.  Ein  Schild  sei  es,  den  alle  dabei  führten: 
nach  außen  gekehrt,  möge  auf  ihm  das  Wort  „Vaterland"  stehen, 
nach  innen  die  Inschrift  „der  neue  Bund  in  seiner  Lebensfrische 
und  Entwicklungsfähigkeit."  Wohl  könnten  die  Verhältnisse,  wie  die 
Erfahrung  beweise,  sich  so  gestalten,  daß  die  Einigung  zum  obersten 
Grundsatz  der  Staatsklugheit  wie  der  Vaterlandsliebe  werde  und  man 
die  Bahn  gegenseitiger  Zugeständnisse  betreten  müsse;  aber  dabei 
solle  man  nicht  vergessen,  daß  die  Haltung  der  Behörden  da,  wo 
das  Volk  ihr  Voranschreiten  wünsche,  leicht  eine  schwankende  werden 
könne,  um  so  mehr,  wenn  sie  sich  das  Zutrauen  erst  zu  erwerben 
oder  wenigstens  noch  zu  rechtfertigen  hätten.  Darum  müsse  man 
einen  grundsätzlich  festen  Gang  der  Bundesbehörden  auf  dem  durch  die 
Verfassung  und  den  demokratischen  Geist  der  Neuzeit  vorgezeichneten 
Pfade  des  Fortschritts  wünschen,  als  eine  Lebensbedingung  für  die 
gedeihliche  Fortentwicklung  der  neuen  Einrichtungen.2 

von  Rundfrage  über  Billigung  oder  Mißbilligung  des  bundesrätlichen  Ver¬ 
haltens  bei  seinen  politischen  Freunden  veranstaltet  und  dabei  seinem  Be¬ 
fremden  deutlichen  Ausdruck  verliehen  (siehe  z.  B.  die  Antworten  Aeplis  und 
Blumers). 

1  „N.  Z.  Z  p.  963  (4.  Aug.),  969  ff.,  972  (6.  Aug.),  975,  979  (7.  Aug.). 
„Landbote"  (16.  Aug.).  „Republikaner"  p.  125. 

2  Bundesblatt  II  p.  388  ff.  (Nr.  42)  und  „N.  Z.  Z.”  p.  985.  „Landbote7 
(16.  Aug.).  Baumgartner  IV  p.  408,  der  den  Gegensatz  zwischen  Escher 
und  dem  Bundesrat,  speziell  Furrer,  übertreibt  („Escher  übte  bereits  vor¬ 
mundschaftliche  Befugnis  über  den  Bundesrat.  Von  grundsätzlicher  und 
tatsächlicher  Harmonie  zwischen  ihm  und  dem  Bundespräsidenten  Furrer 
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Im  Auftrag  des  zürcherischen  Regierungsrats  hat  Escher 
dann  auch  die  Oberaufsicht  über  Unterbringung  und  Verpfle¬ 
gung  der  über  die  Grenze  tretenden  Flüchtlinge  ausgeübt/  im 
übrigen  aber  vor  allem  an  den  Arbeiten  für  die  Umgestaltung 
der  zürcherischen  Verfassung  teilgenommen.2  Am  24.  Oktober 
1849  ward  er  dann  vom  heimischen  Großen  Rat  in  eine  Kom¬ 
mission  zur  Anordnung  einer  einheitlichen  Inspektion  der  Volks¬ 
schulen  gewählt/’  und  auch  die  Proklamation  des  Regierungs¬ 
konnte  keine  Rede  sein;  Furrer  war,  abgesehen  von  der  konfessionellen 
Politik  . . der  Legalität  ergeben  . . .  Escher  dagegen  huldigte  der  Tendenz¬ 
politik,  die  nach  innen  die  Bundesgewalt  nach  Belieben  ausdehnen,  nach 
außen  das  demokratische  Element  fördern  wollte".)  Über  spätere  Ver¬ 
wendungen  Eschers  zugunsten  von  Flüchtlingen  siehe  den  Brief  von  Dubs, 
18.  März  1851,  in  der  „Züricher  Post"  1900  („Briefe  aus  dem  Nachlaß 
Dr.  L.  Snells"). 

1  Ernennungsbeschluß  vom  10.  Juli  in  seinem  Nachlaß,  sowie  die  son¬ 
stige  Korrespondenz.  Ende  August  wird  er  vom  Regierungsrat  an  die 
Schulsynode  zu  Bassersdorf  abgeordnet  („Eidgen.  Zeitung”  p.  936  und 
„Republikaner"  p.  134).  „Freie  Stimmen”  p.  137/38,  143/44,  151 — 153. 
„Republikaner”  p.  138,  142,  144/45,  154.  Über  sein  Votum  im  zürche¬ 
rischen  Großen  Rat  wegen  des  Gesetzes  betr.  Bildung  der  zürcherischen 
Geschwornenliste  für  die  eidgenössische  Strafrechtspflege,  28.  August, 
siehe  „Eidgen.  Zeitung  p.  953  (siehe  auch  p.  955);  „Republikaner”  p.  137 
(ib.  Gesetz  über  Ausübung  politischer  Rechte  in  kantonalen  Angelegen¬ 
heiten  durch  Bürger  anderer  Kantone,  Gesetz  betr.  die  Geschäftsagenten 
usw.).  „Republikaner”  p.  145  (regierungsrätliche  Kommission  wegen  Er¬ 
richtung  einer  Kantonalbank). 

2  Am  23.  Oktober  1849  verteidigte  er  das  Projekt  gegen  den  von  kon¬ 
servativer  Seite  erhobenen  Vorwurf,  das  Direktorialsystem  vertrage  sich 
nicht  mit  demokratischen  Verhältnissen.  Während  es  in  der  guten  alten 
Zeit  lebenslängliche  Ratsherrenstellen  gegeben  habe,  sehe  ja  der  Entwurf 
eine  vierjährige  Amtsdauer  und  in  dem  Jahr,  in  dem  der  Große  Rat  neu 
gewählt  werde,  eine  Erneuerung  der  größeren  Hälfte  des  Regierungsrates 
vor,  so  daß  ein  Widerspruch  zwischen  den  beiden  Kollegien  vermieden 
werde.  Das  Direktorialsystem  habe  sich  über  die  ganze  Schweiz  verbreitet: 
der  Kanton  Zürich  sei  nur  zurückgeblieben  in  der  Gesellschaft  derjenigen 
Stände,  die  den  Namen  Demokratie  mit  sehr  zweifelhaftem  Recht  trügen, 
der  Urkantone.  Zuviel  Gewalt  wäre  nur  dann  in  eine  Hand  g’elegt,  wenn 
man  die  definitive  Erledigung  der  Geschäfte  der  Befugnis  eines  Direktors 
zuweisen  würde.  Dies  sei  aber  nicht  der  Fall:  nur  die  kollegialische  Vor¬ 
beratung  vrerde  abgeschnitten  („N.  Z.  Z.”  p.  1302.  Ib.  p.lö03.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  957,  Referat  über  den  Entwurf  des  Geschäftsagentengesetzes. 
„Freitagszeitung”  (26.  Okt.).  „Freie  Stimmen”  p.  172.  „Republikaner” 
p.  169.  —  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1173.  „Landbote  (11.  und  18. 
Okt.  und  1.  Nov.). 

3  „N.Z.Z.”  Beilage  nach  p.  1304  und  1308.  „Eidgen.  Zeitung”  p.1176. 
„Landbote”  (25.  Okt.).  „Freitagszeitung”  (26.  Okt.).  „Republikaner”  p.  169. 
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rates  vom  31.  Oktober,  die  das  Verfassungsgesetz  der  Volks¬ 
abstimmung  empfahl,  trägt  im  wesentlichen  seine  Prägung:1 
die  mit  starkem  Mehr  erfolgte  Annahme  bildete  den  Abschluß 
einer  langwierigen  Arbeit,  die  eine  moderne  Geschäftserledi¬ 
gung  überhaupt  erst  ermöglichte.  Der  von  den  Gegnern  her¬ 
vorgehobenen  Gefahr  des  Direktorialsystems  ist  man  freilich 
unter  dem  Druck  seiner  überragenden  Persönlichkeit  —  wenn 
auch  in  anderem,  als  dem  befürchteten  Sinne  —  doch  nicht 
entgangen.  Es  entsprach  wohl  der  Wahrheit,  wenn  ihn  einer 
seiner  Freunde,  Professor  J.  Honegger,  damals  warnte:  er  habe 
sich  wohl  die  allgemeine  Achtung  abgezwungen;  aber  eigent¬ 
liches  Zutrauen  besitze  er  nur  bei  dem  kleineren  Teile  des  Publi¬ 
kums —  er  sei  vielmehr  in  hohem  Grade  gefürchtet  und  beneidet; 
auf  ihm  laste  der  Vorwurf,  reich  und  ein  Stadtbürger  zu  sein, 
vor  allem  aber,  daß  er  die  Andern  an  Gediegenheit  des  Wissens, 
an  Schärfe  des  Verstandes  und  an  ausdauernder  und  energi¬ 
scher  Tätigkeit  übertreffe,  was  ihm  nur  wenige  verzeihen  dürf¬ 
ten.  Honegger  empfahl  ihm  deshalb  möglichste  Schonung  von 
Personen  und  Verhältnissen,  vor  allem  aber  ein  gutes  Einver- 

Die  Schulangelegenheiten  gewannen  oft  geradezu  politische  Bedeutung, 
vgl.  den  Artikel  „Kein  Scherr  und  kein  Diktator!”  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  1181/82  und  1201):  Escher  habe  sich  mit  der  ganzen  Energie  seines 
Wesens  der  Rückberufung  Thomas  Scherrs  als  Schulinspektor  angenom¬ 
men,  dafür  mühsam  den  Erziehungs-  und  Regierungsrat  gewonnen  und 
durch  die  nachherige  Ablehnung  von  Seite  des  Großen  Rats  eine  empfind¬ 
liche  Niederlage  bei  seiner  eigenen  Partei  erlitten:  damit  sei  in  dem  bis¬ 
herigen  System  blinder  Unterwürfigkeit  ein  merklicher  Riß  entstanden; 
diese  Emanzipation  von  der  unrepublikanischen  Herrschaft  eines  Einzelnen 
bedeutet  eine  Warnung  vor  den  Folgen  einer  künftigen  Diktatur.  Nachher 
hieß  es  dann  sogar,  man  gehe  im  Belvoir  mit  dem  Versuche  um,  Scherr 
durch  den  Großen  Rat  zum  Erziehungsdirektor  zu  erheben  (ib.  p.  1323 
und  1375)1  1866  wurde  Escher  dann  aber  im  „Landboten”  völlig  sinnlos 
angegriffen,  weil  er  sich  nicht  für  die  Rückberufung  Scherrs  eingesetzt 
habe.  Siehe  immerhin  schon  die  Polemik  in  den  „Freien  Stimmen77  1840 
p.  137/38,  143/44,  151 — 153,  162,  und  die  Entgegnungen  im  „Republika¬ 
ner”  p.  142,  145/46,  154  (siehe  auch  p.  174).  Nach  der  handschriftlichen 
Autobiographie  von  Bürgermeister  Zehnder  (p.  428  ff.)  hatte  Escher  sich 
schon  1845  vergeblich  um  die  Wiederwahl  Scherrs  zum  Seminardirektor  be¬ 
müht:  übrigens  hätten  selbst  von  Scherrs  Freunden  nur  wenige  geglaubt,  daß 
er  die  Wahl  annehmen  werde,  da  er  im  Thurgau  ein  Gut  gekauft  und  eine 
Privaterziehungsanstalt  errichtet  hatte,  dazu  sehr  schwerhörig  geworden  war. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1397/98.  Die  Volksabstimmung  am  18.  Nov.  brachte 
über  8000  Ja  gegen  2100  Nein  (p.  1413). 
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nehmen  mit  Furrer  und  Rüttimann,  die  das  ungeteilte  Ver¬ 
trauen  des  Volkes  besäßen,  während  ihm  selber  nur  abgenötigte 
Achtung  gezollt  werde,  so  daß  ihn  viele  mit  schelen  Augen  ver¬ 
folgten:  ein  Bruch  mit  einem  der  beiden  würde  den  Verlust 
auch  des  andern  nach  sich  ziehen  und  ihn  mehr  als  er  glaube 
vereinzeln.1 

Diese  laute  und  heimliche  Gegnerschaft  hat  denn  auch  an 
die  große  Rede  angeknüpft,  mit  der  Escher  am  12.  November 
1849  die  Sitzungen  des  Nationalrates  wieder  eröffnete:  sie  ist 
der  vollkommene  Ausdruck  der  fast  ausschlaggebenden  Stel¬ 
lung,  die  der  Redner  innerhalb  weniger  Monate  im  Parlament 
erlangt  hatte.  Daß  ihm  dort  keine  eigentliche  Opposition  gegen¬ 
überstand  —  da  der  Sonderbundskrieg  die  klerikale  Richtung 
vom  Einfluß  auf  die  Bundesangelegenheiten  so  gut  wie  aus¬ 
geschaltet  hatte  und  innerhalb  des  herrschenden  Freisinns  noch 
keine  tieferen  Meinungsgegensätze  entstanden  waren  —  spielte 
dabei  fast  die  geringere  Rolle  als  die  Tatsache,  daß  Escher 
sich  die  schwersten  Aufgaben  stets  selber  zu  stellen  pflegte  und 
über  jene  unbedingte  Selbständigkeit  der  Gedanken  und  Ent¬ 
schlüsse  verfügte,  die  nicht  erst  des  Beifalls  Anderer  bedarf, 
um  ihrer  Sache  sicher  zu  sein,  über  eine  Seelenstärke,  die  Mut 
und  Zuversicht  auf  Andere  überträgt  und  damit  die  festesten 
Bande  der  Anhänglichkeit  knüpft.  Bei  solchen  Eigenschaften 
werden  Macht  und  Einfluß  natürlich.2  Zugleich  erscheint  der 

1  2.  August  1849.  Die  Bemerkung  Baumgartners  Bd.  IV  p.  419  ist  also 
nicht  ganz  unberechtigt:  „Offenbar  zog  sich  das  Volk  von  den  politischen 
Fragen  zurück,  um  sich  desto  eifriger  dem  einträglichen  Privaterwerb  zu 
widmen.  Alfred  Escher  regierte  unangefochten,  doch  ohne  Popularität." 
Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung"  1849  p.  1201:  „Was  wir  in  der  Person,  die 
zufällig  Hr.  Escher  heißt,  verfolgen,  ist  seine  Herrschsucht,  sein  Ehrgeiz, 
sein  Unterdrücken  jeder  freien  Überzeugung  Anderer,  sein  ,Direktorial- 
System',  sein  Terrorismus,  sein  Nepotismus.  Daß  wir  so  viel  mit  Hrn.  Escher 
zu  tun  haben,  daran  sind  wahrlich  nicht  wir,  sondern  er  selbst  allein 
schuld;  denn  man  mag  auf  ein  Gebiet  unseres  Staatslebens  kommen,  auf 
welches  man  will,  so  stößt  man  eben  auf  ihn,  oder  —  wir  wollen  sagen, 
seine  Anhänger:  in  allem  hat  er  die  Hand  im  Spiel.  Diese  Verfolgung 
wird  fortdauern,  so  lange  das  unrepublikanische  Gebaren  des  Herrn  Bür¬ 
germeisters  nicht  aufhört."  Ferner  der  Brief  Gottfr.  Nußbaumers  vom 
6.  Juni  1850  im  „Zürcher  Taschenbuch”  1914  p.  200/201  und  der  An¬ 
griff  in  den  „Freien  Stimmen"  1850  p.  40. 

2  Nach  Feiler. 
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Redner  als  der  Repräsentant  der  freisinnigen  Partei,  die  nach 
dem  Sieg  über  den  Sonderbund  die  Verantwortung  für  das 
Geschick  der  eidgenössischen  Staaten  übernommen  hatte:  seine 
Kundgebungen  sind  Ausdruck  des  herrschenden  Systems,  wie 
persönlicher  Impuls,  den  der  hervorragendste  Vertreter  seinen 
Anhängern  gab,  sowohl  Rückblick  auf  das  Ereichte,  wie  Pro¬ 
gramm  für  die  Zukunft,  und  getragen  von  einem  Gemeingefühl, 
das  sich  mit  dem  Staat  identifizierte  und  dem  Bundesrat  gegen 
Angriffe  von  Rechts  und  Links  eine  sichere  Stütze  lieh.  In 
Eschers  Eröffnungsreden  spricht  sich  das  Selbstbewuhtsein  der 
herrschenden  Partei,  wie  ihr  Schöpferwille  aus,  und  gerade  aus 
dieser  Fähigkeit  des  Organisierens  zog  das  neue  Regiment 
seine  Berechtigung  und  Nahrung. 

Da  die  Frage  nach  der  Bewährung  der  neuen  Bundeseinrichtungen 
wegen  der  kurzen  seit  ihrer  Einführung  verflossenen  Zeit  noch  nicht 
beantwortet  werden  konnte,  suchte  Escher  zunächst  den  Eindruck 
und  die  Stimmung  darzustellen,  der  die  kaum  ins  Leben  getretene 
Verfassung  begegne.  Gegenüber  der  Behauptung,  sie  lasse  das  Volk 
gänzlich  teilnahmslos  und  kalt,  wies  er  auf  die  unverkennbare  Ab¬ 
spannung  in  kantonalen,  wie  in  eidgenössischen  Angelegenheiten 
hin  und  bestritt  den  Vorwurf,  es  gebreche  der  Gegenwart  an  jeder 
schöpferischen  Kraft. 

Wenn  das  letzte  Jahrzehnt  die  Wiedergeburt  des  kantonalen 
Lebens  gebracht  habe,  so  sei  nun  das  eidgenössische  neu  erwacht, 
und  zwar  unter  weit  größeren  Kraftanstrengungen,  als  jene  seinerzeit 
verlangte.  Die  Auflösung  des  Sonderbundes  habe  viel  beträchtlichere 
Opfer  von  jedem  Einzelnen  gefordert,  als  irgend  ein  Ereignis  der 
Dreißigerjahre :  die  Abspannung  des  politischen  Lebens  sei  also 
kein  Zeichen  ohnmächtiger  Erstarrung,  sondern  geradezu  eine  Folge 
der  mächtigen  schöpferischen  Kraft  und  das  natürliche  Ergebnis  der 
außerordentlichen  Teilnahme,  die  das  Schweizervolk  dem  Streben 
nach  einer  verbesserten  Bundesverfassung  gezeigt  habe.  Auch  sei 
diese  Gleichgültigkeit  durchaus  nicht  allgemein  und  das  Interesse 
für  die  weitere  Entwicklung  des  Bundesverhältnisses  bei  Manchen 
keineswegs  erkaltet.  Die  neue  Verfassung  besitze  endlich  auch  ihre 
erklärten,  offenen  und  unversöhnlichen  Feinde,  nämlich  alle  diejenigen, 
die  von  jeher  jeglichem  Fortschritt  gram  waren  und  die  Furien  des 
konfessionellen  Hasses  heraufbeschworen,  um  dadurch  die  Saat  einer 
gesunden  politischen  Entwicklung  zu  zerstören.  Schließlich  hätten 
Manche  die  neue  Bundesverfassung  nur  angenommen,  weil  sie  diese 
der  Anarchie  vorzogen,  der  sie  die  Schweiz  infolge  der  Kloster¬ 
aufhebung,  der  Jesuitenausweisung  und  der  Auflösung  des  Sonder- 
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blindes  verfallen  glaubten ;  sie  seien  ihr  also  nicht  aus  Überzeugung 

von  der  Zweckmäßigkeit  der  vorgesehenen  Reformen,  sondern,  bloß 

der  unabweislichen  Notwendigkeit  sich  fügend,  beigetreten.  Zu  den 

Freunden,  die  sich  auch  dann  noch  als  solche  bewährten,  wenn  man 

ihrer  Freundschaft  bedürfe,  vermöge  der  Redner  sie  deshalb  nicht 

zu  zählen.  Manche  übersähen  ferner,  daß  auch  die  besten  Ein« 

richtungen  zur  Zeit,  da  sie  ins  Werk  gesetzt  würden,  vorübergehende 

Unbequemlichkeiten  und  Störung  der  hergebrachten  Gewohnheiten, 

•  • 

ja  sogar  wirkliche  Ubelstände  nach  sich  zögen.  Sie  seien  nur  zu 
sehr  geneigt,  die  neuen  Einrichtungen  nicht  nach  ihrem  harmonischen 
Zusammenhang,  sondern  in  ihrer  Vereinzelung,  nicht  nach  der  voraus« 
sichtlichen  Gestaltung  in  der  Zukunft,  sondern  nach  der  veränder¬ 
lichen  Erscheinung  der  Gegenwart  ins  Auge  zu  fassen:  sie  über¬ 
sähen  infolgedessen  die  großen  politischen  Vorteile,  welche  die 
Bundesverfassung  dem  Lande  brachte,  und  bei  den  materiellen 
Umgestaltungen  hätten  sie  z.  B.  über  die  Zentralisation  des  Post¬ 
wesens  nur  zu  bemerken,  daß  die  Posttaxen  in  einigen  Kantonen 
größer  geworden  seien.  Die  Zentralisation  der  Zölle,  klagen  sie,  werde 
die  Grenzgegenden  in  hohem  Grade  belästigen,  und  die  Konsumenten 
unter  ihnen  meinen,  sie  würden  durch  zu  hohe  Zölle  gedrückt, 
während  die  Produzenten  sie  wieder  viel  zu  niedrig  fänden.  Und 
ebenso  wüßten  sie  bei  der  Einführung  des  einheitlichen  Münzfußes 
nur  hervorzuheben,  daß  die  Neuerung  eine  Zeitlang  viele  Unbequem¬ 
lichkeiten  und  Störungen  verursachen  werde. 

Wie  sollten  sich  nun  die  Bundesbehörden  und  die  Stellvertreter 
des  schweizerischen  Volkes  gegenüber  diesen  Stimmungen  verhalten? 
„Vor  allem  möchte  ich  Ihnen,  meine  Herren,  mutiges  und  ent¬ 
schlossenes  Fortschreiten  auf  der  durch  die  Bundesverfassung  vor¬ 
gezeichneten  und  von  uns  bis  anhin  befolgten  Bahn  angelegentlichst 
empfehlen.  Die  Grundsätze,  auf  welche  die  Bundesverfassung  gebaut 
ist,  sind  jetzt  noch  so  wahr,  die  Entwicklungskeime,  die  in  sie  gelegt 
sind,  jetzt  noch  so  gesund,  als  zu  der  Zeit,  da  sie  unter  dem  Jubel 
der  großen  Mehrheit  des  Schweizervolkes  für  das  Grundgesetz  unsers 
schönen  Vaterlandes  erklärt  worden  ist."  Wenn  dieser  auch  da  und 
dort  verhallt  sei  und  vielleicht  eine  Klage  gehört  werde,  wo  sich 
früher  eher  freudige  Zufriedenheit  kundgab,  so  dürfe  man  sich  durch 
solche  vorübergehende  Erscheinungen  in  dem  Ringen  nach  dem 
erhabenen  Ziele  nicht  beirren  lassen,  welches  das  Volk  selber  vor¬ 
steckte  und  das,  weil  es  aus  den  höchsten  und  heiligsten  Interessen 
der  Nation  mit  Notwendigkeit  hervorgehe,  keiner  Wandelbarkeit 
unterworfen  sein  könne.  „Wir  sind,  meine  Herren,  die  Priester,  denen 
das  Volk  das  Feuer,  welches  in  seinen  Weihestunden  in  ihm  auf¬ 
gegangen  ist,  zur  sorgsamen  Wartung  anvertraut  hat.  Unsere  Pflicht 
ist  es,  dieses  Feuer  zu  hegen  und  zu  pflegen,  und  wir  dürfen  es 
durch  keinen  Sturm  auslöschen  lassen,  auch  wenn  er  aus  der  Mitte 
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derer  einherbrausen  sollte,  von  denen  uns  die  heilige  Flamme  zur 
Aufbewahrung  übergeben  worden  ist.  Es  kann  Augenblicke  geben, 
in  denen  das  Feuer  für  Manche  den  Reiz  verliert,  ja  in  denen  sein 
Licht  sie  blendet  und  seine  Wärme  sie  brennt.  Aber  sicher  kommt 
dann  die  Stunde  wieder,  in  der  alles  Volk  sich  an  dem  Feuer 
erleuchten  und  erquicken  will,  und  wenn  dann  diejenigen,  denen  die 
Flamme  anvertraut  worden,  sie  in  der  Zwischenzeit  hätten  auslöschen 
lassen,  so  würde  ihnen  die  Verantwortung  schwer  werden,  sogar  bei 
denen,  welche  vielleicht  selbst  vorher  das  Feuer  würden  ausgelöscht 
haben.  Also,  meine  Herren,  wenn  etwa  in  einem  Augenblicke,  da 
die  Strömung  des  öffentlichen  Lebens  vielleicht  einseitig  mehr  auf 
die  materiellen,  als  auf  die  höheren  Interessen  hingerichtet  ist,  die 
nationalen  und  politischen  Güter,  welche  uns  durch  die  Bundes¬ 
verfassung  zu  teil  geworden  oder  in  Aussicht  gestellt  sind,  gering 
angeschlagen  werden  wollten,  halten  wir  wenigstens  fest  an  ihnen 
und  zählen  wir  darauf,  daß  der  Richterstuhl  einer  sichern  Zukunft 
uns  dafür  wird  Gerechtigkeit  zu  teil  werden  lassen.  Und  wenn  über 
den  einen  oder  andern  Übelstand,  den  die  auf  dem  materiellen 
Gebiete  infolge  der  neuen  Bundesverfassung  durchgeführten  oder 
erst  noch  durchzuführenden  Zentralisationen  zufälliger  —  oder  not¬ 
wendigerweise  in  ihrem  Gefolge  hatten  oder  haben  werden,  geklagt 
wird,  gerade  als  wären  auf  diesem  Gebiete  eher  Rückschritte  als 
Fortschritte  gemacht  worden,  lassen  wir  uns  auch  dadurch  nicht 
beirren  oder  gar  entmutigen!  Es  ist  dem  Kriege  der  Kantone  im 
Postwesen,  einem  Kriege,  der  oft  eine  über  das  Postwesen  hinaus¬ 
gehende  Bedeutung  gewann,  Friede  geboten  worden,  und  als  schöner 
Preis  dieses  Friedens  ist  das  stattliche  Gebäude  einer  schweizerischen 
Postorganisation  erstanden,  ein  Gebäude,  das  nun  in  seinem  innern 
Ausbau  einer  fortwährenden  ungehemmten  Entwicklung  fähig  ist  und 
das  sich  auch  gegen  außen  ansehnlicher  und  darum  achtung¬ 
gebietender  ausnimmt.  Im  Zollwesen  sind  die  Schlagbäume  zwischen 
den  Kantonen  gesunken  und  an  die  Grenze  der  Schweiz  gegen  das 
Ausland  versetzt  worden,  wohin  sie  wohl  eher  gehören,  wenn  doch 
einmal  Schlagbäume  bestehen  müssen.  Im  Münzwesen  soll  die 
babylonische  Verwirrung,  die  bis  anhin  darin  geherrscht,  diese 
neue  Scheidewand  zwischen  den  einzelnen  Teilen  unsers  Gesamt¬ 
vaterlands,  diese  fortdauernde  Gefährdung  der  wichtigsten  materiellen 
Interessen  der  Nation,  diese  unerschöpfliche  Quelle  gegenseitiger 
Übervorteilungen  aufhören  und  an  ihre  Stelle  ein  einheitliches  Münz¬ 
system  treten.  Ist  es  anders  möglich,  als  daß  das  Volk  —  wenn  es 
auch  gegenwärtig  diese  Fortschritte,  an  denen  sich  die  Vergangen¬ 
heit  so  lange  vergeblich  abgemüht,  noch  nicht  in  ihrer  ganzen 
Bedeutung  zu  ermessen  vermag  —  sie  binnen  kurzer  Zeit  in  ihrem 
vollen  Umfange  zu  würdigen  wissen  werde  ?  Und  wir  sollten  in  dem 
Helldunkel  der  Gegenwart,  die  eine  düstere  Vergangenheit  von  einer 
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lichten  Zukunft  scheidet,  nicht  festen  und  unverwandten  Blickes 
vorwärts  schauen?" 

Die  Lebensfähigkeit  der  neuen  Verfassung,  fuhr  er  fort,  würde 
schließlich  am  besten  dadurch  bewiesen,  daß  man  die  Schöpfungen, 
welche  dringende  Zeitbedürfnisse  gebieterisch  forderten,  von  Bundes 
wegen  ins  Leben  rufe  oder  unterstütze :  zunächst  also  die  Eisern 
bahnen.  Es  sei  ein  ziemlich  allgemein  verbreitetes  Gefühl,  daß  in 
der  Schweiz  bisher  hauptsächlich  darum  so  wenig  Befriedigendes 
darin  geleistet  worden  sei,  weil  es  nach  dem  Bundesvertrag  von  1815 
einzig  den  Kantonen,  die  dann  sofort  in  einen  unerquicklichen  Kampf 
von  wohl-  oder  übelverstandenen  Sonderinteressen  gerieten,  und  nicht 
dem  Bunde  zustand,  den  Eisenbahnbauten  jene  Unterstützung  von 
Regierungs  wegen  angedeihen  zu  lassen,  deren  sie,  wenn  sie  zu¬ 
stande  kommen  sollten,  durchaus  bedürften.  Die  neue  Bundes¬ 
verfassung  enthalte  nun  aber  Bestimmungen,  nach  denen  den  Bundes¬ 
behörden  das  Recht  zustehe,  der  Schaffung  von  Eisenbahnen  den 
wirksamsten  Vorschub  zu  leisten.  Möchten  sie  davon  Gebrauch 
machen!  Von  allen  Seiten  näherten  sich  die  Schienenwege  immer 
mehr  der  Schweiz.  Bereits  werde  die  Frage,  wie  sie  in  Verbindung 
mit  einander  gebracht  werden  sollten,  eifrig  verhandelt;  es  tauchten 
Pläne  auf,  nach  denen  sie  um  die  Schweiz  herumgeführt  werden 
sollten,  und  dieser  drohe  damit  die  Gefahr,  gänzlich  umgangen  zu 
werden  und  in  Zukunft  das  traurige  Bild  einer  europäischen  Einsiedelei 
darbieten  zu  müssen.  Und  diese  Gefahr  drohe  ihr  bei  Schöpfungen, 
die  man  als  die  schönen  Werke  des  Friedens  zu  betrachten  gewohnt 
sei,  gerade  in  einem  Augenblick,  da  sie  sich  selbstgefällig  das  Eiland 
des  Friedens  und  der  Ruhe  in  dem  sturmbewegten  Meere  Europas 
nenne.  „Ich  hege  die  feste  Überzeugung,  meine  Herren,  daß  Sie 
die  ganze  Bedeutung  des  gegenwärtigen  Augenblicks  mit  Beziehung 
auf  die  Frage,  welche  ohne  Übertreibung  eine  Lebensfrage  der 
Schweiz  genannt  werden  darf,  wohl  erwägen  werden,  und  ich  zweifle 
nicht  daran,  daß  die  Entschlüsse,  zu  denen  diese  Erwägung  Sie 
veranlassen  dürfte,  Ihnen  die  Verantwortlichkeit  leicht  machen  werden, 
welche  Sie  durch  dieselben  Ihren  Zeitgenossen  und  kommenden 
Generationen  gegenüber  zu  übernehmen  haben." 

Unter  den  Schöpfungen,  welche  die  Lebensfähigkeit  der  neuen 
Bundesverfassung  bewähren  sollten,  müsse  man  aber  auch  die 
schweizerische  Hochschule  nennen.  „Ich  weiß  es  wohl,  daß  in  diesem 
Augenblick  kaum  wird  dazu  Hand  geboten  werden  können,  dem 
Vaterlande  und  der  Wissenschaft  diesen  herrlichen  Tempel  auf¬ 
zuführen.  Ich  rede  aber  doch  davon,  weil  es  mir  Pflicht  scheint,  es 
bei  jedem  sich  darbietenden  Anlasse  zu  sagen  und  laut  zu  verkünden, 
daß  der  durch  die  neue  Bundesverfassung  angestrebten  innern  Ver¬ 
brüderung  der  schweizerischen  Nation  noch  das  wesentlichste  Ver¬ 
wirklichungsmittel  fehlt,  solange  die  schweizerische  Hochschule  nicht 

10  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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ins  Leben  gerufen  ist.  Ich  rede  doch  davon,  weil  ich  keine  Ver¬ 
sammlung  der  Vertreter  des  Schweizervolkes,  in  welcher  die  Gründung 
der  schweizerischen  Hochschule  noch  nicht  beschlossen  werden 
kann,  Vorbeigehen  sehen  möchte,  in  der  nicht  ausgesprochen  würde, 
daß  die  Schöpfung  einer  schweizerischen  Universität  eine  Ehrenschuld 
sei,  welche  die  aus  der  neuen  Bundesverfassung  hervorgegangenen 
Behörden  der  schweizerischen  Jugend  so  bald  als  möglich  abzutragen 
haben.  Ich  rede  doch  davon,  damit  die  schweizerische  Studenten¬ 
schaft,  die  sich  so  warm  für  die  Gründung  einer  hohem  schwei¬ 
zerischen  Bildungsstätte  bei  uns  verwandt  hat,  sich  davon  überzeuge, 
daß  die  schönen  Gefühle,  die  sie  an  den  Tag  gelegt,  einen  lebhaften 
Widerhall  in  uns  gefunden  haben,  und  daß,  wenn  wir  diese  Gefühle 
nicht  gegenwärtig  schon  zur  Tat  werden  lassen  können,  dies  sicher¬ 
lich  niemanden  schmerzlicher  als  uns  selbst  berühren  müsse." 

Endlich  mahnte  der  Redner  alle  Freunde  des  Fortschrittes  zur 
Eintracht:  wohl  gebe  es  Zeiten,  wo  es  durchaus  ungefährlich,  ja 
förderlich  sei,  wenn  jede  und  auch  die  kleinste  Meinungsnuance 
sich  geltend  mache,  wenn  die  verschiedenen  Färbungen  einer  und 
der  selben  politischen  Grundanschauung  sich  ebenso  lebhaft  be¬ 
kämpften,  als  ob  sie  einander  gegenüberstehende  Grundanschauungen 
wären.  Aber  ebenso  könne  es  zur  politischen  Notwendigkeit  werden, 
daß  Alle,  die  sich  zu  der  selben  Hauptansicht  bekennten,  von  etwaigen 
unbedeutenderen  Meinungsverschiedenheiten  absähen,  sich  unter  die 
gemeinschaftliche  Fahne  reihten  und  durch  die  so  bewährte  Kraft 
der  Selbstverleugnung  und  die  Wucht  ihrer  Zahl  an  eigener  Zuversicht 
gewännen  und  ihren  Gegnern  Achtung  einflößten.  Ein  solcher  Zeit¬ 
punkt  scheine  jetzt  vorhanden.  „Ich  überzeuge  mich  davon,  ob  ich 
meine  Blicke  nach  außen  oder  nach  innen  richte.  Befürchten  Sie 
jedoch  nicht,  daß  ich  mich  nun  in  eine  Beweisführung  für  die 
Begründetheit  dieser  Überzeugung  einlassen  werde.  Ich  würde  eine 
solche  mit  Ihnen  für  ungeeignet  halten.  Aber  nicht  für  ungeeignet, 
wohl  aber  für  eine  heilige  Pflicht  halte  ich  es,  von  dieser  Stelle 
aus,  und,  das  Panner  der  neuen  Bundesverfassung,  der  wichtigsten 
politischen  Errungenschaft  der  Neuzeit,  in  der  Hand,  den  Ruf  ergehen 
zu  lassen:  Ihr  Männer  des  Fortschritts,  zur  Sammlung I  Wer  Ohren 
hat  zu  hören,  der  höre  I  und  wer  Augen  hat  zu  sehen,  der  sehe  I"  1 

1  „N.  Z.  Z.”  Beilage  zu  Nr.  321  (vgl.  auch  p.  1385)  und  Bundesblatt 
Bd.  III  (1849),  Nr.  60  (p.  149  ff.).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1089/90.  „Land¬ 
bote”  (15.  und  22.  Nov.).  „Freitagszeitung"  (23.  Nov.).  Baumgartner 
Bd.  IV  p.  432  ff.  —  Auch  Blumer  schrieb  am  6.  Januar  1850  an  Escher: 
„Wer  etwa  glaubt,  der  1815er  Bundesvertrag  und  der  Sonderbund  seyen 
abgethane  Dinge . . . .,  der  lese  nur  die  letzten  Nummern  der  „Neuen 
Schweiz”,  wo  Baumgartner  bereits  das  Grab  geöffnet  hat,  um,  gleich 
unserm  Schutzheiligen  Fridolin,  die  Todten  wieder  aufzuerwecken”  (wie  der 
gTößere  Teil  von  Blumers  Briefen  an  Escher  im  Besitz  von  Hrn.  B.  H.  Tschudi- 
Streiff  in  Glarus). 


Nationalratspräsident  1849/50 


147 


Die  scharfe  und  offenherzige  Rede  fand,  wie  natürlich,  zum 
Teil  Widerspruch;  im  ganzen  aber  überwog  der  Eindruck  reinen 
patriotischen  Eifers.1 2  Das  Wesentliche  war  indessen,  daß  der 
Sprecher  sich  nicht  an  oratorischen  Prunkstücken  genügen  ließ, 
sondern  —  soweit  dies  das  Amt  des  Vorsitzenden  überhaupt 
erlaubte  —  an  den  Geschäften  selber  teilnahm:  am  23.  Novem¬ 
ber  1849  ward  er  in  eine  Neunerkommission  zur  Vorberatung 
und  Prüfung  der  Gesetzesentwürfe  über  das  Münzwesen  ge¬ 
wählt,-  und  am  11.  Dezember  erscheint  sein  Name  an  der  Spitze 
einer  Motion,  die  den  Bundesrat  einlud,  der  Versammlung 
möglichst  bald  den  Plan  zu  einem  allgemeinen  schweizerischen 
Eisenbahnnetze  vorzulegen,  unter  Beiziehung  unbeteiligter 
Experten  für  die  technischen  Vorarbeiten  —  ebenso  den  Ent¬ 
wurf  zu  einem  Bundesgesetz  über  die  Expropriation  für  Eisen¬ 
bahnbauten,  sowie  Gutachten  und  Anträge  für  die  Teilnahme 
bei  der  Ausführung  des  Eisenbahnnetzes  und  über  die  Kon¬ 
zessionsbedingungen  für  den  Fall  der  Erstellung  durch  Privat- 

1  „N.  Z-  Z .”  p.  1392.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1281.  Das  Urteil  der  kon¬ 
servativen  „Basler  Zeitung”:  „Wir  verstehen  die  Rede  dahin:  ,Wir,  die  wir 
den  alten  Bund  zerbrochen  und  den  neuen  gemacht  haben,  sind  allein  die 
Männer  des  Fortschrittes;  alle  Andern  sind  entweder  eingefleischte  Feinde 
des  Vaterlandes  oder  ganz  unzuverlässige  Freunde  oder  gleichgültig.  Also 
Feinde  ringsum!  Deshalb  müssen  wir  solidarisch  für  einander  einstehen 
und  fünf  (z.  B.  auch  Unrecht  in  den  Kantonen)  gerade  sein  lassen.'  Hr.  Escher 
scheint  zu  erkennen,  daß  dem  hergebrachten  Parteiwesen  ein  starker  Riß 
droht.  Er  sucht  es  festzuhalten.  Vergebliche  Mühe:  die  Zeit  wird  ihren 
Gang  gehen;  denn  keine  Partei  ist  ewig,  sondern  nur  das  Wahre  und 
Rechte.  Zu  der  unerhörten  Insolenz,  eine  kleine  Minderheit  der  Versamm¬ 
lung,  an  die  er  sich  wendet,  ,eingefleischte  Feinde  des  Vaterlandes'  zu 
nennen,  können  wir  nur  Pfui!  sagen.”  Vgl.  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  1408  und 
1420  und  „N.  Z.  Z.”  1850  p.  223:  die  Pariser  „Debats”  sprachen  dagegen 
von  einem  „discours  inspire  par  les  sentiments  du  patriotisme  le  plus 
ardent." 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1433.  Über  Präsidialangelegenheiten  siehe  ib.,  sowie 
p.  1420,  1429  und  1521.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1299.  „Freitagszeitung” 
(23.  und  30.  Nov.)  „Republikaner”  p.  190,  193/94.  Siehe  ferner  „N.  Z.  Z.” 
p.  1539  und  1544.  1556.  Über  seine  ablehnende  Stellungnahme  zu  einem 
Protest  gegen  die  bundesrätliche  Ausweisung  der  Flüchtlinge  p.  1455 
(27.  Nov.).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1332/33.  „Freitagszeitung 
(30.  Nov.,  14.  Dez.).  „Landbote''  (29.  Nov.,  6.  Dez.,  13.  Dez.:  u.  a.  ein  dann 
veiworfener  Antrag  auf  Abweisung  einer  Petition  zugunsten  des  vertrie¬ 
benen  Bischofs  Marilley  v.  Freiburg,  weil  die  Handlung  der  freiburgischen 
Regierung  darin  als  eine  Untat  bezeichnet  sei). 
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gesellschaften:  dem  Bundesrat  sei  der  dafür  nötige  Kredit  zu 
eröffnen,  und  der  Nationalrat  solle  schon  jetzt  eine  elfgliedrige 
Kommission  ernennen,  der  jene  Vorlagen  unmittelbar  nach 
ihrer  Beendigung  zum  Prüfen,  Begutachten  und  Antragstellen 
zu  übermitteln  seien.1  Nachdem  die  Motion  dann  am  14.  De¬ 
zember  mit  79  gegen  4  Stimmen  angenommen  worden,  ward 
Escher  am  19.  Dezember  mit  General  Dufour,  J.  B.  Pioda, 
Dr.  Kern,  Stämpfli  u.  a.  in  die  vorgeschlagene  Eisenbahnkom¬ 
mission  gewählt,  und  zwar,  wie  so  oft,  mit  der  höchsten  Stim¬ 
menzahl  und  im  ersten  Wahlgang.2  Auch  in  der  Münzkommis¬ 
sion  erscheint  er  mit  einem  Tarifierungsantrag  für  die  zürche¬ 
rischen  Interessen  tätig,  um  die  mannigfachen  aus  dem  Über¬ 
gangsstadium  sich  ergebenden  Ungleichheiten  und  Ungerech¬ 
tigkeiten  abzustellen:  der  von  ihm  begründete  Antrag  der  Kom¬ 
missionsminderheit  wurde  denn  auch  vom  Plenum  durch  Stich¬ 
entscheid  des  Präsidenten  angenommen;3  doch  zog  sich  die 
endgültige  Erledigung  bis  1850  hin,  und  nach  großen  Schwie¬ 
rigkeiten  gelang  erst  die  Lösung. 

In  der  Abschiedsrede,  mit  der  Escher  dann  am  22.  Dezember  1849 
die  Sitzungen  des  Nationalrates  bis  zum  2.  April  1850  schloß,4  hob 
er  dementsprechend  hervor,  daß  nur  wenige  Verhandlungsgegenstände 
zu  Ende  gebracht  werden  konnten,  und  zwar  gerade  diejenigen  nicht, 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1519.  Die  übrigen  Unterzeichner:  Peyer  im  Hof,  Gene¬ 
ral  Dufour,  Dr.  Kern,  J.  B.  Pioda,  Stämpfli,  Steiger  u.  a.  Die  Motion  ist 
wohl  von  Escher  veranlaßt  worden.  Über  die  Beratungen  siehe  p.  1527 
und  1529/30.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1383.  „Landbote”  (20.  Dez.).  „Frei¬ 
tagszeitung"  (14.  Dez.).  „Freie  Stimmen"  p.  203.  „Republikaner”  p.  198, 
201. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1551  und  Bundesblatt  1850  Bd.  I  p.  54 — 56.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  1408.  „Landbote"  (27.  Dez.).  „Republikaner"  p.  205.  Baum¬ 
gartner  Bd.  IV  p.  513. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1557  (21.  Dez.)  und  1559:  es  handelte  sich  vor  allem 
darum,  durch  die  eidgenössische  Münztarifierung  der  kantonalen  Willkür 
zu  steuern,  die  z.  B.  bewirkte,  daß  ein  Neuenburger  seinen  Fünffranken- 
taler  bei  der  Post  um  36K  Batzen,  ein  Zürcher  dagegen  nur  um  34  Batzen 
anbrachte.  „Freitagszeitung"  (28.  Dez.).  „Republikaner”  p.  205/6. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1561  und  1575/76,  sowie  Bundesblatt  1850  Bd.  I  p.  3  ff. 
In  einem  Brief  an  Hagenbuch  berichtet  er  am  23.  November  1849  über 
die  Verhandlungen:  „Im  Nationalrate  berathen  wir  ruhig  und  friedlich  das 
Gesetz  über  das  Kriegswesen.  Die  Münzfrage  wird  wohl  im  Sinne  des 
Anschlusses  an  das  französische  System  gelöst  werden.  Nächsten  Montag 
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auf  deren  Erledigung  die  Schweiz  vielleicht  am  meisten  gespannt 
war.  Und  doch  habe  man  täglich  Sitzung  gehalten.  Daß  dem  Antrag 
eines  Standes,  der  nach  dem  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  ver¬ 
langte,  seinen  Mitständen  in  der  Bezahlung  eines  sehr  wesentlichen 
Teils  der  eidgenössischen  Abgaben  und  Gebühren  gleichgestellt  zu 
werden,  noch  nicht  entsprochen  worden  sei,  bedaure  er  nicht  bloß 
als  Zürcher,  sondern  vor  allem  als  Eidgenosse.  Dagegen  seien  die 
nötigen  Maßnahmen  getroffen,  um  die  Postverträge  mit  Frankreich 
und  Belgien  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Ein  Beschluß  zu  gunsten 
der  Heimatlosen  sei  gefaßt,  und  Gesetze  über  den  wechselseitigen 
Verkehr  der  eidgenössischen  Räte,  über  die  Niederlassungs¬ 
bewilligungen  und  die  Vornahme  einer  schweizerischen  Volkszählung 
seien  erlassen,  das  Militär-  und  Münzgesetz  wenigstens  sorgfältig 
erörtert  worden.  In  der  Eisenbahnangelegenheit  habe  man  endlich 
beschlossen,  was  im  gegenwärtigen  Augenblick  überhaupt  entschieden 
werden  konnte.  Unzweifelhaft  wäre  es  erwünscht  gewesen,  wenn  das 
Militär-  und  Münzgesetz  in  dieser  Session  hätten  erledigt  werden 
können,  wie  die  Post-  und  Zollgesetzgebung  in  der  ersten  Abteilung 
der  diesjährigen  Sitzung  zustande  gekommen  sei,  und  es  stehe  zu 
erwarten,  die  zwei  Gesetze  würden  im  Lauf  der  nächsten  Session 
erlassen  werden.  Auch  liege  es  wohl  nur  im  Interesse  der  Sache, 
wenn  sich  zwischen  ihre  Behandlung  durch  den  einen  und  andern 
Rat  noch  eine  gewisse  Frist  schiebe,  innerhalb  der  diese  Lebens¬ 
fragen  weiterhin  in  breiteren  Volkskreisen  erörtert  werden  könnten: 
sei  doch  deren  Vorbereitung  auf  die  Lösung  und  ihre  Teilnahme  bei 
der  Erledigung  solcher  Fragen  von  dem  allergrößten  Gewicht.  Der 

wird  in  Folge  einer  Motion  von  Eitel  ein  Vorpostengefecht  auf  dem  Felde 
der  Flüchtlingsangelegenheit  stattfinden.  Zu  der  EiteFschen  auswärtigen 
Politik  können  wir  nicht  wohl  stimmen.  Es  ist  nur  zu  bedauern,  daß  dann 
fast  nichts  Anderes  übrig  bleibt,  als  dem  Druey'schen  Systeme,  dessen 
Consequenz  einzig  in  der  Extravaganz,  bald  links  und  bald  rechts,  besteht, 
zu  Gevatter  zu  stellen.  An  einer  energischen  Anhandnahme  der  Eisenbahn¬ 
angelegenheiten  durch  die  Bundesbehörden  arbeite  ich  zur  Zeit  noch  unter 
der  Hand,  soweit  ich  kann.  Der  Gedanke  der  Wallenseestraße  ist  auch 
wieder  aufgenommen  worden:  es  ist  eine  Conferenz  mit  Beziehung  auf  die¬ 
selbe  abgehalten  worden.  Frage  doch  Deinen  verehrten  Hrn.  Schwieger¬ 
vater  [Hans  Kd.  Ott],  inwiefern  eine  Betheiligung  des  Zürcher  Handelsstandes 
bei  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft,  die  etwa  ein  Capital  von  200  000 
fl.  bedürfen  würde,  zu  erwarten  steht.  An  der  Herabsetzung  der  Personen¬ 
posttaxen  auf  den  Localcursen  stoße  ich,  soviel  ich  kann:  hilft  Alles  nichts, 
so  mache  ich  eine  Motion  im  Nationalrathe.”  —  Die  hohnvolle  Beschreibung 
eines  von  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  gegebenen  Balls  in  der 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  1429/30.  Über  die  manchmal  etwas  reichlich  unge¬ 
zwungene  Geselligkeit  der  Ratsmitglieder  siehe  die  von  P.C.  Planta  („Mein 
Lebensgang”  p.  166/67  Anm.)  erzählte  Episode,  wie  er  im  Zustand  halber 
Betrunkenheit  Escher  seinen  künftigen  Fall  vorausgesagt  habe. 
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Beschluß  in  der  Eisenbahnangelegenheit  habe  nun  zwar  bloß  vor¬ 
bereitenden  Charakter  und  bezwecke  lediglich  Untersuchungen  und 
Begutachtungen :  um  seinetwillen  würde  noch  keine  einzige  Schiene 
in  der  Eidgenossenschaft  gelegt  werden.  Allein  niemand  könne 
seine  große  Bedeutung  verkennen:  es  liege  darin  die  Anerkennung, 
daß  es  nicht  mehr  bloß  den  einzelnen  Kantonen,  sondern  zunächst 
dem  Bund  obliege,  die  Eisenbahnangelegenheiten  wahrzunehmen. 
In  der  Art  und  Weise  sodann,  wie  der  Beschluß  beantragt  und  gefaßt 
wurde,  liege  ferner  der  Beweis,  daß  die  Vertreter  des  Volkes  sich  zu 
einer  solchen  Nationalunternehmung  nicht  etwa  erst  dann  herbei¬ 
lassen  wollten,  wenn  sie,  bevor  sie  nur  den  ersten  Schritt  dazu 
getan  hätten,  Brief  und  Siegel  für  Wahrung  ihrer  Kirchturminteressen 
in  der  Tasche  besäßen,  ln  dem  Beschluß  liege  ferner  die  Gewähr, 
daß  der  einstige  Zuruf  des  Redners  Anklang  gefunden  habe,  die 
Lebensfähigkeit  der  neuen  Bundeseinrichtungen  mit  Schöpfungen 
zu  betätigen,  die  nur  durch  sie  möglich  geworden  seien.  Politische 
Verhandlungen  mit  abschließendem  Ergebnis  hätten  endlich  so  gut 
wie  keine  stattgefunden.  Doch  wolle  der  Redner  trotzdem  die  Hoffnung 
aussprechen,  daß  eine  gewisse  gereizte  Gespanntheit,  die  sich  selbst 
unter  Gesinnungsverwandten  jeweilen  zeigte,  wenn  die  Debatte 
politischen  Charakter  annahm,  das  nächstemal  einer  natürlichen 
und  gelassenen  Stimmung  Platz  mache,  und  daß  die  Überzeugung 
sich  immer  mehr  Bahn  breche,  politische  Freundschaft  und  Treue 
könnten  ungetrübt  und  ungeschwächt  bestehen,  auch  wenn  man 
nicht  in  allen  Beziehungen  einer,  ja  selbst  wenn  man  vielleicht  in 
einzelnen  wesentlichen  Punkten  verschiedener  Ansicht  sei. 

Mit  diesem  Wunsch  entließ  der  Redner  dann  die  Versamm¬ 
lung.  Die  erste  Periode  seiner  Präsidententätigkeit  hatte  ihm 
reiche  Erfolge  gebracht;  allein  die  Gerechtigkeit  gebietet  anzu¬ 
erkennen,  daß  er  sie  nicht  bloß  persönlichen  Gaben  verdankte. 
Wenn  sich  sein  eidgenössischer  Einfluß  auch  noch  viel  rascher 
entwickelt  hatte,  als  einst  der  zürcherische,  so  ruhte  er  doch 
auf  der  kantonalen  Wirksamkeit:  als  Angehöriger  eines  kleinen 
Kantons  wäre  Escher  trotz  überlegener  Begabung  niemals  so 
rasch  durchgedrungen.  Daß  er  über  die  Stimmen  der  ihm 
großenteils  befreundeten  zürcherischen  Abordnung  in  der  Bun¬ 
desversammlung  verfügte,  bildete  gewissermaßen  die  Basis 
seiner  Wirksamkeit,  und  diese  beruhte  wiederum  auf  den  Er  ¬ 
folgen,  die  er  in  der  engeren  Heimat  errang. 

Gerade  hier  erscheint  seine  Tätigkeit  außerordentlich:  nach¬ 
dem  er  am  20.  Dezember  1849  vom  Großen  Rat  mit  87  von 
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108  Stimmen  zum  zweiten  Bürgermeister  gewählt  worden  war/ 
fiel  ihm  zunächst  die  Ausarbeitung  des  Gesetzesentwurfs  über 
Organisation,  Befugnisse  und  Pflichten  des  Regierungrats  und 
seiner  Direktionen  zu,  der  durch  die  im  Vorjahr  beschlossene 
Verfassungsänderung  nötig  geworden  war.2  Das  umfangreiche, 
die  Kompetenz  der  einzelnen  Direktoren  zum  erstenmal 
regelnde,  auch  den  Kirchenrat  umfassende  Projekt  fand  trotz 
aller  Angriffe  der  Konservativen,  die  sich  namentlich  gegen  den 
Verfasser  der  Vorschläge  richteten,3  reichen  Beifall.  Escher 
selber  verteidigte  sein  Werk,  so  weit  es  die  Kirche  berührte,  vor 
der  Synode  der  Geistlichen,  beseitigte  Mißverständnisse  und 
erteilte  Aufklärungen.4  Und  auch  der  Große  Rat  billigte  nach 
fast  überhasteten  Verhandlungen  die  vorgelegten  Gesetzes- 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1552  (p.  1593:  Notiz  über  den  als  zürcherischem  Re¬ 
gierungsbevollmächtigten  von  ihm  abgeschlossenen  Vertrag  betreffend 
Überlassung-  des  Postgebäudes  an  die  Eidgenossenschaft  für  die  Dauer  von 
drei  Jahren).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1322,.  1375,  1406/7  (Escher 
hatte  auch  vier  Stimmen  als  Großratspräsident  erhalten).  „Landbote” 
(27.  Dez.).  „Freitagszeitung”  (14.  u.  21.  Dez.).  „Freie  Stimmen”  p.  204  u. 
1850  p.  21.  „Republikaner”  p.  202. 

2  „N.Z.Z”  1850  p.  125/26  (31.  Jan.). 

8  „N.  Z.  Z.”  p.  163  und  167  (gegen  die  „Eidgen.  Zeitung”,  9.  und 
10.  Febr.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  71  („Im  Kirchenrat  stieß  die  regierungs- 
Tätliche  Gesetzgebung  auf  bedeutenden  Widerstand.  Hr.  Bürgermeister 
Dr.  Escher  soll  aber  bereits  zu  verstehen  gegeben  haben,  daß  man  sich  an 
denselben  wenig  kehre”),  129/30  (Kritik  des  von  Escher  ausgearbeiteten 
Entwurfs),  170/71  und  174/75  (Großratsverhandlungen,  Opposition  der 
Synode),  177  (Gesetzesentwurf  betr.  Wahlen  von  Pfarrern,  Helfern  und 
Katecheten),  182,  193,  367.  „Republikaner”  p.  26.  „Freitagszeitung” 
(18.  Jan.,  8.  und  15.  Febr.). 

4  „N.Z.Z.”  p.  164/65  und  167/68  (5.  und  6.  Febr.),  193  (16.  Febr.). 
„Republikaner”  p.  49  (Verteidigung  gegen  den  Vorwurf,  man  wolle  den 
Einfluß  der  Geistlichkeit  brechen  und  den  Kirchenrat  zu  einem  Departe¬ 
ment  des  Regierungsrates  machen  oder  die  Kirchen-  der  Schulsynode 
gleichstellen;  das  Gesetz  sei  die  Frucht  der  Verfassungsänderung:  es  lauer¬ 
ten  keine  großartigen  Reformgedanken  dahinter  etc.),  51,  54/55  (u.  a.  auch 
Äußerungen  über  die  Staatsrechnung.  Das  Volk  wolle  von  den  sogen, 
freien  Kirchen  nirgends  etwas  wissen,  nicht  einmal  in  der  Waadt.  Der 
Große  Rat  sei  der  Repräsentant  der  Landeskirche;  eine  gemischte  Synode 
fördere  das  kirchliche  Leben  keineswegs  usw.).  „Freitagszeitung”  (18.  Jan. 
und  8.  Febr.).  „Landbote”  (14.,  21.  Febr.).  —  Wie  sich  aus  den  Briefen 
Blumers  ergibt,  hatte  sich  Escher  bei  diesem  über  die  gemischte  Synode  in 
Glarus  erkundigt  und  von  ihm  ungünstige  Auskünfte  erhalten. 
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entwürfe  durch  rückhaltlose  Annahme.1  Freilich  sprach  man 
in  den  gegnerischen  Blättern  bereits  vom  „Czar  und  Allein¬ 
herrscher"  von  Zürich,  stellte  den  liberalen  Großen  Rat  als  eine 
„russisch  dressierte  Mannschaft"  dar,  „die  zusammen  nicht  so 
viel  Energie  besizte  als  der  einzige  Mann  Escher",  der,  nach¬ 
dem  er  gesprochen,  nur  am  Schnürchen  zu  ziehen  brauche,  um 
seine  Angehörigen  mit  einem  Ruck  auf  die  Beine  zu  bringen.2 
Allein  in  Wahrheit  beruhte  dieser  Einfluß  auf  der  Tatsache,  daß 
Escher  die  bei  der  großen  Mehrheit  der  Bevölkerung  geltenden 
politischen  Grundsätze  mit  überlegener  Intelligenz  und  Kraft 
des  Charakters  vertrat  und  dadurch  den  Rat  wohl  noch  in 
höherem  Grade,  als  einst  Friedr.  Ludwig  Keller  oder  Jonas  Fur- 
rer  beherrschte.  Zwar  behaupteten  die  Konservativen,  sein 
terroristischer  Einfluß  habe  jede  freie  Prüfung  verhindert; 
allein  in  Wirklichkeit  waren  die  Gesetze  seit  Jahren  vorbereitet 
und  besprochen  worden,  und  Eschers  Verdienst  bestand  größ¬ 
tenteils  darin,  die  schon  längst  geklärten  Ansichten  in  organi¬ 
schen  Zusammenhang  mit  der  Volksauffassung  zu  bringen  und 
ihnen  die  für  die  Praxis  nötige  juristische  Form  zu  geben.  Wenn 
also  die  Majorität  des  Großen  Rates  ihm  ohne  weiteres  beitrat, 
so  stand  sie  in  Übereinstimmung  mit  ihren  Wählern.  Die  be¬ 
sonders  in  der  Synode  vertretene  Opposition  blieb  wirkungs¬ 
los/  und  auch  bei  den  abschließenden  Beratungen,  im  April 
1850,  wurden  die  Regierungsanträge  mit  großer  Mehrheit  an¬ 
genommen.  Mit  besonderem  Nachdruck  hatte  Escher  dabei 
die  Bestimmung  durchgesetzt,  die  Regierungsmitglieder  dürften 
nicht  länger  als  acht  Jahre  der  selben  Direktion  vorstehen,  um 
jeden  Mißbrauch  der  Einzelgewalt  zu  verhindern  und  die  gegen¬ 
seitige  Kontrolle  zu  erleichtern/  Die  vermittelnde  Tendenz,  die 
ihn  bei  der  ganzen  Neuordnung  leitete,  war  damit  auch  in  der 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  211  (20.  Febr.).  „Republikaner”  p.  110/11.  „Freitags¬ 
zeitung”  (15.  Febr.). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  229  (24.  Febr.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  210,  229,  241/42 
(über  die  Diktaturgelüste  Eschers  und  die  würdelose  Unterwürfigkeit  der 
Mehrheit).  „Republikaner”  p.  69. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  240  (26.  Febr.)  und  251/52  (1.  März):  gegen  die  „Eidgen. 
Zeitung”. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  406  (*3.  April:  Votum  über  die  Organisation  des  Kir¬ 
chenrats)  und  409/10- 
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Geschäftserledigung  ausgeprägt,  wenn  schon  der  überragende 
Einfluß  des  Einzigen  diese  Vorsichtsmaßnahmen  zum  Teil 
wieder  vergeblich  machte.  Tatsächlich  beherrschte  Escher 
durch  die  von  ihm  ausgehende  Initiative  und  Arbeitskraft  be¬ 
reits  seit  Jahren  den  Kanton,  und  die  ihm  Nahestehenden  such¬ 
ten  diese  augenfällige  Tatsache  schon  zu  entschuldigen. 

In  der  großen  Rede,  mit  der  er  am  5.  April  1850  die  neue 
Sitzung  des  Nationalrates  eröffnete,1  kam  diese  maßgebende 
Stellung  zum  vollen  Ausdruck,  zugleich  eine  fast  anstößig  wir¬ 
kende  Parteinahme  in  den  innerpolitischen  Ereignissen. 

Wie  früher  warf  der  Redner  den  Blick  zunächst  auf  die  ver¬ 
änderten  Verhältnisse  des  Auslands,  insbesondere  auf  die  feindselige 
Haltung,  die  zwei  benachbarte  Großmächte  —  Österreich  und  Frank¬ 
reich  —  der  Schweiz  gegenüber  einzunehmen  gedroht  hätten.  Trotz¬ 
dem  ja  bisher  nichts  dergleichen  erfolgt  sei,  könne  man  nicht  zweifeln, 
daß  die  Reaktion  gegen  die  Eidgenossenschaft  etwas  im  Schilde 
führte;  denn  das  Land  bedeute  ihr  vor  allem  ein  Ärgernis,  das  nicht 
etwa  durch  wühlerische  Propaganda,  sondern  einzig  durch  die  ruhige 
Macht  des  Beispiels  mit  den  Anstoß  gegeben  habe  zu  der  denk¬ 
würdigen  Völkererhebung  Europas,  und  das  wieder  aus  dem  Sturm, 
welcher  den  Weltteil  erschütterte,  die  gewichtigsten  und  dauer¬ 
haftesten  Errungenschaften  rettete :  die  Schweiz  als  gekräftigter 
demokratischer  Freistaat  sei  der  Dorn  im  Auge  der  europäischen 
Reaktion  und  der  Vorwurf,  den  diese  ihr  mache,  eben  der,  daß  sie 
nun  durch  ihre  neue  Verfassung  in  noch  erhöhtem  Maße  sein  solle, 
was  sie  zum  Teil  schon  von  Alters  her  war.  Der  Redner  stellte 
dann  die  Frage,  wie  sie  sich  dieser  Stimmung  gegenüber  zu  verhalten 
habe.  Ihr  Wille,  sich  ohne  dringende  Not  nicht  in  auswärtige  Händel 
zu  mischen,  fremde  Zumutungen  aber  mit  aller  Kraft  zurückzuweisen, 
sei  noch  der  alte;  denn  er  beruhe  auf  richtiger  Würdigung  der 
V erhältnisse.  Es  dürfe  eben  nicht  außer  Acht  gelassen  werden,  daß 
die  Schweiz  ein  kleines  Land  sei:  kein  Gebiet  sei  freilich  zu  eng, 
um  seine  Selbständigkeit  zu  verteidigen;  aber  wir  dürften  unsere 
Quadratmeilen  und  Bevölkerung  wohl  zählen,  wo  es  sich  um  eine 
Einwirkung  auf  den  Gang  der  politischen  Verhältnisse  in  andern 
Staaten  handle. 

Hier  kam  der  Redner  nun  auf  die  Völkersolidarität  zu  sprechen, 
über  deren  Aufnahme  in  das  politische  Glaubensbekenntnis  der 

1  In  der  ersten  Sitzung  vom  4.  April  waren  nicht  einmal  die  Hälfte  der 
Mitglieder  anwesend  (r,N.  Z.  Z.”  p.  417),  und  auch  am  5.  gelang  es  erst  nach 
zwei  Stunden  die  nötige  Zahl  von  56  Räten  zusammenzubringen  (p.  421). 
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Schweiz  fortwährend  so  viel  Streit  walte.  Er  habe  es  nie  begreifen 
und  noch  weniger  billigen  können,  daß  oft  von  freisinniger  Seite 
darüber  gespottet  wurde :  wenn  in  Europa  eine  über  alle  Länder 
verzweigte  Partei  bestehe,  um  die  Demokratie  niederzuhalten  und 
die  Völker  zu  unterdrücken,  so  besäßen  diese  doch  ein  gemeinsames 
Interesse,  ihre  unveräußerlichen  Rechte  geltend  zu  machen  Und 
wenn  die  Reaktion  wohl  organisiert  und  nach  einheitlichem  Plane 
geleitet  schlagfertig  dastehe,  die  Völker  dagegen  wenig  oder  gar 
nicht  geeinigt  seien,  verdiene  die  Idee  der  Völkersolidarität  deswegen 
als  ein  Hirngespinst  müßiger  Köpfe  verlacht  zu  werden  ?  Der  Redner 
erblicke  in  ihr  vielmehr  eine  der  schönsten  Konzeptionen,  die  man 
den  politischen  Denkern  der  Gegenwart  verdanke,  und  jeder,  der 
ein  Herz  besitze  für  die  Freiheitsbestrebungen  der  Völker,  und  dem 
das  Herz  darum  blute  bei  den  Erfolgen,  welche  die  Reaktion  in 
unaufhaltsamem  Siegeslauf  über  jene  davongetragen  habe,  finde  auf 
diesem  Schlachtfeld  der  europäischen  Demokratie  in  der  Idee  der 
Völkersolidarität  noch  etwelchen  Trost  für  die  bittere  Täuschung  der 
schönsten  Hoffnungen. 

Aber  ihre  Anwendung  auf  das  Verhalten  der  Schweiz  gegenüber 
dem  Ausland  bedürfe  der  näheren  Erklärung.  Man  höre  bisweilen 
die  Lehre  aufstellen,  jene  habe  die  Pflicht,  so  oft  in  einem  andern 
Land  ein  Kampf  um  die  Volksfreiheit  entbrenne,  die  Waffen  zu  er¬ 
greifen  und  denen  zu  Hilfe  zu  eilen,  die  für  die  gute  Sache  stritten ; 
oder  es  werde  wenigstens  behauptet,  die  Schweiz  müsse  gemäß  der 
Völkersolidarität  die  Festung  sein,  aus  der  ein  schlagfertiges  Freiheits¬ 
heer  fortwährend  Ausfälle  in  das  Gebiet  anderer  Staaten  zu  machen 
habe,  um  im  günstigen  Fall  dort  den  Kampf  für  die  Volksfreiheit 
zu  entzünden  und  zum  Siege  zu  wenden,  im  ungünstigen  Falle  sich 
aber  wieder  in  sicheren  Gewahrsam  zurückziehen  zu  können.  Doch 
der  Volksfreiheit  werde  mit  bloßer  Begeisterung  nicht  gedient,  und 
die  Klugheit  gebiete,  den  Unterschied  zwischen  einem  großen  und 
einem  kleinen  Staat  wohl  ins  Auge  zu  fassen:  für  einen  kleinen 
könnten  die  Pflichten  der  Völkersolidarität  unmöglich  die  selben  sein, 
wie  für  einen  großen,  und  die  Gefahren,  denen  sich  die  Schweiz 
bei  einer  solchen  Politik  aussetzen  würde,  stünden  außer  Verhältnis 
zu  dem  Nutzen,  den  sie  damit  stifte.  Das  Prinzip  der  Selbsterhaltung 
verbiete  ihr  also,  eine  solche  Politik  zu  verfolgen;  aber  auch  den 
Anhängern  der  Demokratie  außerhalb  unseres  Vaterlandes  unter¬ 
sage  es,  ihr  diese  anzuraten;  denn  ihre  Interessen  seien  zu  enge 
mit  dem  Bestehen  einer  demokratischen  Republik  im  Herzen  Europas 
verknüpft. 

Damit  sei  man  nun  unmerklich  vor  der  großen  Aufgabe  an¬ 
gekommen,  die  unser  Vaterland  im  Dienste  der  Demokratie  zu  lösen 
habe :  die  Schweiz  sei  dazu  berufen,  durch  die  Macht  des  Beispieles 
der  heiligen  Sache  der  Völkerfreiheit  Vorschub  zu  leisten;  das  Alpen- 
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land  solle  der  Hochaltar  der  Freiheit  in  Europa  sein.  „Diesen  Hoch¬ 
altar  rein  und  unbefleckt  zu  erhalten,  ihn  zu  erhalten  in  seiner  vollen 
Würde  und  in  seiner  ganzen  Erhabenheit,  das  ist  die  schöne  Aufgabe, 
welche  die  Vorsehung  unserm  Volke  in  der  Reihe  der  Kämpfe 
für  die  Demokratie  zu  lösen  übertragen  hat.  Erfüllt  das  Schweizer¬ 
volk  diese  Aufgabe  gewissenhaft,  so  wird  dies  zu  seinem  eigenen 
Frommen  und  auch  zum  Frommen  aller  derer  gereichen,  die  außer 
unserem  Vaterlande  für  die  Völkerfreiheit  erglühen.  Es  wird  zum 
Frommen  dieser  letztem  dienen;  denn  wenn  an  dem  Beispiele  der 
Schweiz  die  Kraft  und  das  Glück  eines  freien  Volkes  sich  vor  den 
Augen  Europas  fortwährend  lebendig  beurkunden,  so  wird  sich  um 
diesen  helleuchtenden  Freiheitsaltar  herum  um  so  eher  auch  ein 
europäischer  Freiheitstempel  erheben;  in  bittern  Stunden  des  Leidens 
aber,  welche  auch  fürder  den  Streitern  für  die  Freiheit  der  Völker 
nicht  erspart  sein  werden,  wird  ein  Blick  auf  jenen  Hochaltar,  auf 
dem  die  Leuchter  der  Freiheit,  so  Gott  will,  nie  erlöschen  werden, 
die  treuen  Streiter  zu  neuem  Ringen  ermutigen  und  begeistern  —  wie 
das  fromme  Gemüt,  wenn  es  im  Lebenskämpfe  oft  fast  verzagen  will, 
in  dem  Gottestempel  wieder  lindernden  Trost  und  heilsame  Stärkung 
findet.  Jene  schöne  dem  Schweizervolke  unter  den  Kämpfern  für 
die  Demokratie  angewiesene  Stellung  wird  aber  auch  zu  seinem 
eigenen  Frommen  gereichen.  Die  erhabene  Aufgabe,  den  Hochaltar 
der  europäischen  Freiheit  zu  wahren  und  zu  schirmen,  wird  sein 
ganzes  Tun  und  Lassen  heben,  adeln  und  verklären,  und  sollte  die 
Reaktion  je  an  diesem  Hochaltäre,  unserm  freien  Alpenlande,  sich 
mit  frevler  Hand  vergreifen  wollen,  so  könnte  aller  derer,  welche 
der  heiligen  Sache  der  Volksfreiheit,  wo  immer  es  auch  sein  möchte, 
dienen,  nur  ein  Gefühl  sich  bemächtigen,  das  Gefühl,  daß  nun 
Hand  an  das  innerste  Heiligtum  der  Völkerfreiheit  gelegt  sei,  das 
Gefühl,  daß  nicht  bloß  der  Schweiz,  sondern  der  Demokratie  über¬ 
haupt  der  Untergang  bereitet  werden  wolle,  das  Gefühl,  daß  darum 
nicht  nur  die  Schweiz,  sondern  Alle,  welche  die  Völkerfreiheit  nicht 
aus  unserm  Weltteile  verbannt  wissen  wollen,  den  hingeworfenen 
Handschuh  aufzuheben  haben.  Dieses  Gefühl  würde  eine  furchtbare 
Macht  zur  natürlichen  Verbündeten  unseres  Vaterlandes  machen, 
und  diese  Verbündete  hätte  die  Schweiz  der  Völkersolidarität  zu 
verdanken." 

Im  weitern  kam  der  Redner  dann  auf  die  in  ihren  Ergebnissen 
bisher  befriedigende  Einführung  des  schweizerischen  Zollgesetzes 
und  die  noch  zur  Diskussion  stehende  Bereinigung  des  Münzwesens 
zu  sprechen,  mit  der  Bitte,  jede  Leidenschaftlichkeit  bei  der  Prüfung 
der  einander  gegenüberstehenden  Systeme  zu  verbannen  und  den 
Entscheid  dann  ruhig  hinzunehmen.  Vor  allem  aber  ließ  er  die 
innerpolitischen  Ereignisse  vorbeiziehen,  die  Verfassungsrevisionen 
m  Thurgau  und  in  Zug,  mit  unverhohlen  ausgesprochenem  Lob 
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und  Tadel:  die  Neubestellung  der  thurgauischen  Behörden  biete 
Gewähr,  daß  der  Kanton  die  ehrenvolle  Stellung,  die  er  seit  langem 
eingenommen  habe,  behalten  und  auch  in  Zukunft  zu  den  festesten 
Stützen  der  freisinnigen  Institutionen  gehören  werde ,  während 
freilich  der  luzernische  Regierungswechsel  Männer  an  die  Spitze 
der  Geschäfte  gebracht  habe,  die  sich  wenigstens  teilweise  an  der 
Auflehnung  des  Sonderbundes  mitschuldig  gemacht  hätten.  Wenn 
das  Volk  dazu  ein  unbestreitbares  Recht  besessen  habe,  so  müßten 
doch  die  eidgenössischen  Räte  auf  die  damit  bekundete  Gesinnung 
in  Zukunft  Rücksicht  nehmen,  und  denen,  welche  glaubten,  mit  der 
Auflösung  des  Sonderbundes  sei  auch  der  sonderbündische  Geist 
in  der  Eidgenossenschaft  untergegangen,  werde  damit  neuerdings 
bewiesen,  daß  ihr  Glaube  ein  eitler  Wahn  sei.  Ferner  habe  der 
waadtländische  Große  Rat  in  befremdender  Weise  über  Gegenstände 
verhandelt,  die  in  die  Kompetenz  der  Bundesbehörden  fielen  —  im 
Gegensatz  zum  Glarner  Landrat,  der  einen  Beschluß  in  ähnlichem 
Fall  aus  diesem  Grunde  ablehnte:  damit  würden  unter  Umständen 
verschiedenartige  Entscheidungen  getroffen  und  die  waadtländischen 
Mitglieder  der  Bundesversammlung  in  ihrer  Entschlußfreiheit  be¬ 
einträchtigt. 

Schließlich  erwähnte  der  Redner  dann  noch  die  bevorstehenden 
Verfassungsrevisionen  in  Solothurn  und  Aargau  und  die  Erneuerungs¬ 
wahlen  für  die  Großen  Räte,  die  in  mehreren  Kantonen  zu  erwarten 
und  für  die  Eidgenossenschaft  von  größter  Bedeutung  seien;  denn 
auch  nach  der  gegenwärtigen  Verfassung  bildeten  die  Kantone  ja 
die  Säulen,  auf  denen  das  Bundesgebäude  ruhe.  In  Zürich  und  Genf 
werde  über  diese  Wahlen  wenig  geredet,  und  man  könne  hoffen, 
daß  sie  nach  Wunsch  ausfallen  würden.  Dagegen  wende  sich  die 
Aufmerksamkeit  um  so  stärker  den  bernischen  Wahlen  zu,  wo  zwei 
einander  aufs  heftigste  befehdende  Parteien  sich  gegenüberstünden, 
trotzdem  sich  ihre  Programme  wie  zwei  Wassertropfen  glichen.  Das 
Programm  der  einen  enthalte,  was  von  jeher  durch  sie  erstrebt  wurde; 
dasjenige  der  andern  dagegen  überwiegend  das  gerade  Gegenteil 
dessen,  was  bisher  von  dieser  Seite  als  politisches  Glaubensbekenntnis 
geltend  gemacht  wurde:  die  in  Frage  stehenden  Grundsätze  hätten 
keinen  schönem  Triumph  feiern  können  als  durch  diese  allseitige 
Huldigung.  Wenn  sie  nun  also  nicht  mehr  bestritten  würden  und 
nur  noch  die  Personen  zu  ihrer  Durchführung  in  Frage  kämen,  so 
müsse  man  sich  fragen,  ob  diejenigen  eher  dazu  berufen  seien,  die 
von  jeher  dafür  gekämpft  oder  die,  welche  ihren  Sieg  mindestens 
nicht  gefördert  und  sie  noch  bis  vor  kurzem  als  Waffe  gegen 
ihre  politischen  Widersacher  gebraucht  hätten,  um  sie  allerdings 
jetzt  doch  auch  in  ihr  Parteiprogramm  aufzunehmen.  Die  Frage 
scheine  dem  Redner  so  durchaus  nur  einer  Beantwortung 
lähig  zu  sein,  daß  er  keinen  Anstand  nehmen  würde,  sie 
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selbst  an  diejenigen  zu  richten,  die  sie  nur  zu  ihren  Ungunsten 
beantworten  könnten.1 

Die  Rede,  die  mit  einem  erneuten  Ruf  zur  Sammlung  an  alle 
Männer  des  Fortschritts  schloß,  erregte  bei  den  politischen 
Gegnern,  wie  zu  erwarten,  großen  Anstoß.  Vor  allem  der  Hin¬ 
weis  auf  den  Berner  Parteienkampf,  in  dem,  nach  langer  Ohn¬ 
macht  der  früher  regierenden  Kreise,  Konservative  und  Liberale 
wieder  erbittert  miteinander  um  die  Herrschaft  rangen,  wurde 
zum  Teil  von  den  Radikalen  selber  übel  aufgenommen,2 3  und 
die  Widersacher  sprachen  geradezu  von  einer  Thronrede. 
Namentlich  die  konservative  in  Zürich  erscheinende  „Eidge¬ 
nössische  Zeitung”  gebärdete  sich  wie  rasend  und  redete  von 
höchst  perfider  Manier,  von  grober  Beleidigung  und  Flegelei 
vom  Throne  herab.3  Allein  diese  Angriffe  vermochten  die  Stel- 

1  /N-  Z.  Z. 1  Beilage  zu  Nr.  99  (nach  p.  434)  und  Bundesblatt  1850 
Bd.  I  p.  245  fr.  Auf  den  Antrag  von  Imobersteg  und  General  Dufour  wurde 
der  Druck  in  deutscher  und  französischer  Sprache  beschlossen  (p.  421). 
Auch  die  französische  „Presse"  brachte  sie  vollständig  (p.  451).  Siehe  • 
ferner  Baumgartner  Bd.  IV  p.  474  ff.:  „Es  war  eine  Thronrede,  mit  dem 
ganzen  Schwergewicht  einer  solchen,  aber  ohne  daß  sie  vorher  die  Feile 
besonnener  Vorberatung  in  einer  Versammlung  einsichtiger  und  treuer 
Ratgeber  bestanden  hätte."  Der  Redner  habe  ohne  Rücksicht  darauf,  daß 
auch  ein  Bundesrat  oder  ein  Ständerat  da  sei,  für  die  Schweiz  nach  innen 
und  außen  das  Wort  geführt.  —  Siehe  ferner  „Freitagszeitung"  1851 
(7.  März,  nach  der  „Allgemeinen  Zeitung")  und  „Eidgen.  Zeitung”  1852, 
p.  523. 

2  Siehe  die  Erklärung  Ochsenbeins  „N.  Z.  Z.”  p.  425/26.  „Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  385,  388/89  (der  radikale  bernische  Regierungsrat  habe  die  Rede 
in  vielen  tausend  Exemplaren  verteilen  lassen.  Man  habe  Escher  in  Bern 
ein  Ständchen  oder  einen  Fackelzug  bringen  wollen,  die  er  indes  ausschlug, 
mit  Drohung  sofortiger  Abreise),  410,  461,  509,  549/50  (Polemik  des  in 
London  weilenden  deutschen  Revolutionärs  Heinzen  gegen  die  Schweiz  als 
den  „Hochaltar  der  Freiheit"),  1286,  1421.  „Republikaner”  p.  119  („Die 
Konservativen  vorab  sind  wütend,  die  Sonderbündler  wegen  des  Passus 
über  die  Zugerwahlen,  die  Berner  . . .  Konservativen  wegen  der  Einmischung 
in  ihren  Wahlakt . . .  Die  ängstlichen  Liberalen  schüttelten  ebenfalls  ob  der 
Rede  die  Köpfe”...),  127,  131.  „Freie  Stimmen”  p.  64.  „Freitagszeitung" 
(12.  und  19.  April:  die  Rede  werde  Stämpfli  und  den  Berner  Radikalen 
wegen  der  bernischen  Abneigung  gegen  alles  Zürcherische  eher  schaden). 
„Landbote"  (18.  April). 

3  „Eidgen.  Zeitung”  p.  394.  Siehe  die  Auseinandersetzungen  in  der 
„N.  Z.  Z.”  p.  449/50  (13.  April;  siehe  auch  p.  553)  und  die  Sammlung  un¬ 
günstiger  Preßstimmen,  welche  die  „Eidgen.  Zeitung"  p.  385,  389/90,  397, 
405/6,  413  brachte.  Escher  selber  schrieb  am  13.  April  an  Hagenbuch: 
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lung  des  Redners  nicht  zu  erschüttern;  denn  allzu  sehr  beruhte 
sie  auf  tätiger  Teilnahme  an  allen  Sachf ragen  und  instinktivem 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart. 

Neben  den  Plenarsitzungen  boten  ihm  aber  auch  die  Kom¬ 
missionen  Gelegenheit  zum  Einfluß.  In  der  Münzkommission, 
deren  Vorsitz  er  führte,  trat  er  schon  im  Februar  1850  für  die 
süddeutsche  Währung,  d.  h.  den  auf  die  kölnische  Mark  basier¬ 
ten  Schweizerfranken  ein,  während  der  Bundesrat  auf  Grund 
eines  Gutachtens  des  Basler  Bankdirektors  Speiser  den  An¬ 
schluß  an  das  französische  System  empfahl.  Und  ebenso  war 
er  die  Seele  der  Eisenbahnkommission,  die  den  bundesrätlichen 
Gesetzesentwurf  über  Abtretung  von  Privateigentum  für  Er¬ 
richtung  öffentlicher  Werke  begutachten  sollte.* 1  Aber  auch  im 
Plenum  nahm  er  bei  der  Beratung  dieser  und  anderer  Fragen 
starken  Anteil.  Sein  entschiedenes  Votum  vermochte  freilich 
die  süddeutsche  Währung,  für  die  sich  Zürich  bereits  früher 
entschieden  hatte  und  zu  deren  Gunsten  eine  eigentliche  Volks¬ 
agitation  entfaltet  wurde,  nicht  zu  retten:  trotz  nochmaliger 
Empfehlung  des  Präsidenten  unterlag  sie  mit  36  gegen  64 
Stimmen.2  Allein  auch  an  der  Motion  auf  Zentralisierung  des 

„Die  aristokratische  Presse  und  diejenige  der  Apostasie  (zu  der  immer  mehr 
auch  der  St.  Gallische  Erzähler  gehört)  fallen  fürchterlich  über  mich  her. 
Das  zwar  triviale  Sprichwort:  „Wenns  den  Hund  trifft,  so  bellt  er”,  ist 
hier  sehr  platzgreif  lieh!  Es  gibt  Augenblicke,  wo  man  den  Mut  haben  muß, 
im  Dienste  der  guten  Sache  und  in  Hintansetzung  persönlicher  Interessen 
in  ein  Wespennest  zu  greifenl  Nichts  leichter  als  eine  Eröffnungsrede,  die 
einem  Blumensträuße  ähnlich  sieht,  in  dem  für  jeden  eine  Blume  enthalten 
ist.  Es  gibt  aber  Umstände  —  und  sie  sind  gegenwärtig  in  hohem  Grade 
vorhanden  — ,  wo  man  die  Blumensträuße  wegwerfen  und  das  Schwert  er¬ 
greifen  mußl  Ich  habe  es  ergriffen  und  werde  es  in  fester  Hand  behalten.” 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  235  (25.  Febr.).  „Republikaner”  p.  66.  Am  5.  April 
wurde  er  in  die  Kommission  zur  Prüfung  des  bundesrätlichen  Rechen¬ 
schaftsberichts  gewählt  (ib.  p.  114;  auf  p.  121  über  seine  Stellungnahme  zum 
Expropriationsgesetz).  Dazu  „Freitagszeitung"  (12.  April).  Siehe  auch 
„Landbote”  (21.  und  28.  Febr.,  11.  April). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  443  (10.  April:  Münzfrage),  501  und  503  ff.  (23.  April: 
ebenso,  mit  ausführlicher  Wiedergabe  seines  Votums,  das  die  Einführung 
des  französischen  Münzfußes  für  unmöglich  erklärte),  511/12  (25.  April: 
ebenso).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  459.  „Republikaner"  p.  138/39.  „Freitags¬ 
zeitung"  (l.März,  3.  Mai).  „Landbote”  (2.  Mai).  Außerdem  der  von  ihm 
an  erster  Stelle  Unterzeichnete  Kommissionsbericht  vom  März  1850  im 
Bundesblatt  1850  (Bd.  I  p.  67  ff.,  Beilage  nach  p.  310)  und  der  Bericht  des 
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Strafrechts  nahm  er  mit  Kern,  Stämpfli,  Pfyffer  u.  a.  Anteil, 
worauf  dann  allerdings  ein  heftiger  Gegenstoß  der  bedrohten 
Kantonalsouveränetät  erfolgte.* 1 2  Er  arbeitete  an  einem  Bundes¬ 
expropriationsgesetz, 2  und  ebenso  wußte  er  das  Parlament  in 
kritischen  Augenblicken  mit  Besonnenheit  zu  leiten.3 

In  der  Schlußrede,  mit  der  er  den  Rat  am  9.  Mai  entließ, 
bezeichnete  er  die  abgelaufene  Periode  als  eine  vorzugsweise 
organisatorische:  die  Gesetzgebung  über  das  Zoll-,  Post-,  Münz- 
und  Militärwesen  habe  ihre  Erledigung  gefunden,  und  damit  sei 
die  Zentralisation  der  an  den  Bund  übergehenden  Verwaltungs¬ 
zweige  vorbereitet. 

In  wenig  mehr  als  einem  Jahr  habe  man  126  Sitzungen  abgehalten, 
von  den  sehr  zahlreichen  Kommissionssitzungen  ganz  zu  schweigen, 
und  doch  sei  die  Arbeit  noch  nicht  oder  wenigstens  nur  zum  Teil 
zu  Ende  geführt.  Wohl  habe  man  die  eingreifendsten  Gesetze  erlassen; 
allein  sie  seien  erst  teilweise  in  Vollziehung  gesetzt,  und  gerade 
diejenigen  unter  ihnen,  deren  Einführung  in  der  Bevölkerung  auf 
die  größten  Schwierigkeiten  stoße  und  die  Kassen  der  Kantone  am 
meisten  in  Anspruch  nehme,  seien  noch  nicht  ins  Leben  getreten. 
Ihnen,  nachdem  sie  einmal  erlassen  würden,  den  nötigen  Eingang 

für  die  süddeutsche  Währung  eintretenden  Teils  der  Kommission,  vom 
5.  April  (ib.  Beilage  nach  p.  367).  Der  Bericht  selber  ist  von  Hungerbühler 
verfaßt.  Siehe  ferner  Baumgartner  Bd.  IV  p.  480  ff.  Escher  hatte  die  Nie¬ 
derlage  vorausgesehen  (siehe  seinen  Brief  an  Hagenbuch  vom  23.  Novem¬ 
ber  1849).  Siehe  auch  „Republikaner"  p.  117.  —  In  Eschers  Nachlaß  No¬ 
tizen  und  Konzepte  betreffend  die  Münzfragen,  Auseinandersetzungen  für 
und  gegen  den  Anschluß  an  den  französischen  Münzfuß,  betreffend  Ein¬ 
führung  eines  schweizerischen  vermittelnden  Münzfußes,  Studien  und  No¬ 
tizen  betreffend  das  Münzwesen  überhaupt,  Aufzeichnungen  über  Vor¬ 
schläge,  Korrespondenzen  usw.,  1849/50. 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  522  (27.  April)  und  535  (30.  April:  Überweisung  an  den 
Bundesrat  beschlossen.  Das  Votum  Eschers  auf  p.  540:  auch  er  war  nicht 
unbedingt  für  Zentralisation,  beantragte  aber,  zu  untersuchen,  wie  es  mit 
dem  Gefängniswesen,  den  Untersuchungen,  der  Folter  und  den  bekannten 
abscheulichen  Exekutionen  stehe,  die  der  Schweiz  nicht  zur  Ehre  gereichten. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  481. 

2  Brief  Ed.  Ullmers  an  Escher,  28.  Febr.  1850  (B.  A.).  Der  im  März  1850 
von  einer  durch  ihn  geleiteten  Kommission  ausgearbeitete  Entwurf  im 
Bundesblatt  1850,  Bd.  I  p.  173  ff.  Siehe  ferner  „N.  Z.  Z.”  p.  437  (9.  April). 
Studienmaterial  dafür  in  seinem  Nachlaß. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  558  und  568  (bei  der  Freiburger  Angelegenheit).  „Eid¬ 
genössische  Zeitung”  p.  469.  „Freitagszeitung”  (10.  Mai).  „Landbote” 
(9.  Mai). 


160  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


in  den  Kantonen  zu  verschaffen,  bilde  nun  die  zweite  Aufgabe  der 
einzelnen  Ratsmitglieder. 

Die  äußere  Haltung  des  Nationalrats  während  dieser  ersten  Periode 
seiner  Wirksamkeit  sei  beinahe  ohne  Ausnahme  würdig  und  gemessen 
gewesen,  wie  es  sich  für  den  Stellverteter  eines  Volkes  gezieme,  das 
sich  nicht  erst  seit  gestern  selber  zu  regieren  angefangen  habe. 
Der  Redner  gebe  nun  die  ihm  übertragene  Würde  des  Vorsitzenden 
zurück.  Wenn  er  sich  auch  zu  einer  entschiedenen  politischen 
Ansicht  bekenne  und  insofern  Parteimann  sei,  bis  die  Grundsätze, 
denen  er  huldige,  zu  allgemeiner  Anerkennung  gelangten,  so  habe 
er  sich  wenigstens  bestrebt,  seine  Anschauungen  bei  der  Leitung 
der  Verhandlungen  in  den  Hintergrund  treten  zu  lassen  —  ob  mit 
Erfolg,  darüber  stehe  der  Entscheid  ihm  am  allerwenigsten  zu. 
Dagegen  liege  es  ihm  noch  ob,  eine  doppelte  Pflicht  der  Dankbarkeit 
zu  erfüllen :  er  betrachte  die  Stellung,  die  ihm  während  dieser  langen 
organisatorischen  Sitzungsperiode  angewiesen  worden  sei,  als  ein 
wichtiges  Ereignis  seines  Lebens,  das  ihm  zu  fortwährender  Ermutigung 
auf  der  oft  dornenvollen  Bahn  der  politischen  Wirksamkeit  gereichen 
solle,  und  als  eine  seiner  schönsten  Erinnerungen.  Und  ebenso 
wünsche  er  seine  Dankbarkeit  für  die  Unterstützung  auszudrücken, 
die  ihm  bei  seinen  oft  schwierigen  Verrichtungen  zu  teil  worden  sei. 
Er  glaube  dies  nicht  besser  tun  zu  können,  als  durch  das  Aus¬ 
sprechen  der  Überzeugung,  daß  es  ihm  ohne  die  Mitwirkung  und 
Nachsicht  der  Ratsmitglieder  nicht  möglich  gewesen  wäre,  die  mit 
seiner  Stellung  verbundenen  Obliegenheiten,  wenn  auch  nur  zu 
unvollkommen,  wie  es  geschehen  sei,  zu  erfüllen.  Mit  dem  Rufe : 
„Es  lebe  unser  Vaterland.  Es  lebe  unser  neuer  Bund!"  erklärte  er 
dann  die  Sitzungen  für  geschlossen.1 

Der  Dank,  den  ihm  der  Vizepräsident  Kern  im  Namen  des 
Rates  ausdrückte  und  den  die  Versammlung  durch  Erheben 
von  den  Sitzen  bestätigte,  bildete  die  Anerkennung  für  eine 
ausnahmsweise  Leistung:  wenn  man  auch  bei  den  Freunden 
der  neuen  Verfassung  zum  Teil  mit  Besorgnis  auf  die  Organi¬ 
sation  der  Bundesversammlung  hingesehen  und  in  der  Praxis 
allerlei  Verwicklungen  befürchtet  hatte,  so  war  es  der  unver¬ 
drossenen  Tätigkeit  des  Vorsitzenden  gelungen,  diesen  Gefah¬ 
ren  zu  wehren.2  Unter  den  Begründern  des  schweizerischen 

1  „N.Z.Z  .”  p.  587/88  und  Bundesblatt  1850  Bd.  II  p.  17  ff.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  515  (siehe  auch  p.  1411  und  1413).  —  Baumgartner  Bd.  IV 
p  489/90. 

2  „N.Z.Z.”  p.  577  und  588.  Über  Anfeindungen  der  Tribüne  vgl. 
p.  592. 
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Bundesstaates  steht  Escher  in  erster  Linie.  Mochte  es  ihm 
infolge  seiner  Jugend  nicht  beschieden  gewesen  sein,  am  ersten 
Aufrichten  des  Gebäudes  zu  helfen,  so  war  ihm  dafür  ein  maß¬ 
gebendes  Mitwirken  an  der  Ausgestaltung  im  Einzelnen  zuge¬ 
fallen.  Seine  „Thronreden"  bedeuten  historische  Dokumente, 
die  das  bereits  Erreichte  und  die  der  Lösung  noch  harrenden 
Aufgaben,  wie  die  Grundsätze  der  eidgenössischen  Politik  über¬ 
haupt  in  markigen  Zügen  festhalten.1  Bereits  sprach  man  von 
einem  eigentlichen  Beherrschen  des  Nationalrates;  denn  auch 
äußerlich  schien  Escher  alles  zu  dominieren:  von  hoher  Gestalt 
und  strotzend  von  physischer  und  geistiger  Kraft,  besaß  er  ein 
Auge,  das  zauberhaft  fesseln  konnte.  Seinem  Organ  fehlte 
zwar  der  Wohllaut;  aber  die  Rede,  an  der  manche  den  Schmuck 
und  geistreiche  Antithesen  vermißten,  wirkte  überzeugend  durch 
die  vollkommene  Stoffbeherrschung  und  die  scharfsinnige  Ent¬ 
wicklung  der  Argumente,  durch  eine  wuchtige  Logik  und  die 
bis  ins  Einzelne  wohl  durchdachte  —  freilich  oft  übermäßig  ge¬ 
drängte  und  nicht  immer  mühelos  durchsichtige  —  Form.  So¬ 
weit  ihn  nicht  seine  Präsidentenpflichten  nötigten,  sprach  er 
selten,  aber  stets  gut  vorbereitet  und  nie  über  Kleinigkeiten, 
außer  bei  Kommissionsberichten:  so  erschienen  denn  seine 
Reden  gewissermaßen  als  parlamentarische  Ereignisse.  Und 
die  bestechende  Liebenswürdigkeit,  die  er  auch  dem  Wider¬ 
sacher  gegenüber  zu  entfalten  vermochte,  sicherte  ihm  vollends 
den  Einfluß,  den  seine  geistige  Überlegenheit  begründet 
hatte;  allein  man  konnte  nicht  sein  Freund  sein,  ohne  zu¬ 
gleich  sein  Knecht  zu  werden,  meinte  der  bündnerische  Stände¬ 
rat  Peter  Conradin  Planta,2  und  die  Tatsache  steht  jedenfalls 
außer  Frage,  daß  er  auf  eidgenössischem  Gebiet  noch  viel 
rascher  dominierte  als  auf  kantonalem.  Auch  fällt  gerade  der 
Höhepunkt  seines  parlamentarischen  Wirkens  in  die  50er  Jahre: 
Jugend  und  ausnahmsweise  Gunst  der  Verhältnisse  vereinigten 
sich,  um  eine  Tätigkeit  zu  ermöglichen,  wie  sie  einem  Einzelnen 
selten  zuteil  wird  —  die  Gefahr  bestand  nur  in  allzu  früher  Er¬ 
schöpfung  der  Kräfte. 

1  Wilh.  Oechsli,  pilgern.  Deutsche  Biogr.”  Bd.  48  p.  419. 

2  „Mein  Lebensgang”  (Chur  1901)  p.  162/63. 


11  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Denn  zu  der  Wirksamkeit  im  Nationalrat  und  seinen  Kom¬ 
missionen  kam  die  Arbeitsleistung  in  der  kantonalen  Regie¬ 
rung/  wo  die  Gegnerschaft  der  Konservativen  längst  zu  einer 
wenig  bedeutungsvollen  Opposition  zusammengeschrumpft  war. 
Die  von  ihm  durchgeführte  Verfassungsrevision  hatte  Escher 
ebenfalls  einen  veränderten  Posten  angewiesen:  nachdem  ihn 
nämlich  der  zürcherische  Grobe  Rat  am  24.  Mai  1850  mit  146 
von  172  Stimmen  neben  Dr.  Zehnder  zum  zweiten  Regierungs¬ 
präsidenten,  sowie  zum  Mitglied  des  Kirchenrats  gewählt  hatte, - 
übernahm  er  die  Leitung  des  neu  organisierten  Erziehungs-  und 
die  Vertretung  des  Finanzdepartements,  dazu  das  Präsidium  in 
den  Aufsichtskommissionen  von  Seminar,  Gymnasium  und 
Industrieschule.1 2 3  Außerdem  bekleidete  er  den  Vorsitz  in  der 

1  Über  seine  Wiederwahl  in  den  zürcherischen  Großen  Rat  im  Mai 
1850,  sowohl  im  Wahlkreis  Wiedikon  als  in  Elgg  (Escher  entschied  sich 
dann  für  den  letztem)  und  die  daran  sich  knüpfende  kleinliche  Polemik  der 
Konservativen  vgl.  „N.  Z.  Z.”  p.  549/50,  561,  581/82,  589,  613.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  498/99,  505,  523.  „Republikaner”  p.  145,  147/48,  160.  „Freie 
Stimmen”  p.  77,  84,  88.  „Freitagszeitung”  (10.,  17.  Mai).  „Landbote” 
(9.,  16.  Mai).  Escher  war  in  Wiedikon  erst  als  zweiter  und  mit  knappem 
Mehr  gewählt  worden,  nachdem  er  sich  in  drei  Skrutinien  mit  dem  Sozia¬ 
listen  Treichler  um  den  Vorrang  gestritten  hatte. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  646/47:  Bei  der  Wahl  als  Regierungsrat  hatte  er  im 
zweiten  Wahlgang  120  von  197  Stimmen  erhalten.  Auch  hieran  schloß  sich 
natürlich  eine  mehr  oder  minder  hämische  Polemik  (p.  683).  Er  hatte  ferner 
am  23.  Mai  eine  größere  Zahl  Stimmen  bei  der  Wahl  sowohl  des  Präsiden¬ 
ten,  wie  des  Vizepräsidenten  erhalten.  Siehe  auch  „Freie  Stimmen”  p.  92. 
„Freitagszeitung”  (24.  Mai).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  567,  569,  573/74:  sie 
behauptete,  die  Beseitigung  der  Regierungsräte  Ed.  und  Mor.  Sulzer  sei 
ein  erster  Hauptschlag  gegen  die  Dynastie  Escher,  ebenso  daß  Escher  neben 
dem  weniger  tüchtigen  Zehnder  der  Rang  als  erstes  Regierungsmitglied 
hatte  streitig  gemacht  werden  können,  sowie  daß  er  dann  bloß  zum  zweiten 
Regierungspräsidenten  gewählt  wurde  —  Eschers  Alleinherrschaft  sei  also  in 
Zukunft  nicht  mehr  möglich.  Seine  Tüchtigkeit  wurde  übrigens  durchaus 
anerkannt.  „Republikaner”  p.  172/73.  „Landbote”  (30.  Mai). 

3  „N.Z.Z."  p.  655  (25.  Mai),  667,  671,  716,  745.  „Freie  Stimmen” 
p  92.  „Freitagszeitung”  (31.  März  und  21.  Juni).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  570, 
575,  578,  585,  623,  653:  auch  sie  anerkennt,  daß  er  das  Vertrauen  der 
Volksschullehrer  in  hohem  Grad  besitze.  Über  sein  Votum  an  der  Lehrer¬ 
synode  in  Küsnacht  betr.  die  Organisation  der  Volksschulbehörden  vgl.  ib. 
p.  943_Q50  und  „N.  Z.  Z.”  p.  1020.  Als  Nachfolger  Furrers  war  Escher 
schon  am  7.  Mai  1849  zum  Präsidenten  der  Aufsichtskommission  der  Kan¬ 
tonsschule  gewählt  worden.  „Republikaner”  1849  p.  40,  sowie  1850  p.  175, 
186,  196,  198,  211  (Gesetzesvorschlag  über  die  Wahlart  der  Lehrer  an  den 
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großrätlichen  Gesetzesrevisionskommission* 1  und  arbeitete  sich 
auch  in  die  Geschäfte  der  übrigen  Verwaltungsabteilungen  ein, 
so  daß  er  hier  ebenfalls  alle  Fäden  in  der  Hand  hielt.2  Seine 
einstige  Staatsschreibertätigkeit  muhte  ihn  dabei  besonders 
unterstützen.  Und  nachdem  er  den  Vorsitz  im  Nationalrat 
niedergelegt  hatte,3  beteiligte  er  sich  um  so  eifriger  an  dessen 
Beratungen.  Er  war  Mitglied  der  Petitionskommission  und  der 
Kommission  für  die  gemischten  Ehen,  deren  Stellungnahme  er 
im  Plenum  darlegte:4  unter  Zurückweisung  des  Standpunktes, 
daß  der  Bund  keine  Kompetenz  dazu  besitze,  beantragte  er,  die 
Exekutive  zur  Vorlegung  eines  Gesetzes  über  die  Ermöglichung 

höheren  Anstalten),  265,  275.  „Landbote”  (30.  Mai,  6.,  13.  Juni;  22.,  29. 
August).  Am  24.  Juni  stellt  er  im  Großen  Rat  bei  Behandlung-  eines  Ge¬ 
setzes  über  die  Geschäftsordnung  des  Regierungsrates  eine  Revision  der 
sämtlichen  sehr  zerstreuten  Gesetze  über  das  Volksschulwesen  in  Aussicht, 
die  dann  freilich  erst  von  seinem  Nachfolger  Dubs  durchgeführt  wurde 
(„Landbote”  27.  Juni).  Ebenso  an  der  Schulsynode  in  Küsnacht  (29.  Aug.). 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  795  (Wahl  vom  24.  Juni).  Ib.  und  p.  824  und  833/34 
Polemik  über  eine  Stäfner  Petition,  die  sich  für  eine  Kontrolle  der  Groß¬ 
ratsabsenzen  aussprach  und  von  Escher  mit  Heftigkeit  gegen  einen  konser¬ 
vativen  Angriff  verteidigt  wurde.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  694, 
698/99,  866:  Escher  habe  besonders  und  mit  Erfolg  darauf  gedrungen,  daß 
Bluntschli,  der  ja  nun  im  Dienst  eines  fremden  Staates  stehe,  aus  der  Ge¬ 
setzesrevisionskommission  ausgemerzt  werde;  ja  er  deutete  an,  es  könnte 
ihm  auch  die  Redaktion  des  neuen  Zivilgesetzbuches  entzogen  werden 
(ib.  über  sonstige  polemische  Ausfälle  Eschers  im  Großen  Rat).  Ferner 
„Republikaner”  p.  205,  211/12.  „Freitagszeitung”  (21.  Juni,  20.  Dez.). 
„Republikaner”  p.  252,  256.  „Landbote”  (27.  Juni).  Am  2.  April  1851 
wurde  Bluntschli  dann  jedoch  auf  Vorschlag  der  Gesetzesrevisionskommis¬ 
sion  die  Vollendung  des  Zivilgesetzbuches  übertragen  („Eidgen.  Zeitung” 
1851  p.  351,  369.  Ib.  über  Eschers  immer  noch  sehr  widerwillige  Stellung¬ 
nahme  dazu).  „Landbote”  1851  (10.  April).  „Freitagszeitung”  1851 
(4.  April). 

2  „Bund”  p.  1850  p.  38  (Okt.:  Diskussion  über  Münzreduktion),  74 
(Okt.:  Regierungsvertreter  in  der  Frage  der  Walenseestraße). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  825  (1.  Juli)  und  die  spöttelnde  Polemik  der  „Eidgen. 
Zeitung”  (ib.  p.  836);  ferner  diese  selber  p.  723,  737:  „das  Escherfieber 
scheint  wieder  grassieren  zu  wollen,  doch  glücklicher  Weise  in  viel  milderer 
Erscheinung  als  früher.”  „Republikaner”  p.  215  und  217:  gegen  die  Klage 
der  konservativen  Blätter  über  Zurücksetzung  Zürichs  in  eidgenössischen 
Angelegenheiten.  „Landbote”  (4.  Juli). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  829  (2.  Juli).  Siehe  ferner  sein  Votum  über  die  Gleich¬ 
stellung  der  Juden  ib.  p.  847  (6.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  731  und  743. 
„Republikaner”  p.  215,  223.  „Freitagszeitung”  (5.  und  12.  Juli,  8.  Nov.). 
„Landbote”  (4.  Juli).  —  Autographe  Notizen  darüber  in  seinem  Nachlaß. 
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gemischter  Ehen  einzuladen,  was  der  Rat  dann  mit  großer 
Mehrheit  beschloß.1  Er  nahm  an  den  Diskussionen  über  das 
Reglement  des  Nationalrates  und  das  Wehrgesetz  teil,2  wobei 
er  sich  u.  a.  gegen  die  Dienstbefreiung  der  Wiedertäufer 
äußerte.3  Allein  auch  in  Kleinigkeiten  zeigte  sich  seine  An¬ 
regung:  anläßlich  einer  Petition  aus  Neuenburg  trug  er  z.  B.  auf 
Errichtung  eines  kantonalen  Konkordats  über  den  Feingehalt 
der  silbernen  und  goldenen  Uhrgehäuse  an,  da  man  zu  einem 
Bundesgesetz  nicht  kompetent  sei.4  Vor  allem  war  er  Mitglied 
der  nationalrätlichen  Kommission  zur  Prüfung  des  bundesrät- 
lichen  Rechenschaftsberichtes  und  hat  deren  Referat  verfaßt, 
das  sich  besonders  zu  der  die  Geister  stark  beschäftigenden 
Neuenburgerfrage  äußerte.5  In  der  Wintersession,  im  Novem¬ 
ber  1850,  ward  er  dann  in  die  Kommission  für  Festsetzung  der 
Geldskala,  d.  h.  der  Kantonalbeiträge  für  die  Ausgaben  des 

4  „N.Z.Z."  885  (15.  Juli),  891  (16.  Juli),  1371  (4.Nov.:  der  Bericht 
des  Bundesrats  über  den  Gesetzesentwurf  wird  an  die  Kommission  ge¬ 
wiesen,  ebenso  eine  Gegenvorstellung  des  Bischofs  Salzmann).  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  785.  „Freitagszeitung  (19.  Juli).  „Republikaner"  p.  231/32, 
235  (siehe  auch  p.  233).  Der  ebenfalls  dahin  lautende  Bericht  der  Kom¬ 
missionsmehrheit  vom  II.  Juli  ist  von  ihm  verfaßt  (Bundesblatt  T850  Bd.  III 
p.  1  ff.).  Die  ganze  Frage  war  dadurch  spruchreif  geworden,  daß  die  Schwy- 
zer  Regierung  ihren  Bürgern  1840  das  Eingehen  von  Mischehen  verboten 
und  1849  das  Gesuch  des  Arztes  Benz  in  Siebnen,  eine  Zürcherin  heiraten 
zu  dürfen,  abgewiesen  hatte.  Darauf  gelangte  Benz  an  den  Bundesrat,  der 
sich  für  inkompetent  erklärte,  worauf  Benzens  Berater,  Dr.  Ludw.  Snell,  eine 
Petition  an  die  Bundesversammlung  richtete,  in  der  die  Notwendigkeit 
eines  Gesetzes  zum  Schutz  der  gemischten  Ehen  dargelegt  wurde.  Über 
den  Briefwechsel  Eschers  mit  Snell  in  dieser  Frage  siehe  Reinh.  Rüegg  in 
der  „Züricher  Post"  1900  (16.  Nov.  und  12.  Dez.  1850).  Siehe  ferner  „Eidg. 
Zeitung"  p.  785  und  Baumgartner  Bd.  IV  p.  500  ff. 

2  „N.Z.Z."  p.  835  (3.  Juli),  839  (4.  Juli),  844  (5.  Juli),  859  (9.  Juli), 
877  und  879  (13.  Juli:  Militärdebatte,  speziell  über  die  Befreiung  der  Bun¬ 
desversammlungsmitglieder  vom  Militärdienst  während  der  Sessionen). 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  773.  „Republikaner”  p.  215,  219,  231. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  903  (19.  Iuli.  Ib.  auch  ein  Antrag  betr.  die  zur  Genehmi¬ 
gung  vorgelegte  urnerische  Verfassung).  Siehe  schon  p.  877. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  906  (20.  Juli).  Siehe  auch  p.  1371  (4.  Nov.).  „Republi¬ 
kaner"  p.  239. 

5  „N.  Z.  Z.”  p.  1155  (16.  Sept.),  1369  und  Bundesblatt  1850  Bd.  HI 
p.  291  ff.:  der  Bericht  umfaßt  101  Seiten.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1229,  1233, 
1237/38,  1241,  1281  (Polemik  gegen  den  Bericht).  „Republikaner"  p.  360, 
363  (Ausgleich  der  Besoldung  der  Postbeamten).  „Landbote"  (26.  Sept., 
14.  Nov.).  „Bund”  p.  2,  145,  154/55. 


Nationalratspräsident  1849/50 


165 


Bundes,  und  zur  Begutachtung  des  Gesetzes  über  die  eid¬ 
genössischen  Wahlkreise  gewählt/  und  in  zahlreichen  Voten 
nahm  er  als  Berichterstatter  bei  der  Geschäftsprüfungsdebatte 
Stellung:  in  den  Verhandlungen  über  das  Post-  und  Paßwesen, 
wie  zur  auswärtigen  Politik  und  zur  Frage  der  Einführung 
gleichen  Maßes  und  Gewichts.1 2 

Besonders  aber  hat  er  als  Kommissionsreferent  in  der  Frage 
der  gemischten  Ehen  eine  maßgebende  Rolle  gespielt:  ihm  war 
es  größtenteils  zuzuschreiben,  wenn  der  Bundesrat  seinen  ur¬ 
sprünglichen  Standpunkt  aufgab,  er  besitze  zum  Einschreiten 
gegen  die  intoleranten  Eheverbote  einzelner  katholischer  Kan¬ 
tone  keine  Kompetenz.  Escher  hat  am  14.  November  1850  den 
ausführlichen  Kommissionsbericht  über  den  bundesrätlichen 
Gesetzesentwurf  und  die  dagegen  gerichteten  Proteste  der 
schweizerischen  Bischöfe  erstattet:  mit  messerscharfer  Klarheit 
wies  er  auf  die  mannigfachen  Widersprüche  und  Unhaltbar¬ 
keiten  dieser  vom  unduldsamsten  Geist  erfüllten  Kundgebun¬ 
gen  hin  und  entwickelte  ihnen  gegenüber  die  Anforderungen 
des  Staates.3  Er  hat  auch  in  der  Diskussion  mit  Geist  und  Tem¬ 
perament  zu  den  daraufhin  gegen  ihn  gerichteten  Angriffen  und 
Einwendungen  Stellung  genommen  und  sich  gegen  den  Vor¬ 
wurf  mit  wahrer  Leidenschaft  verteidigt,  die  Theologie  in  die 
Politik  eingeführt  zu  haben.4  Auch  seine  Jugend  werfe  man  ihm 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1376  (2.  Nov.).  Siehe  ferner  sein  Votum  zu  den  Münz¬ 
fragen  im  zürcherischen  Großen  Rat  (8.  Okt.),  p.  1248.  Vgl.  auch  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  711,  1125,  1229.  „Freitagszeitung"  (18.  Nov.  und  20.  Dez.). 
„Bund"  p.  147. 

“  „N.  Z.  Z.”  p.  1381  (Votum  Eschers  zur  Neuenburgerfrag’e,  6.  Nov.), 
1385  (7.  Nov.),  1392,  1395  (8.  Nov.),  1397  (9.  Nov.).  „Republikaner" 
p.  363.  „Bund”  p.147,  160,  163,  248. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1419.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1264/65.  „Freitagszeitung" 
(22.  Nov.).  „Republikaner”  p.  371.  „Landbote"  (21.  und  28.  Nov.).  Das 
Referat  selber  als  Sonderdruck  des  „Bund"  erschienen  (Bern  1850).  „Bund” 
p.  184/85  und  Beilage  zu  Nr.  47,  193—195,  197,  253/54,  258. 

4  „Republikaner”  p.  371:  Beim  Zürcherputsch  [1839]  sei  nicht  die 
Theologie  in  die  Politik,  sondern  die  Politik  in  die  Theologie  hineingetragen 
worden.  Die  Römlinge  trieben  Politik  mittelst  der  Theologie  und  fühlten 
sich  daher  unangenehm  in  ihren  Plänen  durchkreuzt,  wenn  der  Staatsmann 
sich  diese  Theologie  einmal  näher  besichtige.  Die  Kirche  habe  sich  immer 
mehr  von  ihrer  wahren  Bestimmung  verirrt  und  stets  tiefer  in  das  Staats¬ 
gebiet  eingeschnitten:  die  Verhältnisse  der  Schweiz  vor  1847  hätten  diese 
Usurpation  ungemein  begünstigt.  Mit  der  durch  den  eidgenössischen  Sieg 
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vor:  „Ja,  ich  bin  noch  jung,  Gott  sei  Dank!,  und  ich  fühle  noch 
die  Kraft  in  mir,  solchen  Angriffen  auf  die  junge  Eidgenossen¬ 
schaft  mit  der  ganzen  Kraft  der  Jugend  entgegenzutreten.”  Be¬ 
sonders  bekämpfte  er  den  von  der  Mehrheit  beschlossenen,  aber 
vom  Ständerat  verworfenen  Antrag,  daß  die  Kinder  stets  nach 
dem  Glaubensbekenntnis  des  Vaters,  statt  nach  dessen  freier 
Entschließung  erzogen  werden  sollten.  Der  Unterschied  der 
Konfessionen  erscheine  überhaupt  nicht  so  groß,  wie  man  be¬ 
haupte:  die  Tatsache,  daß  einer  ein  ebenso  guter  Katholik  sei, 
wenn  seine  Eltern  katholisch,  als  ein  guter  Protestant,  wenn  sie 
protestantisch  seien,  möge  beweisen,  daß  es  oft  vom  bloßen 
Zufall  abhange,  ob  man  dieser  oder  jener  Religion  angehöre. 1 
In  einem  Brief  an  den  Anreger  der  ganzen  Frage,  Dr.  Ludw. 
Snell,  bezeichnete  er  die  Eingaben  der  Bischöfe  als  die  erste 
Demonstration,  die  sich  die  Kurie  seit  der  Sonderbundskrise 
wieder  erlaubt  habe.  Die  Kommissionsmehrheit  habe  deshalb 
gefunden,  man  dürfe  dieser  auf  die  katholische  Schweiz  be¬ 
rechneten  Manifestation  und  ihrer  empörenden  Intoleranz  kein 
lammgeduldiges  Stillschweigen  entgegensetzen,  sondern  müsse 
sie  vor  dem  Richterstuhl  der  öffentlichen  Meinung  beleuchten 
und  ihrer  Verurteilung  anheimgeben  —  gegenüber  dem  Treiben 
der  Ultramontanen  tue  die  unbeugsamste  Entschiedenheit  not.2 

gewonnenen  Bundesmacht  könne  wahrlich  kein  würdigerer  und  heilsamerer 
Gebrauch  gemacht  werden,  als  daß  der  Staat  sich  in  alle  ihm  zukommen¬ 
den  Rechte  wieder  einsetze:  passiver  Widerstand  wäre  in  diesem  Falle 
gleichbedeutend  mit  aktiver  Feigheit. 

i  „N.Z.Z ."  p.  1424  (15.  Nov.),  1428,  1430  (16.  Nov.),  1432,  1465, 
1499  (30.  Nov.),  1505.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1267,  1269/70,  1273,  1329. 
In  einem  Brief  an  Snell  schreibt  Escher  voll  Genugtuung:  „Wir  haben  in 
der  Angelegenheit  der  gemischten  Ehen  auch  noch  die  letzte  Schanze,  die 
Kindererziehung,  gewonnen.  Das  Gesetz,  wie  es  aus  der  Beratung  der  Bun¬ 
desversammlung  hervorgegangen,  ist  eine  schöne  Errungenschaft  der  rege¬ 
nerierten  Eidgenossenschaft"  („Züricher  Post”  1900:  „Briefe  aus  dem  Nach¬ 
laß  Dr.  Ludw.  Snells),  während  A.  Ph.  Segesser  ironisch  bemerkte,  Escher 
erblicke  eigentlich  schon  im  Vorhandensein  von  Konfessionen  eine  Ge¬ 
fährdung  des  Friedens,  und  der  Urner  Lusser  erklärte,  jener  spreche  wie 
ein  reformierter  Pfarrer  („Züricher  Post").  Siehe  ferner  Baumgartner  Bd.  IV 
p.  503  ff.,  506/7  und  das  Zitat  aus  der  „Revue  de  Geneve"  in  der  „Eidgen. 
Zeitung"  (1850)  p.  1277:  Escher,  der  nach  Furrers  Rücktritt  gern  in  den 
Bundesrat  käme,  werde  in  Zürich  als  ultraradikal  angesehen,  im  National¬ 
rat  als  juste  milieu  und  in  einem  Teil  der  Westschweiz  als  konservativ! 

-  „Züricher  Post  "1900:  mit  der  Aufforderung  an  Snell,  im  „Repubüka- 
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Doch  auch  sonst  hat  er  an  allen  wichtigen  Debatten  und 
Fragen  teilgenommen:  er  berichtete  über  die  aus  Freiburg  ein¬ 
gelaufenen  Petitionen  der  dort  seit  dem  Sonderbundskrieg 
unterdrückten  Konservativen*  1  und  beteiligte  sich  an  den 
Verhandlungen  wegen  eines  Gesetzes  über  das  Verfahren 
beim  Bundesgericht  in  Zivilsachen/2 3  sowie  wegen  der  von  der 
Genfer  Regierung  verweigerten  politischen  Gleichstellung 
der  dortigen  schweizerischen  Dienstboten, Vor  allem 
aber  war  er  der  Urheber  des  für  die  ganzen  folgenden 
Jahrzehnte  entscheidenden  Nationalrats  Wahlgesetzes  vom  21.  De¬ 
zember  1850,  das  an  Stelle  des  die  Begrenzung  der  einzelnen 
Wahlkreise  den  Kantonen  überlassenden  bundesrätlichen  Ent¬ 
wurfs  trat.  Statt  der  von  Klerikalen  und  protestantischen  Kon¬ 
servativen  gewünschten  kleinen  Wahlkreise  von  20  000  Seelen 
wurden  durch  ihn  in  der  Regel  solche  von  80  000  gebildet, 
mit  vier  Abgeordneten,  und  auch  diese  noch,  wie  die  Gegner 
behaupteten,  zugunsten  der  Liberalen  zugeschnitten:  der  Be¬ 
weggrund  war,  wie  Escher  im  Nationalrat  darlegte,  in  erster 
Linie  die  Befürchtung,  daß  bei  kleinen  Kreisen  nur  Lokalgrößen 
gewählt  und  Kirchturminteressen  vertreten  würden.4  Und  in 

ner”  den  Gegenstand  zu  beleuchten.  Siehe  ferner  die  Aufsätze  Snells 
dai  über  im  „Republikaner"  p.  376/77,  379/80,  383—386,  389—391 
(außerdem  p.  395  und  415/16). 

1  „N.Z.Z.”  p.  1449  (20.  Nov.).  Vgl.  auch  p.  1517/18,  1551/52  und 
1565/66.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1289. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1451  (20.  Nov.).  Über  seine  Stellung  in  einer  Militär¬ 
ausrüstungsfrage  vgl.  p.  1482.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1321.  „Freitagszei¬ 
tung”  (6.  Dez.).  Siehe  auch  „Landbote”  (5.  Dez.).  „Bund”  p.  215,  268  (vgl. 
ferner  p.  337). 

3  „N.Z.Z.”  p.  1509  (2.  Nov.).  „Landbote”  (12.  Dez.).  Über  seine  Stel¬ 
lung  zu  den  Militärkapitulationen  vgl.  „N-  Z.  Z.”  p.  1539.  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  1357,  1370.  „Freitagszeitung”  (13.  Dez.).  „Bund”  p.  262. 

4  „N.  Z.  Z."  p.  1547  (10.  Dez.),  1552  und  1553  (11.  Dez.),  1559 
(12.  Dez.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1369.  „Republikaner”  p.  403.  „Landbote” 
(19.  Dez.):  Der  von  Franscini  verfaßte  bundesrätliche  Entwurf  sei  von  der 
Kommission  ganz  auf  die  Seite  geschoben  worden.  Die  Hauptbestimmun¬ 
gen  entsprächen  dem  zürcherischen  Gesetz.  Im  Vorzimmer  sei  eine  Karte 
mit  den  Wahlkreisen  aufgehängt  gewesen  etc.  Escher  habe  in  zweistündi¬ 
ger  Rede  die  Grundsätze  und  das  Detail  erläutert:  1.  größere  Wahlkreise 
zur  Vermeidung  engherziger  Kirchturmsinteressen;  2.  Umschreibung  der 
Wahlkreise  durch  eidgenössiche  Behörden,  statt  durch  die  Kantone,  wie 
der  Bundesrat  vorschlug;  3.  Vierzahl  als  Grundlage  der  Wahlkreise; 
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der  Tat  blieb  die  Opposition,  die  man  fernhalten  wollte  und  die 
durch  den  Mißerfolg  des  Sonderbunds  nur  eingeschreckt,  aber 
nicht  endgültig  zu  Boden  geworfen  war,  für  Jahrzehnte  ganz 
unbeträchtlich:  durch  die  getroffenen  organisatorischen  Maß¬ 
nahmen  und  seine  eigene  Tüchtigkeit  hat  der  eidgenössische 
Freisinn  es  verstanden,  sich  die  nötige  Handlungsfreiheit  zu 
sichern,  und  wenn  er  sie  benützte  zu  unzweifelhaft  bedeutenden 
Leistungen,  so  besitzt  daran  Escher  ein  Hauptverdienst.  Beson¬ 
deres  Verständnis  für  die  Widersacher  rechts  und  links  wird 
man  ihm  allerdings  nicht  nachrühmen  dürfen;  denn  dem  Mann, 

4  Wahlart  (offen  oder  geheim)  den  Kantonen  zu  überlassen.  Ib.  über  die 
scharfe  Opposition:  das  Gesetz  scheine  aber  hieb-  und  kugelfest  zu  sein, 
und  die  Debatte  habe  fast  zu  keinen  Änderungen  geführt.  Briefliche 
Äußerungen  Eschers  über  das  ihn  von  früh  bis  spät  beschäftigende 
Gesetz,  in  dem  die  verschiedensten  Interessen  unter  einem  Hut  gebracht 
werden  mußten,  in  dem  zitierten  Schreiben  an  Ludw.  Snell  vom  12.  Dez. 
1850:  er  war  sich  genau  bewußt,  daß  das  Gesetz  die  größte  Bedeutung  für 
die  Zukunft  der  Schweiz  besitze.  „Die  Kommission  hat  nun,  entgegen  der 
Ansicht  des  Bundesrates,  beschlossen,  die  Begrenzung  der  einzelnen  Wahl¬ 
kreise  in  das  Gesetz  aufzunehmen  und  den  Kantonen  nicht  zu  überlassen. 
In  der  Tat,  es  wäre  doch  mehr  als  gutmütig  gewesen,  die  Bildung  der  ber- 
nischen  Wahlkreise,  aus  denen  23  Nationalräte  hervorgehen  sollen,  nicht 
von  Bundes  wegen  festzusetzen,  sondern  dem  konservativen  Großen  Rate 
von  Bern  zu  überlassenl  Bei  dieser  Bildung  sind  nun  aber  die  verschie¬ 
denartigsten  Interessen  zu  Tage  getreten,  und  diese  sollen  alle  so  viel  als 
möglich  unter  einen  prinzipiellen  Hut  gebracht  werden.  Eine  Danaiden¬ 
arbeit!  Gestern  bin  ich  mit  ihr  fertig  geworden.  Alle  liberalen  Kantone 
sind  zufrieden,  nur  Luzern  nicht.  Aber  letzterem  ist  sehr  schwer  zu  helfen, 
wenn  man  den  prinzipiellen  Boden  nicht  verlassen  will.  Jetzt  beginnt  aber 
erst  die  Arbeit,  dem  Gesetz  Eingang  zu  verschaffen.  Für  den  Nationalrat 
ist  mir  nicht  bange.  Aber  im  Ständerat  wird  der  ganze  Sonderbund, 
Blösch,  Fischer  von  Brugg,  sodann  eine  aus  sehr  jungen,  noch  ganz  un¬ 
praktischen  Liberalen  bestehende  Fraktion  Wahlkreise  von  20  000  Seelen 
verlangen.  Bei  dieser  Wahlart  bekämen  wir  aber  keinen  Nationalrat,  son¬ 
dern  eine  Philisterversammlung/'  Siehe  dagegen  die  scharfe  Kritik  Baum¬ 
gartners  Bd.  IV  p.  492  ff.,  sowie  den  Bericht  von  Dubs  („Briefe  aus  dem 
Nachlaß  Dr.  Ludw.  Snells”,  Züricher  Post  1900):  „Das  Nationalratswahlgesetz 
ist  glücklich  nach  mannigfachen  schweren  Nöten  von  dem  starken  Geburts¬ 
helfer  Escher  durch  den  Nationalrat  gebracht  worden.  Die  Einteilung  ist 
nun  so,  daß  nach  den  schlechtesten  Berechnungen  40,  nach  den  zweit¬ 
schlechtesten  27  Konservative  im  nächsten  Nationalrat  erscheinen  werden.” 
Der  politische  Zweck  der  Einteilung  ist  also  rundweg  zugestanden.  Siehe 
außerdem  „Bund”  p.  301/2,  311/12  (dazu  p.  347)  und  A.  Ph.  v.  Segesser: 
„Kleine  Schriften”  Bd.  III  p.  43  ff.  —  In  Eschers  Nachlaß  Studien,  Notizen 
und  Entwürfe  betreffend  das  Nationalratswahlgesetz,  mit  massenhaften  Kor¬ 
rekturen,  ferner  kantonales  Vergleichsmaterial,  statistische  Unterlagen  usw. 
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der  schon  im  Privatleben  sachlichen  Widerspruch  leicht  als  per¬ 
sönliche  Gegnerschaft  auffaßte,  bedeuteten  die  politischen  An¬ 
sichten  heilige,  von  keinen  Opportunitätsgründen  zu  beeinflus¬ 
sende  Überzeugung. 

Überhaupt  erscheint  die  Rücksicht  auf  den  Vorteil  der  le¬ 
gierenden  Partei  bei  Eschers  Tätigkeit  unverkennbar:  es  war 
nicht  seine  Sache,  den  besiegten  Feind  zu  schonen,  Die  An¬ 
schauungen  der  Katholiken  hatte  er  während  des  Sonderbunds¬ 
konfliktes  verabscheuen  gelernt,  und  das  in  seiner  ganzen  gei¬ 
stigen  Anlage  wurzelnde  Gefühl  von  der  Obergewalt  des  Staa¬ 
tes  erlaubte  ihm  kaum,  jene  seltsame  Verbindung  von  Religion 
und  Politik,  wie  sie  in  der  Opposition  zum  Teil  verkörpert  war, 
anzuerkennen.  Das  zeigte  sich  besonders  in  seinem  Verhalten 
zu  den  Freiburgerstreitigkeiten,  wo  1847  eine  radikale  Minder¬ 
heitsregierung  unter  eidgenössischem  Schutz  eingesetzt  wor¬ 
den  war,  mit  der  Absicht,  die  rückständige  Bevölkerung  so 
rasch  als  möglich  zum  Fortschritt  zu  bekehren.  Allein  wie 
natürlich  hatte  sie  wachsenden  Widerspruch  und  eine  Reihe 
von  Petitionen  an  die  Bundesversammlung  hervorgerufen. 
Während  Escher  1848  noch  scharf  getadelt  hatte,  daß  die  Frei¬ 
burger  Regierung  es  nicht  gewagt  habe,  ihre  Kantonalverfassung 
dem  Volke  vorzulegen,  und  überdies  noch  für  neun  Jahre  jede 
Revision  unmöglich  machte,  so  war  seine  Haltung  nun  völlig  an¬ 
ders:  wenn  er  damals  die  Alternative  „ultramontan”  oder  „radikal” 
verwarf  und  lediglich  eine  Regierung  des  Gesetzes  wünschte,1 
so  wies  er  in  seinem  Kommissionsbericht  vom  13.  Dezember 
1850  jetzt  darauf  hin,  wie  der  Kanton  seit  1831  stets  mehr  dem 
Ultramontanismus  zugetrieben  worden  sei,  bis  1847,  nach  dem 
unglücklichen,  von  einem  kaum  zurechnungsfähigen  Volk  ge¬ 
führten  Kampf,  der  Übergang  zum  entgegengesetzten  System 
erfolgt  sei.  Die  Reaktion  finde  nun  ihren  nächsten  Anhalts¬ 
punkt  zur  Gegnerschaft  darin,  daß  diese  Verfassung  dem  Volk 
nicht  vorgelegt  wurde,  was  doch  weder  1814,  noch  1830,  ja 
nicht  einmal  mit  der  Bundesverfassung  geschehen  sei.  Da 

1  Baumgartner  Bd.  IV  p.  351/52.  Siehe  auch  „Republikaner”  1850 
p.  227  (durch  seinen  Stichentscheid  eidgenössische  Vermittlung  in  Frei¬ 
burg  versucht). 
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müsse  es  doch  sehr  auffallen,  daß  man  jetzt  solchen  Lärm 
mache  und  deren  Aufhebung  verlange.  Man  sehe  leicht  ein, 
wie  die  Klerikalen  die  Verfassung  gänzlich  umgestalten  wür¬ 
den.  Sie  behaupteten,  jene  gefährde  die  Religion  und  die 
Rechte  der  Katholiken;  allein  nur  die  Immunitäten  seien  aufge¬ 
hoben  und  der  Jugendunterricht  unter  die  Aufsicht  des  Staates 
gestellt,  Dinge,  die  sich  heute  beinahe  in  allen  europä¬ 
ischen  katholischen  Staaten  fänden.  Die  Petenten  erklärten, 
die  Regierung  solle  geführt  werden  „nach  der  Väter  Sitte".  Das 
klinge  zwar  recht  schön;  allein  auch  hier  stecke  die  Reaktion 
dahinter,  und  zwar  gehe  sie  selbst  gegen  den  Bund;  denn  die 
Petenten  sagten,  sie  hätten  unter  dem  Druck  der  eidgenössi¬ 
schen  Bajonette  stimmen  müssen.  Das  sei  ein  arger  Vorwurf 
und  klinge  sehr  übel  bei  Bittenden:  ihre  Sprache  würde  wohl 
bald  drohend,  wenn  sie  zum  Handeln  Macht  hätten.  Die  Pe¬ 
tenten  beschwerten  sich  dann  auch  über  administrative  Ein¬ 
richtungen.  Nun  sei  wahr,  in  der  Administration  herrsche 
grobe  Tätigkeit:  eine  Menge  Verbesserungen  seien  eingefühlt 
worden,  und  wenn  man  schon  diesen  Kanton  seit  langem  an 
den  Pranger  der  öffentlichen  Meinung  stellte,  so  müsse  man  der 
Regierung  doch  das  Zeugnis  geben,  daß  sie  an  neuen  Schöpfun¬ 
gen  viele  andern  übertroffen  habe.  Nicht  jeder  Kanton  könne 
sich  solcher  Fortschritte  rühmen.  Wenn  man  der  Obrigkeit 
einen  Vorwurf  machen  dürfe,  sei  es  höchstens  der,  daß  sie  zu 
tätig  gewesen  sei,  so  daß  ihr  das  Volk  nicht  folgen  konnte.  Der 
Redner  durchging  dann  die  einzelnen  Petitionen,  um  schließ¬ 
lich  die  abweisenden  Anträge  des  Bundesrats  zu  rechtfertigen 
und  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Ereignisse  oft  stär¬ 
ker  seien,  als  der  gute  Wille  der  Petenten,  sich  in  den  Schran¬ 
ken  der  Gesetzlichkeit  zu  halten.  Im  Kanton  Freiburg  handle 
es  sich  nicht  um  einen  Mittelweg,  sondern  um  die  Frage,  ob 
man  die  mit  der  Bundesverfassung  vorwärtsschreitende  Regie¬ 
rung  unterstützen  oder  eine  sonderbündische  hervorrufen  wolle. 
Der  Entschluß  des  Bundesrats,  allen  Ruhestörungen  fest  ent¬ 
gegenzutreten,  müsse  das  Volk  belehren,  daß  es  auf  diesem 
Wege  seinen  Zweck  nicht  erreiche.  Man  werde  zwar  über  Be¬ 
einträchtigung  der  Demokratie  klagen;  allein  diese  erheische. 
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daß  das  Gespenst  des  vor  drei  Jahren  beseitigten  Zwiespaltes 
im  Jahr  1850  nicht  wieder  auftrete.1 

Auch  in  der  Diskussion,  in  der  ihm  die  Konservativen  wie¬ 
der  seine  Jugend  vorwarfen,  wies  er  auf  die  Zeichen  des  dro¬ 
henden  Umschwungs  hin:  es  handle  sich  darum,  ob  man  im 
Kanton  Freiburg  der  Reaktion  eine  Hauptschanze  überliefern 
wolle  oder  nicht.  Im  Interesse  des  schweizerischen  Volkes 
müsse  man  über  diese  Petitionen  zur  Tagesordnung  übergehen. 
Und  in  der  Tat  wurden  seine  Anträge  mit  großer  Mehrheit  an¬ 
genommen.2  Die  Unduldsamkeit,  die  sich  in  dieser  offenbaren 


1  „N.Z.Z .”  p.  1563/64  und  1565.  „Eidgen.  Zeitung-”  p.  1378,  1381, 
1383,  1385.  „Freitagszeitung”  (20.  Dez.).  „Republikaner”  p.  405.  „Land¬ 
bote”  (19.  Dez.).  Siehe  ferner  Eschers  sehr  g'ereizte  Äußerungen  in  dem 
oben  zitierten  Brief  an  Ludw.  Snell  vom  12.  Dezember  1850  („Züricher 
Post”  1900),  wo  er  von  einem  heuchlerischen  Geschrei  der  Reaktion 
spricht,  „das  uns  hier  mit  unsern  demokratischen  Grundsätzen  in  Wider¬ 
spruch  bringen  möchte.”  Die  Petitionäre  glichen  dem  zürcherischen  Glau- 
benskomite,  u.  a.  —  Der  abweisende  Antrag  des  Bundesrates  war  von  dem 
sonst  so  versöhnlichen  Jonas  Furrer  abgefaßtl  Siehe  ferner  die  allerdings 
tendenziöse  Darstellung  bei  P.  Esseiva:  „Freiburg,  die  Schweiz  und  der 
Sonderbund  1846 — 1861”  p.  270,  284  usw.  und  Segesser  Bd.  III  p.  47  ff. 
Am  24.  November  1850  hatte  die  „Tribüne  Suisse”  berichtet,  am  Tage 
vorher  habe  eine  Versammlung  der  radikalen  National-  und  Ständeräte, 
darunter  Stämpfli,  Escher  und  Andere  beschlossen,  alles  zu  tun,  um  d&n 
wieder  neu  sich  erhebenden  Sonderbund  zu  bekämpfen  („Eidgen.  Zeitung” 
p.  1313).  Vgl.  auch  „Bund”  p.  212,  315,  321. 

2  „N.Z.Z.”  p.  1568/69  (14.  Dez.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1385.  „Land- 
bote”  (19.  Dez.),  wo  eine  amüsante  Schilderung  des  Duells  zwischen  ihm 
und  Tillier:  dieser  hatte  Anspielungen  auf  Eschers  Jugend  gemacht,  der  er¬ 
widerte,  er  spreche  namens  der  Kommission,  die  zusammen  mehr  als  150 
Jahre  alt  sei.  Im  übrigen  höre  er  diesen  Vorwurf  nicht  ungern;  er  reprä¬ 
sentiere  um  so  besser  das  schweizerische  Volk,  das  auch  noch  jugendlich 
sei,  und  es  sei  schöner,  als  wenn  man  von  einem  Redner  sage:  ach  Gott,  wie 
alt  ist  er  geworden!  Tillier,  der  die  Bemerkung  auf  sich  bezog,  verlor  den 
Kopf  und  zitierte  nun  die  Anekdote:  als  Sully  einmal  Ludwig  XIII.  besuchte, 
hätten  schale  Köpfe  den  alten  Mann  verlacht,  worauf  dieser  zum  König 
sagte,  wenn  sein  Vater  ihn  kommen  gelassen,  habe  er  die  Narren  und 
Lustigmacher  hinausgehen  heißen.  Nach  dem  Ordnungsruf  des  Präsiden¬ 
ten  replizierte  Escher:  er  hätte  wirklich  der  Versammlung  das  Urteil  uber¬ 
lassen  dürfen,  wer  die  Narren  und  Lustigmacher  seien.  „Hr.  v.  T.”,  be¬ 
merkt  die  Redaktion,  „ist  nämlich  ein  alter,  stets  lachender,  aus  Geiz  am 
schlechtesten  bekleideter,  obschon  kinderloser  Millionär,  renommierender 
Geck  und  darum  die  beständige  Lust  der  Versammlung,  weshalb  die  Replik 
Eschers  allgemeine  Heiterkeit  erregte.”  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung^ 
1851  p.  25.  Siehe  ferner  den  Bericht  von  Dubs  („Briefe  aus  dem  Nachlaß 
Dr.  Ludw.  Snells”  in  der  „Züricher  Post”  1900),  der  ebenfalls  Eschers  Mei¬ 
nung  teilt. 
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Mißachtung  des  Volkswillens  aussprach,  sollte  sich  bald  emp¬ 
findlich  rächen:  man  kann  sie  nicht  als  gemeinsame  Schuld  des 
schweizerischen  Liberalismus  bezeichnen;  denn  selbst  ein  frei¬ 
sinniges  Blatt  wie  die  „Neue  Zürcher  Zeitung"  war  damals  der 
Meinung,  es  wäre  besser,  den  Freiburgern  das  volle  Konstitu¬ 
ierungsrecht  zu  gönnen  und  damit  ein  konservatives  Regiment 
als  wahrscheinliche  Folge  in  Kauf  zu  nehmen,  dafür  aber  eine 
eidgenössische  Streitfrage  in  ihre  Kantonsgrenzen  zu  bannen 
und  der  Gefahr  damit  die  Spitze  abzubrechen.1  Allein  wenn 
Eschers  Stellungnahme  dieser  klugen  Mäßigung  widersprach, 
so  war  die  überwiegende  Mehrheit  der  Partei  doch  ebenfalls 
seiner  Meinung,  und  die  Besorgnis  vor  dem  Einfluß  des  Klerus 
und  einem  Rückfall  in  den  Sonderbund  schien  in  der  Tat  diese 
Haltung  zu  rechtfertigen. 


2.  Universitäts-,  Zoll-  und  Eisenbahnfragen  1851 — 1852. 

Bedürfte  Eschers  Feindschaft  gegenüber  der  politisierenden 
Geistlichkeit,  von  den  zeitgenössischen  Ereignissen  selbst  ab¬ 
gesehen,  noch  einer  besondern  Erklärung,  so  läge  sie  vor  allem 
in  seinem  leidenschaftlichen  Streben  nach  Fortschritt:  im  zür¬ 
cherischen  Großen  Rat  hat  er  sich  z.  B.  nach  Kräften  für  die 
Erhöhung  der  zum  Teil  ganz  unzulänglichen  Lehrerbesoldun¬ 
gen  eingesetzt,  mit  der  ausdrücklichen  Motivierung,  die 
Freunde  der  Demokratie  müßten  darauf  sehen,  daß  die  Herr¬ 
schaft  dem  Volk  nicht  nur  in  der  Verfassung,  sondern  auch  in 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1565  (1850).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1417/18. 
Vgl.  ferner  die  Polemik  wegen  des  von  Gg.  v.  Wyß  angeregten  Nachlasses 
der  Sonderbundschuld  im  zürcherischen  Großen  Rate,  bei  Gelegenheit  der 
Feier  zur  Erinnerung  an  Zürichs  Eintritt  in  den  Bund  im  Mai  1851,  sowie 
über  Eschers  Teilnahme  am  Fest  ib.  (1851)  p.  125,  154,  179,  487.  „Land¬ 
bote"  (6.,  20.  Febr.,  8.,  15.  Mai).  „Republikaner”  p.  141/42.  „Freitagsztg." 
(21.  Febr.,  9.  Mai).  „Volksbl."  p.  20.  Aus  Anlaß  dieses  Maifestes  ist  die  Satire 
J.  J.  Reithards  auf  das  Eschersche  Regiment  erschienen,  die  Escher  mit  Rud. 
Brun  in  Parallele  setzt:  „Der  Tag  ze  Zürych"  („Eidgen.  Zeitung"  p.  533, 
562/63,  567,  und  Rud.  Hunziker:  „J.  J.  Reithard”,  Neujahrsblatt  der  Zür¬ 
cher  Stadtbibliothek  1914,  p.  61/62).  Dem  Fest  wohnte,  von  Escher  ein¬ 
geladen,  auch  Blumer  bei,  der  dann  im  Sommer  1852  mit  jenem  und  Dubs 
von  Bern  aus  den  Gurnigel  besuchte  (siehe  seine  Erinnerungen). 
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Wirklichkeit  zuteil  werde,  und  deshalb  für  seine  Bildung  und 
die  Hebung  des  Lehrerstands  sorgen.  Er  hat  sich  auch  für  die 
Unterstützung  der  Schulgenossenschaften  und  die  Übernahme 
von  Vikariatskosten  durch  den  Staat  bemüht,1  und  ebenso  prä* 
sidierte  er  die  Kommission  für  die  Erneuerung  des  gesamten 
Volksschulwesens.2  Auch  für  die  Universität  wußte  er  jeweilen 
durch  persönliches  Einsetzen  außerordentliche  Kredite  zu  ge¬ 
winnen,  so  im  April  1851  für  die  Errichtung  einer  zweiten  Pro¬ 
fessur  des  römischen  Rechts,  an  die  dann  Theodor  Mommsen 
berufen  wurde  —  mit  der  charakteristischen  Begründung, 
Zürich  könne  seine  Ansprüche  auf  die  geplante  eidgenössische 
Hochschule  nicht  besser  darlegen  als  durch  Leistungen  für  seine 

1  „N.  Z.  Z.”  1850,  p.  1250  und  1253/54  (8.  Okt.  1850:  er  wird  zum  Haupt 
der  Dreizehnerkommission  gewählt,  die  weitere  Anträge  vorbereiten  soll), 
1576/77  (16.  Dez.),  ferner  1851,  p.  115  (28.  Jan.).  „Landbote”  1850 
(10.  Okt.  und  19.  Dez.),  1851  (6.  Febr.)  „Freie  Stimmen”  1850,  p.  172  (siehe 
auch  p.  188).  „Freitagszeitung”  (11.  Okt  und  20.  Dezember).  „Republi¬ 
kaner”  (1850),  p.  327,  406/7,  409.  Siehe  schon  „Republikaner”  1849, 
p.  152  (Mitglied  der  Kommission  des  Erziehungsrats,  zur  Vorbereitung  der 
Anträge,  22.  August  1849).  „Eidgen.  Zeitung  1850,  p.  1113,  1125/26, 
1389/90.  „Eidgen.  Zeitung”  1851  p.  113,  207,  217  (Beschluß  zur  Total¬ 
revision  der  Gesetzgebung  über  das  Volksschulwesen;  Escher  Vorsitzender 
der  sechzehngliedrigen  Kommission,  Febr.  1851).  „Republikaner”  1851 
p.  33,  41.  „Freitagszeitung”  1851  (21.  Febr.).  Die  Anregung  für  die 
ganze  Reform  scheint  von  Regierungsrat  Billeter  ausgegangen  zu  sein, 
siehe  seinen  Brief  an  Dr.  Ludw.  Snell  vom  Herbst  1849  („Briefe  aus  dem 
Nachlaß  Dr.  Ludw.  Snells”,  „Züricher  Post”  1900):  er  rühmt  sich,  Escher 
und  Dubs  für  eine  nähere  Verbindung  mit  dem  Lehrerstand  gewonnen  und 
diesem  damit  einen  größeren  Einfluß  auf  die  Staatsangelegenheiten  ge¬ 
sichert  zu  haben  (siehe  auch  die  in  Vorbereitung  befindliche  Biogr.  J.  J. 
7  reichlers  von  Ad.  Streuli  und  Fel.  Berchtold).  Am  26.  August  1850  nahm 
Escher  ferner  als  Abgeordneter  des  Erziehungsrats  an  der  zürcherischen 
Schulsynode  in  Küsnacht  teil  (siehe  oben  p.  162  Anm.  3).  Über  die  Teilnahme 
an  derjenigen  vom  1.  September  1851  (betr.  Einführung  einer  Alters-,  Wit¬ 
wen-  und  Waisenkasse  der  Lehrer  usw.)  vgl.  „Eidg.  Zeitung”  (1851)  p.  973. 
„Bund”  p.  986.  Nach  einem  Brief  an  Hagenbuch  vom  19.  November  1850 
scheint  die  Redaktion  der  Gesetzesentwürfe  betr.  die  Lehrerbesoldungen  und 
die  Unterstützungen  der  Schulgenossenschaften  von  ihm  zu  stammen.  Am 
17.  Dezember  wurde  er  mit  71  von  117  Stimmen  zum  Vizepräsidenten  des 
Großen  Rats  gewählt;  außerdem  hatte  er  7  Stimmen  als  Präsident  erhalten 
(„Eidgen.  Zeitung”  p.  1395).  „Freitagszeitung”  (20.  Dez.).  „Republikaner'] 
p.  409.  Siehe  ferner  das  „Volksblatt”  Treichlers  1851  p.  7,  128.  „Bund 
1851  p.  1227  (siehe  auch  1852  p.  506).  Siehe  ferner  im  Folgenden  p.  218.1 

2  „N.Z.Z.”  1851  p.  223  (22.  Febr.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  207,  217. 
„Republikaner”  p.  61. 
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kantonale,  und  die  Ehre,  die  dem  Kanton  durch  seine  Lehr¬ 
anstalten  erwachse,  werde  nicht  leicht  zu  teuer  bezahlt.1  Auch 
steht  einer  der  größten  Ruhmestitel  dieses  liberalen  Zürcher 
Regiments  mit  seinem  Namen  in  Verbindung:  das  staatliche 
Stipendium,  das  dem  in  engen  heimischen  Verhältnissen  ver¬ 
kümmernden  Gottfried  Keller  von  1848  bis  1852  gewährt  wurde 
und  das  dem  mit  Escher  gleichaltrigen  Dichter  die  Heidelberger 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  403.  „Eidg.  Zeitung"  p.  369/70.  „Landbote"  (10.  April). 
Über  die  Berufungs-  und  sonstigen  Universitätsfragen  hat  er  häufig  mit 
Alex.  Schweizer  korrespondiert,  so  1851  über  Mommsens  Berufung,  bei  der 
auch  Fr.  L.  Keller  und  der  schweizerische  Generalkonsul  in  Leipzig,  C.  Hir- 
zel-Lampe,  mitwirkten  (Briefe  im  Besitze  von  Prof.  Dr.  P.  Schweizer,  sowie 
Briefe  Kellers  im  B.  A.  Keller  war  Eschers  Hauptgewährsmann  für  die  juri¬ 
stischen  Berufungen).  Am  27.  April  1851  schreibt  Keller,  er  habe  sich  un¬ 
mittelbar  nach  Empfang  von  Eschers  Brief  zu  M.  aufgemacht.  „Ihn  hätte 
ich  für  Zürich  als  eine  ganz  glänzende  Acquisition  gehalten. . . .  Ich  sprach 
auch  ganz  offen  mit  ihm  davon,  und  sein  erstes  und  letztes  Wort  war,  daß 
er  eigentlich  lieber  in  Deutschland  bleibe,  daß  ihm  aber  Zürich  eine  will¬ 
kommene  Zufluchtsstätte  wäre,  wenn  seine  Lage  in  Leipzig  unhaltbar 
würde. . . .  Hat  es  nun  auch  nichts  besonders  Schmeichelhaftes  für  jeman¬ 
den,  das  pis-aller  zu  sein,  so  ist  ihm  doch  der  Gedanke  nicht  übel  zu 
nehmen,  und  ich  halte  ihn  für  so  bedeutend,  daß  jenes  unangenehme  Gefühl 
zurücktreten  muß  und  ich  Euch  sogar  einen  Extraeffort  zumuthen  möchte, 
wenn  er  sich  zur  Übernahme  einer  jurist.  oder  philolog'.  Profeßur  in  Zürich 
entschließen  sollte.”  Am  18.  September  schreibt  er  dann,  es  sei  ihm  ge¬ 
lungen,  mit  M.  persönliche  Rücksprache  zu  nehmen.  „Er  wiederholte  mir 
seine  frühere  Äußerung,  daß  sein  bleibendes  Streben  nach  einer  deutschen 
Universität  gerichtet  sei,  daß  er  aber  geneigt  sei,  nach  Zürich  zu  kommen, 
wo  er  in  politischer  Beziehung  sich  als  Fremden  betrachten  würde.  Vor 
Ostern  könne  er  Leipzig  nicht  verlassen,  weil  ihn  seine  Inscriptionen-Samm- 
lung  und  die  diesfälligen  Pflichten  gegen  seinen  Verleger  so  lange  zurück¬ 
hielten.  Ich  glaube  zwar  fortwährend,  daß  M.  eine  glänzende  Acquisition 
für  Zürich  wäre,  da  er  wirklich  in  seinem  Spezialfach  eine  erste  Stelle  ein¬ 
nimmt;  aber  ich  darf  doch  nicht  verhehlen,  daß  ich  ihn  nach  allem,  was  ich 
höre,  nicht  für  einen  glänzenden  Docenten  halten  kann,  und  ob  er  eigentlich 
die  dogmatische  Seite  mit  großer  Liebe  bearbeiten  würde,  ist  mir  auch  nicht 
ganz  ausgemacht.  Er  ist  indessen  so  bedeutend,  daß  ich  den  Studenten 
zumuthen  möchte,  einen  vielleicht  nicht  besonders  anziehenden  Vortrag  zu 
übersehen.”  Für  die  naturwissenschaftlichen  Disziplinen  und  den  botani¬ 
schen  Garten  war,  wie  natürlich,  der  Vertrauensmann  meist  Osw.  Heer 
(Briefe  in  seinem  Nachlaß  auf  der  Zentralbibl.).  Eine  Auskunft  Eschers  an 
Ludw.  Snell  über  die  Besetzung  der  Professur  für  allgemeine  Geschichte, 
vom  21.  Oktober  1848,  in  der  „Züricher  Post"  1900.  Ein  Brief  über  die 
eventuelle  Gründung  einer  archäologischen  Sammlung  an  der  Universität, 
im  Juni  1850,  in  Ms.  M  55,  Nr.  58  der  Zentralbibl.  (Nachlaß  Meyer- 
Ochsner). 
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Studienjahre  und  den  Anfang  der  Berliner  Tätigkeit  ermög¬ 
lichte.  Mit  erstaunlicher  Weitherzigkeit  hat  der  oft  als  formaler 
und  einseitiger  Jurist  Verschriene  nicht  bloß  diese  bescheidene 
jährliche  Unterstützung  mehrmals  erneuert,  sondern  1854  als 
Privatmann  auch  bei  der  Tilgung  von  Kellers  aufgelaufenen 
Berliner  Schulden  mitgeholfen.  Und  doch  wußte  der  äußerlich 
so  unproduktive  Dichter  seinen  Zürcher  Freunden  das  Ver¬ 
ständnis  wahrlich  nicht  zu  erleichtern:  erschienen  doch  erst 
1854  die  Anfangsbände  des  „Grünen  Heinrich7'.1 

Im  Nationalrat  hat  Escher  besonders  in  den  fünfziger  Jahren 
eine  beispiellose  Tätigkeit  entfaltet:  1851  z.  B.  verfaßte  er  den 
Bericht  der  Geldskalakommission,  die  nach  Art.  39  der  Bundes¬ 
verfassung  die  Beiträge  der  einzelnen  Kantone  zu  den  Bundes¬ 
ausgaben  festzusetzen  hatte,2  und  ebenso  nahm  er  teil  an 
den  vorbereitenden  Arbeiten  für  das  Eisenbahnwesen,  deren 
'Stand  er  am  30.  Juli  dem  Rate  darlegte.3  Vor  allem  aber  hat  er 

1  Baechtold-Ermatinger:  „Gottfried  Kellers  Leben”  Bd.  I  p.  T877  232 
(wo  Zitate  aus  Briefen  Eschers:  Ermunterung,,  mit  den  Dichtungen 
etwas  zuversichtlicher  ans  Tageslicht  zu  treten)  und  236.  Ferner  Bd.  II 
p.  209,  211  (Brief  Kellers  an  Escher  aus  Heidelberg,  30.  Okt.  1849),  273, 
276,  304,  338/39  (mit  ungebärdigen  Aeußerungen  über  die  von  ihm  irr¬ 
tümlich  als  staatliche  Unterstützung  betrachtete  Hülfe  von  1854).  Ein 
Zeitungsangriff  auf  die  Erteilung  des  Stipendiums,  Juni  1852,  in  den 
„Freien  Stimmen”  p.  93:  Keller  habe  mit  seinen  Gedichten  schon  viel  Geld 
verdient  etc.l  Zweifellos  mit  Eschers  Einverständnis  hat  J.  Dubs  dann  1854 
den  Dichter  für  einen  Lehrstuhl  am  Polytechnikum  gewinnen  wollen,  worauf 
dieser  Herrn.  Hettner  empfahl,  siehe  Ermatinger  p.  338/39  (p.  396/97  ein 
anerkennendes  Urteil  des  Dichters  über  Eschers  Hochschulverwaltung  und 
die  dagegen  gerichtete  Opposition  einiger  deutscher  Professoren).  Daß 
Escher  auch  den  1852  seiner  preußischen  Pension  beraubten  Ludw.  Snell 
unterstützte,  ergibt  sich  aus  R.  Ruegg:  Briefe  aus  Dr.  L.  Snells  Nachlaß, 
„Züricher  Post'/  Wie  es  scheint,  hat  er  dann,  nebst  seinem  Vater,  mit¬ 
geholfen,  dem  lungenkranken  Osw.  Heer  einen  Genesungsaufenthalt  in  Ma¬ 
deira  zu  ermöglichen  (siehe  auch  C.  Schröter:  „Osw.  Heer”  (Zürich  1887) 
p.  436. 

2  Bundesblatt  1851  Bd,  I  p.  379.  „N.  Z.  Z.”  p.  266  (c.  6.  März),  sowie 

р.  829  (8.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  265,  757.  „Landbote”  (24.  Juli). 
„Bund”  p.  256.  Über  seine  Teilnahme  an  einer  bemischen  Volksversamm¬ 
lung  zu  Langnau,  am  27.  Juli,  an  der  man  ihn  vergeblich  zum  Reden  auf¬ 
forderte  siehe  „Eidgen.  Zeitung”  p.  835  und  „Freitagszeitung”  (1.  August). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  21  (Einberufung  der  Eisenbahnkommission  auf  den  10.  April 
zur  Prüfung  der  bundesrätlichen  Vorschläge),  483  (Finanzierungsfragen, 

с.  20.  April),  921  (31.  Juli).  Siehe  auch  „N.Z.Z.”  1850  p.  1603  (21.  Dez.: 
Antrag,  für  ein  erkranktes  Mitglied  einen  Ersatzmann  zu  bestimmen,  da  die 
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sich  ausschlaggebende  Verdienste  bei  den  Beratungen  über 
Gründung  einer  eidgenössischen  Hochschule  erworben,  die 
nach  den  mißglückten  Anläufen  der  dreißiger  und  vierziger 
Jahre  wieder  in  Fluß  gekommen  waren:  er  gehörte  der  vom 
Bundesrat  im  Mai  1851  berufenen  Expertenkommission  an,  die 
sich  über  die  Frage  endgültig  auszusprechen  hatte;* 1  und  binnen 
kurzem  ward  er  ihre  eigentliche  Seele.  Wenn  einer,  so  war  er 
imstande,  die  so  lange  zurückgestellten  eidgenössischen  Hoch« 
schulbestrebungen  zu  verwirklichen  und  namentlich  über  den 
Widerstand  gegen  eine  schweizerische  Universität  zu  trium¬ 
phieren.  Während  er  sich  als  Zofinger  einst  zweifelnd  über  ihre 
Möglichkeit  ausgesprochen  hatte,  so  war  er  schon  1848  im 
Zürcher  Großen  Rate,  im  Gegensatz  zu  Furrer,  erfolglos  für  die 
Schaffung  einer  nationalen  Hochschule  eingetreten,2  und  seit  es 
sich  vollends  darum  handelte,  seine  Vaterstadt  für  die  verlorene 
Vorortschaft  im  Bunde  zu  entschädigen,  setzte  er  das  ganze 
Gewicht  seiner  imponierenden  Persönlichkeit  für  diese 
„schönste  schweizerische  Kulturfrage"  ein.3  Die  Aufzeichnun- 

Ostschweiz  in  der  Kommission  nur  mit  fünf  Mitgliedern  vertreten  sei). 
„Eidgen.  Zeitung"  p.  19,  445,  843.  „Freitagszeitung”  (10.  Jan.).  „Bund” 
p.  443/44. 

1  „N.Z.Z."  p.  563  (7.  Mai),  655  (Ende  Mai).  Bundesblatt  1851  Bd.  I 
p.  467  und  Bd.  II  p.  560.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  515,  837.  „Landbote” 
(15.  Mai,  12.  Juni,  7.  und  14.  August).  „Republikaner”  p.  149,  185,  186. 
„Freitagszeitung”  (16.  Mai,  6.  Juni,  8.  August).  „Schweizer.  Volksblatt” 
p.  66.  Schon  im  Dezember  1850  hatte  die  „Bundeszeitung”  auf  ihn  die 
Haupthoffnung  für  die  Errichtung  einer  Bundesuniversität  gesetzt  (siehe 
,Eidgen.  Zeitung”  1850,  p.  1397).  Der  „Landbote”  teilte  die  Grundzüge 
des  Entwurfes  schon  am  3.  und  10.  Juli  mit  (siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  731,  733).  „Bund”  p.  411,  502/3,  631.  —  Art.  22  der  Bundesverfassung 
hatte  dem  Bund  die  Befugnis  zuerteilt,  eine  Universität  und  eine  polytech¬ 
nische  Schule  zu  errichten. 

2  Siehe  oben  p.  44,  106,  124;  außerdem  W.  Oechsli:  „Geschichte  der 
Gründung  des  eidgenössischen  Polytechnikums"  p.  50/51.  Siehe  ferner 
Baumgartner  Bd.  IV  p.  530  ff.  Über  Eschers  Ablehnung  des  Antrages 
Ochsenbein  im  Nationalrat  (Nov.  1848)  siehe  Oechsli  p.  58:  da  der  ber- 
nische  Verzicht  auf  den  Sitz  der  Hochschule  die  Frage  der  Bundesstadt 
präjudizieren  sollte.  Doch  trägt  dann  die  zürcherische  Antwort  auf  das 
bundesrätliche  Kreisschreiben  vom  4.  Januar  1849,  die  Universität  und 
Polytechnikum  als  ein  nationales  Bedürfnis  erklärte,  seinen  Namen  (Oechsli 

p.  62). 

3  Das  Zitat  stammt  aus  dem  von  Rüegg  in  der  „Züricher  Post”  1900 
veröffentlichten  Brief  Eschers  an  Ludw.  Snell. 
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gen  einiger  Kommissionsmitglieder  lassen  erraten,  was  Escher 
für  die  Angelegenheit  bedeutete:  der  katholische  Pfarrer  Fe- 
derer  rühmt  seinen  Eifer,  seine  überall  nachhelfende  Einsicht 
und  eiserne  Tätigkeit,  seinen  der  Kommission  so  unentbehr¬ 
lichen  Scharfsinn  für  Gesetzesredaktion,  während  Alexander 
Schweizer  seinem  Freund  Bluntschli  schon  nach  der  zweiten 
Sitzung  schrieb,  die  Kommission  sei  so  übel  zusammengesetzt, 
daß  ohne  Eschers  Energie  nichts,  wozu  man  stehen  dürfte,  er¬ 
reicht  worden  wäre,  zumal  mehrere  Glieder  der  Sache  ent¬ 
gegenarbeiteten.  In  seinem  Votum  führte  er  vor  allem  die  poli¬ 
tische  Notwendigkeit  der  Hochschule  an,  die  einzig  das  große 
Hemmnis  der  nationalen  Entwicklung,  die  Sprachverschieden- 
heit,  unschädlich  machen  könne:  nicht  eine  deutsche  und  eine 
französische  Universität  dürfe  man  gründen,  da  dies  die  Zer¬ 
rissenheit  nur  befestigen  würde;  sondern  die  eine  Hochschule 
solle  die  verschiedenen  Landessprachen  umfassen.  Statt  die 
vorhandenen  Kräfte  sechsfach  zu  zersplittern,  müsse  man  eine 
große  Anstalt  errichten,  die  zudem  den  Vorzug  besitze,  als  ein¬ 
zige  in  Europa  deutsche  und  romanische  Geisteskultur  zu  ver¬ 
einigen.  Die  polytechnische  Schule  scheine  eher  weniger  drin¬ 
gend,  da  ihr  Besuch,  nach  den  obersten  Klassen  der  zürche¬ 
rischen  Industrieschule  zu  schließen,  kein  sehr  zahlreicher  sein 
werde;  doch  wäre  es  erfreulich,  wenn  auch  sie  zustande  käme 
und  vom  Bunde  bezahlt  werden  könnte.1 

Nachdem  die  Dringlichkeit  dann  mit  knappem  Mehr  erklärt 
und  der  Hochschule  die  Priorität  zugesprochen  worden  war, 
teilte  sich  die  Kommission  in  Spezialkommissionen.  Als  Mit¬ 
glied  der  ersten  hat  Escher  deren  Anträge  über  das  Verhältnis 
der  neu  zu  schaffenden  Anstalten  zum  Staate  und  ihre  Organi¬ 
sation  in  Form  fertiger  Gesetzesparagraphen  redigiert,  die  dann 
in  der  Tat  später  für  das  Polytechnikum  maßgebend  wurden. 
Und  ebenso  betraute  die  Kommission,  als  sie  sich  am  5.  Juni 
1851  vertagte,  Escher  mit  der  Redaktion  der  beiden  Gesetzes¬ 
entwürfe.  Es  war  ein  glänzendes  Zeugnis  für  seine  geistige 
Kraft,  daß  er  innerhalb  weniger  Tage  die  umfassenden  Vor« 

1  Nach  Oechsli  p.  65  ff. 


12  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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lagen  fertig  zu  stellen  wußte,  und  zwar  sehr  umsichtig  und  gut, 
selbst  nach  dem  Zeugnis  seines  Gegners  Bluntschli,  wenn  auch 
für  das  Polytechnikum  unter  Beiziehung  eines  Sachverständi¬ 
gen,  des  Rektors  der  zürcherischen  Industrieschule,  Professors 
von  Deschwanden.  Mit  juristischer  Schärfe  entwarf  er  einen 
alles  Einzelne  genau  regelnden  und  doch  die  Weiterentwick¬ 
lung  nicht  hemmenden  Plan,  sowohl  für  die  technische  Schule, 
die  sich,  im  Gegensatz  zu  den  ursprünglichen  Absichten,  nun 
stärker  nach  den  deutschen  als  nach  den  französischen  Anstalten 
richtete,  wie  für  die  Universität,  an  der  die  Hauptwissenschaf¬ 
ten  in  deutscher  und  französischer  Sprache  gelehrt  und  auch 
einzelne  italienische  Professuren  geschaffen  werden  sollten. 

Als  die  Kommission  am  27.  Juni  1851  aufs  neue  zusammentrat, 
zeigte  sich  freilich  in  der  Hochschulfrage  wieder  die  alte  Spal¬ 
tung:  eine  Minderheit  von  drei  Mitgliedern  wollte  von  den 
Escherschen  Universitätsplänen  nichts  wissen,  und  wenn  sich 
auch  der  Bundesrat  entschieden  auf  Seite  der  Mehrheit  stellte, 
so  war  der  für  den  Urheber  wesentlichste  Teil  des  Entwurfs  doch 
unzweifelhaft  gefährdet.  Wohl  setzte  sich  die  am  1.  August 
1851  vom  Nationalrat  gewählte  Neunerkommission,  der  auch 
Escher  selber  angehörte,  überwiegend  aus  Freunden  der  Vor¬ 
lage  zusammen;  allein  an  eine  Erledigung  während  der  Som¬ 
mersession  war  nicht  zu  denken,  da  die  Mitglieder  sich  nach 
Hause  sehnten,  und  man  sich  scheute,  große  Ausgaben  zu  de¬ 
kretieren,  ehe  über  die  Beteiligung  des  Bundes  am  Eisenbahn¬ 
bau  entschieden  sei.  So  beantragte  Escher  die  Verschiebung, 
um  sich  nicht  in  einem  Vorpostengefecht  der  sichern  Nieder¬ 
lage  auszusetzen,  welche  die  Hauptentscheidung  gefährden 
konnte.  Doch  sprach  sich  die  Kommission  immerhin  einstim¬ 
mig  für  die  hohe  Wünschbarkeit  einer  eidgenössischen  Univer¬ 
sität,  sowie  einer  polytechnischen  Schule  aus,  was  allerdings 
nicht  hinderte,  daß  im  Dezember  eine  abermalige  Ver¬ 
tagung  erfolgen  mußte;  denn  die  Eisenbahnfrage  beherrschte 
alles,  und  bevor  entschieden  war,  ob  Staats-  oder  Privatbau  er¬ 
folgen  sollte,  war  an  weiterreichende  Pläne  nicht  zu  denken.1 


1  Nach  Oechsli  p.  67  ff.,  wo  weitere  Einzelheiten.  Siehe  auch  „N.  Z.  Z.” 
p.  689  und  691/92  (8./9.Juni),  810,  824  (8.  Juli),  929  (l.Aug.).  „Eidg-en. 
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Seine  Stellung  zu  den  materiellen  Fragen  des  Bundes,  den 
Zoll-,  Post-,  Münz-  und  Eisenbahnangelegenheiten,  hat  Escher 
in  hohem  Grade  dieser  kulturellen  Aufgabe  untergeordnet.* 1  Es 
ist  also  völlig  unberechtigt,  wenn  sein  von  ihm  allerdings  aus  der 
politischen  Laufbahn  ganz  abgedrängter  Gegner  Georg  v.  Wyß 
nach  seinem  Tode  äußerte:  „II  avait  aussi  trop  de  penchant 
pour  Lelement  purement  utilitaire  dans  le  domaine  de  Tinstruc- 
tion  publique  et  des  etudes  et  ne  comprenait  pas  que  Lhomme 
se  nourrit  d'autres  choses  que  de  pain.  L'ecole  du  juriste  Keller 
qui,  comme  parent  et  comme  maitre,  avait  Tinfluence  decisive 
sur  lui  dans  sa  jeunesse,  ne  lui  a  pas  fait  du  bien."2  Im  Natio¬ 
nalrat,  wo  Escher  am  8.  Juli  1851  wieder  zum  Vorsitzenden  der 
Kommission  zur  Prüfung  des  bundesrätlichen  Rechenschafts¬ 
berichtes  gewählt  worden  war,3 4  hat  er  allerdings  stark  auf  solide 
Finanzgebarung  und  klaren  Überblick  über  die  Kosten  der  vor¬ 
geschlagenen  Neuerungen  gedrängt,  so  im  Juli  1851  in  der 
Frage  der  militärischen  Neuorganisation,  der  sogen.  Mann- 
schaftsskala.4  Vor  allem  aber  suchte  er  in  den  Debatten  über 

Zeitung”  p.  851.  „Landbote”  (12.  Juni).  „Bund”  p.  848,  1353.  Bundes¬ 
blatt  1851  Bd.  II  p.  569  ff.  und  Beilagen  nach  p.  604,  ferner  Bd.  III  p.  203  ff. 
und  Bundesblatt  1852  Bd.  I  p.  373. 

1  Siehe  den  oben  zitierten  Brief  an  Ludw.  Snell  (1852)  in  der  „Züricher 
Post”  1900.  Das  ist  auch  die  Meinung  J.  F.  Peyer  im  Hofs  („Aus  den  An¬ 
fängen  des  neuen  Bundes”,  Frauenfeld  1900,  p.  26/27). 

2  G.  Meyer  v.  Knonau:  „Gg.  v.  Wyß"  2.  Teil  (Neujahrsblatt  zum  Besten 
des  Waisenhauses”  1896)  p.  82. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  829.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  755,  757.  „Schweizer.  Volks¬ 
blatt”  p.  99.  Siehe  ferner  „N.  Z.  Z.”  p.  913,  918  und  1487:  am  28.  Juli 
beantragte  Escher,  dieser  Kommission  möge  auch  die  eidgenössische 
Staatsrechnung  überwiesen  werden,  was  dann  bechlossen  wurde.  Am  4.  De¬ 
zember  wurde  für  beide  Angelegenheiten  eine  neue  Kommission  bestellt, 
an  der  Escher  ebenfalls  teilnahm,  während  er  eine  Wahl  in  die  Petitions¬ 
kommission  im  Interesse  eines  größeren  Wechsels  ablehnte  (p.  1471).  Bei 
der  Neuwahl  des  Präsidenten  und  des  Vizepräsidenten  am  7.  Juli  1851  er¬ 
hielt  er  bereits  wieder  je  12  Stimmen  —  am  meisten  neben  den  Gewählten 
Stämpfli  und  Trog  („N.  Z.  Z.”  p.  825/26:  auch  im  zweiten  Wahlgang  noch 
7  Stimmen  als  Vizepräsident).  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  751. 
„Volksblatt"  p.  99.  „Bund”  p.  748.  Über  die  Wahl  des  eben  nach  einer 
Reihe  von  Preßprozessen  aus  dem  Gefängnis  entlassenen  Stämpfli,  die 
Feiler  p.  8  irrtümlich  den  Bemühungen  Eschers  zuschreibt,  siehe  auch  „N. 
Z  Z."  1851  p.  827  und  „Eidgen.  Zeitung"  p.  757  usw. 

4  „N.Z.Z."  p.  833— 835  (9.  Juli):  sein  Antrag  auf  vorherige  Unter¬ 
suchung  der  Kosten  ward  auf  den  Einspruch  Dufours,  Ochsenbeins,  Zieg- 
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das  Zollgesetz  dem  Bund  genügende  Einnahmen  zu  schaffen, 
um  das  Geld  für  die  Errichtung  höherer  Lehranstalten  zu 
sichern.* 1  Er  war  Berichterstatter  über  den  bundesrätlichen 
Entwurf  und  hat  auf  die  Angriffe  gegen  die  von  der  Kommis¬ 
sion,  im  Gegensatz  zum  Bundesrat,  geplante  Tariferhöhung  mit 
Nachdruck  darauf  hingewiesen,  daß  die  Zölle  die  Hauptein¬ 
nahmequelle  der  Eidgenossenschaft  auch  für  die  Zukunft  bilden 
würden  und  der  bisherige  Ertrag  nicht  genüge:  man  müsse 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Zeit  und  die  Forderungen  der 
Bundesverfassung  nehmen,  die  kantonale  Zuschüsse  nur  im 
äußersten  Fall  erlaube  —  auf  der  Geldkiste  sitzen,  sei  leicht;  allein 
damit  würden  unsere  Institutionen  nicht  gefördert.2  In  stun¬ 
denlangen,  die  genaueste  Kenntnis  der  Sache  verratenden  Vor¬ 
trägen  verfocht  er  die  Vorschläge  der  Kommission,  mit  einer 
Beherrschung  des  Einzelnen,  wie  sie  sonst  nur  eigentlichen 
Fachmännern  zu  Gebote  steht.3 

Die  Rücksicht  auf  die  Industrie,  gegenüber  den  Interessen 
des  Ackerbaus,  erscheint  unverkennbar,  vor  allem  in  der  gerin¬ 
gen  Belastung  der  Rohstoffe,  mit  der  man  den  Ruin  zahlreicher 
Fabriken  zu  vermeiden  wünschte:  auch  die  Lebensmittel  sollten 
nur  wenig,  die  Luxusgegenstände  dagegen  am  höchsten  be¬ 
steuert  werden;4  und  in  Teuerungszeiten  sollte  der  Bundesrat  die 


lers  hin  verworfen.  Siehe  auch  p.  1035.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  761.  „Land¬ 
bote”  (24.  Juli).  „Freitagszeitung”  (11.  Juli).  „Republikaner”  p.  221.  „Bund” 
p  756 — 758,  mit  ausführlichen  Angaben. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  887  (23.  Juli:  gegen  die  Streichung  der  Durchgangs¬ 
gebühr),  890/91  und  893/94  (Strafkompetenz  der  Zollbeamten  usw.,  sowie 
Bestrafung  der  Hehler,  Schmuggler  u.  a.).  Der  von  ihm  erstattete  Bericht 
über  den  Zollgesetzentwurf,  vom  11.  Juli,  im  Bundesblatt  1851  Bd.  III  p.  41  ff. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  896  und  899  (Tarifdebatte  vom  24.  Juli.  Escher  fun¬ 
giert  als  Kommissionsberichterstatter).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  811,  819. 

„Landbote”  (31.  Juli,  7.  Aug.).  „Republikaner”  p.  237  (siehe  auch  p.  262). 

3  Vgl.  z.  B.  sein  Votum  in  der  „N.  Z.  Z.”  p.  899  (24.  Juli).  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  827  (26.  Juli).  —  Studienmaterial  über  die  Zollangelegenheit 
in  Eschers  Nachlaß,  darunter  ein  autographes  Heft:  „Zolltarif  nach  dem 
Vorschläge  der  Commission”,  mit  genauer  Anführung  aller  einzelnen  Po¬ 
sten  und  Ansätze;  autographe  Notizen  darüber,  Eingaben  von  Interessenten, 
Briefe  von  schweizerischen  Industriellen  (Escher  im  Felsenhof,  Rieter  usw.). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  899  und  905  (24.  und  26.  Juli:  der  Kommissionsentwurf 
mit  55  gegen  31  Stimmen  angenommen). 
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Kompetenz  besitzen,  den  Tarif  vorübergehend  zweckmäßig  ab¬ 
zuändern.1  Außerdem  beteiligte  sich  Escher  am  9.  August  1851 
an  einer  Motion,  welche  die  Exekutive  einlud,  möglichst  bald 
Bericht  und  Antrag  zu  stellen,  ob  und  wie  man  auf  die  Zoll¬ 
erhöhungen  der  deutschen  Staaten  antworten  wolle.  Am  14.  Au¬ 
gust  ward  er  dann  in  die  zur  Prüfung  dieser  Angelegenheit  er¬ 
nannte  Kommission  gewählt,  und  er  hat  den  Minderheitsantrag  for¬ 
muliert,  der  dem  Bundesrat  die  Handlungsfreiheit  eröffnete  und 
seine  Vorschläge  billigte.2  Nachdrücklich  suchte  er  besonders 
das  Festhalten  am  bisherigen  Eisenzoll  zu  bewirken,  um  auch 
den  inländischen  Eisenwerken  Rechnung  zu  tragen,  und  ebenso 
war  sein  Votum  in  zahlreichen  andern  Tarifierungen  ent¬ 
scheidend.3 

Auch  beim  Postgesetz  verriet  er  eine  bis  ins  Kleinste  rei¬ 
chende  Vertrautheit.  Der  fiskalische  Charakter  seiner  Vor¬ 
schläge  erscheint  unbestreitbar:  er  bekämpfte  die  Einführung 
einer  einheitlichen  Brieftaxe,  da  man  sie,  wenn  sie  einmal  be¬ 
stehe,  nicht  mehr  umstoßen  könne,  und  setzte  den  Anträgen 
der  Majorität  und  Minorität  eigene  gegenüber,  um  dem  Bund 
höhere  Einnahmen  und  den  Kantonen  die  versprochenen  Ent- 

1  „N.  Z.  Z  .”  p.  913  und  914  (28.  Juli). 

2  „N.Z.Z.”  p.  961,  969  (11.  Aug.),  981  (14.  Aug.),  997/98  (18.  Aug.), 
1029  (26.  Aug\).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  893,  903,  922,  953,  969.  Gleich¬ 
zeitig  wünschte  er  eine  Vermehrung  der  Siebnerkommission  zur  Prüfung 
des  bundesrätlichen  Geschäftsberichts  und  der  Staatsrechnung  um  weitere 
5  Mitglieder  (p.  903,  14.  Aug.).  „Volksblatt”  p.  118/19.  „Republikaner” 
p.  266/67.  „Freitagszeitung”  (22.  Aug.)  „Landbote”  (7.,  21.  28.  Aug.: 
ib.  auch  Berichterstattung  über  die  Arbeiten  der  Eisenbahnkommission 
4.  Sept.).  „Bund”  p.  880  (siehe  auch  p.  887,  891),  904,  924,  937,  948. 

3  „N.Z.Z.”  p.  1017  und  1019  (23.  Aug.).  Siehe  ferner  p.  1035.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (15.  Aug.).  Über  seine  ganze  Haltung  bei  den  Zollberatungen 
vgl.  auch  J.  F.  Peyer  im  Hof  p.  27,  47  ff.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  890  (An¬ 
feindungen  der  „Revue  de  Geneve”  und  des  „Journal  de  Geneve”  wegen 
der  Zoll-  und  Hochschulfrage).  „Bund”  p.  937,  939,  965/66  („erwärmt 
oder  hingerissen  haben  uns  seine  Reden  nicht:  dazu  sind  sie  zu  kalt,  zu 
berechnet,  machen  zu  sehr  den  Eindruck,  als  wäre  ihr  Ursprung  nicht  die 
warme  innere  Begeisterung  des  Redners,  sondern  bloße  nüchterne  Berech¬ 
nung.  Aber  die  Reden  dieses  stets  schlagfertigen  Abgeordneten  enthalten 
Geist,  gründliche,  allseitige  Kenntnisse,  wie  sie  bei  einem  so  jungen  Manne 
wohl  selten  gefunden  werden . . .  Sein  Einfluß  ist  groß,  wie  seine  Beliebt¬ 
heit  allgemein”). 
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Schädigungen  zu  sichern:  die  nötigen  Erfahrungen  für  eine 
grundstürzende  Umwandlung  fehlten  noch,  und  man  habe  keine 
Berechtigung,  anzunehmen,  daß  die  Briefe  sich  von  Jahr  zu 
Jahr  vermehren  würden.  Zur  Verkehrserleichterung  für  kleine 
Leute  schlug  er  die  Aufstellung  von  drei  Rayons  mit  Taxen  von 
8,  15  und  25  Rappen  vor,  neben  denen  die  Ortspost  bleiben 
würde.  Die  Einheitstaxe  sei  unbillig  und  unpopulär,  da  sie 
gleiche  Entschädigungen  für  ungleiche  Leistungen  bringe  und 
die  Unbemittelten  zugunsten  der  Bessergestellten  höher  belaste; 
denn  je  niedriger  der  Stand,  in  desto  engerem  Kreise  korrespon¬ 
diere  man,  und  die  Vorteile  der  einfacheren  Verwaltung  seien 
ganz  untergeordnet  gegenüber  dem  Nachteil  für  das  Allge¬ 
meine.  Warum  vereinfache  man  nicht  in  gleicher  Weise  bei 
den  Zöllen?  Die  Vereinfachung  im  Postwesen  sei  jetzt  schon 
ungeheuer  groß,  da  man  10 — 15  Verwaltungen  durch  eine  er¬ 
setze.1  Und  ebenso  hat  Escher  bei  der  Beratung  des  Telegra¬ 
phenwesens  dem  staatlichen  Gesichtspunkt  zum  Recht  verhol- 
fen:  am  18.  und  19.  Dezember  1851  stellte  er  den  Antrag,  dem 
Bund  das  Telegraphenmonopol  zu  überweisen,  ihm  aber  zu¬ 
gleich  die  Befugnis  zu  Konzessionserteilungen  an  Private  zu 
geben  und  diese  der  Bundesversammlung  vorzubehalten.  Auch 
hier  beteiligte  er  sich  an  der  Gesetzesredaktion  und  suchte  den 
Bund  durch  Heranziehung  der  Gemeinden  an  die  Kosten¬ 
deckung  finanziell  zu  entlasten.2 

1  „N.Z.Z.”  p.  925  und  927/28  (31.  Juli),  933  (2.  Aug.):  der  bundes- 
rätliche  Vorschlag  mit  zwei  Briefkreisen  ward  angenommen.  Ferner  p.  949 
(6.  Aug.:  über  die  Portofreiheit  der  Bundesversammlungsmitglieder).  Siehe 
auch  p.  973  (12.  Aug.),  sowie  p.  1011 — 1013:  Voten  über  Postangelegen¬ 
heiten  bei  Beratung  des  bundesrätlichen  Geschäftsberichtes  (21./22.  Aug.). 
„Eidgen.  Zeitung77  p.  847,  857,  901,  941.  „Landbote'  '(7.,  21.,  28.  Aug.). 
„Bund"  p.  845/46  (mit  ausführlicher  Wiedergabe  des  Votums),  930,  934. 
Autographe  Notizen  über  die  Postentschädigung  an  die  Kantone,  sowie  von 
anderer  Hand  stammende  Zusammenstellungen  über  die  Besoldung  der 
Postangestellten  in  Eschers  Nachlaß. 

2  „N.Z.Z.”  p.  1543,  1545,  1547/48  (18.  Dez.),  1549  und  1551/52 
(19.  Dez.).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1405,  1409.  „Landbote"  (25.  Dez.).  Über 
seine  ablehnende  Stellungnahme  zu  einem  Antrag,  die  Militärkapitulationen 
sofort  abzuschaffen,  vgl.  „N.Z.Z.”  p.  1512  und  1533  (11.  Dez.),  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  1377,  „Landbote”  (18.  Dez.,  siehe  auch  25.  Dez.),  „Volksblatt” 
p.  191:  sein  Vorschlag  wurde  mit  57  gegen  43  Stimmen  angenommen.  Am 
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Überall  zeigt  sich  so  das  Streben,  einen  starken,  auch  mate¬ 
riell  gut  fundierten  Staat  aufzurichten;  denn  darin  fand  Escher 
die  Entschädigung  für  den  inzwischen  als  Utopie  erkannten 
Zentralismus,  den  er  noch  vor  wenigen  Jahren  gefordert  hatte. 
Wenn  er  sich  mit  dem  Bundesstaat  versöhnte,  den  er  ursprüng¬ 
lich  fast  nur  wie  ein  unvermeidliches  Übel  gelten  ließ,  wenn 
er  den  die  kantonalen  Grenzen  beseitigenden  schweizerischen 
Einheitsstaat  preisgab,  so  hängt  das  in  erster  Linie  mit  der  Er¬ 
kenntnis  zusammen,  daß  sich  das  Wesentliche  auch  in  den 
bundesstaatlichen  Formen  erreichen  ließ,  welche  die  Vergan¬ 
genheit  notwendig  machte,  und  als  eidgenössischer  Parlamen¬ 
tarier  hat  er  so  das  Meiste  zur  Verwirklichung  der  Ideale  beige¬ 
tragen,  die  ihm  bei  der  Verfassungsform  einst  vorschwebten. 
Seine  gesetzgeberische  und  organisatorische  Begabung  er¬ 
scheint  dabei  unvergleichlich  und  wird  nur  von  der  Arbeits¬ 
leistung  übertroffen,  mit  der  er  sich  die  verschiedenartigsten, 
weit  auseinanderliegenden  Materien  anzueignen  wußte.  Auch 
in  geschäftlichen  Einzelheiten  hing  er  ja  nicht  vom  Urteil  An¬ 
derer  ab,  sondern  trat  überall  mit  selbständigen  Ansichten  her¬ 
vor:  in  den  arbeitsreichen  ersten  Tagungen  des  Nationalrats, 
in  denen  es  galt,  die  Organisation  für  unzähliges  Neue  zu  finden 
und  dem  reformierten  Bund  Haushalt  und  Gesetze  zu  geben, 
führte  er  als  Berichterstatter  fast  aller  wichtigen  Ausschüsse  das 
entscheidende  Wort  und  bewies  eine  Sachkenntnis,  in  der  sich 
die  Erfahrungen  des  zürcherischen  Staatsdienstes  mit  gründli¬ 
chen  theoretischen  Studien  paarten.  Es  darf  gesagt  werden:  in 
seinen  gesunden  Tagen  war  Escher  die  größte  und  fruchtbarste 
Arbeitskraft  der  Schweiz,* 1  und  wenn  er  mit  Vorliebe  wirtschaft- 

6.  Dezember  wird  er  wieder  in  die  Kommission  zur  Prüfung’  des  bundes« 
Tätlichen  Geschäftsberichts  gewählt  („Eidgen.  Zeitung"  p.  1357.  „Landbote", 
11  Dez.  „Freitagszeitung"  12.  Dez.  „Bund"  p.  1354r  1371,  1398,  1400, 
1405:  beim  Telegraphengesetz  warnt  er  gegenüber  dem  von  Andern  an¬ 
gerufenen  Gespenst  der  Zentralisation  vor  der  durch  den  St.  Galler  Hoff- 
mann  vorgeschlagenen  „gemütlichen  Anarchie").  —  Autographe  Notizen 
über  die  Telegraphenfrage  in  Eschers  Nachlaß. 

1  R.  Feiler.  —  Über  Eschers  Wiederwahl  in  den  Nationalrat,  im  Okto¬ 
ber  1851,  vgl.  „N.  Z.  Z."  p.  1269  und  1299.  „Freitagszeitung"  (31.  Okt.). 
„Republikaner”  p.  334,  342  „Volksblatt”  p.  152,  159/60,  163.  „Eidgen. 
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liehe  Fragen  behandelte,  so  geschah  auch  das  nur,  weil  er  ihre 
zum  Teil  maßgebende  Wichtigkeit  für  das  Staats-  und  Volks¬ 
leben  erkannte:  hinter  dem  Praktiker  und  Realisten  verbarg  sich 
in  Wahrheit  der  Idealist,  der  das  Materielle  dem  Ziel  unterord¬ 
nete,  die  ersehnten  eidgenössischen  Lehranstalten  zu  errichten. 
Wohl  ist  diese  Seite  seines  Charakterbildes  durch  die  Wendung 
in  der  zweiten  Hälfte  seines  Lebens  später  eher  wieder 
verdunkelt  worden;  allein  aus  zahlreichen  Äußerungen  der 
fünfziger  Jahre  ergibt  sich,  welchem  Endzweck  die  wirtschaft¬ 
lichen  Bestrebungen  dienten. 

*  * 

* 

Die  kantonale  Wirksamkeit  trat  während  dieser  organisato¬ 
rischen  Tätigkeit  im  Parlament  begreiflicherweise  etwas  zurück, 
wenn  auch  die  eigentlichen  Verwaltungsgeschäfte  ein  gutes 
Teil  seiner  Kraft  beanspruchten:* 1  Wohl  fehlte  es  auch  jetzt 

Zeitung"  p.  1123,  1159  (Lob  Treichlers,  der  die  Pläne  des  Literaireclubs, 
d.  h.  Eschers,  störte.  Für  das  Comite  directeur,  das  gemeint  habe,  es  werde 
alles  am  Schnürchen  gehen,  sei  das  ein  Nagel  in  den  Totenbaum),  1165 
(Escher  auch  auf  der  konservativen  Wahlliste),  1191,  1193,  1234,  1333). 
„Landbote”  (.9,  23.,  30.  Okt.,  ö.Nov.).  „Bund”  p.  1126,  1164,  1170,  Bei¬ 
lage  von  Nr.  298,  p.  1191,  1197,  1319.  Bei  der  Präsidentenwahl  am  3.  De¬ 
zember  hat  er  wieder  10,  bei  der  Wahl  des  Vizepräsidenten  18,  resp.  12 
Stimmen  erhalten  („N.  Z.  Z.”  p.  1471,  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1343,  „Volks¬ 
blatt”  p.  183),  ebenso  am  4.  Dezember  eine  Stimme  als  Bundesrat,  an  Stelle 
Furrers  („N.  Z.  Z.”  p.  1477).  Namens  der  Wahlprüfungskommission  refe¬ 
rierte  er  dann  über  die  Wahlen  („Landbote”,  11.  Dez.).  „Freitagszeitung”, 
5.  Dez.,  „Republikaner”  p.  385).  „Volksblatt”  p.  183.  „Bund”  p.  1330/31, 
1337,  1342.  Am  3.  Dezember  verbat  er  sich  die  Wiederwahl  in  die  Peti¬ 
tionskommission,  da  er  einen  größeren  Wechsel  der  Personen  für  wünsch¬ 
bar  halte  —  trotzdem  er  die  größte  Stimmenzahl,  50,  erhalten  hatte 
(p.  1341). 

1  Auskünfte  und  Voten  im  Großen  Rat:  „N.  Z.  Z.”  p.  399/400  (2.  April 
1851:  über  Bluntschlis  Redaktion  des  zürcherischen  Zivilgesetzbuches), 
1213  und  1215  (7.  Oktober:  über  die  Herabsetzung  des  Salzpreises,  da  die 
Salzabgabe  mehr  einbrachte  als  die  direkte  Steuer  und  das  Streben  der 
Regierung  darauf  gehe,  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  direkten  und 
indirekten  Abgaben  herbeizuführen),  1560  (22.  Dezember:  ebenso,  sowie 
gegen  noch  weitergehende,  das  Budget  gefährdende  Anträge  (siehe  darüber 
auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1113 — 15,  1418,  „Landbote”,  9.,  16.  Okt.  „Frei¬ 
tagszeitung”,  10.  Okt.  „Republikaner”  p.  222/23,  409.  F.  Berchtold:  „J.  J. 
Treichler”.  Die  Stimmung  war  zum  Teil  sehr  gereizt,  da  man  die  Ableh- 


Universitäts-,  Zoll-  und  Eisenbahnfragen  1851 — 1852 


185 


nicht  an  Anfeindungen  „Alfreds  I/',* 1  obschon  ihn  der  Große 
Rat  am  17.  Dezember  1850  wieder  zu  seinem  Vizepräsidenten 
und  am  23.  Dezember  1851  zu  seinem  Präsidenten  gewählt 
hatte2  und  am  24  Juni  1851  seine  Wiederwahl  als  Regierungs¬ 
präsident  erfolgt  war.3  Allein  die  Hauptschwierigkeiten  kamen 
nicht  mehr  von  den  Konservativen:  im  Zusammenhang  mit  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Kantons  hatte  der  Sozialismus 
an  Boden  gewonnen,  und  in  dem  ehemaligen  Lehrer  Joh.  Jakob 
Treichler  und  dem  aus  der  städtischen  Aristokratie  stammenden 
Gerber  Karl  Bürkli  fand  er  Vertreter,  welche  die  früheren  aus¬ 
ländischen  Apostel  an  Wirksamkeit  weit  übertrafen.  Namentlich 
im  Arbeiterstand  und  im  Kleinbürgertum  griff  eine  Bewegung 

nung  als  ein  Symptom  dafür  auffaßte,,  die  Mehrheit  wünsche  überhaupt 
keine  sozialen  Erleichterungen),  1563 — 1565  (23.  Dez.:  Staatsrechnung-). 
Über  seine  zögernde  Haltung  gegenüber  der  von  der  Staatsrechnungsprü¬ 
fungskommission  gewünschten  Besoldungserhöhung  für  Regierungsräte 
und  Oberrichter  vgl.  Berchtold.  —  Autogr.  Notizen  über  die  Salzpreisfrage 
in  Eschers  Nachlaß.  Siehe  auch  „Volksblatt"  1851  p.  151,  155,  159  und 
1852  p.  15. 

1  „N.  Z.  Z."  p.  275  (8.  März  1852):  Verteidigung  gegen  Angriffe  der 
„Schwyzer  Zeitung”  auf  den  gleichzeitig  von  radikaler  Seite  angefeindeten 
Redakteur  der  „N.  Z.  Z."  als  einen  „gehorsamen  Sohn  Alfreds".  Siehe  auch 
„Landbote"  1852  (4.  März). 

2  „N.  Z.  Z."  1850  p.  1582  (71  Stimmen)  und  1851  p.  1570  (107  von 
129  Stimmen).  „Landbote”  1852  (1.  Jan.).  „Republikaner”  1851  p.  410. 
„Freitagszeitung"  1851  (26.  Dez.)  „Eidgen.  Zeitung"  1851  p.  1426,  1438. 
Siehe  auch  oben  p.  173  Anm.  1.  —  Über  seine  Rede  bei  der  Eröffnung  der 
Großratssitzungen,  am  26.  Januar  1852,  vgl.  die  bissigen  Bemerkungen  der 
„Eidgen.  Zeitung”  1852  p.  105  und  133  („Herr  Escher  kann  nun  einmal 
seine  Thronreden  nicht  lassen,  und  wir  haben  eine  entschiedene  Idiosyn¬ 
krasie  dagegen ...  Wir  fanden  in  derselben  eine  wie  immer  sehr  wort¬ 
reiche,  nichtsdestoweniger  sehr  trockene,  im  mindesten  nicht  geistreiche, 
sondern  sehr  äußerliche  Aufzählung  der  verschiedenen  Akte  und  gesetz¬ 
geberischen  Arbeiten  des  Großen  Rates  seit  1847,  deren  lobpreisender  Ton 
uns  umso  unangenehmer  war,  als  die  Apotheose  der  Tätigkeit  des  Großen 
Rates  nicht  undeutlich  mit  derjenigen  des  sprechenden  Präsidenten  selbst 
zusammenfiel.  So  wenig  uns  diese  Rede  behagte,  umso  anerkennender 
müssen  wir  nochmals  der  Leitung  der  Geschäfte  gedenken,  welche  an  Ge¬ 
schick,  Gewandtheit  und  Raschheit  nichts  zu  wünschen  übrig  ließ.")  Siehe 
auch  „N.  Z.  Z."  p.  105,  „Freitagszeitung"  (30.  Jan.),  „Landbote"  (29.  Jan., 
5.  Febr.,  mit  ausführlichen  Inhaltsangaben).  „Volksblatt"  1852  p.  19. 

3  „N.Z.Z."  1851  p.  786:  mit  114  von  134  Stimmen.  Siehe  auch  „Eid¬ 
genössische  Zeitung"  p.  700,  702,  „Landbote"  (26.  Juni,  3.  Juli).  „Republi¬ 
kaner”  p.  201.  „Freitagszeitung"  (27.  Juni).  „Volksblatt”  p.  92. 
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um  sich,  der  die  regierenden  Liberalen  kaum  minder  feindselig 
gegenüberstanden,  als  einst  die  Konservativen.  Zugleich  waren 
die  Ansichten  über  die  bei  kantonalen  und  eidgenössischen 
Fragen  einzunehmende  Haltung  in  ihren  Reihen  mannigfach 
geteilt:  eine  gemäßigtere  Richtung,  darunter  Zehnder  und 
Rüttimann,  strebte  nach  Versöhnung  mit  den  überwundenen 
Katholiken  und  Konservativen,  während  Escher  und  der  junge 
Staatsanwalt  und  Redaktor  des  „Landboten”  Jakob  Dubs  den 
Kampf  für  die  liberalen  Grundsätze  noch  keineswegs  für  be¬ 
endigt  hielten.  So  wenig  die  beiden  nach  Charakter  und  Her¬ 
kunft  so  verschieden  gearteten  Politiker  in  Wirklichkeit  zu¬ 
sammenstimmten  —  der  jüngere  Dubs  suchte  seine  Selbstän¬ 
digkeit  mit  geradezu  ängstlicher  Beflissenheit  festzuhalten  und 
neigte  überdies  von  Haus  aus  weiter  nach  links  —  so  waren 
sie  doch  in  der  Bekämpfung  aller  Gegner  des  Liberalismus 
einig:  der  1848  neugegründete  „Schweizerische  Republikaner” 
sollte  die  Politik  dieser  schärferen  Richtung  verteidigen,1  im 
Gegensatz  zu  der  gemäßigten  „Neuen  Zürcher  Zeitung”,  und 
später  dachte  man  eine  Zeitlang  daran,  den  bernischen  „Bund” 
nach  Zürich  zu  ziehen.2 

Allein  empfindlicher  als  diese  Meinungsverschiedenheiten 
in  der  herrschenden  Partei  machte  sich  der  Umstand  geltend, 
daß  sich  nun  eine  Bewegung  in  den  niedern  Volkskreisen  ge¬ 
bildet  hatte,  welcher  der  Radikalismus  mit  seinen  in  einer 

1  Ende  T851  ging  er  jedoch  bereits  wieder  ein;  über  die  vergeblichen 
Versuche,  ihn  wieder  zu  beleben,  von  1852/53,  vgl.  Koller:  „Grunholzer” 
II  p.  615  und  618.  Vgl.  auch  die  Briefe  aus  dem  literarischen  Nachlaß 
Ludw.  Snells  („Züricher  Post”  1900).  Siehe  ferner  die  in  Vorbereitung  be¬ 
findliche  Biographie  J.  J.  Treichlers  von  Ad.  Streuli  und  Fel.  Berchtold.  Der 
„Landbote”  eröffnete  später,  als  die  „N.  Z.  Z.”  die  Übertreibungen  der  Ber¬ 
ner  Radikalen  mißbilligte,  einen  heftigen  Angriff  auf  jene,  worauf  Treich- 
ler  den  Redaktor  Felber  —  den  früheren  solothurnischen  Regierungsrat  und 
Redaktor  des  „Solothurner  Blattes”  —  in  seinem  „Volksblatt”  verteidigte, 
weil  er  sich  „von  der  Escherschen  Coterie  nicht  als  willenloses  Werkzeug 
gebrauchen  lassen  wollte”  (siehe  die  ausführliche  Darstellung  bei  Berch¬ 
told).  Vgl.  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  346. 

2  Ein  autographierter  Entwurf  einer  Einladung  Eschers  zu  einer  Be¬ 
sprechung  über  die  Verhältnisse  der  Zürcher  Presse,  vom  25.  November 
1852,  aus  dem  Nachlaß  von  Regierungsrat  Hagenbuch,  auf  der  Zentral¬ 
bibliothek. 
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Epoche  konfessioneller  und  verfassungsrechtlicher  Spannung 
gebildeten  Grundsätzen  ziemlich  ohnmächtig  gegenüberstand. 
Der  Prophet  der  neuen  Richtung,  Treichler,  drang  bei  den  Groß¬ 
ratswahlen  im  Mai  1850  sogar  in  Eschers  eigenem  Wahlkreis 
Wiedikon  durch,  und  wenn  die  konservative  „Eidgenössische 
Zeitung”  aus  diesem  Anlaß  bemerkte,  die  soziale  Frage  werde 
nun  in  dieser  oder  jener  Gestalt  ins  kantonale  Parlament  ein¬ 
ziehen,1  so  war  diese  Beurteilung  jedenfalls  richtiger,  als  der 
Trost  der  „Neuen  Zürcher  Zeitung”,  man  sei  den  Handwerkern 
und  Arbeitern  gewissermaßen  freiwillig  entgegengekommen, 
und  nur  die  Furcht,  leer  auszugehen,  habe  deren  Polemik  gegen 
Eschers  Wahl  bewirkt.2  Auf  dessen  Wunsch  eröffnete  Dubs 
dann  im  „Landboten”  einen  förmlichen  Pressekrieg  gegen  die 
Treichlersche  Richtung,  um  deren  Führer  als  schlauen  Oppor¬ 
tunisten  bloßzustellen  und  seine  Verbindung  mit  der  Lehrer¬ 
schaft  zu  denunzieren.  Ja,  Treichler  fürchtete,  Dubs  verfolge 
letzten  Endes  den  Zweck,  ihn  als  staatsgefährlich  zu  beschuldi¬ 
gen,  um  dann  auf  Grund  des  Kommunistengesetzes  gerichtliche 
Klage  zu  erheben.3 

Eine  heftige  Preßpolemik  erhöhte  die  allgemeine  Erregung, 
und  wenn  auch  der  Führer  des  bernischen  Radikalismus,  Jakob 
Stämpfli,  Escher  auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam  machte, 

1  8.  Mai  1850. 

2  11.  Mai  1850.  Siehe  auch  die  Erwägungen  des  „Landboten".  Escher 
akzeptierte  dann  für  Elgg,  Treichler  für  Rieht erswil.  Bei  der  Wahl  Eschers 
zum  Regierungspräsidenten  wandte  sich  das  Treichlersche  „Volksblatt"  1851 
p.  92  u.  a.  gegen  die  beständige  Bevorzugung  bestimmter  Persönlichkeiten: 
„Die  Erfahrung  lehrt,  daß,  wer  die  Dinge  beständig  von  oben  herab  ansieht, 
dieselben  am  Ende  leicht  falsch  auffaßt"  usw.  (siehe  Berchtold).  Später  hat 
er  jedoch  auch  die  unbedingte  Polemik  der  „Eidgen.  Zeitung"  gegen  Escher 
als  Opposition  um  jeden  Preis  verurteilt.  Siehe  auch  „Freie  Stimmen"  1852 
p.  73,  100.  Polemik  Eschers  gegen  Treichler  bei  der  Debatte  wegen  Her¬ 
absetzung  des  Salznreises,  22.  Dezember  1851,  in  der  „Eidgen.  Zeitung” 
1851  p.  1418.  Siehe  auch  „Landbote"  1851  (25.  Dez.)  und  1852  (1.,  8.  Ja¬ 
nuar  usw.).  Über  die  Polemik  mit  Treichler  siehe  dessen  „Volksblatt"  1851 
p.ll,  16,  20,  172,  176,  180,  183,  188,  192  usw.;  sowie  1852  p.  4,  12,  36, 
63,  68.  Siehe  auch  „Bund"  p.  233/34,  281. 

3  Siehe  die  ausführlichere  Darstellung  bei  Berchtold.  Im  Februar  1846 
hatte  übrigens  der  konservative  Zürcher  Stadtrat  Treichler  einstimmig  das 
Abhalten  von  Vorlesungen  als  sittengefährdend  verboten!  („Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  209). 
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die  Regierungs-  mit  der  Treichlerpartei  zu  vereinigen  und  deren 
berechtigte  Postulate  aufzunehmen,  den  Rest  aber  als  unaus¬ 
führbar  oder  verfrüht  abzulehnen,  so  glaubte  dieser  doch,  nach 
der  sozialen  Richtung  genug  getan  zu  haben,  und  fühlte  sich 
über  die  unvermutet  von  links  her  einsetzende  Opposition  tief 
verletzt.1  Dazu  kamen  unerfreuliche  Erfahrungen  mit  den 
eigenen  Leuten,  und  als  dann  die  Staatsrechnungsprüfungs¬ 
kommission  des  zürcherischen  Großen  Rates  am  23.  Dezember 

1  Siehe  das  Schreiben  Stämpflis  an  Snell,  14.  März  1852  („Züricher 
Post”  1900):  „Bis  jetzt  war  er  nur  gewohnt,  Triumphe  zu  feiern  in  seiner 
politischen  Laufbahn;  das  Mißgeschick,  das  Unterliegen  hat  er  noch  nicht 
ertragen  gelernt.”  Am  12.  April  schrieb  er  dem  selben  (ib.):  „In  Zürich 
scheinen  die  Magnaten  zu  viel  Starrköpfigkeit  zu  haben;  wenn  die  Be¬ 
wegungsmänner  ein  bißchen  Geschick  haben,  so  ergeht  es  dem  Großen 
Rat  und  der  Regierung,  wie  den  Bernern  1845.  Wenn  nur  Escher  und 
Dubs  nicht  von  der  fortschreitenden  Richtung  getrennt  werden.”  Am 
3.  April  1852  notierte  Dubs  in  sein  Tagebuch:  Escher  habe  die  Finanz¬ 
direktion  ganz  ängstlich  aufgefordert,  die  Errichtung  einer  Kantonalbank 
vorzubereiten;  er  halte  also  die  Treichler'sche  Bewegung  für  siegend 
(R.  Rüegg:  „Jak.  Dubs”).  Aus  den  Briefen  Blumers  (19.  März  1852)  ergibt 
sich,  daß  Escher  besonders  über  die  Demagogie  besorgt  war,  die  das  Volk 
mit  materiellen  Erleichterungen  köderte,  ohne  sich  um  die  Folgen  für  den 
Staat  zu  kümmern:  wenn  die  Treichler'sche  National ratswahl  ein  Miß¬ 
trauensvotum  für  die  zürcherische  Regierung  sein  solle,  habe  diese  ein  sol¬ 
ches  in  keiner  Weise  verdient,  da  sie  stets  den  besonnenen  Fortschritt  ver¬ 
folgt  habe.  Der  Wahlspruch  müsse  sein:  „Fortwandeln  auf  der  bisher  be- 
zeichneten  Bahn!  Sich  nicht  weiter,  aber  auch  nicht  zurücktreiben  lassen!” 
Auch  hier  deutete  er  seinen  eventuellen  Rücktritt  an  und  erbat  sich  ein 
offenes  Urteil  über  die  ganze  Lage.  Blumer  meinte,  man  hätte  Treichler 
besser  freiwillig  den  Zutritt  zum  Nationalrat  gestattet,  wo  er  nur  eine  un¬ 
bedeutende  Rolle  gespielt  und  nicht  viel  geschadet  hätte.  Damit  wäre  sein 
Ehrgeiz  befriedigt  worden  und  die  alle  Volksklassen  aufwühlende  Agitation 
unterblieben:  ein  neu  auftauchendes  Gestirn  finde  eben  stets  Kredit.  Er 
suchte  Eschers  sorgenvolle  Stimmung  zu  heben,  der  sich  übrigens  schon 
damals  für  eine  Bahn  von  Rapperswil  nach  Weesen  bemühte.  Blumer 
freut  sich,  daß  Escher  für  Privatbau  eintrete,  der  die  größte  Aussicht  in 
den  beiden  Räten  besitze:  die  öffentlichen  Interessen  müßten  dann  eben 
in  den  Konzessionsbedingungen  gewahrt  werden.  Auch  weiterhin  macht 
er  Escher  deutlich,  daß  Zürich  auf  die  Dauer  nicht  allein  an  dem  strenge 
verbarrikadierten  Repräsentativstaat  festhalten  könne:  die  Forderungen 
Treichlers  seien  zum  Teil  gar  nicht  so  entsetzlich,  und  die  Opposition 
dagegen  mache  keinen  günstigen  Eindruck  —  womit  Escher  sich  dann 
übrigens  einverstanden  erklärte.  —  Im  Mai  1852  teilt  dieser  dann 
Blumer  mit,  daß  die  juristische  Fakultät  ihm  und  Rüttimann  den  Doktor¬ 
titel  verleihen  wolle;  er  fürchte  indes  die  Opposition  von  Friedr.  v.  Wyß. 
In  der  Tat  stieß  der  von  Escher  begünstigte  Plan  aus  politischen  Gründen 
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1851  den  Antrag  stellte,  es  dürften  fortan  nur  zwei  Mitglieder 
des  Regierungsrates  in  den  Bundesbehörden  sitzen,  und  der 
Referent  überdies  die  Bemerkung  fallen  ließ,  man  sollte  weniger 
politisieren  und  mehr  administrieren,* 1  trug  sich  Escher  schon 
mit  Rücktrittsgedanken.  An  ununterbrochene  Erfolge  und 
Triumphe  gewöhnt,  zeigte  er  sich  nicht  bloß  gegen  sachlichen 
Widerspruch,  sondern  vor  allem  gegen  Verkennung  seiner  stets 
nur  das  Staatswohl  erstrebenden  Absichten  sehr  empfindlich: 
gerade  weil  er  nicht,  wie  man  ihn  oft  beurteilte,  eine  vorwie¬ 
gende  Verstandesnatur  war,  sondern  ein  überaus  verletzbares 
Gemütsleben  besaß,  das  sich  in  zarter  Anhänglichkeit  an  seine 
Familie  und  seine  Freunde  zeigte,  erschien  er  nach  außen  oft 
hart  und  abgeschlossen.  Der  Erfolg  der  Treichlerschen  Oppo¬ 
sition  verdroß  ihn  dabei  umso  mehr,  als  er  ihren  sachlichen 
Wert  wohl  zu  niedrig  einschätzte:  in  gesicherten,  ja  glänzenden 
Verhältnissen  aufgewachsen,  besaß  er  für  die  Regungen  in  den 
niederen  Volkskreisen  naturgemäß  nur  ein  ziemlich  unvoll¬ 
kommenes  Verständnis,  und  als  nun  Treichler  und  Bürkli  im 
Großen  Rat  erschienen  - —  der  erste  tauchte  überdies  nach  einem 
heftigen  Wahlkampf  im  Frühjahr  1852  sogar  im  Nationalrat 
auf2  —  und  als  sie  bei  manchen  Fragen  ins  konservative 
Lager  abzuschwenken  drohten,  erwog  er  ernsthaft  die  Absicht, 
zurückzutreten. 

auf  Widerspruch  und  wurde  erst  im  September  1854  ausgeführt  (Erinne¬ 
rungen  Blumers:  „Bei  diesem  Anlaß  will  ich  auch  erwähnen,,  daß  sowohl 
von  Escher,  als  auch  von  seinem  Nachfolger  Dubs  mir  wiederholt  eine 
Professur  der  Rechtswissenschaft  in  Zürich  angeboten  wurde”). 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1563:  Escher  wünschte  darauf  strengste  Untersuchung 
der  Verwaltung,  die  mehr  Sitzungen  gehalten  und  Gechäfte  abgetan  habe, 
als  in  früheren  Jahrgängen  (dazu  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1422/23:  gereizte 
Finanzdebatte.  Escher  erklärt,  man  könne  von  den  Mitgliedern  des  Regie¬ 
rungsrats  nicht  mehr  verlangen,  als  daß  sie  von  morgens  früh  bis  abends 
spät  arbeiten).  Siehe  auch  ähnliche  Erwägungen  Treichlers  bei  den  Na¬ 
tionalratserneuerungswahlen  (Berchtold).  —  Wie  behauptet  wurde,  war  der 
Rücktritt  von  Regierungsrat  Billeter  im  Dezember  1851  wegen  allerlei 
Zwistigkeiten  mit  Escher  erfolgt  (ib.  und  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1417.  „Land¬ 
bote”,  18.  Dez.  „Volksblatt”  p.  195).  Die  Konservativen  behaupteten  auch, 
ihr  Kandidat,  Oberst  Ziegler,  sei  sehr  gegen  Eschers  Willen  auf  die  liberale 
Nationalratswahlliste  des  Bülach-Regensbergerkreises  gesetzt  worden 
(Berchtold). 

„Eidgen.  Zeitung”  p.  261,  „Freie  Stimmen”  p.  26/27,  32/33  (Escher 
sei  auf  der  Straße  insultiert  worden),  36 — 41  usw. 
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Zwar  gelang  es  seinen  Freunden,  ihm  diesen  Gedanken 
wieder  auszureden,1  und  nach  Treichlers  Wahlerfolgen  zeigte  er 
sich  unerbittlicher  als  jemals:  er  hielt  den  Augenblick  rücksichts¬ 
losen  Einschreitens  für  gekommen  und  gedachte  auf  Grund  des 
Kommunistengesetzes  vorzugehen:  nur  der  Widerstand  des 
Staatsanwaltes  Dubs  hielt  ihn  davon  ab,  der  erklärte,  die  Stel¬ 
lung  eines  Redaktors  und  öffentlichen  Anklägers,  von  dem  man 
Maßregeln  gegen  die  Presse  verlange,  sei  unvereinbar,  so  daß 
er  die  eine  oder  andere  Funktion  aufgeben  müsse.  Vergeblich 
suchte  ihm  Escher  die  Trefflichkeit  des  Gesetzes,  wie  die  vor¬ 
zügliche  Schreibweise  des  „Landboten"  zu  deduzieren:  Dubs 
blieb  fest  bei  seinem  Entschluß,  die  beiden  Posten  nur  unter 
der  Bedingung  zu  behalten,  daß  man  auf  die  geplante  Anklage 
verzichte,  so  daß  der  Regierungspräsident  schließlich  versprach, 
nicht  zu  klagen,  ohne  vorher  mit  Dubs  darüber  zu  konferieren. 2 

1  Siehe  den  eindringlichen  Brief  von  Ludw.  Snell  an  den  damaligen 
Staatsanwalt  Jak.  Dubs,  26.  Dezember  1851  in  der  „Züricher  Post"  1900. 
Im  März  1852  hieß  es  übrigens,  im  Grütliverein  habe  eine  Beratung  statt¬ 
gefunden,  um  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  die  den  Rücktritt  von 
Escher  und  Bollier  aus  der  Regierung  verlangen  solle,  da  sie  den  Volks¬ 
willen  am  meisten  mit  Füßen  träten:  man  rechnete  dann  auf  freiwillige  De¬ 
mission  (Bollier  an  E.,  9.  März  1852,  im  B.  A.)  —  Aus  Eschers  Korrespon¬ 
denz  geht  hervor,  daß  seine  Freunde  Dubs  und  Bollier  die  Treichlersche  Be¬ 
wegung  anfangs  weit  ruhiger  beurteilten  als  Escher.  Dubs  hatte  ihm  schon 
im  Mai  1850,  als  Treichler  neben  Escher  für  die  Großrats  wählen  in  Wiedi¬ 
kon  kandidierte,  geschrieben,  er  werde  seine  Stützen  wohl  stets  im  Mittel¬ 
stand  finden  und  weiter  nach  unten  schwerlich  je  viel  Boden  bekommen. 
Jetzt  schrieb  er  ihm  (10.  März  1852),  der  Dorn  sei  nun  aus  dem  eiternden 
Fleisch  gezogen,  und  zuletzt  sei  es  besser,  der  neue  Heiland  agiere  auf  der 
Bühne,  statt  hinter  den  Kulissen.  Bisher  hätten  sie  mit  dem  sogen.  Druck 
von  oben  agitieren  können;  jetzt,  da  die  Personenfrage  gelöst  sei,  falle  die 
sachliche  Opposition  viel  schwerer  (B.  A.).  Auch  Rüttimann  dachte  da¬ 
mals  an  Rücktritt,  siehe  Reinh.  Ruegg:  „Jak.  Dubs"  („Züricher  Post”  1902). 
—  Escher  hat  sich  dann  auf  die  Nationalratswahl  Treichlers  hin  jedoch  bald 
wieder  gefaßt  und  seine  Heiterkeit  zurückgewonnen.  Siehe  übrigens  auch 
das  Schreiben  Furrers  an  Rüttimann,  bei  Isler  p.  137  ff.  (26.  Febr.  1852). 

2  Berchtold:  „J.  J.  Treichler"  und  R.  Rüegg:  „Jak.  Dubs".  Siehe  auch 
Eschers  Ansprache  beim  Wiederzusammentreten  des  Großen  Rates,  am 
29.  März  1852:  er  wies  auf  seine  letzte  Eröffnungsrede  hin,  die  den  ent¬ 
schiedenen,  aber  besonnenen  Fortschritt  empfohlen  habe,  und  fügte  bei, 
seine  Anschauungen  über  die  vom  Rat  zu  befolgende  Richtung  seien  un¬ 
verändert  geblieben  (vgl.  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  357,  373/74,  „Land¬ 
bote",  8.  April).  „Volksblatt"  p.  63. 
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Ja,  binnen  kurzem  machte  er  sogar  Anstalten,  sich  die  neu  ge¬ 
bildete  Partei  durch  allerlei  Konzessionen  anzugliedern;1  denn 
längst  konnte  man  den  Zustand  des  Zürcher  Regiments  nach 
einem  geistreichen  Wort  Alexander  Schweizers  mit  einer  um¬ 
gekehrten  Pyramide  vergleichen,  die  auf  der  Spitze  stehe:  wenn 
diese,  d.  h.  Alfred  Escher,  zerbreche,  würde  der  Rest  Zusam¬ 
menstürzen.2  Allein  in  solchen  Schwierigkeiten  und  Verstim¬ 
mungen  kündigten  sich  doch  auch  Gefahren  der  Zukunft  an; 
denn  mochten  sich  Eschers  Freunde  bemühen,  gegen  seine 
übertriebene  politische  Empfindlichkeit  zu  kämpfen,  so  hing 
diese  eben  mit  seiner  ganzen  geistigen  Organisation  und  der 
ausschlaggebenden  Stellung  zusammen,  die  er  seit  Jahren  ein¬ 
genommen  hatte,  und  auf  der  andern  Seite  entsprach  es  wieder 
ganz  der  Entwicklungsnotwendigkeit,  daß  sich  eine  radikaler 
gerichtete  Opposition  gegen  das  herrschende  Bürgertum  ent¬ 
faltete.  Von  einer  Verkennung  seiner  Verdienste  durch  die 
weiten  Volkskreise  war  immerhin  noch  für  Jahrzehnte  keine 
Rede. 

*  * 

* 

Im  übrigen  beschäftigten  ihn  nach  wie  vor  besonders  die 
eidgenössischen  Angelegenheiten.3  Am  13.  und  14.  April  1852 

1  Reinh.  Ruegg  u.  a.  O.:  so  dachte  er  das  Bürklische  Postulat  einer 
Kantonalbank  zu  verwirklichen  und  verhandelte  mit  Treichler  (April  und 
August  1852).  Siehe  ferner  Berchtold:  „J.  J.  Treichler”.  Dubs  schrieb 
damals  in  sein  Tagebuch:  Escher  halte  die  Bewegung-  für  eine  siegende 
und  wolle  sich  der  Zügel  bemächtigen;  dann  werde  er  Treichler  verdun¬ 
keln,  dessen  Ideen  abschwächen  und  ihn  austrocknen,  wie  er’s  mit  Andern 
getan.  Dubs  fürchtete  ebenfalls  über  Bord  geworfen  zu  werden,  da  er 
nicht  Eschers  blindes  Werkzeug  sein  wolle  (3.  April).  Im  Herbst  (12.  Sept.) 
heißt  es:  wenn  Escher  sich  zu  den  Treichlerianern  schlage,  reiße  er  viele 
Schwankende  mit.  Bei  der  im  Lande  herrschenden  Mißstimmung,  die 
hauptsächlich  Escher  gelte,  der  sich  in  die  geringfügigsten  Dinge  mische, 
werde  dem  Sieg  vielleicht  Verderben  folgen,  da  Konvertiten  unberechenbar 
seien.  Doch  würden  die  Verhältnisse  und  sein  scharfer  Verstand  Escher 
vor  zu  weitem  Vorgehen  bewahren;  dann  werde  aber  ob  unerfüllten  Ver¬ 
sprechungen  Geschrei  ertönen  und  der  Vorwurf  des  Verrats  vielleicht  den 
Sturz  einleiten  (ib.) 

2  Zu  Bluntschli,  März  1852,  siehe  dessen  Denkwürdigkeiten  Bd.  II 

p.  128. 

3  In  den  Verhandlungen  des  Großen  Rates,  die  er  1852  als  Vorsitzen¬ 
der  leitete  (siehe  „N.  Z.  Z .”  p.  105:  26.  Jan.;  p.  779:  28.  Juni),  tritt  er  wäh- 


192  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


hat  er  an  den  Sitzungen  der  nationalrätlichen  Hochschulkom¬ 
mission  teilgenommen,  die  seine  vom  Bundesrat  inzwischen 
nicht  unwesentlich  abgeänderten  Anträge  wieder  herstellte  und 
sich  abermals  mit  sechs  gegen  zwei  Stimmen  für  die  Errich¬ 
tung  sowohl  der  Universität  wie  des  Polytechnikums  aus¬ 
sprach.* 1  Die  Mehrheit  wünschte  die  Vorschläge  zwar  ganz 
fertig  zu  beraten,  sie  aber  erst  nach  Erledigung  der  Eisenbahn¬ 
angelegenheit  dem  Nationalrat  vorzulegen:  da  nun  Escher 
schon  so  gut  wie  sicher  annahm,  diese  würde  im  Sinne  des 
Privatbaus  entschieden  werden,  stellte  er  selbst  diesen  Antrag, 
lehnte  aber  als  Zürcher  die  Berichterstattung  ab,  mit  der  dann 
Kern  beauftragt  wurde.2  Die  Rücksicht  auf  diese  Pläne  war 
überhaupt  für  sein  Verhalten  in  der  Eisenbahnfrage  entschei¬ 
dend.  „Wenn  für  die  Eisenbahnen  der  Privatbau  beschlossen 

rend  dieses  Zeitraumes  stark  zurück;  doch  wurde  er  am  26.  Januar  in  eine 
Kommission  für  Einführung  der  Geschworenengerichte  („Freitagszeitung”, 
30.  Jan.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  125),  am  29.  Juni  1852  in  eine  Dreizehner¬ 
kommission  für  Errichtung  einer  Kantonalhypothekarkasse  gewählt  („N.  Z. 
Z.”  p.  786).  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  715,  720.  „Freie  Stimmen” 
p.  108.  „Freitagszeitung”  (2.  Juli).  „Landbote”  (1.,  8.  Juli  mit  ausführ¬ 
lichen  Inhaltsangaben).  Als  Abgeordneter  des  Regierungsrats  hat  er  im 
Februar  1852  die  Verhandlungen  wegen  Errichtung  von  Teiegraphen- 
bureaux  im  Kanton  Zürich  mitgeführt  („N.  Z.  Z.”  p.  120).  Über  seine 
Wiederwahl  als  Regierungspräsident  im  Juni  1852  vgl.  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  671.  „Volksblatt”  1852  p.  19,  63r  106,  159  (Wahl  in  die  Rechenschafts¬ 
berichtskommission,  28.  Sept.).  —  Daß  ihn  Ständerat  P.  C.  Planta  gegen 
die  Schwurgerichte  einzunehmen  gesucht  hatte,  ergibt  sich  aus  dessen  Er¬ 
innerungen  p.  156  (der  Brief,  vom  7.  August  1850,  in  Eschers  Nachlaß 
noch  erhalten).  Der  Briefwechsel  mit  Furrer  orientierte  Escher  während 
dieser  Periode  vor  allem  über  die  Schwierigkeiten  der  Schweiz  gegenüber 
dem  Ausland  wegen  der  Flüchtlingsangelegenheiten,  vgl.  Isler  p.  126  ff., 
128  ff.,  130  ff.,  132  ff.,  134  ff.,  136/37  (Jan.  1852):  Furrer  dachte  daran, 
Escher  als  eidgenössischen  Kommissär  in  die  westlichen  Kantone  zu 
schicken,  um  diese  zu  einer  ruhigeren  Haltung  zu  bringen;  Escher  hatte 
angeregt,  zur  Beeinflussung  Napoleons  Dufour  nach  Paris  zu  senden. 

1  Über  das  Folgende  siehe  Oechsli  p.  84/85:  der  Genfer  Camperio 
wünschte  nur  das  Polytechnikum,  der  St.  Galler  Hungerbühler  eine  Ver¬ 
schiebung.  Siehe  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  491 :  die  polytechnische  Schule  sollte 
nach  Genf  oder  Lausanne  (Oechsli  p.  86),  die  Universität  nach  Zürich 
kommen.  Die  Bundesbeiträge  wurden  für  diese  auf  267  000  Fr.,  für  jene 
auf  80  000  Fr.  festgesetzt.  „Freitagszeitung”  (30.  April).  „Landbote” 
(29.  April).  „Volksblatt”  p.  70.  „Bund”  p.  453/54. 

2  Brief  Eschers  an  J.  J.  Rüttimann,  14.  April  1852  (Zentralbibliothek. 
Von  Oechsli  noch  nicht  benutzt).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  455. 
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wird",  schrieb  er  damals  an  Ludwig  Snell,  „so  wird  der  Bund 
neben  der  Kompetenz  auch  das  Geld  für  die  Errichtung  höherer 
eidgenössischer  Unterrichts anstalten  haben.  Man  muß  sich 
aber  sehr  davor  hüten,  daß  das  letztere  nicht  zu  anderweitigen 
Zwecken  verwendet  werde.  Daher  ist  nach  Erledigung  der 
Eisenbahnfrage  der  rechte  Zeitpunkt  für  die  Entscheidung  der 
Hochschul-  und  Polytechnikumsangelegenheit  gekommen.  Ich 
bin  überzeugt,  daß  Sie  sich  auch  für  diese  vielleicht  schönste 
schweizerische  Kulturfrage  interessieren."1 

Die  Eisenbahnangelegenheiten  sind  die  eigentliche  Schick¬ 
salsfrage  in  Alfred  Eschers  Leben  geworden:  im  Guten  wie  im 
Bösen  liegt  hier  größtenteils  seine  bleibende  Bedeutung.  Die 
unlösbare  Verflechtung  des  Mannes  in  diese  wichtigste  Wand¬ 
lung  des  schweizerischen  Wirtschaftslebens  während  des 
19.  Jahrhunderts  tritt  freilich  erst  ganz  allmählich  hervor;  und 
ursprünglich  war  der  Staatsmann,  der  schon  1849  mit  Nach¬ 
druck  auf  die  Bedeutung  des  Eisenbahnwesens  hingewiesen 
und  die  Initiative  zu  seiner  Verwirklichung  durch  den  Bund  er¬ 
griffen  hatte,2  ganz  geneigt,  sie  einer  Frage  von  immerhin  viel 
geringerer  allgemeiner  Bedeutung  unterzuordnen. 

Der  schweizerische  Eisenbahnbau  war  bisher  hinter  dem 
der  meisten  übrigen  europäischen  Länder  in  schwer  begreif¬ 
licher  Weise  zurückgeblieben:  während  England  schon  1825, 
die  Vereinigten  Staaten  1829,  Belgien  und  Deutschland  1835, 
Oesterreich  und  Frankreich  1837,  Rußland,  die  Niederlande  und 
Italien  1838  und  1839  ihre  ersten  Bahnen  erhielten,  hatte  es 
die  Schweiz  bis  1852  bloß  auf  etwa  25  Kilometer  Schienenwege 

1  „Züricher  Post"  1900.  1851  hatte  Peyer  im  Hof  an  Escher  ge¬ 

schrieben:  „Hast  Du  auch  schon  nachgedacht,  welcher  Frage,  der  Eisenbahn¬ 
frage  oder  der  Universitätsfrage,  die  Priorität  gebührt?  Es  ist  dieß  nicht  un¬ 
wichtig:  denn  wird  der  Grundsatz  der  Betheiligung  des  Bundes  an  der  Er« 
Stellung  von  Eisenbahnen  statuirt,  so  sind  seine  disponibeln  Mittel  ge¬ 
bunden;  wird  umgekehrt  die  Hochschule  dekretirt,  so  bleiben  uns  keine 
verfügbaren  Vorschüße  für  die  Eisenbahnen  (B.  A.)."  Auch  Furrer  schrieb 
ihm  am  19.  Februar  1851,  die  Koinzidenz  der  Eisenbahn-  und  Hochschul¬ 
frage  mache  ihm  große  Bedenken,  da  beide  starke  Opfer  vom  Bund  ver¬ 
langten  und  deshalb  miteinander  konkurrierten:  so  sei  es  möglich,  daß 
viele  Hochschulfreunde  gegen  die  Eisenbahn  stimmen  würden  und  um¬ 
gekehrt  (Isler  p.  192/93). 

2  Siehe  oben  p.  176. 

13  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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gebracht,  die  1844  von  einer  ausländischen  Gesellschaft  erbaute 
Linie  Basel-St.  Ludwig  (an  der  elsässischen  Grenze)  und  die 
1847  eröffnete  Strecke  Zürich-Baden.  Partikularismus  und  aus¬ 
einanderstrebende  Interessen  der  einzelnen  Orte,  Eifersucht  der 
vielen  lokalen  Mittelpunkte  und  populäre  Abneigung,  die  von 
dem  neuen  Verkehrsmittel  eine  Erschütterung  der  bestehenden 
Wirtschaftszustände  fürchtete,  nicht  zuletzt  auch  die  Unfähig¬ 
keit  des  Bundes  zu  jeder  nationalen  Schöpfung  hatten  die  eifri¬ 
gen  Bestrebungen,  die  schon  1836  hervorgetreten  waren,  größ¬ 
tenteils  zum  Scheitern  verurteilt:  erst  die  Verfassungsrevision 
von  1848  brachte  ihnen  wieder  Belebung. 

Inzwischen  hatten  sich  die  Verhältnisse  im  Ausland  freilich 
bereits  zu  ungunsten  der  Schweiz  verschoben:  dieser  drohte  das 
Schicksal,  umfahren  zu  werden,  so  daß  sie  nicht  bloß  die  För¬ 
derung  des  eigenen  Wirtschaftslebens,  sondern  auch  die  Vor¬ 
teile  des  Transitverkehrs  verloren  hätte  —  Grund  genug,  um 
endlich  aus  der  nun  schon  über  ein  Jahrzehnt  dauernden  Zer¬ 
fahrenheit  herauszustreben.  Bereits  waren  Pläne  verschiedener 
Alpenbahnen  aufgetaucht,  ohne  daß  man  sich  jedoch  über  die 
Frage,  ob  Splügen,  Gotthard  oder  Lukmanier,  zu  einigen  ver¬ 
mochte.1  Ein  schweizerischer  Staatsmann,  der  die  Bedürfnisse 
der  Zeit  erkannte,  konnte  also  am  Eisenbahnwesen  unmöglich 
Vorbeigehen,  selbst  wenn  er  ihm,  wie  Escher,  ursprünglich  ganz 
ferne  gestanden  hatte.  Seine  Empfehlung  in  der  Rede  vom 
12.  November  1849  trägt  denn  auch  noch  ganz  das  Gepräge  des 
Theoretischen:  besonders  die  Frage,  ob  Privat-  oder  Staatsbau 
erfolgen  solle,  scheint  ihm  damals  noch  ganz  unentschieden  ge¬ 
wesen  zu  sein.  Allein  die  darauf  folgenden  Verhandlungen  in 
der  Eisenbahnkommission  des  Nationalrats  nötigten  dann  den 
Bundesrat,  sich  mit  der  Angelegenheit  zu  befassen,  wenn  es 
auch  an  Erklärungen  keineswegs  fehlte,  die  finanziellen  Ver¬ 
hältnisse  der  Eidgenossenschaft  seien  nicht  so  glänzend,  daß 
man  sich  in  Staatsspekulationen  einlassen  dürfe.  Ein  Expro- 

1  Über  das  Einzelne  siehe  Ferd.  Gubler:  rrDie  Anfänge  der  schweizeri¬ 
schen  Eisenbahnpolitik  auf  Grundlage  der  wirtschaftlichen  Interessen, 
1833 — 1852”  (Zürich  1915).  —  Im  September  1846  war,  nach  Eschers  Tag¬ 
satzungsbericht,  niemand  instruiert,  als  die  Berner  Gesandtschaft  beantragte, 
alle  Eisenbahnen  sollten  nach  der  gleichen  Spurweite  ausgeführt  werden  I 
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priationsgesetz  und  umfangreiche  technische  Vorarbeiten  wur¬ 
den  eingeleitet,  indes  bereits  ein  Gewirr  sich  beständig  wider¬ 
sprechender  kantonaler  Wünsche  auftauchte.  Der  Bundesrat 
beauftragte  nun  im  Juni  1850  die  englischen  Ingenieure  Rob. 
Stephenson,  den  Sohn  des  Lokomotivenerfinders,  und  H.  Swine- 
burne  mit  einem  Gutachten  über  das  künftige  Eisenbahnnetz, 
dazu  den  Ratsherrn  C.  Geigy  von  Basel  und  J.  M.  Ziegler  von 
Winterthur  mit  der  Berechnung  der  finanziellen  Grundlagen.1 

Die  Notwendigkeit  der  staatlichen  Beteiligung  schien  zu¬ 
nächst  außer  Frage,  da  die  privaten  Unternehmungen  im  Aus¬ 
land  nur  schwere  Enttäuschungen  und  eine  mißtrauische  Zu¬ 
rückhaltung  des  Kapitals  gebracht  hatten:  die  freie  Konkurrenz 
sei,  so  glaubte  man,  außerstande,  schweizerische  Eisenbahnen 
zu  erzeugen.  Dagegen  schien  es  den  Experten  unzweckmäßig, 
die  ganze  Last  dem  Bunde  aufzubürden,  der  sie  ja  auch  noch 
kaum  hätte  tragen  können,  und  so  suchte  denn  Geigy  eine  um¬ 
fangreiche  Mitwirkung  der  Kantone  zu  erreichen,  bei  der  dem 
Bund  vor  allem  die  Bestimmung  des  Netzes  und  der  Zeitfolge 
in  der  Erstellung  der  einzelnen  Linien,  sowie  ein  Anteil  an  der 
Verwaltung  zugefallen  wäre,  während  Ziegler  ihm  zwar,  wie 
Geigy,  eine  Zinsengarantie  auferlegen  und  das  Aufsichts-  und 
Rückkaufsrecht  sichern,  das  übrige  aber  ganz  dem  Privatkapi¬ 
tal  überlassen  wollte. 

Auf  Grund  dieser  Materialien  beantragte  dann  der  Bundes¬ 
rat  am  7.  April  1851  der  Bundesversammlung  eine  Kombination 
des  Staatsbaus  mit  dem  Privatbau,  nach  dem  Geigyschen  Vor¬ 
schläge:  die  Kantone  hätten  danach  zwei  Drittel  der  Zinsen¬ 
garantie  übernehmen  müssen  und  die  einzelnen  Linien  erst 
dann  ausführen  dürfen,  wenn  die  erforderlichen  Kapitalien  bei¬ 
sammen  waren.  In  Ausbau  und  Verwaltung  der  Bahnen  hätten 
die  öffentlichen  Interessen  eine  überaus  starke  Stellung  erhal¬ 
ten,  ohne  daß  die  Nachteile  übermächtiger  Bureaukratie  und 
erdrückender  Belastung  des  föderativ  zusammengesetzten 
Staates  in  Erscheinung  getreten  wären.  Zugleich  wäre  man 

1  Escher  war  am  21.  Mai  1850  von  Furrer  im  Auftrag-  des  Bundesrats 
Näf  über  die  Wahl  eines  zweiten  Experten  neben  Geigy  angefragt  worden, 
nachdem  Ott-Imhof  und  Ott-Trümpler  abgelehnt  hatten.  Escher  schlug 
den  Winterthurer  Reinhard-Heß  vor  (B.  A.).  Siehe  auch  Isler  p.  189/90. 
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auch  der  Gefahr  einer  parteipolitischen  Ausnützung  der  Eisen¬ 
bahnen  entgangen.1 

Allein  die  nationalrätliche  Kommision,  die  sich  mit  der 
Sache  zu  befassen  hatte,  erzielte  keine  Einigung:  die  ersten 
Beratungen,  im  April  1851,  führten  lediglich  zur  Errichtung 
eines  Spezialausschusses  für  die  Finanzierungsfragen,  aus 
Escher,  Kern  und  Peyer  im  Hof  bestehend.2  Sie  erschütterten 
das  Ansehen  des  von  Stephenson  entworfenen  Eisenbahn¬ 
netzes  so  gründlich,  daß  die  Kommission  dem  Nationalrat  durch 
Escher  die  Verschiebung  auf  die  nächste  Session  beantragen 
ließ,  da  die  ganze  Angelegenheit  noch  zu  wenig  geklärt  sei.3 
Zugleich  tauchten  die  alten  kantonalen  Begehrlichkeiten  wieder 
auf,  und  die  schlechten  Erträgnisse  zahlreicher  ausländischer 
Unternehmungen  vergrößerten  noch  die  Furcht  vor  einer 
Staatsschuldenlast  sowohl  des  Bundes  wie  der  Kantone:  so  be¬ 
gann  der  Privatgedanke  immer  deutlicher  zu  dominieren,  und 
als  die  Kommission  sich  im  März  1852  wieder  versammelte, 
sprach  sich  zwar  noch  eine  Majorität  von  sechs  Stimmen  für 
den  Staatsbau  aus,  darunter  Stämpfli,  Peyer  im  Hof  und  Achilles 
Bischoff  von  Basel,  jedoch  ohne  daß  ein  endgültiger  Beschluß 
gefaßt  werden  konnte.4  Daß  diese  Mehrheit  zugleich  die  Rei¬ 
henfolge  der  zu  bauenden  Bahnen  bestimmte,  verletzte  den 
kantonalen  Egoismus,  der  nun  einen  wahren  Wettlauf  für  die 
Ausführung  seiner  Projekte  inszenierte.  Zugleich  begann  das 
ausländische  Kapital  sich  für  die  schweizerischen  Bahnen  zu  in- 

1  Neben  der  Arbeit  Gublers  siehe  Rob.  Herold:  „Der  schweizerische 
Bund  und  die  Eisenbahnen  bis  zur  Jahrhundertwende.  Der  allmähliche 
Sieg  zentralistischer  Tendenzen  und  die  Durchführung  ihrer  Verstaat¬ 
lichung"  („Münchener  volkswirtschaftliche  Studien”,  49.  Stück,  1902). 

2  „N.  Z.  Z.”  1851  p.  483,  sowie  Gubler  p.  305  ff. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  921  (30.  Juli).  „Bund”  p.  840/41  (mit  ausführlicher 
Wiedergabe  von  Eschers  Bericht).  Siehe  auch  p.  1346  (Bestätigung  der 
Eisenbahnkommission,  6.  Dez.).  Über  den  Widerspruch,  der  sich  in  der 
Öffentlichkeit  gegen  die  Verschiebung  erhob,  siehe  Gubler  p.  309/10. 

4  „N.  Z.  Z.”  1852  p.  339:  die  den  Privatbau  vorziehende  Minderheit  be¬ 
stand  aus  Escher,  Kern,  Blanchenay,  Hungerbühler  und  Bavier.  Hunger- 
bühler  hätte  die  Angelegenheit  am  liebsten  noch  um  einige  Jahre  ver¬ 
schoben.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  273,  305,  321,  325,  513/14,  529.  „Land¬ 
bote”  (6.  Mai.  Nach  der  „Eidgen.  Zeitung”  p.  513  wahrscheinlich  von 
Escher  selber  herrührender  Bericht.  27.  Mai). 
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teressieren,  ja  kantonale  Konzessionen  zu  erwerben.  St.  Gallen 
betrieb  durch  eine  öffentliche  Subskription,  die  binnen  kurzem 
zwei  Millionen  einbrachte,  bereits  den  Privatbau  seiner  Wil- 
Rorschacher-Bahn,  indes  sich  unter  dem  Vorsitz  Kerns  auch 
ein  thurgauisches  Eisenbahnkomite  bildete. 

So  war  der  Beschluß  der  Bundesversammlung,  der  durch  die 
im  Mai  1852  veröffentlichten  Berichte  der  nationalrätlichen 
Kommission  eingeleitet  wurde,  im  Grunde  schon  vorweggenom¬ 
men:  der  Kantonalismus  hatte  seine  Rechte  reklamiert,  und 
wenn  auch  die  Mehrheit  des  Ausschusses  durch  ihren  Bericht¬ 
erstatter  Peyer  im  Hof  noch  eine  glänzende  Verteidigung  des 
Staatsbahnsystems  lieferte,  so  stand  der  Entscheid  doch  nicht 
mehr  in  Frage.  Die  öffentliche  Meinung  hatte  sich  ebenfalls 
fast  einmütig  für  das  von  Hungerbühler  erstattete  Minoritäts¬ 
gutachten  ausgesprochen,  und  die  Abstimmung  des  National¬ 
rats  vom  8.  Juli  1852,  bei  der  die  Frage,  ob  Staats-  oder  Privat¬ 
bau  erfolgen  solle,  überhaupt  nicht  mehr  diskutiert  wurde, 
brachte  dann  für  die  Kommissionsmehrheit  bloß  22,  für  die 
Minderheit  dagegen  68  Stimmen.  Der  Ständerat  schloß  sich 
diesem  Entscheid  ebenfalls  mit  33  Stimmen  an:  der  Privatbau 
war  als  reife  Frucht  vom  Baum  des  schweizerischen  Kantonalis¬ 
mus  gefallen,  und  wenn  auch  die  Kommissionsmehrheit  in  ihrer 
meisterhaften  Verteidigung  der  staatlichen  Gesichtspunkte  ge¬ 
wissermaßen  die  Zukunft  des  eidgenössischen  Bahnwesens  vor¬ 
wegnahm,  so  rechneten  die  Widersacher  dafür  umso  klarer  mit 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen:  der  kaum  aus  den  Anfangs¬ 
schwierigkeiten  herausgetretene  Bund  war  für  eine  so  unüber¬ 
sehbar  gewagte  nationale  Schöpfung,  wie  sie  die  Eisenbahnen 
damals  bedeuteten,  überhaupt  noch  nicht  reif,  und  die  Stärkung 
der  Zentralgewalt  erschien  im  Hinblick  auf  die  vorhandenen 
Gegenkräfte  nicht  minder  bedenklich,  als  die  Belastung  mit 
finanziellen  Verpflichtungen,  der  bloß  etwa  6 — 8  Millionen  Zoll¬ 
einkünfte  gegenüberstanden.  Bei  der  Zerfahrenheit  der  kanto¬ 
nalen  Ansprüche  und  dem  geringen  zur  Verfügung  stehenden 
Kredit  war  es  also  ebenso  gut  möglich,  daß  die  Eidgenossenschaft 
gar  keine  Bahnen  zu  bauen  vermocht  hätte,  wie  daß  sie  gezwun¬ 
gen  gewesen  wäre,  eine  Menge  unrentabler  Linien  zu  erstellen, 
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um  den  Ansprüchen  der  einzelnen  Landesteile  zu  genügen. 
Starke  Enttäuschungen  erschienen  in  jedem  Fall  unvermeid¬ 
lich,  und  wenn  man  an  die  Leidensgeschichte  der  schweizeri¬ 
schen  Eisenbahnen  während  der  nächsten  Jahrzehnte  denkt,  die 
durch  eine  staatliche  Beteiligung  nur  verändert  und  vergrößert 
worden  wäre,  so  kann  man  sich  des  Gedankens  kaum  erwehren, 
daß  dem  Bund  durch  den  Entscheid  von  1852  schwere  Schläge 
erspart  worden  sind:  von  der  Billigung  des  Prinzips  ist  freilich 
noch  ein  weiter  Weg  bis  zum  Gutheißen  des  Gesetzes  im  Ein¬ 
zelnen.1 

Die  Bedeutung  von  Eschers  Stellungnahme  zu  diesen  Fragen 
hat  man  vielfach  übertrieben:  meist  brandmarkt  man  ihn  als  den 
Urheber  des  Privatbausystems  und  schiebt  ihm  so  die  Verant¬ 
wortung  für  die  unerfreulichen  Erfahrungen  zu,  die  der  Schweiz 

1  Herold  p.  27/28.  Auch  Jonas  Furrer  war  der  Meinung,  der  Bund 
würde  entweder  gar  nichts  tun  oder  dann  alles  verkehrt  anfangen  (Isler 
p.  191).  Siehe  ferner  Baumgartner  Bd.  IV  p.  518  und  besonders  die  Schrift 
von  G.  Stoll:  „Zur  Ehrenrettung  des  Privatbahn-Systems  der  Schweiz' 
(„Schweizer-Zeitfragen”  Heft  16,  Zürich  1888),  der  nachweist,  wie  opti¬ 
mistisch  die  Berechnungen  des  Minderheitsgutachtens  waren,  daß  die  Eid¬ 
genossenschaft  bei  gleichem  Ausbau  des  Netzes  mit  einer  jährlichen  Ein¬ 
buße  von  zirka  12  Millionen  hätte  rechnen  und  deshalb  eine  kolossale  Er¬ 
höhung  der  Grenzzölle  hätte  eintreten  lassen  oder  die  Geldkontingente  von 
den  Kantonen  einfordern  müssen:  die  ganze  Ordnung  der  Dinge  wäre  auf 
den  Kopf  gestellt,  alle  kulturellen  Bestrebungen  und  der  Ausbau  der  Lan¬ 
desverteidigung  lahm  gelegt  worden.  Zudem  wäre  der  Bund  kaum  im¬ 
stande  gewesen,  die  Eisenbahngelüste  der  verschiedenen  Landesteile  zu 
zügeln,  auch  bei  schlechten  Erträgnissen,  da  die  vernachlässigten  Gegen¬ 
den  dann  zugunsten  der  übrigen  hätten  Opfer  bringen  müssen,  für  die 
ihnen  kein  Gegenrecht  gehalten  worden  wäre.  Das  Land  als  Gesamtheit 
habe  aber  durch  die  Übertreibungen  der  privaten  Eisenbahnindustrie  und 
den  Ausbau  eines  zum  Teil  unrentabeln  Netzes,  wie  es  der  Bund  nie  hätte 
schaffen  können,  weit  überwiegend  Vorteile  gehabt,  trotz  aller  Einbußen 
der  Einzelnen,  nämlich  durch  die  Hebung  der  gesamten  wirtschaftlichen 
Tätigkeit,  die  dann  den  gegenwärtigen  günstigen  Zustand  der  Bundes¬ 
finanzen  bewirkte.  „Hätte  im  Jahr  1852  das  Staatsbahn-System  obgesiegt, 
so  würde  unsere  Bundeskasse  jetzt  schwerlich  in  der  Lage  sein,  in  der 
Weise,  wie  es  geschieht,  großartige  Ausgaben  zugunsten  von  Alpenstraßen, 
von  Gewässer-Regulierungen,  sowie  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  und 
des  höheren  Unterrichtswesens  usw.  machen  zu  können."  Auch  die  Gott¬ 
hardbahn  wäre  als  staatliche  Schöpfung  durchaus  unmöglich  gewesen, 
schon  weil  man  aus  Gründen  der  eigenen  Unabhängigkeit  keine  Subven¬ 
tionen  vom  Ausland  hätte  annehmen  dürfen,  u.  a.  Ib.  p.  36  ff.  ein  Über¬ 
blick  über  das  Verhältnis  von  Staats-  und  Privatbahnen  im  übrigen  Europa. 
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mit  diesem  nicht  erspart  geblieben  sind.  Allein  diese  Behaup¬ 
tung  erscheint  kaum  gerechtfertigt:  wohl  fand  die  Kommissions¬ 
minderheit  in  ihm  ihren  Führer;  allein  selbst  wenn  er  sich  für 
den  Staatsbau  entschieden  hätte,  so  wäre  dieser  bei  der  herr¬ 
schenden  Strömung  doch  unterlegen  —  gerade  so,  wie  es 
Escher  anderthalb  Jahre  später  nicht  gelang,  seinen  Lieblings¬ 
plan  einer  schweizerischen  Universität  durchzusetzen.  Das 
Motiv  für  seine  Haltung  bildete,  außer  den  schon  erwähnten 
finanziellen  Besorgnissen,  die  ja  durch  die  Verhandlungen  über 
die  neu  zu  schaffenden  eidgenössischen  Hochschulen  noch  ihr 
besonderes  Gewicht  erhielten,  in  erster  Linie  die  Befürchtungen, 
Zürich  und  die  Ostschweiz  würden  durch  eine  von  Bern  aus 
bestimmte  Eisenbahnpolitik  stiefmütterlich  bedacht  und  wo 
möglich  abgefahren  werden.  Die  ganze  zürcherische  Abord¬ 
nung,  mit  Ausnahme  Treichlers,  stimmte  infolgedessen  für  den 
Privatbau,  so  gut  wie  die  St.  Galler,  Thurgauer,  Appenzeller  und 
Graubündner.  Selbst  in  der  Zentral-  und  Westschweiz  standen 
die  Anhänger  des  Staatsbaus  ganz  vereinzelt,  und  auch  Stämpfli 
setzte  sich  gewissermaßen  bloß  theoretisch  für  das  von  ihm 
als  richtig  Anerkannte  ein,  während  andere  nicht  einmal  bei  der 
Beratung  erschienen.1  So  ist  es  weniger  persönlicher  Einfluß, 
als  die  ganze  Konstellation  der  Verhältnisse  gewesen,  die  dem 
ursprünglich  vorherrschenden  Staatsbaugedanken  schließlich 
die  Niederlage  bereitete:  selbst  ein  so  entschlossener  Zentralist 
und  ehemaliger  Unitarier,  wie  Escher,  überzeugte  sich  eben  von 
den  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  des  Projekts,  und 
so  erscheint  es  als  eine  sachlich  ganz  unberechtigte  Verkleine¬ 
rung,  wenn  man  seine  Haltung  durch  den  Umstand  hat  erklären 
wollen,  daß  er  im  Privatbau  das  wirksamste  Mittel  erblickte,  um 
seine  einflußreiche  politische  Stellung  zu  befestigen: 2  auch  ihm 

1  Gubler  p.  358 — 361. 

2  J.  F.  Peyer  im  Hof:  „Aus  den  Anfängen  des  neuen  Bundes.  Erinne¬ 
rungen  eines  Achtzigjährigen",  p.  44.  Die  Annahme  widerspricht  übrigens 
der  auf  p.  28  gerade  mit  Bezug  auf  Escher  hervorgehobenen  Tatsache, 
daß  beim  Tun  und  Lassen  der  damaligen  schweizerischen  Staatsmänner 
und  Magistrate  persönliche  Interessen  nicht  im  Spiele  waren.  —  Über  die 
Frage  des  Staats-  und  Privatbaus  vgl.  u.  a.  auch  die  „N.  Z.  Z.”  1852  p.  127 
(Gutachten  des  Nationalökonomen  Coindet  für  den  Privatbau),  401/2,  527 
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war  ja  die  künftige  Ausdehnung  und  Bedeutung  des  Eisenbahn¬ 
wesens  noch  keineswegs  klar,  und  ebensowenig  vermochte  er 
damals  die  erst  nach  und  nach  sich  vollziehende  Wendung  seines 
eigenen  Lebens  auf  wirtschaftliche  Organisation  und  Führer¬ 
schaft  zu  ahnen. 

An  dem  so  hart  umstrittenen  Eisenbahngesetz  von  1852  hat 
Escher  trotz  dieser  Abhängigkeit  von  allgemeinen  Verhältnissen 
doch  vielfach  maßgebenden  Anteil  genommen.  Nachdem  er 
bei  der  Eröffnungssitzung  vom  5.  Juli  im  ersten  Wahlgang  zum 
Mitglied  der  nationalrätlichen  Petitionskommission  ernannt  wor¬ 
und  533  (Vorschläge  der  Eisenbahnkommission,  c.  I.  Mai),  541  661  699* 
687,  691,  695,  718/19,  743,  746/47,  771/72,  775/76,  809  (über  die  Gut¬ 
achten  der  Eisenbahnkommission),  815/16,  825,  829,  833/34,  859/60  und 
863/64  (Speiser),  961/62.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  757,  759.  Das  Majori¬ 
tätsgutachten  im  Bundesblatt  1852  p.  1  ff.,  157  ff.,  285  ff.  Dasjenige  der 
Minderheit  ib.  p.  49  ff.  Über  die  Motive,  die  zur  Stellungnahme  im  ein¬ 
zelnen  führten,  vgl.  u.  a.  auch  die  Ausführungen  der  „Berner  Zeitung”  („N. 
Z.  Z. '  p.  843):  „Die  östlichen  Kantone  stimmen  für  Privatbau,  weil  die  dor¬ 
tigen  Linien  im  ganzen  mehr  Ertrag  versprechen,  als  die  Bahnen  der  mitt- 
lern  und  der  westlichen  Schweiz,  weil  sie  so  unabhängiger  sind  in  der  Be¬ 
stimmung  der  Richtung  der  Bahnen,  und  weil  sie  endlich  den  Verkehr  über 
die  Alpen  auf  ihre  Seite  ziehen  können,  nämlich  von  der  Gotthardstraße 
auf  die  Splügenstraße.  Sie  stimmen  für  Privatbau,  weil  sie  in  dieser  Weise 
die  kürzesten  Anknüpfungslinien  mit  den  Rheinbahnen  gewinnen.”  Zürich 
stimmt  für  Privatbau,  weil  es  infolgedessen  mehr  oder  minder  zum  Knoten¬ 
punkte  des  schweizerischen  Eisenbahnwesens  wird,  und  es  dadurch  in  die 
Stellung  gesetzt  wird,  den  westlichen  Kantonen  die  Bedingungen  zu  dik¬ 
tieren:  „Willigt  so  und  so  ein,  oder  —  wir  führen  die  Bahn  über  Waldshut.” 
—  Auch  der  Nordbahndirektor  M.  Escher-Heß  schrieb  an  Escher  am 
5.  Juni  1852,  jede  Agitation  im  Sinne  des  Minoritätsgutachtens  sei  un¬ 
nötig;  „denn  wenigstens  in  unserm  Kanton  und  dem  ganzen  Osten  der 
Schweiz  will  alles,  daß  Eisenbahnen  gebaut  werden,  und  sieht  wohl  ein,  daß 
wir  keine  erhalten  würden,  wenn  der  Bund  und  die  Kantone  dieselben  er¬ 
stellen  sollten.”  Ähnlich  am  25.  Juni  (B.  A.).  Am  23.  Juli  heißt  es:  „Wir 
anerkennen,  in  Erwiederung  Ihrer  verehrl.  Zuschrift  vom  21.  ds.,  ganz  die 
schwierige  Stellung,  welche  Sie  im  Nationalrat  in  der  Eisenbahnfrage  hat¬ 
ten;  desto  größer  ist  auch  Ihr  Verdienst,  den  Osten  der  Schweiz  durch  den 
Sieg  des  Minoritätsantrags  wenigstens  in  die  Möglichkeit  gesetzt  zu  haben, 
sich  die  für  ihn  nöthigen  Eisenbahnen  zu  erstellen”  . . .  Beim  Majoritäts- 
piojekt  wäre  die  Schwierigkeit  der  Verständigung  unter  den  Kantonen,  der 
Herbeischaffung  der  Gelder  usw.  so  außerordentlich  groß  gewesen,  daß 
wohl  erst  spätere  Generationen  den  Nutzen  hätten  genießen  können,  „wenn 
überhaupt,  was  wir  bezweifeln,  jemals  hätte  gebaut  werden  können.”  Ein¬ 
zelheiten  über  den  Plan  der  Linie  Baden- Waldshut.  Überhaupt  hat  dieser 
Briefwechsel  überwiegend  jenes  Projekt  zum  Gegenstand. 
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den  war/  setzte  er  zunächst,  entgegen  dem  Verschiebungsvor¬ 
schlag  Peyer  im  Hofs,  die  sofortige  Beratung  der  Eisenbahn¬ 
frage  am  8.  Juli  durch,'1 2  Und  nach  der  diskussionslosen  An¬ 
nahme  des  Privatbaugrundsatzes  beherrschte  er  durchaus  die  Be¬ 
ratung  des  Einzelnen.  Gegenüber  den  Anträgen  von  rechts  und 
links,  die  überhaupt  gegen  die  Eisenbahnen  Front  machten 
oder  den  Majoritätsentwurf,  so  weit  es  ging,  in  Detailpunkten 
zu  retten  versuchten,  bemühte  er  sich  um  mehr  oder  weniger 
unverändertes  Beibehalten  des  von  der  Minderheit  vorgeschla¬ 
genen  Gesetzes:3 4  beim  Abwägen  der  kantonalen  und  der  Bun¬ 
desbefugnisse  im  Erteilen  von  Konzessionen  sprach  er  am 
9.  Juli  ausdrücklich  gegen  die  Omnipotenz  des  Bundes:  dieser 
solle  sich  um  die  Richtung  der  Eisenbahnen  nicht  kümmern 
und  die  öffentliche  Meinung  durch  die  Aktienzeichnung  ent¬ 
scheiden  lassen;  dies  sei  das  beste  Urteil. *  Auf  ihn  fällt  also 
ein  großer  Teil  der  Verantwortung,  wenn  die  Eidgenossenschaft 
bei  der  Redaktion  des  Gesetzes  so  kärglich  abgefunden  wurde 
und  über  die  auf  ihrem  Gebiet  zu  erlaubenden  Bahnen  so  gut 
wie  jedes  Aufsichtsrecht  verlor  —  außer  der  Befugnis,  ein  Ver¬ 
bot  aus  militärischen  Rücksichten  zu  erlassen  und  gegen  wider- 

1  Ebenso  hatte  er  bei  der  Wahl  des  Vizepräsidenten  im  1.  und  2.  Wahl¬ 
gang  wieder  14  und  im  3.  11  Stimmen  erhalten:  „N.  Z.  Z.”  p.  811.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  745.  „Freitagszeitung”  (9.  Juli).  Über  die  von  ihm  formulier¬ 
ten  Anträge  der  Petitionskommission  vgl.  77N.  Z.  Z.”  p.  821  (7.  Juli).  „Volks- 
blatt”  p.  1117  114.  77Bund'”  p.  7447  7477  751. 

2  77N.  Z.  Z.”  p.  817.  77Eidgen.  Zeitung”  p.  759.  „Freitagszeitung” 
(9.  Juli).  Gubler  p.  349.  —  Statistische  Zusammenstellungen  und  Ausein¬ 
andersetzungen  über  das  Eisenbahnwesen  überhaupt,,  Notizen  zu  den  ein¬ 
zelnen  Paragraphen  des  Eisenbahngesetzes,  Akten,  darunter  ein  Entwurf 
des  Eisenbahngesetzes  vom  April  1852,  mit  sehr  weitgehenden  autogra- 
phen  Streichungen  und  Korrekturen  in  Eschers  Nachlaß. 

3  ,,N.  Z.  Z.”  p.  827.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  759. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  831  und  834.  Gubler  p.  352/53.  Siehe  ferner  „N.  Z. 
Z.”  p.  836:  sein  Widerspruch  gegen  einen  Vorschlag  Fuogs,  dem  Bund  das 
Recht  zu  erteilen,  sich  an  Eisenbahnunternehmungen  bis  drei  Fünftel  der 
Aktien  zu  beteiligen.  „Landbote”  (15.  Juli):  zugleich  beteiligte  er  sich  an 
der  Bekämpfung  der  Berner  Konservativen,  die  den  Eisenbahnen,  als  für 
Ackerbau  und  Gewerbe  schädlich,  überhaupt  entgegenwirkten.  Über  seinen 
Zusammenstoß  mit  Gonzenbach  und  Blösch  vgl.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  760: 
er  hatte  u.  a.  geäußert,  jener  gehe  in  seinem  Antrag  vom  Standpunkt  des 
Bundesvertrags  von  1815  aus;  dadurch  würde  dem  neuen  Bund  alle  Lebens¬ 
fähigkeit  entzogen  usw.  „Bund”  p.  755,  758/59,  762/63,  767/68,  771  usw. 
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strebende  Kantone  eine  Zwangskonzession  auszusprechen: 
mit  Recht  machte  Peyer  im  Hof  als  Vorkämpfer  des  Staatsbaus 
auf  das  Wehen  eines  Geistes  aufmerksam,  der  die  Bundesgewalt 
möglichst  lähmen  wolle.  Wenn  so  der  einstige  Verfechter  des 
Zentralismus  das  Meiste  dazu  beitrug,  jeden  Einfluß  des  Bundes 
auch  auf  die  Tarif festsetzung  für  Personen  und  Gepäck  auszu¬ 
schließen,  so  trug  neben  der  mangelnden  Erfahrung  vor  allem 
die  Besorgnis  schuld,  durch  solche  Beschränkungen  den  Privat¬ 
bau  unmöglich  zu  machen.1  Selbst  gegen  Peyers  Antrag,  dem 
Bundesrat  die  nötigen  Kompetenzen  zu  erteilen,  um  die  tech¬ 
nische  Einheit  des  schweizerischen  Eisenbahnwesens  zu  sichern, 
sprach  er,  mit  der  Erwägung,  daß  jenem  dadurch  wieder  eine 
bedeutende  Wirkung  eingeräumt  würde,  was  man  doch  schon 
so  oft  verworfen  habe.2 3  Bei  der  Festsetzung  des  Rückkauf¬ 
rechts  wandte  er  sich  immerhin  gegen  die  vorhandene  Neigung, 
den  Gesellschaften  durch  die  Einzelbestimmungen  ihre  hohe 
Rente  auf  alle  Zeiten  zu  sichern,  nachdem  sie  doch  bereits  ge¬ 
nug  Nutzen  aus  ihren  Bahnen  gezogen  hätten. 

Allein  jeder  Versuch,  auf  das  preisgegebene  Staatsbauprin¬ 
zip  zurückzukommen,  fand  in  ihm  den  rücksichtslosen  Gegner. 
Als  der  luzernische  Schultheiß  Kopp  die  Erteilung  von  Konzes¬ 
sionen  nicht  nur  an  militärische  Rücksichten,  sondern  auch  an 
die  Bedingung  knüpfen  wollte,  daß  die  Bahnen  dem  gemein¬ 
samen  Wohl  der  Eidgenossenschaft  entsprechen  müßten,  trat 
Escher  diesem  Versuch,  allfälligen  Konkurrenzlinien  den  Gar¬ 
aus  zu  machen,  mit  juristischer  Schärfe  entgegen:  „Wir,  d.  h. 
Zürich  und  die  Ostschweiz”,  erklärte  er,4  „liegen  ein  wenig  ab- 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  836/37  (TO.  Juli).  Siehe  auch  p.  845  (12.  Juli):  ein  An¬ 
trag  Hoffmanns  müsse  abgelehnt  werden,  da  man  doch  schon  entschieden 
habe,  daß  der  Bund  nichts  zum  Tarifieren  zu  sagen  haben  solle.  Siehe 
feiner  Gubler  p.  353/54. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  845  (12.  Juli):  der  Antrag  wurde  dann  trotzdem  mit  42 
gegen  36  Stimmen  angenommen.  „Bund”  p.  771,  774/75,  819  (siehe  auch 
sein  Votum  vom  24.  Juli  p.  822/23). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  845/46.  Gubler  p.  354. 

4  Der  Anfang  der  Rede  lautet,  nach  der  „Freitagszeitung”  vom  16.  Juli: 
Alles  in  der  Welt  lasse  sich  unter  die  „gemeinsame  Wohlfahrt”  des  Art.  2 
des  Bundes  bringen,  und  man  könne  die  gefährlichsten  Folgerungen  daraus 
ziehen.  Er  wolle  aber  ganz  offen  enthüllen,  daß  hinter  all  dem  Patriotis¬ 
mus,  diesen  Phrasen  für  das  gemeine  Wohl  nichts  anderes  stecke,  als  die 
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seits  und  können  uns  nicht  in  den  patriotischen  Mantel  hüllen, 
wie  jene  in  der  Mitte  der  Schweiz.  Wir  wollen  aber  nichts  als 
volle  Freiheit  für  Alle.”  Für  die  als  Fortsetzung  der  zürcheri¬ 
schen  Nordbahn  geplante  Waldshuterlinie  sei  er  keineswegs  be¬ 
geistert,  eher  für  eine  Rheinbahn  auf  schweizerischem  Ufer. 
Wenn  aber  die  Hauensteinbahn  nicht  zustande  komme,  warum 
sollten  wir  denn  auch  keine  Bahn  haben?  Die  östliche  Schweiz 
sei  eben  bei  den  Eisenbahnen  besonders  interessiert:  wenn  der 
Bund  nichts  tun  wolle,  könne  sie  auf  seine  Unterstützung  zwar 
verzichten;  aber  gehemmt  wolle  sie  nicht  werden.  Geschähe 
das,  so  würde  diese  festeste  Stütze  der  neuen  Zustände  sehr 
schwankend,  und  die  politischen  Folgen  wären  kaum  abzu¬ 
sehen;  der  Bund  besitze  im  übrigen  Mittel  genug,  um  sich  vor 
Industrierittern  in  Eisenbahndingen  zu  schützen.* 1  Und  ebenso 
vereitelte  er  einen  Antrag  des  St.  Gallers  Hoffmann,  der  den 
Kantonen  die  Möglichkeit  genommen  hätte,  die  Fortsetzung 
einer  bereits  begonnenen  Linie  in  ihrem  Gebiet  zu  verhindern  — 
mit  der  Motivierung,  er  habe  nicht  geglaubt,  den  Kommissions¬ 
vorschlag  verteidigen  zu  müssen,  weil  er  zu  wenig,  sondern  eher 
weil  er  zu  viel  in  die  Rechte  der  Kantone  eingreifel2 

Diese  Haltung  eines  Mannes,  der  in  allem  Übrigen  stets  das 
Interesse  des  Bundes  zu  vertreten  gewohnt  war,  wird  nur  ver¬ 
ständlich  durch  die  Erwägung,  daß  man  mit  allen  Mitteln  das 
Dasein  der  entstehenden  Gesellschaften  zu  erleichtern  strebte, 
da  über  deren  finanzielle  Aussichten  zum  Teil  ganz  pessimi¬ 
stische  Berechnungen  Vorlagen.  Aus  dem  Wunsche  heraus, 
möglichst  viele  Linien  ins  Leben  zu  rufen,  gab  man  fast  alle 
Rechte,  die  im  Interesse  der  Allgemeinheit  hätten  Vorbehalten 
werden  müssen,  preis  oder  betraute  damit  die  Kantone,  denen 

Furcht  vor  gewissen  Eisenbahnkonkurrenzen,  namentlich  vor  der  Walds¬ 
huterbahn,  und  das  Bestreben,  diese  von  vorneherein  von  Bundes  wegen, 
durch  die  Bundesgewalt  zu  vernichten.  Er  gebe  zu,  daß  alle  Egoisten  seien; 
nur  sei  der  Unterschied,  daß  die  einen  ihren  Egoismus  geschickt  in  den 
weiß  und  roten  Mantel  einzuhüllen  wüßten.  Hierauf  das  Folgende. 

1  „N.Z.Z.”  p.  846— 849  (12.  und  13.  Juli).  „Landbote"  (22.  Juli). 
„Eidgen.  Zeitung"  p.  777.  „Bund"  p.  775,  778.  Gubler  p.  355/56. 

2  „N.Z.Z."  p.  852/53  (14.  Juli):  eine  volle  Souveränetät  der  Gesell¬ 
schaften  wünschte  er  freilich  ebenfalls  nicht.  Ebenso  setzte  er  sich  für 
unveränderte  Annahme  von  §  18  (nähere  Bestimmung  der  Bundesgenehmi¬ 
gung)  ein.  „Freitagszeitung”  (16.  Juli). 
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die  Bahnen  alsbald  über  den  Kopf  wuchsen;  ja,  man  verzichtete 
von  vornherein  auf  die  Anlegung  eines  schweizerischen  Eisen¬ 
bahnnetzes  nach  einheitlichem,  von  allgemein  volkswirtschaft¬ 
lichen  Grundsätzen  diktiertem  Plane  und  unterzog  sich  Rück- 
kaufsbedingungen,  die  kaum  inne  gehalten  werden  konnten: 
nicht  einmal  eine  gewisse  Übereinstimmung  des  Betriebs  und 
der  Verwaltung  oder  des  Verkehrs  mit  den  ausländischen  Ge¬ 
sellschaften  ward  Vorbehalten.1 

Eschers  Verantwortung  für  diesen  Mißgriff  ist  unbestreitbar: 
er  hat  die  ohnedies  vorhandene  Neigung  zur  Begünstigung  der 
Privatgesellschaften  und  Kantone  noch  verstärkt  und  nicht  früh 
genug  erkannt,  daß  die  öffentlichen  Interessen  einem  nach¬ 
drücklichen  Aufsichtsrecht  des  Staates  riefen.  Allein  wenn 
diese  Unterlassung  teuer  bezahlt  werden  mußte,  so  darf  man 
doch  auch  die  zahlreichen  Umstände  nicht  übersehen,  die  das 
Urteil  mildern:  von  der  kommenden  Dichte  des  Netzes  und  dem 
Aufblühen  des  gesamten  Eisenbahnwesens  besaßen  die  Meisten 
damals  keine  Ahnung.  Man  war  auf  ein  paar  Hauptlinien  ge¬ 
faßt2  und  glaubte  auch  von  diesen,  daß  sie  sich  gerade  notdürf¬ 
tig  am  Leben  erhalten  würden.  Daß  die  Eisenbahngesellschaf¬ 
ten  sich  zu  einem  Staat  im  Staate  entwickeln  und  den  maß¬ 
gebenden  Einfluß  auf  Handel  und  Verkehr  gewinnen  müßten, 
war  damals  den  Wenigsten  deutlich.  Ein  schärferes  Betonen 
der  staatlichen  Rechte  hätte  zweifellos  die  Privatinitiative  zum 
Teil  abgeschreckt,  und  den  ganzen  Schaden  erkannte  man  über¬ 
haupt  erst  durch  die  weitere  Entwicklung.  Wenn  also  Escher 
sich  hier,  im  Gegensatz  zu  so  vielen  andern  Angelegenheiten, 
nicht  als  besonders  weitsichtig  erwiesen  hat,  so  darf  man  nicht 
vergessen,  daß  der  Jurist  und  Politiker  dem  Eisenbahnwesen  ur¬ 
sprünglich  ganz  ferne  stand:  erst  die  nach  seinem  Rücktritt  aus 
der  Regierung  sich  ergebende  wirtschaftliche  Führerstellung 
brachte  ihm  nach  und  nach  eine  größere  nationalökonomische 
Erfahrung. 

1  Herold  p.  39/40.  —  Wie  klar  sich  einzelne  Vertreter  des  Staatsbaus 
darüber  schon  1852  waren,  zeigen  vor  allem  die  bereits  erwähnten  war¬ 
nenden  Artikel  des  Baslers  Speiser  in  der  „N.  Z.  Z.”  p.  815/16,  825,  833 
und  834,  859/60,  863/64. 

2  Feiler  p.  10. 
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Hinter  dem  Eisenbahngesetz,  das  mit  seinen  Mängeln  Jahr¬ 
zehnte  dauernde  Unerfreulichkeiten  und  vielfach  ein  bloßes  Zu¬ 
sehen  des  Bundes  bei  den  wichtigsten  Angelegenheiten  des 
schweizerischen  Wirtschaftslebens  hervorrief,  traten  die  übri¬ 
gen  Beratungsgegenstände  der  Session  an  Bedeutung  natur¬ 
gemäß  zurück,  wenn  sie  auch  in  der  Oeffentlichkeit  zum  Teil 
kaum  viel  geringeres  Aufsehen  hervorriefen.  Auch  hier  er¬ 
scheint  Escher  unermüdlich  tätig:  Am  17.  Juli  1852  erstattete 
er  z.  B.  Bericht  über  den  Vertrag  mit  Österreich  wegen  des  An¬ 
schlusses  der  beiderseitigen  Telegraphennetze:  nach  dem 
10.  Artikel  des  Telegraphengesetzes  besitze  der  Bundesrat 
Vollmacht,  solche  Verträge  abzuschließen;  da  die  Kommission, 
wie  die  Bundesversammlung,  mit  den  Einzelheiten  nicht  ver¬ 
traut  sei,  solle  sie  jenem  die  Verantwortlichkeit  umso  weniger 
abnehmen,  als  er  dann  die  nötig  werdenden  Änderungen 
leichter  von  sich  aus  verfügen  könne.  Dagegen  bewege  sie 
die  Vernachlässigung  des  Splügens  zugunsten  des  Gotthards, 
die  Exekutive  einzuladen,  mit  Österreich  Verhandlungen  zur 
Erstellung  einer  Telegraphenverbindung  auch  über  den  Splügen 
anzuknüpfen.1  Am  20.  Juli  1852  verteidigte  er  die  zürcheri¬ 
schen  Interessen  bei  dem  Gesetz  über  die  Verteilung  des  Post¬ 
ertrags  unter  die  Kantone.2  Er  vereitelte  den  Antrag  der  Kom¬ 
missionsminderheit,  welche  den  Entscheid  über  die  im  Eisen¬ 
bahngesetz  vorgesehenen  Zollerleichterungen  für  vom  Ausland 
bezogene  Schienen,  Schwellen  und  dergleichen  in  jedem  ein¬ 
zelnen  Fall  dem  Bundesrat  zuweisen  wollte  —  während  die 
Mehrheit  sie,  um  nicht  eine  Begünstigung  gewisser  Bahnen  zu 
ermöglichen,  schon  jetzt  für  alle  Fälle  zu  erteilen  vorschlug.3 

1  ,N.  Z.  Z.”  p.  865  und  867:  man  scheine  sich  sehr  bald  beruhigt  zu 
haben,,  als  Österreich  nicht  gleich  ja  sagte.  Da  die  Kosten  des  Anschlusses 
über  den  Gotthard  fast  ganz  der  Schweiz  zufielen,  so  hätte  man  die  grö¬ 
ßeren  Kosten  der  Splügenlinie  sehr  wohl  Österreich  zumuten  dürfen. 
„Landbote"  (22.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  795.  „Volksblatt"  p.  118. 
„Bund"  p.  791. 

2  „N.  Z.  Z."  p.  877.  „Landbote"  (29.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  807. 
„Bund”  p.  809  (siehe  auch  p.  857). 

3  „N.  Z.  Z."  p.  895  (24.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  765.  Die  Dauer 
dieser  Bestimmungen  ward  dabei  einstweilen  auf  10  Jahre  eingeschränkt. 
Siehe  auch  seine  Formulierung  von  Art.  3  des  Eisenbahnnetzes  (zollfreie 
Einfuhr  der  zur  Erbauung  der  Eisenbahnen  nötigen  Gegenstände),  den  der 
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Er  regte  mit  Andern  ein  kantonales  Konkordat  wegen  Erlassung 
eines  gemeinsamen  Wechselrechtes  an  und  schlug  vor,  die  Auf¬ 
sicht  über  die  Straßen  und  Brücken  mit  den  Inspektionsreisen 
der  Postbeamten  zu  verbinden,  um  weitere  Kosten  zu  vermei¬ 
den.* 1  Vor  allem  aber  verteidigte  er  den  Bundesrat  gegen  das 
Verlangen  einzelner  Radikaler  und  Konservativer,  er  solle  den 
Kantonsregierungen  diejenigen  Mitteilungen  des  Auslandes  zur 
Kenntnis  bringen,  deren  Gegenstand  sie  bildeten  —  während  es 
doch  einer  der  größten  Vorteile  der  Bundesverfassung  sei,  daß 
die  diplomatischen  Geschäfte  von  einer  einheitlichen  Behörde 
geleitet  würden.  Wohl  habe  man  seit  1830  für  die  Öffentlich¬ 
keit  der  Räte,  Gerichte  und  Verwaltung  gekämpft;  allein  in  der 
Diplomatie  sei  diese  nicht  am  Platze,  und  wenn  große  Mächte 
hier  die  äußerste  Vorsicht  anwendeten,  warum  sollte  sie  einem 
kleinen  Volke  überflüssig  sein?2 3  Er  setzte  sich  ferner  für  bes¬ 
sere  Besoldung  der  untern  Postbeamten  ein,2  und  ebenso  nahm 
er  teil  an  der  unter  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  gehaltenen 
Debatte  wegen  der  Zollstreitigkeiten  mit  Deutschland.4  Als  dem 
Kommissionsberichterstatter  fiel  ihm  dann  ein  gewichtiges 
Wort  bei  den  Konzessions  Verhandlungen  für  die  ersten  Eisen¬ 
bahnen  zu,  obschon  seine  Anträge  über  die  Rückkaufsbestim¬ 
mungen  zum  Teil  nicht  durchdrangen.5 * 

Neben  diesen  wirtschaftlichen  Fragen  hatten  jedoch  auch 
innerpolitische  Angelegenheiten  wieder  größere  Bedeutung  ge¬ 
wonnen:  namentlich  die  Dinge  in  Freiburg  entwickelten  sich  für 
den  schweizerischen  Radikalismus  immer  mehr  zu  einer 

Nationalrat  gestrichen,  der  Ständerat  aber  wieder  aufgenommen  hatte. 
„Landbote7'  (29.  Juli).  „Freitagszeitung”  (30.  Juli).  „Bund”  p.  827. 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  903  (26.  Juli).  „Bund77  p.  827. 

2  „N.Z.Z.”  p.  909  und  911/12  (27.  Juli).  „Landbote”  (5.Aug.).  „Eidg. 
Zeitung77  p.  835.  „Bund”  p.  833. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  933  (T.  Aug.).  „Landbote77  (5.  Aug.).  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  859.  —  Autographe  Notizen  in  seinem  Nachlaß. 

4  „N.Z.Z.”  p.  971  (14.  Aug.).  Er  hatte  am  11.  August  als  Berichter¬ 
statter  der  Petitionskommission  angetragen,  über  die  schweizerischen  Zoll¬ 
verhandlungen  gegenüber  dem  deutschen  Bund  (Retorsionen)  in  geschlos¬ 
sener  Sitzung  zu  verhandeln  („Eidgen.  Zeitung77  p.  891).  Siehe  auch  oben 
p.  181.  Statistische  Zusammenstellungen  über  Ein-  und  Ausfuhr,  Notizen 
und  Studien  für  seinen  mündlichen  Bericht  usw.  im  Nachlaß. 

5  „N.  Z.  Z.”  p.  993  (16.  Aug.),  999  (17.  Aug.).  Siehe  auch  p.  997. 

„Eidgen.  Zeitung77  p.  913.  „Bund77  p.  919/20,  923,  926. 
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schweren  Verlegenheit.  Die  der  großen  Volksmehrheit  ganz 
fremd  gegenüberstehende  liberale  Regierung  hatte  sich  deren 
Vertrauen  trotz  aller  eidgenössischen  Sanktionen  nicht  erwor¬ 
ben:  die  aus  der  Gärung  von  Zeit  zu  Zeit  emporzuckenden  Auf¬ 
stände  verrieten,  daß  die  freiburgische  Bevölkerung  zum  Fort¬ 
schritt  eben  einfach  nicht  bekehrt  werden  wollte.  Eine  12  000 
bis  15  000  Menschen  zählende  Versammlung  hatte  am  24.  Mai 
1852  zu  Posieux  einen  nachdrücklichen  Protest  gegen  die  ge¬ 
samte  bisherige  Regierungspolitik  eingelegt  und  eine  Petition  an 
die  Bundesversammlung  gerichtet,  damit  die  Kantonsverfassung 
einer  Volksabstimmung  unterworfen  und  revidiert  würde,  Frei¬ 
burg  also  endlich  die  gleichen  Rechte  wie  die  Miteidgenossen 
genieße.1  Den  schweizerischen  Behörden  fiel  damit  die  Aufgabe 
zu,  wie  zwei  Jahre  früher,  zu  diesen  stets  gefährlicher  auftreten¬ 
den  Beschwerden  Stellung  zu  nehmen:  als  Vorsitzender  der  Pe¬ 
titionskommission  trug  Escher  am  15.  Juli  1852  zunächst  darauf 
an,  das  Begehren  des  Komites  von  Posieux  dem  Bundesrat  zur 
Berichterstattung  und  Antragstellung  zu  überweisen,  damit  die 
Angelegenheit  noch  im  Lauf  der  Session  erledigt  werden 
könne.2  Allein  wenige  Tage  später  war  bei  den  freisinnigen 
Führern  der  Entscheid  bereits  gefallen: 3  als  am  3.  August  die 
ausführliche  Behandlung  im  Plenum  erfolgte,  handelte  es  sich 
nur  noch  darum,  die  Ablehnung  zu  begründen.  Die  aus  Escher, 
Stämpfli,  Tourte,  Kern  und  Siegfried  zusammengesetzte  Peti¬ 
tionskommission  beantragte,  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Bundesrat,  dem  Gesuch  der  Freiburger  Bevölkerung  keine 
Folge  zu  geben.4 

1  „N.  Z.  Z."  p.  629/30,  634/35. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  857.  Siehe  auch  „Bund”  p.  838. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  894. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  937.  „Landbote”  (12.  Aug.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  861. 
—  In  Eschers  Nachlaß  Notizen  über  die  Anträge  und  Voten  in  der  Bun¬ 
desversammlung;  Skizzierung  der  eigenen  Stellungnahme  vom  rechtlichen 
und  politischen  Gesichtspunkt;  eingehende  juristische  Aufzeichnungen  und 
Auseinandersetzungen  mit  den  verschiedenen  Standpunkten,  für  seine 
eigenen  Voten.  Blumer  hatte  ihm  schon  am  13.  Juni  geschrieben,  der  vor¬ 
zugsweise  formelle  Standpunkt  sei  kaum  populär:  es  sei  sehr  zu  bedauern, 
daß  die  Freiburger  Regierung  nicht,  wie  andere  liberale  Regierungen  der 
ehemaligen  Sonderbundskantone,  sich  durch  Mäßigung  und  praktisches  Ge¬ 
schick  eine  Unterlage  im  Volk  zu  erringen  gewußt  habe.  Nun  weise  Jeder- 
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In  der  ausführlichen  Berichterstattung,  mit  der  Escher  die  drei¬ 
tägigen  Verhandlungen  einleitete,  legte  er  zunächst  die  staats¬ 
rechtliche,  wie  die  politische  Seite  der  Angelegenheit  dar  und 
bemühte  sich  vor  allem,  nachzuweisen,  daß  die  1847  ins  Leben 
getretene  Regierung  als  gesetzmäßig  betrachtet  werden  müsse  und 
die  vom  Verfassungsrat  entworfene  Konstitution  allen  Anforderungen 
legitimen  Ursprungs  genüge.  Wenn  man  sie  nachher  dem  Volk  nicht 
zur  Abstimmung  vorgelegt  habe,  so  entspreche  das  der  im  Kanton 
Freiburg  schon  früher  geltenden  Übung;  ja  einer  der  konservativen 
Petenten  selber  habe  sich  1830  gegen  eine  solche  Abstimmung 
ausgesprochen,  da  dies  nur  zu  Anarchie  und  Bürgerkrieg  führe.1 
Während  der  gesetzmäßigen  Frist  von  sechs  Monaten  sei  überdies 
kein  Einspruch  gegen  diese  Konstitution  erfolgt.  Die  Tagsatzung 
habe  sie  endlich  gegen  die  einzige  Stimme  von  Appenzell-Inner- 
rhoden  garantiert.  Auch  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Bundesrechts 
könne  sie  nicht  angegriffen  werden,  da  Artikel  4  der  Übergangs¬ 
bestimmungen  ausdrücklich  die  schon  in  Kraft  stehenden  Kantons¬ 
verfassungen  schütze  und  das  Grundgesetz  der  Eidgenossenschaft 
nach  kurzer  Dauer  nicht  bereits  wieder  zugunsten  Freiburgs  geändert 
werden  dürfe. 

Zum  politischen  Standpunkt  übergehend,  lege  sich  die  Kommission 
zunächst  die  Frage  vor,  ob  die  angefochtene  Konstitution  wirklich 
so  unfreisinnig  sei,  daß  sie  dem  politischen  System  der  Schweiz 
Gefahr  bringe.  Volksversammlungen  und  Petitionen  hätten  ja  auch 
unter  dem  früheren  konservativen  Regiment  stattgefunden,  das  mit 
Zuchthaus,  Bußen  und  Verbannung  dagegen  eingeschritten  sei, 
während  die  jetzige  Regierung  die  Zusammenkunft  von  Posieux  frei 
gestattet  habe.  Auch  anderswo,  z.  B.  in  der  freiburgischen  Ver¬ 
fassung  von  1831,  finde  sich  die  Bestimmung,  das  kantonale  Grund¬ 
gesetz  dürfe  während  einer  Reihe  von  Jahren  nicht  geändert  werden, 
und  eine  Reihe  von  Artikeln  brächte  offenbare  Fortschritte. 

Die  Kommission  stelle  so  den  Satz  auf,  die  nunmehrigen  Agita¬ 
tionen  seien  nichts,  als  die  Fortsetzung  des  alten  politischen  Kampfes, 
der  die  Schweiz  so  lange  Jahre  in  Aufregung  gehalten  habe,  und  von 
dem  man  glaubte,  er  habe  mit  der  Auflösung  des  Sonderbunds  seinen 
Abschluß  gefunden.  Der  Beweis  liege  in  der  aufhetzenden  Tätigkeit 

mann  im  In-  und  Auslande  mit  Fingern  auf  die  sonderbare  Anomalie,  daß 
in  der  grundsätzlich  demokratischen  Schweiz  eine  Kantonsregierung  offen¬ 
bar  gegen  den  Willen  ihres  Volkes  bestehe  und  gleichwohl  noch  für  eine 
Reihe  von  Jahren  von  den  Bundesbehörden  geschützt  werden  müsse.  Das 
werde  von  konservativer  Seite  ausgebeutet  werden  und  müsse  im  Ausland 
einen  schlechten  Eindruck  machen;  eine  Bundesrevision  wegen  Freiburgs 
würden  aber  die  wenigsten  wollen  usw.:  gerade  die  ruhige  und  gesetzliche 
Haltung  der  freiburgischen  Opposition  erwerbe  ihr  Sympathien. 

1  Der  Passus  fand  nachher  Widerspruch,  siehe  im  Folgenden. 
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des  Bischofs  Marilley,  der  seinerzeit  den  Anschluß  des  Kantons  an 
den  Sonderbund  bewirkt  und  gegen  die  Jesuitenausweisung  und  die 
übrigen  von  der  neuen  Regierung  geplanten  Maßregeln  protestiert 
habe.  Der  Kampf  drehe  sich  vor  allem  um  die  in  der  Verfassung 
ausgesprochene  Gleichstellung  der  Geistlichkeit  mit  den  übrigen 
Bürgern  und  die  Befreiung  der  Schule  von  klerikalen  Einflüssen,  wie 
sie  in  jedem  gut  organisierten  katholischen  Staat  durchgeführt  sei, 
weil  er  ohne  sie  gar  nicht  bestehen  könnte.  Als  der  Bischof  sich 
entschieden  geweigert  habe,  die  Verfassungen  und  Gesetze  all  der 
zu  seiner  Diözese  gehörenden  Kantone  anzuerkennen,  sei  er  von 
diesen  zum  Verlassen  seines  Amtsbezirks  genötigt  worden,  und  seither 
habe  die  Agitation  eine  neue  Form  und  proteusartig  wechselnde 
Gestalten  angenommen.  Jetzt  schwinge  sie  sich  auf  das  hohe  Roß 
der  Demokratie;  allein  ihr  eigentlicher  Grund,  die  Revision  der 
Bestimmungen  über  die  Rechte  des  Staates  gegenüber  der  Kirche, 
lasse  sich  dennoch  nicht  ganz  verhüllen ;  stets  werde  in  den  Petitionen 
die  Religionsgefahr  hervorgehoben.  Aber  diese  bestehe,  wie  der 
Bundesrat  schon  1850  hervorhob,  lediglich  darin,  daß  die  freiburgische 
Verfassung  die  Vorrechte  und  Immunitäten  des  Klerus  beseitigte,  die 
Kollaturen  ohne  Präjudiz  von  Privatrechten  an  den  Staat  übertrug 
und  diesem  die  Oberaufsicht  über  das  Erziehungswesen  und  die 
Verwaltung  der  Kirchengüter  vindizierte. 

Daß  es  sich  um  den  selben  Kampf  handle,  der  die  Eidgenossen¬ 
schaft  1847  an  den  Rand  des  Abgrunds  gebracht  habe,  werde  auch 
durch  die  Leiter  der  Agitation  selber  bestätigt;  denn  es  fänden  sich 
darunter  neben  einer  Anzahl  Moderierter  eine  ganze  Reihe  von 
ehemaligen  Sonderbundskämpfern.  Man  habe  nun  die  Ansicht  ge¬ 
äußert,  wenn  der  Petition  entsprochen  werde,  sei  damit  der  Grund¬ 
stein  zu  einer  gemäßigten  und  unparteiischen  Regierung  gelegt; 
allein  dies  bilde  schon  deswegen  eine  Illusion,  weil  es  sich  um  einen 
prinzipiellen  Kampf  handle.  Wie  wenig  das  Komite  von  Posieux 
übrigens  gemäßigt  denke,  gehe,  ganz  abgesehen  von  seiner  Eingabe, 
auch  aus  der  Art  und  Weise  hervor,  wie  die  wichtigen  von  der 
Regierung  inzwischen  bereits  gemachten  Konzessionen  beurteilt 
würden:  man  solle  sich  durch  Phrasen  und  Deklamationen  über 
wechselseitige  Duldsamkeit  nicht  blenden  lassen! 

Die  Stellung  zur  Eidgenossenschaft  werde  nun  zwar  von  den 
Petenten  mit  kluger  Zurückhaltung  nur  wenig  berührt;  allein  aus 
einzelnen  Andeutungen  lasse  sich  trotzdem  erraten,  wessen  man 
sich  von  dieser  sogenannten  mäßigen  und  unparteiischen  Leitung  zu 
versehen  hätte.  Die  Leute,  die  gegen  die  Zustände  des  Kantons 
Freiburg  so  maßlose  Angriffe  richteten,  fänden  kein  Wort  des  Tadels 
gegen  die  ehemalige  Regierung  des  Sonderbunds,  die  den  Kanton 
seinem  Ruin  entgegengeführt  und  die  Fahne  der  Rebellion  gegen¬ 
über  der  Eidgenossenschaft  aufgepflanzt  habe.  So  dürfe  man  den 


14  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Beweis  wohl  für  erbracht  halten,  daß  die  mancherlei  Agitationen,  die 
seit  einigen  Jahren  unter  den  verschiedensten  Formen  im  Kanton 
Freiburg  stattgefunden  hätten,  lediglich  darauf  hinzielten,  dasjenige 
wieder  in  Frage  zu  stellen,  was  1847  errungen  wurde.  Wenn  die 
Bundesversammlung  von  1850  meinte,  sie  sei  es  dem  Schweizervolk 
schuldig,  die  lang  ersehnte  und  mit  den  größten  Opfern  erkämpfte  Ruhe 
aufrecht  zu  erhalten  und  dadurch  die  neuen  Bundeseinrichtungen  in 
ungeschmälertem  Zustand  zu  sichern,  so  werde  sie  gegenwärtig  nicht 
weniger,  sondern  eher  mehr  Grund  zu  diesem  Standpunkt  finden. 
In  einem  prinzipiellen  Kampf  gebe  es  nur  ein  „entweder"  —  „oder." 
Das  habe  auch  das  Komite,  das  den  Aufruf  zu  der  Volksversammlung 
in  Posieux  erließ,  gefühlt,  da  es  in  diesem  Aufruf  sagte:  „Wer  nicht 
für  uns  ist,  ist  wider  uns!"  Die  Kommission  hoffe,  die  hohe  Ver¬ 
sammlung  werde  diese  Sprache  verstehen  und  ihrerseits  ebenfalls 
erklären:  „Wer  nicht  für  mich  ist,  ist  wider  mich!"1 

In  der  darauffolgenden  dreitägigen  Beratung  stellte  der  Wal¬ 
liser  Deputierte  Allet  den  Gegenantrag,  der  Bundesrat  möge 
dafür  sorgen,  daß  die  Freiburger  sich  über  die  Frage  frei  aus¬ 
sprechen  könnten,  ob  sie  eine  Revision  der  Kantonsverfassung 
begehrten  oder  nicht.  Doch  siegte  der  Abweisungsbeschluß 
mit  79  gegen  18  Stimmen.  Die  unheilvollen  Wirkungen  ließen 
nicht  lange  auf  sich  warten:  man  hatte,  nach  einem  Wort  der 
von  der  Parteidoktrin  stark  abweichenden  „Neuen  Zürcher  Zei¬ 
tung”,  ein  leckes  Güterschiff  dadurch  über  Wasser  gehalten, 
daß  man  seine  köstlichste  Fracht,  das  Selbstbestimmungsrecht 
des  Volkes,  über  Bord  warf,  und  eine  Bevölkerung,  die  für  die 
neuen  Institutionen  vielleicht  doch  noch  gewonnen  werden 
konnte,  für  immer  vor  den  Kopf  gestoßen,  um  eine  Autorität 
aufrechtzuerhalten,  die  sich  selber  nicht,  geschweige  dem 
Bunde  zu  helfen  vermochte.2  Die  Freiburger  Zustände  wurden 

1  Nach  dem  weit  ausführlicheren  Referat  in  den  „Verhandlungen  des 
schweizerischen  Nationalrathes  über  die  Petition  des  von  der  Volksver¬ 
sammlung  von  Posieux  ernannten  Komite's  an  die  Schweizerische  Bundes¬ 
versammlung  betreffend  die  Zustände  des  Kantons  Freiburg”  (Bern  1852) 
p.  4  ff.  Siehe  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  937/38  und  941/42,  sowie  Esseiva  p.  343. 
„Freie  Stimmen”  p.  131.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  861,  863/64,  867,  870. 
„Volksblatt”  p.  126,  130.  „Bund”  p.  858/59,  861/62.  Außerdem  Baum¬ 
gartner  Bd.  IV  p.  581.  Berchtold:  „J.  J.  Treichler.” 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  949  (7.  Aug.).  Siehe  auch  p.  599  (19.  Mai),  627  (25.  Mai), 
635  (27.  Mai),  943  (6.  Aug.),  969  (12.  Aug.).  Die  Angaben  über  die  Ab¬ 
stimmung  auf  p.  951.  Die  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der  Partei 
und  der  „N.  Z.  Z."  waren,  wie  erwähnt,  so  groß,  daß  jene  an  die  Gründung  eines 
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denn  auch  immer  schlimmer:  zu  den  Aufstandsversuchen 
kamen  eigentliche  politische  Morde.  Ein  blutiger  Zusammen¬ 
stoß  im  Frühjahr  1853  und  stets  zunehmende  Tumulte  zeigten 
einen  Gärungszustand,  der  das  Ärgste  befürchten  ließ:  schon 
im  Sommer  1853  ereigneten  sich  in  Bulle  neue  Mißhandlungen. 
Selbst  das  Ausland  fing  an,  sich  mit  diesem  unter  Vormund¬ 
schaft  gehaltenen  Gebiet,  einer  wahren  eidgenössischen  Vogtei, 
zu  beschäftigen,  und  als  dann  die  Nationalrats  wählen  im  Oktober 
1854  zugunsten  der  Konservativen  ausfielen  und  der  Bischof 
Marilley  im  Dezember  1856  triumphierend  in  seine  jahrelang 
verschlossen  gebliebene  Residenz  zurückkehrte,  war  es  klar, 
daß  der  Damm  vor  der  aufgestauten  Flut  bald  reißen  würde:  die 
gleichzeitig  abgehaltenen  Großratswahlen  brachten  eine  neue 
Niederlage  der  Regierung,  und  die  nun  nicht  mehr  zu  vermei¬ 
dende  Verfassungsrevision  schwemmte  das  Kartenhaus  des  frei¬ 
burgischen  Liberalismus  einfach  hinweg.  Mit  über  14000  gegen 
1263  Stimmen  wurde  die  Revision  vom  Volke  angenommen, 
und  auch  der  Bundesversammlung  blieb  nun  nicht  mehr  viel 
übrig,  als  die  Bestätigung:  die  neun  Jahre  radikaler  Herrschaft 
hatten  aber  die  Aussichten  der  freisinnigen  Partei  in  dem  ehe¬ 
maligen  Sonderbundskanton  für  Jahrzehnte  vernichtet,  und 
wohl  mochte  man  sich  fragen,  ob  es  klug  gewesen  sei,  einem 
mittelalterlich  befangenen  Volke  die  Fortschritte  der  Neuzeit 
aufzudrängen.1  Für  die  Kampfesstimmung  des  anderswo  meist 
siegreichen  schweizerischen  Liberalismus  ist  aber  diese  doktri¬ 
näre  Unduldsamkeit,  an  der  Escher  keinen  geringen  Anteil  be¬ 
saß,  sehr  bezeichnend. 

neuen  Parteiorgans,,  eventuell  an  die  Übersiedlung  des  „Bund"  nach  Zürich 
dachte.  Auch  Escher  war  an  diesen  Plänen  beteiligt,  siehe  oben  p.  136.  Vgl. 
ferner  „N.  Z.  Z."  p.  1099  (11.  Sept.).  Die  Berichtigung  eines  Passus  in 
Eschers  Kommissionsbericht  über  die  Petition  von  Posieux  in  der  „N.  Z.  Z." 
p.  1006:  der  frühere  freiburgische  Staatsrat  Charles  bestritt,  daß  man  die 
Vorgänge  von  1831,  bei  denen  man  eine  Volksabstimmung  über  die  neue 
Verfassung  vermied,  als  Argument  gegen  die  jetzige  Forderung  einer 
solchen  anrufen  könne.  Sein  Schreiben  fand  charakterischerweise  im  „Land¬ 
boten",  dem  Organ  von  Dubs,  keine  Aufnahme.  Siehe  ferner  die  in  der 
„N.  Z.  Z.”  p.  1555  (24.  Dez.)  angezeigte  Schrift  des  selben.  „Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  919.  „Freitagszeitung”  (6.  Aug.).  „Bund”  (Beilagen  zu  Nr.  217 
und  218  und  p.  893). 

1  Feiler,  Esseiva. 
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Eine  ähnlich  schroffe  Haltung,  wie  in  der  Freiburger  Ange¬ 
legenheit  hat  er  auch  bei  der  im  Sommer  1852  der  Bundesver¬ 
sammlung  nahegelegten  Frage  eines  Nachlasses  der  Sonder¬ 
bundskriegsschuld  eingenommen.  Entgegen  der  öffentlichen 
Meinung  und  dem  Beschluß  des  Ständerats  stimmte  er  in  der 
Petitionskommission  des  Nationalrats,  zusammen  mit  Stämpfli, 
anfänglich  für  Abweisung  des  Antrags,  während  Kern  und  Sieg¬ 
fried  wenigstens  die  Hälfte,  der  Genfer  Tourte  die  ganze  Schuld 
erlassen  wollten.1  Im  Plenum  sprach  er  dann  aus  taktischen 
Gründen  zunächst  für  Verschiebung,  da  die  versöhnliche  Stim¬ 
mung  offenbar,  im  Gegensatz  zu  der  eben  beschlossenen  Ableh¬ 
nung  der  Petition  von  Posieux,  die  Oberhand  gewonnen  hatte.2 

Die  Motivierung  erscheint  sehr  bezeichnend:  er  schwimme  mit 
dem  Strom  der  öffentlichen  Meinung,  erklärte  er,  der  fordere,  daß 
man  eine  solche  Frage  mit  Muße  berate;  auch  die  ständerätliche 
Kommission,  die  auf  Nachlaß  antrug,  habe  ja  für  ihren  Bericht  fünt 
volle  Wochen  gebraucht.  Früher  habe  man  stets  nur  an  teilweise 
Schenkung  gedacht,  und  das  Ergebnis  der  inzwischen  veranstalteten 
Nationalsubskription  sei  viel  zu  dürftig,  um  als  Zeichen  der  öffent¬ 
lichen  Meinung  gelten  zu  können;3  das  reiche  Genf  habe  nur  6000  Fr. 
gegeben,  d.  h.  halb  so  viel  als  Winterthur.  Bei  vielen  Subskribenten 
mache  es  nun  einen  peinlichen  Eindruck,  daß  das  Komite  jetzt  um 
gänzlichen  Nachlaß  ersuche;  das  Volk  habe  diese  Frage  bisher  nicht 
besprochen,  solle  aber  durch  die  Verschiebung  dazu  Gelegenheit 
erhalten.  Er  weise  die  Verdächtigung  entschieden  zurück,  daß  man 
nur  Zeit  zu  gewinnen  hoffe,  um  es  gegen  diese  Schenkung  auf¬ 
zuhetzen:  das  Volk  wolle  allerdings  Ruhe  und  Frieden;  allein  es 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  964.  (Anfangs  August.)  „Eidgen.  Zeitung”  p.  885/86. 
Über  einen  Auftritt  zwischen  Escher  und  Camperio,  welcher  der  Kommis¬ 
sion  vorwarf,  sie  suche  die  Frage  zu  verschleppen,  vgl.  „N.  Z.  Z.”  p.  967 
(10.  Aug.).  „Landbote”  (19.  Aug.).  „Freitagszeitung”  (13.  Aug.).  Wie  es 
scheint,  hat  auch  die  Besorgnis  mitgesprochen,  dem  Bund  würde  es  bei 
einem  Nachlaß  an  den  Mitteln  für  die  eidgenössische  Hochschule  fehlen 
(„Volksblatt”  p.  130,  134,  139).  „Bund”  p.  899,  902/3,  905/6,  921. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  971  (11.  Aug.),  973—975.  „Landbote”  (19.  Aug.).  „Eidg. 
Zeitung”  p.  891,  893. 

3  Sie  hatte  immerhin  265  000  Fr.  zusammengebracht,  siehe  „N.  Z.  Z.” 
p.  819  (2.  Juli).  Über  die  ganze  Frage  vgl.  auch  Baumgartner  Bd.  IV 
p.  545  ff.  Auch  Dubs  und  Ludw.  Snell  waren  mit  der  Schenkung  nicht  ein¬ 
verstanden,  siehe  die  „Briefe  aus  Ludw.  Snells  Nachlaß”  („Züricher  Post” 
1900).  Dagegen  G.  Kellers  Gedicht:  „Die  Landessammlung  zur  Tilgung 
der  Sonderbundskriegsschuld  1852.” 
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glaube,  daß  die  Kosten  doch  bezahlt  werden  könnten.  Wenn  die 
gegenwärtigen  Bewegungen  zum  Nachteil  des  neuen  Bundes  aus- 
schlagen  sollten,  was  würde  es  dann  sagen,  daß  man  ein  paar  Monate 
früher  diese  Kosten  schenkte?  Den  Finanzzustand  der  Kantone  zu 
prüfen,  erscheine  allerdings  schwierig;  allein  es  sei  doch  Tatsache, 
daß  z.  B.  Luzern  keine  einzige  direkte  Steuer  erhob,  während  in  vielen 
Kantonen  außerordentliche  Steuern  zur  Deckung  der  Kriegskosten  ein¬ 
geführt  werden  mußten.  Man  nenne  es  einen  Akt  großer  politischer 
Klugheit,  nach  Abweisung  der  Petition  von  Posieux  die  Kosten  zu 
schenken;  ihm  wolle  es  vielmehr  scheinen,  man  solle  das  Recht  zu 
jenem  Beschluß  nachträglich  erkaufen:  dazu  könne  er  nie  die 
Hand  bieten. 

Als  der  Rat  dann  den  Verschiebungsantrag  mit  54  gegen 
42  Stimmen  verwarf,  einigte  er  sich  mit  Stampf li  auf  den  Vor¬ 
schlag,  es  solle  wenigstens  nur  eine  Million  erlassen  und  der 
Ertrag  der  Nationalsubskription  dem  Komite  wieder  zur  Ver¬ 
fügung  gestellt  werden  —  obschon  auch  der  Bundesrat  sich  mit 
dem  Nachlassen  der  Schuld  einverstanden  erklärte.  Über  die 
Ablehnung  des  Verschiebungsantrags  zeigte  er  sich  in  hohem 
Grade  verstimmt,  und  die  gänzliche  Schenkung,  als  Ausgleich 
zwischen  den  hart  sich  befehdenden  Gegensätzen,  ist  schließ¬ 
lich  in  scharfem  Widerspruch  zu  seiner  Überzeugung  erfolgt: 
im  Verhalten  zu  einem  als  Staatsfeind  von  ihm  betrachteten 
Gegner  kannte  er  weder  Entgegenkommen,  noch  Versöhnung.1 


i  „N.Z.Z.”  p.  975/76  (12.  Aug.),  979/80.  „Landbote"  (19.  Aug.). 
„Eidgen.  Zeitung-"  p.  895,  898.  „Freitagszeitung-"  (13.,  20.  Aug.):  „Man 
sieht,  das  bisher  von  Hrn.  Escher  bei  allen  wichtigen  Abstimmungen  zu¬ 
wege  gebrachte  Ensemble  der  zürcherischen  Nationalräthe  ist  gestört  und 
die  Phalanx  der  Zürcher  so  ziemlich  auseinandergefallen."  Über  die  Auf¬ 
nahme  des  Nachlasses  in  der  öffentlichen  Meinung  vgl.  „N.  Z.  Z."  p.  991, 
1001,  1065/66  und  1069  (gegen  Artikel  des  „Landboten",  die  Eschers 
eigener  Meinung  nahe  kommen  mögen).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  923,  979. 
Eschers  Stellungnahme  ist  um  so  bezeichnender,  als  er  selbst  von  Luzerner 
Liberalen,  wie  Dr.  Rob.  Steiger,  gebeten  worden  war,  für  den  Erlaß  der 
Schuld  zu  wirken,  da  dies  die  Stellung  des  luzernischen  Liberalismus  festi¬ 
gen  würde;  zum  mindesten  möge  er  nachdrücklichen  Widerspruch  unter¬ 
lassen  (7.  Aug.  1852  B.  A.).  Übrigens  versicherte  auch  Blumer  am  7.  Sept., 
der  Nachlaßbeschluß  habe  in  Glarus  ungemein  wenig  Anklang  gefunden, 
und  die  Unzufriedenheit  habe  sich  anfänglich  sehr  laut  geäußert. 
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3.  Begriindung  der  Nordostbahn  und  des  eidgenössischen 

Polytechnikums  1853 — 1854. 

Diese  innerpolitische  Wirksamkeit  trat  freilich  vor  den  wirt¬ 
schaftlichen  Aufgaben  immer  mehr  zurück,  die  Escher  sich  in 
den  nächsten  Jahren  auflud:  schon  im  Juli  1852,  unmittelbar 
nachdem  die  Bundesversammlung  den  Privatbau  der  Eisen¬ 
bahnen  beschlossen  hatte,  schrieb  er  seinem  ersten  Beamten, 
Pfarrer  J.  J.  Tobler,1  daß  er  sich  wegen  der  Eisenbahnfragen  in 
nächster  Zeit  vielleicht  noch  weniger  mit  den  Schulangelegen¬ 
heiten  befassen  könne,  als  bisher.2 

Und  in  der  Tat  erscheint  er  auch  in  diesen  Verkehrsfragen 
bald  als  Führer.  Die  Vorsteherschaft  der  kaufmännischen  Ge¬ 
sellschaft  in  Winterthur,  die  schon  am  29.  Mai  1852  ein  Komite 
zur  Besprechung  der  Eisenbahnfrage  bildete,  hatte  ihn  am 
15.  September  des  genannten  Jahres  eingeladen,  ihrer  General¬ 
versammlung  vom  18.  September  in  Winterthur  beizuwohnen, 
an  der  die  Erstellung  einer  Bahn  von  Zürich  an  den  Bodensee 
besprochen  werden  sollte.  Escher  erschien  dann  und  stellte 
sogleich  den  Antrag,  eine  Kantonalversammlung  zu  berufen 
und  das  Komite  zu  beauftragen,  dieser  ein  Gründungspro¬ 
gramm  vorzulegen,  wobei  jedoch  die  Frage,  ob  eine  oder 
mehrere  Unternehmungen  gebildet  und  Romanshorn  oder 
Rorschach  als  Zielpunkt  zu  wählen  sei,  einstweilen  unbestimmt 
bleiben  solle.  Dies  wurde  nun  beschlossen  und  Escher  in  das 
erweiterte  Komite  gewählt.  Sein  Name  findet  sich  infolge¬ 
dessen  auf  der  Einladung  zur  Besprechung  einer  Zürich- Winter¬ 
thur-Bodenseebahn,  die  am  5.  Oktober  1852  zu  Baltenswil  vor¬ 
bereitet  werden  sollte.3 

1  Früher  in  Weiningen. 

2  Dessen  Antwort,,  2T.  Julir  im  B.  A. 

3  „N.  Z.  Z.”  P-  1193  und  1195  (4.  Okt.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1103. 
Noch  am  gleichen  Tag  beauftragte  das  Komite  ihn,  einen  Entwurf  zu 
einem  Gründungsprogramm  für  Erstellung  einer  Eisenbahnverbindung  von 
Zürich  über  Winterthur  mit  dem  Bodensee  auszuarbeiten.  Schon  am 
24.  September  legte  Escher  dem  in  Winterthur  sich  versammelnden  Aus¬ 
schuß  diesen  Plan  vor,  der  dann  fast  unverändert  genehmigt  wurde  (nach 
den  Protokollen  über  die  Gründung  der  Bahn,  Mai  1852  bis  September 
1853,  im  Arch.  der  Bundesbahnen,  Kreisdirektion  III).  Auch  an  der  Ver¬ 
sammlung  zu  Baltenswil  erlitt  der  Entwurf  nur  geringfügige  Änderungen. 
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In  der  Präsidialrede,  mit  der  er  am  28.  September  1852  die  Herbst¬ 
sitzungen  des  Großen  Rates  eröffnete,  hob  er  denn  auch  die  Eisen¬ 
bahnen  als  eine  wahre  Lebensbedingung  besonders  der  industriellen 
Staaten  hervor;  ihre  Erstellung  sei  deshalb  für  die  Schweiz  und 
besonders  für  den  Kanton  Zürich  ein  unabweisliches  Gebot  der 
Selbsterhaltung.  Die  Schweiz  bedürfe  ihrer  zunächst  zur  Erleichterung 
und  Hebung  des  inneren  Verkehrs :  erhebliche  Ersparnisse  an  Zeit 
und  Geld  bei  der  Fortbewegung  von  Personen  und  Waren,  gesteigerte 
Produktionsfähigkeit  der  Bevölkerung,  und  zwar  in  allen  Schichten 
der  Gesellschaft,  sowie  vermehrte  Absatzmöglichkeiten  würden  die 
Folge  sein. 

Dazu  komme  der  stark  erleichterte  Verkehr  mit  dem  Ausland; 
die  Eisenbahnen  würden  die  schweizerische  Industrie  eher  in  Stand 
setzen,  die  gefährliche  fremde  Konkurrenz  zu  bestehen;  denn  sie 
habe  schwere  durch  die  geographische  Lage  bedingte  Hindernisse 
zu  überwinden.  Den  größten  Teil  der  Rohstoffe  müsse  sie  aus 
bedeutender  Entfernung  beziehen,  und  für  den  Absatz  sei  sie  meist 
auf  einen  sehr  entlegenen  Markt  angewiesen.  Da  nun  der  Waren¬ 
transport  wegen  der  Binnenlage  des  Gebiets  größtenteils  zu  Lande 
geschehen  müsse  und  dadurch  um  so  kostspieliger  werde,  so  lasteten 
auf  den  schweizerischen  Fabrikaten  wesentlich  bedeutendere  Fracht¬ 
kosten,  als  auf  den  ausländischen.  Wenn  nun  zu  diesen  nicht  zu 
beseitigenden  Schwierigkeiten  noch  die  Entbehrung  der  wohlfeilen 
Eisenbahnbeförderung  käme,  so  würde  die  schon  bestehende  erhebliche 
Ungleichheit  der  Transportkosten  noch  gesteigert  und  die  Industrie 
bei  ihrem  Wettkampf  mit  dem  Ausland  in  eine  um  so  schwierigere 
Lage  versetzt.  Man  solle  nicht  einwenden,  daß  bei  den  kurzen 
Strecken  unseres  kleinen  Landes  der  Unterschied  zwischen  Eisenbahn 
und  gewöhnlicher  Straße  kein  bedeutender  und  darum  kein  folge¬ 
wichtiger  sein  könne.  Es  sei  eine  feststehende  Tatsache,  daß  oft 
eine  ganz  kleine  Differenz  über  die  Konkurrenzfähigkeit  zweier  Länder 
entscheide.  „Macht  nun  aber  der  Betrag  der  Frachtkosten,  die  auf  den 
Fabrikanten  eines  Landes  lasten,  die  Konkurrenz  mit  andern  Ländern 
schwierig,  so  wird  nicht  etwa  bloß  der  Gewinn,  der  auf  diesen 
Fabrikaten  gemacht  wird,  sondern  auch  der  Arbeitslohn,  der  für  die 
Erzeugung  derselben  bezahlt  werden  kann,  notwendig  bedeutend 
herabgedrückt  werden.  Und  sollten  die  Frachtkosten  vollends  so 
groß  werden,  daß  sich  bei  den  Preisen  der  konkurrierenden  Länder 
trotz  aller  Beschränkung  des  Arbeitslohns,  der  natürlich  nur  bis  auf 
einen  gewissen  Grad  vermindert  werden  kann,  kein  Gewinn  mehr 
heraussteilen  würde,  so  muß  die  fragliche  Industrie  der  Konkurrenz 
des  Auslandes  erliegen,  und  es  hört  nicht  bloß  für  diejenigen,  welche 
dieselbe  zum  Gegenstände  ihrer  Unternehmungen  gemacht,  der 
Gewinn,  der  ihnen  bisher  daraus  erwachsen  ist,  auf,  sondern  es 
verlieren  auch  alle  die  Hände,  welchen  sie  bis  anhin  Arbeit  geboten. 
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diese  Quellen  des  Erwerbs."  Jede  Klasse  der  Bevölkerung,  namentlich 
auch  die,  welche  man  vorzugsweise  die  arbeitende  nenne,  besitze 
also  an  der  Errichtung  der  Eisenbahnen  ein  unzweideutiges  Interesse. 

Was  sodann  deren  Transitbedeutung  anbelange,  so  unterliege  es 
keinem  Zweifel,  daß  die  Schweiz  ohne  Eisenbahnen  die  Durchfuhr 
gänzlich  verlieren  müßte:  zwar  werde  der  gegenwärtige  Warentransit 
gewöhnlich  weit  überschätzt,  und  er  bringe,  wenn  er  auf  Eisen¬ 
bahnen  stattfinde,  der  Bevölkerung  nicht  entfernt  den  gleichen 
Nutzen,  wie  auf  den  gewöhnlichen  Straßen;  jenen  werde  dadurch 
lediglich  ein  etwas  größerer  Ertrag  gesichert.  Der  Nutzen,  den  die 
durchreisenden  Personen  dem  Lande  verschafften,  sei  aber  nicht 
gering  anzuschlagen.  Schließlich  dürfe  man  in  einem  Land  mit 
ungenügendem  Getreidebau  noch  darauf  hinweisen,  daß  die  Eisen¬ 
bahnen  in  Zeiten  der  Teuerung  eine  unschätzbare  Erleichterung  der 
Lebensmittelzufuhr  und  eine  Preisverminderung  bewirken  würden, 
und  nicht  weniger  müsse  man  beachten,  daß  sich  durch  ihre  Erbauung 
und  den  Unterhalt  eine  neue  Erwerbsquelle  für  Hunderte  und 
Hunderte  eröffnen  würde. 

Es  frage  sich  nun,  was  zur  Befriedigung  dieses  dringenden 
Bedürfnisses  zu  geschehen  habe.  Die  Bundesversammlung  habe 
diese  den  Kantonen,  beziehungsweise  der  Privattätigkeit  überlassen, 
dabei  jedoch  in  ein  Bundesgesetz  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
niedergelegt,  welche  der  Entstehung  von  Eisenbahnen  wesentlichen 
Vorschub  zu  leisten  geeignet  seien.  Es  sei  nun  schon  öffentlich 
behauptet  worden,  sie  habe  damit  ihre  Insolvenz  erklärt.  Dies  Urteil 
erscheine  indes  ebenso  übelwollend,  als  unbegründet :  indem  sich 
die  eidgenössischen  Räte  gegen  die  Erbauung  der  Eisenbahnen  von 
Bundes  wegen  aussprachen,  werden  sie  namentlich  erwogen  haben, 
daß  eine  erste  Gruppe  von  Kantonen  gemäß  ihrer  geographischen 
Lage  und  den  Erwerbszweigen  ihrer  Bevölkerung  mehr,  ja  zum  Teil 
weit  mehr  Eisenbahnen  bedürfe,  als  eine  zweite  Gruppe,  daß  eine 
dritte  um  ihrer  topographischen  Beschaffenheit  willen  gar  keine 
haben  könne;  daß  aber  unter  solchen  Umständen  nichts  anderes 
übrig  bleibe,  als  entweder  aus  den  Geldmitteln  des  Bundes,  an  die 
doch  alle  Teile  der  Eidgenossenschaft  gleich  viel  beitrügen,  den 
einen  Kantonen  viele,  den  andern  wenige  und  den  dritten  gar  keine 
Eisenbahnen  bauen  zu  lassen,  was  eine  arge  Ungerechtigkeit  wäre  — 
oder  aber:  die  einen  Kantone  unter  ihrem  Bedürfnisse,  die  andern 
darüber  hinaus  mit  Eisenbahnen  zu  bedenken,  was  zwar  den  Schein 
der  Gerechtigkeit,  aber  zugleich  auch  den  Stempel  der  Verkehrtheit 
an  sich  getragen  hätte.  Indem  die  Bundesversammlung  hinwiederum 
Vorschriften,  welche  die  Entstehung  von  Eisenbahnen  zu  fördern 
bestimmt  waren,  jedoch  größtenteils  außer  der  Kompetenz  der 
Kantone  lagen  und  daher  von  diesen  nicht  hätten  erlassen  werden 
können,  in  ein  Gesetz  niederlegte,  habe  sie  sich  der  Verfassung  von 
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1848  eingedenk  gezeigt,  unter  der  nicht  mehr  geduldet  werden 
dürfe,  daß  eine  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines  großen 
Teiles  derselben  liegende  Eisenbahnunternehmung  an  dem  selbst¬ 
süchtigen  Starrsinn  eines  einzigen  Kantons  scheitern  könne,  wie  dies 
unter  dem  Vertrag  von  1815  erlebt  worden  sei. 

Nach  allen  Anzeichen  habe  die  Art,  wie  die  Eisenbahnfrage  von 
den  eidgenössischen  Räten  gelöst  wurde,  bei  der  zürcherischen 
Bevölkerung  großen  Anklang  gefunden.  Damit  sei  es  aber  noch 
nicht  getan:  es  handle  sich  darum  zu  beweisen,  daß  auf  dem  von 
jenen  eingeschlagenen  Wege  das  Ziel  auch  wirklich  erreicht  werde. 
Sollte  dieser  Beweis  nicht  durch  die  Tat  geleistet  werden,  so  würde 
die  Bundesversammlung  wohl,  von  der  Ohnmacht  der  Kantone  und 
der  Privattätigkeit  durch  die  Erfahrung  überzeugt,  den  Bau  von  Bundes 
wegen  beschließen,  und  es  stünden  dann  alle  jene  Übelstände  in 
sicherer  Aussicht,  die  man  durch  die  Überweisung  an  die  Kantone, 
respektive  an  die  Privattätigkeit,  für  immer  beseitigt  glaubte. 

Gewiß  sei  darum  ein  Mahnruf  an  Alle  am  Platz,  welche  die 
Errichtung  von  Eisenbahnen  zu  fördern  den  Willen  und  die  Mittel 
besäßen,  nunmehr  rührig  und  kräftig  Hand  an  das  wichtige  Werk  zu 
legen.  Alle  äußern  Umstände  könnten  zum  raschen  Angreifen  eines 
solchen  Unternehmens  nur  ermuntern.  „Oder  herrscht  nicht  gegen¬ 
wärtig  überall  auf  dem  großen  Welttheater  Friede?  Zeigt  sich  nicht 
allerwärts  ein  staunenerregender  Überfluß  an  Geld  ?  Ist  nicht  in  allen 
Ländern  der  Mut,  sich  bei  Eisenbahnunternehmungen  zu  beteiligen, 
wie  sehr  er  auch  geraume  Zeit  gesunken  war,  neu  erwacht?"  Alles 
scheine  sich  zu  vereinigen,  um  einen  glücklichen  Erfolg  zu  sichern. 
„Sollte  aber  etwa  die  Verschiedenheit  der  politischen  Meinungen  ein 
allseitiges  Zusammenwirken  zu  solchen  Bestrebungen  verhindern?" 
Der  Redner  könne  es  nicht  glauben;  denn  wie  wenig  er  auch  zu 
denen  gehöre,  die  ihre  höchste  Staatsweisheit  in  der  Verquickung 
einander  gegenüberstehender  Meinungen  suchen  zu  sollen  glauben, 
so  vermöchte  er  doch  nicht  einzusehen,  was  die  Politik  mit  den 
Eisenbahnen  zu  schaffen  habe.  Ihre  Errichtung  liege  im  Interesse 
Aller :  warum  sollten  sich  zur  Förderung  dieses  gemeinsamen  Zweckes 
nicht  auch  Alle  friedlich  die  Hand  bieten  können  ? 

Aber  indem  der  Staat  die  Privattätigkeit  möglichst  ansporne,  dürfe 
er  sich  wohl  kaum  der  Hoffnung  hingeben,  als  könnte  das  Ziel  ohne 
seine  und  der  jeweilen  am  meisten  interessierten  Gemeinden  erheb¬ 
liche  ökonomische  Beteiligung  erreicht  werden.  Wenn  man  ins  Auge 
fasse,  daß  in  anderen  Ländern  gegenwärtig  Geldmittel  für  Eisen¬ 
bahnen,  die  als  Bestandteile  von  Weltverkehrslinien  gelten  müßten, 
und  an  die  sich  also  sehr  mächtige  Interessen  knüpften,  nur  unter 
der  Bedingung  gefunden  werden  könnten,  daß  der  Staat  eine  oft  sehr 
weitgehende  Zinsengarantie  ausspreche,  so  leuchte  das  gewiß  ein. 
Wenn  aber  die  Eisenbahnen  dem  Land  alle  die  hervorgehobenen 
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Vorteile  brächten,  sollte  es  dann  nicht  Vollständig  gerechtfertigt  sein, 
daß  der  Staat  und  die  meistbeteiligten  Gemeinden  sich  zu  Gegen¬ 
leistungen  verpflichteten?  Wenn  diese  alle  Kosten  trügen,  welche 
die  Erbauung  der  gewöhnlichen  Straßen  verursache,  warum  sollten 
sie  gar  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen,  wo  es  sich 
um  die  Erstellung  der  vollkommensten  Straßen,  der  Eisenbahnen 
handle?  Der  Redner  habe  die  Aufmerksamkeit  des  Rates  auf  diese 
Angelegenheit  gelenkt,  nicht  obschon,  sondern  weil  der  hochwichtige 
Gegenstand  nicht  unter  den  Sitzungstraktanden  stehe.  „Möge  es 
meinen  schwachen  Worten  gelungen  sein,  wenigstens  etwas  dazu 
beizutragen,  daß  der  Kanton  Zürich,  auf  dessen  Haltung  in  der 
Eisenbahnfrage  die  Blicke  Aller  in  und  sehr  Vieler  außer  dem  Vater¬ 
lande  gerichtet  sind,  seine  Aufgabe  erkenne  und  löse!"1 

Schon  wenige  Tage  nach  diesen  Worten  wählte  ihn  dann  die 
Konferenz  für  die  Zürich-Bodenseebahn  zu  Baltenswil,  der 
Escher  über  den  Statutenentwurf  für  die  Einleitungsarbeiten 
berichtete,  in  den  provisorischen  Ausschuß  und  dieser  zu 
seinem  Präsidenten,  sowie  zum  Vorsitzenden  der  engeren  Kom¬ 
mission,  welche  die  eigentlichen  Maßnahmen  zu  treffen  hatte.2 

1  „Landbote"  (30.  Sept.),  wo  der  weit  ausführlichere  Wortlaut.  „Eidg.  Zei¬ 
tung"  p.  1079.  „N.  Z.  Z."  p.  1173.  „Freie  Stimmen"  p.  160.  „Freitagszeitung" 
(1.  Okt.).  „Bund"  p.  1107.  Gleichzeitig  wurde  Escher  in  die  Kommission  zur 
Prüfung  der  Rechenschaftsberichte  von  Regierungsrat  und  Obergericht  ge¬ 
wählt.  Über  sonstige  kantonale  Geschäfte  vgl.  „Landbote",  29.Jan.  1852 
(Großratssitzung  vom  26.  Jan.):  Escher  referiert  über  einen  Gesetzesvor¬ 
schlag  betreffend  allfällige  Verwendung  des  bisherigen  Gehalts  eines  Pro¬ 
rektors  für  andere  Hochschulzwecke  und  wird  zum  Mitglied  einer  Kommis¬ 
sion  betreffend  die  Gesetzesentwürfe  über  das  Schwurgerichtsverfahren  er¬ 
nannt  (siehe  auch  „N.  Z.  Z.”  1852  p.  641)  Siehe  ferner  „Landbote",  8.  Juli 
1852  (Großratssitzung  vom  28.  Juni):  Escher  in  die  Kommission  betreffend 
Eirichtung  einer  Kantonalhypothekarkasse  gewählt  (über  ihre  Sitzung  vom 
5  November  im  „Landboten”  vom  11.  November).  Gleichzeitig  wird  er 
vom  Regierungsrat  ermächtigt,  an  einer  vom  Aargau  angeregten,  in  Bern 
abzuhaltenden  Konferenz  betreffend  Überwachung  des  Auswanderungs¬ 
wesens  teilzunehmen.  Über  seine  jeweilige  Teilnahme  an  der  kantonalen 
Schulsynode,  von  1851 — 54,  vgl.  „Republikaner"  1851  (p.  268,  278:  Vo¬ 
tum  über  Witwen-  und  Waisenkasse);  „Landbote"  1852  (3.  Juni;  2.  Sept.), 
„Eidgen.  Zeitung"  1852  p.  979;  „Landbote"  1853  (1.  Sept.).  Siehe  auch 
oben  p.  1731  und  191. 3 

2  „N.Z.Z."  p.  1205  (6.  Okt.),  1207  (7.  Okt.),  1531  (19.  Dez.):  „Das 

engere  Komite  für  die  vereinigte  Ostbahn  von  Zürich  nach  Romanshorn 
besteht  nunmehr  aus  den  H.  H.  Dr.  Escher,  Dr.  Kern,  Prof.  Hildebrand  und 
den  neugewählten  H.  H.  Schultheiß-Meiß  und  Fierz  zum  Sonnenbühl."  Über 
die  Vorbereitungsarbeiten  siehe  auch  p.  1221  (10.  Okt.),  1243,  1537/38. 
„Landbote”  (14.  Okt.).  „Freitagszeitung”  (8.  Okt.).  „Eidgen.  Zeitung” 
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Er  übernahm  es  ferner,  vom  eidgenössischen  Post-  und  Zoll¬ 
bureau  die  Materialien  zur  Berechnung  des  Personen-  und 
Warenverkehrs  zu  erlangen,  und  erhielt  am  21.  Oktober  den 
Auftrag,  eine  Konzessionsurkunde  zu  entwerfen.1  Bereits  be¬ 
gann  ja  das  ausländische  Kapital  sich  für  die  zürcherischen 
Linien  zu  interessieren  '2  und  drohte  die  Ablenkung  des  Verkehrs 
durch  Ausbau  der  Basel- Waldshutbahn  bis  Konstanz,  während 
zwei  weitere  Eisenbahnstrecken  sich  ebenfalls  dem  Bodensee 
näherten.3  Wenn  Zürich  hinter  Basel  und  den  übrigen  Schwei¬ 
zerstädten  nicht  Zurückbleiben  wollte,4  so  war  unverzügliches 
Handeln  nötig.  Mochte  der  leitende  Staatsmann  dem  Eisen¬ 
bahnwesen  ursprünglich  noch  so  fremd  gegenüberstehen,  so 
konnte  er  sich  dieser  Aufgabe  doch  nicht  entziehen,  und  Escher 
war  vollends  nicht  geneigt,  irgend  einer  von  den  Zeitverhält¬ 
nissen  geforderten  Verpflichtung  auszuweichen:  wenn  er  sich 

p  1109.  „Volksblatt”  p.  162.  „Bund”  p.  1123.  Ferner  die  Protokolle. 
Über  die  Schritte  zur  Konzessionserteilung  durch  den  Bund  vgl.  die 
Briefe  an  Hagenbuch  vom  10.,  11.  und  14.  Januar  1853  (Zentralbiblio¬ 
thek):  es  handelte  sich  vor  allem  darum,  das  Konzessionsgesuch  für  die 
Strecke  Schaffhausen-Winterthur  so  zu  fassen,  daß  die  Erstellung  einer 
Konkurrenzbahn  nach  Frauenfeld  so  weit  möglich  ausgeschlossen  wurde. 
Über  die  Konzession  für  die  Strecken  Zürich-Dietikon,  sowie  diejenige 
der  Usterbahn  vgl.  den  Brief  vom  14.  Juli.  Die  Beschlüsse  des  zürche¬ 
rischen  Großen  Rates  über  die  Konzessionsgesuche  für  Erstellung  von 
Eisenbahnen  von  Zürich  bis  an  die  Kantonsgrenze  zu  Gundetswil  und  von 
Winterthur  über  Elgg  bis  zur  Kantonsgrenze  (letztere  für  die  St.  Gallisch« 
Appenzellische  Eisenbahngesellschaft),  vom  21.  Dezember  1852  im 
Bundesblatt  1853  Bd.  I  p.  41  ff.  und  59  ff.  (von  Escher  als  Großratspräsi¬ 
dent  unterzeichnet),  ferner  für  eine  Eisenbahn  von  der  Kantonsgrenze  bei 
Schaffhausen  über  Andelfingen  nach  Winterthur  (Rheinfallbahn)  vom 
7.  Jan.  1853  ib.  p.  85  ff.  —  Aktenstücke  und  Notizen  über  die  Anfänge  der 
N.  O.  B.  in  Eschers  Nachlaß:  Punktationen  der  Statuten,  Konzessionsakten, 
ein  autographer  „Entwurf  zu  einem  Beschlüsse  des  Großen  Rathes  des 
Cantons  Zürich  betr.  Ertheilung  einer  Conzession  für  eine  Eisenbahn  von 
Zürich  an  die  Cantonsgrenze  bei  Gundetsweil,  Elgg,  Seelmatten.”  Ferner 
Berechnungen  über  Baukosten,  Einnahmen,  Ertrag  usw.,  besonders  auch  für 
die  Waldshuterbahn.  Korrespondenzen  betr.  die  Zürich-Bodenseelinie,  u.  a. 
mit  G.  Koller,  Kern,  Rieter,  Kilias,  Kappeier,  Peyer,  Häberlin,  Schultheß« 
Rechberg  u.  A.,  meist  von  1852. 

1  Protokoll  vom  21.  Okt.  1852,  23.,  25  Nov.  usw. 

2  Regierungsrat  Hagenbuch  an  A.  E.,  10.  Juli:  über  ein  Konzessions¬ 
gesuch  des  Ingenieurs  Sulzberger,  im  Auftrag  englischer  Kapitalisten  (B.  A.). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1195. 

4  „N.Z.Z."  p.  1185,  1211,  1215,  1441. 
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bis  dahin  fast  ganz  zurückgehalten  hatte,  so  trat  er  binnen  kur¬ 
zem  in  den  Mittelpunkt  der  ostschweizerischen  Eisenbahnpoli¬ 
tik.1  Er  verhandelte  mit  den  Abgeordneten  der  thurgauischen 
Eisenbahngründungsgesellschaft,  die  ihrerseits  schon  in  Füh¬ 
lung  mit  der  Bodenseebahngesellschaft  getreten  war,  und  arbei- 

1  Am  6.  Dezember  1852  wohnt  er  z.  B.  mit  Rüttimann  einer  Eisen¬ 
bahnkonferenz  in  Aarau  bei  („N.  Z.  Z.”  p.  1479.  „Landbote",  9.  Dez.  „Eidg. 
Zeitung”  p.  1361.  „Bund”  p.  1375),  und  auch  seine  Korrespondenz  mit  Kern 
u.  a.  zeigt  die  zunehmende  Verflechtung  in  die  Eisenbahnfragen.  Siehe 
ferner  „Freitagszeitung”  (22.  Okt.):  Besprechungen  in  Bern.  Ein  Brief 
Blumers  vom  5.  Oktober  1852  deutet  die  Motive  an,  um  deren  willen 
Escher  sich  dem  Eisenbahnwesen  zu  wandte:  „Wenn  Du  die  Eisenbahnfrage 
gegenwärtig  als  die  wichtigste  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  be¬ 
trachtest",  antwortete  ihm  dieser,  „so  kann  ich  Dir  hierin  nur  vollkommen 
beistimmen.  Das  bellum  omnium  contra  omnes,  welches  wir  gegenwärtig 
in  der  Schweiz  wahmehmen,  konnte  nicht  ausbleiben;  beim  Staatsbau  wäre 
es  im  Schooße  der  Bundesversammlung,  freilich  mit  ganz  andern  Mitteln 
und  Streitkräften,  geführt  worden;  nachdem  nun  das  jedenfalls  republikani¬ 
schere  Prinzip  des  Privatbaues  angenommen  worden,  gleicht  der  Kampf  gar 
sehr  demjenigen,  der  tagtäglich  auf  dem  Felde  der  Industrie  geführt  wird, 
und  es  wird  von  zwei  Konkurrenten  derjenige  den  andern  überflügeln,  der 
am  meisten  Talent  und  Thätigkeit  entwickelt  und  der  daneben  am  meisten 
—  Geld  in  die  Wagschale  zu  werfen  im  Falle  ist  Ich  betrachte  nun  gleich 
Dir  den  gegenwärtigen  Augenblick  als  eine  Probezeit  für  den  Privatbau: 
kommen  auf  dem  jetzt  eingeschlagenen  Wege  die  für  die  Schweiz  wichtig¬ 
sten  und  unentbehrlichsten  Bahnen  zu  Stande,  so  bleibt  das  diesjährige  Bun¬ 
desgesetz  in  Kraft;  wenn  nicht,  so  wird  ganz  sicher  in  kurzer  Zeit  der 
Staatsbau  dekretirt,  da  inzwischen  die  Einsicht  von  der  Nothwendigkeit  der 
Eisenbahnen,  deren  Mangel  im  Volke  auf  den  Entscheid  der  Bundesver¬ 
sammlung  noch  gar  sehr  influirte,  sowie  der  Drang  nach  denselben  in  den 
sämmtlichen  Kantonen  zunehmen  wird.  Daß  dieses  verhütet  werde,  be¬ 
trachte  auch  ich  als  eine  Ehrensache  für  diejenigen  Männer,  denen  das 
gegenwärtige  Bundesgesetz  vorzugsweise  seine  Entstehung  zu  verdanken 
hat.  Gewiß  kann  aber  kaum  jemand  mehr  als  Du  hiezu  beitragen,  da, 
nächst  Basel,  Zürich  jedenfalls  am  meisten  zur  Initiative  in  der  Eisenbahn¬ 
angelegenheit  berufen  ist.  Von  Zürich  wird  es  abhängen,  ob  die  deutschen 
Bahnen,  welche  an  den  Bodensee  ausmünden,  ins  Innere  der  Schweiz  und 
nach  Westen  hin  fortgesetzt  werden,  und  Zürich  allein  ist  im  Stande,  im 
Westen  die  Basler  zu  thatkräftigem  Einschreiten  zu  veranlaßen  und  ihren 
großen  Einfluß  einigermaßen  zu  paralysieren.  Unter  diesen  Umständen,  da 
es  sich  zunächst  um  die  wichtigsten  Intereßen  Deines  Kantons,  dann  aber 
auch  um  eine  Ehrenfrage  für  die  ganze  Schweiz  handelt,  welche  beim 
Nichtgelingen  des  Privatbaus  dann  allerdings  eine  Art  von  „Insolvenz¬ 
erklärung”  abgeben  müßte,  könnte  ich  die  in  Dir  aufgestiegene  Idee,  Deine 
ganze  Zeit  und  Deine  ganze  Kraft  dem  Eisenbahnwesen  zu  widmen,  nur 
unterstützen,  indem  ich  mit  Dir  davon  überzeugt  bin,  daß  ohne  Deine 
thätigste  Mitwirkung  dasselbe  in  Zürich  nicht  recht  vom  Fleck  kommen, 
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tete  einen  Vertragsentwurf  für  die  Vereinigung  aus.* 1  Er  leitete 
die  Unterhandlungen  mit  dem  zürcherischen  Regierungsrat  und 
die  Sitzungen  des  engem,  wie  des  erweiterten  Ausschusses,  und 
ebenso  tat  er  in  Bern  die  nötigen  Schritte,  um  die  Konzessions¬ 
erteilung  zu  erleichtern.2  Neben  Kern  hatte  er  die  zeitrauben¬ 
den  Vorarbeiten  für  die  Finanzierung  im  ln-  und  Ausland,  die 
Propaganda  für  die  Aktienbeteiligung  der  zürcherischen  Ge¬ 
meinden,  wie  des  Publikums  zu  leiten,3  was  sich  alles  um  so 
schwieriger  gestaltete,  als  sich  das  fremde  Kapital,  besonders 
in  Deutschland,  aber  auch  in  Paris  und  Mailand,  anfangs  mit 
starkem  Mißtrauen  zurückhielt:  es  stand  dem  Wirrwar  des  von 
den  Kantonen  betriebenen  Eisenbahnbaus  mit  begreiflicher 
Skepsis  gegenüber  und  fürchtete  die  Erstellung  zahlreicher 
Konkurrenzlinien,  so  daß  man  es  erst  von  der  Solidität  des  gan¬ 
zen  Unternehmens  überzeugen  mußte.4 

Basel  aber  inzwischen  die  vollständigsten  Siege  erringen  dürfte.  In  einem 
entscheidenden  Augenblicke,  wie  der  gegenwärtige,  dürfen  begabte  und 
energische  Naturen  ihre  Zeit  nicht  mit  Kleinigkeiten  zersplittern;  sondern 
sie  mühen  sich,  wenn  die  Sache  gerathen  soll,  dem  Einen,  was  Noth  thut, 
hingeben.  Ich  glaube  daher,  der  Regierungsrath  dürfte  Dir  gar  wohl  zu 
jenem  Zwecke  auf  ein  halbes  Jahr  Urlaub  geben;  dagegen  finde  ich  dann 
für  Dich  keine  genügende  Veranlaßung,  um  aus  der  Regierung  auszu¬ 
treten.”  Aus  dem  weiteren  Inhalt  des  Briefes  ergibt  sich,  daß  Escher  sehr 
skeptisch  über  die  Fähigkeit  der  zürcherischen  Industriellen  dachte,  im 
Eisenbahnwesen  durch  gemeinsames  Zusammenwirken  etwas  zu  erreichen. 
Für  den  Fall,  daß  Escher  sich  wirklich  ganz  jenem  widme,  empfahl  ihm 
Blumer,  auch  die  Linie  Zürich-Chur,  als  die  kürzeste  Verbindung  mit  dem 
Splügen,  nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren,  und  im  Dezember  1852  war 
dann  schon  lebhaft  von  einer  Linie  Walenstadt-Zürichsee  die  Rede,  sodaß 
man  in  Glarus  bereits  durch  Blumer  und  Andere  die  Stimmung  in  Zürich 
sondieren  ließ  (ib.).  Auf  welch  große  populäre  Abneigung  übrigens  in 
Glarus  die  Eisenbahnen  stießen,  zeigt  Gottfr.  Heer:  „Dr.  J.  Heer”  (Zürich 
1885)  p.  55  ff. 

1  Protokolle  vom  6.,  8.,  21.,  23.  Nov.  und  eigenhändige  Konzepte  im 
Arch.  der  Kreisdir.  III. 

2  Vgl.  z.  B.  das  Protokoll  vom  11.  Dez. 

3  „Freitagszeitung”,  3.  Dez.:  im  Komite  der  Ostbahn  habe  die  finan¬ 
zielle  Frage  zu  lebhaften  Debatten  geführt:  Ott-Trümpler  habe  zur  Scho¬ 
nung  der  Geldkräfte  im  eigenen  Lande  eine  größere  Beteiligung  fremder 
Aktionäre  zulassen  wollen,  während  Escher  dem  Staat  einen  größeren  An¬ 
teil  Vorbehalten  wollte.  Ott  sei  dann  im  engern  Komite  durch  Kern  ersetzt 
worden.  Über  den  Jahresbericht  der  Nordbahn  vgl.  „N.  Z.  Z.”  1852  p.  1427. 

4  Briefe  von  Rüttimann,  Kern,  Hildebrand,  J.  H.  Fierz  und  Anderen 
an  Escher,  Jan.  1853  (B.  A.).  Fierz  suchte  vor  allem  in  Mailand,  Rütti- 
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Als  Escher  am  20.  Dezember  1852  die  Sitzungen  des  kantonalen 
Parlaments  wieder  eröffnete,  konnte  er  mit  Stolz  auf  die  Tatsache 
hinweisen,  daß  das  geplante  Unternehmen  zu  seiner  Verwirklichung 
nur  noch  auf  die  Genehmigung  und  Unterstützung  des  Großen  Rates 
harre.  In  der  Eisenbahnfrage  erblicke  man  in  allen  Teilen  der  Schweiz 
immer  mehr  die  wichtigste  Angelegenheit  der  Gegenwart.  Der  glück¬ 
liche  Erfolg  der  darauf  hinzielenden  Bestrebungen  sei  —  niemand 
könne  dies  in  Abrede  stellen  —  namentlich  den  günstigen  Zeit¬ 
verhältnissen  zuzuschreiben.  In  dieser  Tatsache  liege  aber  auch  die 
dringende  Mahnung,  den  Augenblick  nicht  unbenutzt  verstreichen 
zu  lassen;  denn  bei  der  jetzigen  Weltlage  könne  schon  die  nächste 
Stunde  Ereignisse  mit  sich  bringen,  die  zwar  bereits  gesicherte 
Eisenbahnunternehmungen  nicht  mehr  in  Frage  zu  stellen  vermöchten, 
dagegen  jegliche  Aussicht,  neue  in  Gang  zu  bringen,  abschnitten. 
Dauerten  die  gegenwärtigen  günstigen  Umstände  noch  einige  Zeit 
fort  und  ließen  es  Behörden  und  Private  an  der  nötigen  Tatkraft, 
Rührigkeit  und  Umsicht  nicht  fehlen,  so  gebe  der  Redner  sich  der 
Hoffnung  hin,  daß  der  Kanton  Zürich  Eisenbahnverbindungen  nach 
allen  Seiten  hin  erhalten  werde,  wie  man  es  noch  vor  wenigen 
Wochen  kaum  zu  hoffen  wagte,  und  wie  sie  ihm,  wenn  die  eid¬ 
genössischen  Räte  den  Bau  von  Bundes  wegen  beschlossen  hätten, 
nie  zu  teil  geworden  wären.* 1 

mann  in  Berlin  Aktionäre  zu  werben  und  trat  besonders  mit  Bleichröder, 
sowie  mit  Oppenheimer  in  Köln  in  Verbindung.  Escher,  Fierz  und  Hilde¬ 
brand  vereinigten  sich  schließlich,  um  die  nach  Schluß  der  Zeichnungsliste 
in  Zürich,  Winterthur  und  Frauenfeld  an  der  zugewiesenen  Zahl  12  000 
noch  fehlenden  Aktien  zu  übernehmen.  Namentlich  das  zürcherische  Pa¬ 
triziat  hatte  sich  auffallend  schwach  beteiligt.  Dafür  betrieb  besonders 
Hildebrand  die  Finanzierung  mit  schonungsloser  Routine;  doch  besserten 
sich  die  Aussichten  in  der  zweiten  Hälfte  Januar  1853  dann  rasch,  so  daß 
Hildebrand  am  29.  schrieb,  der  Kanton  Zürich  könnte  aus  eigenen  Kräften 
eine  doppelt  so  große  Bahn  bauen,  ohne  seiner  Industrie  zu  nahe  zu  treten. 

1  Der  Rest  der  Rede  befaßt  sich  mit  dem  Vorschlag  einer  Kantonal¬ 
hypothekarkasse,  über  welche  die  hiefür  ernannte  Kommission  geteilter 
Ansicht  sei.  Der  Redner  habe  sich  schon  in  einer  früheren  Sitzung  für  die 
Gründung  eines  solchen  Instituts  erklärt.  Der  Antrag  des  Regierungsrats 
bringe  nun  bedeutende  Fortschritte:  Manche,  die  in  der  Errichtung  eine 
Gefährdung  des  Staatsvermögens  sahen,  würden  sich  beruhigen.  Auch  die 
Befürchtung,  die  Unterstützung  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat  würde 
einer  Kantonalhypothekarkasse  schaden,  sei  irrig;  im  Gegenteil  lasse  sich 
denken,  die  Eisenbahnunternehmungen  wünschten  unter  Umständen  ver¬ 
fügbare  Fonds  in  einer  solchen  zinstragend  anzulegen  usw.  Die  Errichtung 
einer  Staatsbank  wurde  dann  vom  Großen  Rate  abgelehnt.  Siehe  „Land¬ 
bote”  (23.  Dez.).  „N.  Z.  Z.”  p.  1537.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1412.  „Freie 
Stimmen”  (Beilage  zu  Nr.  51,  nach  p.  206).  „Freitagszeitung”  (24.  und  31. 
Dez.).  „N.  Z.  Z."  p.  1544  ein  Begehren  um  Erhöhung  des  Budgets  für  das 
Erziehungswesen. 
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Der  zürcherische  Große  Rat  wählte  Escher  dann  am  20.  De¬ 
zember  1852  zum  Mitglied  der  Dreizehner-Kommission,  die  über 
die  Bodenseelinie  und  die  dafür  erbetene  Staatsbeteiligung  zu 
berichten  hatte,  und  genehmigte  am  folgenden  Tag  in  ge¬ 
schlossener  Sitzung  die  Konzession  bis  Romanshorn  und  den 
Vertrag  mit  dem  Thurgau;  ja  er  beschloß,  sich  mit  1%  Millionen 
Aktien  zu  beteiligen.1  In  kürzester  Frist  hatte  Escher  einen  be¬ 
deutenden  organisatorischen  Erfolg  erreicht,  und  so  erscheint  er 
denn  auch  an  der  Spitze  der  für  die  Unternehmung  bestellten 
Direktion.2  Genauere  volkswirtschaftliche  und  eisenbahntech¬ 
nische  Erfahrung  brachte  er  dabei  allerdings  noch  nicht  mit:  der 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1538.  Auf  p.  1544  ein  Begehren  um  Erhöhung  des  Bud¬ 
gets  für  das  Erziehungswesen.  „Freie  Stimmen"  p.  210  ff.  „Freitagszeitung” 
(24.  Dez.).  „Bund"  1453/54.  „Eidg.  Zeitung"  p.  1412/13.  Ib.  p.  1416  Debatte 
über  Erhöhung  der  Regierungsratsbesoldungen,  die  er  für  nicht  dringlich 
erklärt.  Eintreten  für  die  Waffenübungen  an  der  Kantonsschule.  Am  22.  Dez. 
erfolgte  dann  die  Wahl  von  Friedr.  v.  Wyß  ins  Obergericht  (ib.  p.  1421, 
1423);  es  ist  also  unrichtig,  wenn  dieser  später  annahm,  eine  Erkrankung 
Eschers  habe  seinen  Einfluß  damals  zurückgedrängt  und  die  ihn  sehr  über¬ 
raschende  Wahl  ermöglicht  („Zürcher  Taschenbuch”  1913  p.  110).  Gleich¬ 
zeitig  wurde  Eschers  Freund,  Fürsprech  Brändli,  zum  Vizepräsidenten  des 
Großen  Rats,  d.  h.  zum  Consul  designatus  für  1854  gewählt,  trotzdem  er  zu 
den  indirekt  gewählten  Großratsmitgliedern  gehörte  („Eidg.  Ztg.”  p.  1423) 
Am  7.  Januar  1853  referierte  Escher  dann  in  geheimer  Sitzung  des  Großen 
Rats  über  das  Konzessionsbegehren  für  eine  Bahn  Winterthur-Schaffhausen 
und  die  darüber  gepflogenen  Unterhandlungen.  Nach  kurzer  Beratung  wur¬ 
den  das  Konzessionsgesuch  und  der  Staatsvertrag  einmütig  ratifiziert,  dabei 
indes  der  Ostbahngesellschaft  die  Priorität  des  Baus  Vorbehalten  („Land¬ 
bote",  13.  Jan.  Siehe  auch  27.  Jan.). 

2  „N.  Z.  Z."  1853,  nach  p.  60:  neben  ihm,  wie  schon  erwähnt,  Kern, 
Hildebrand,  Schultheiß-Meiß  und  J.  H.  Fierz.  Im  Januar  1853  hieß  es  be¬ 
reits,  er  wolle  aus  der  Regierung  zurücktreten  (R.  Rüegg:  „J.  Dubs”).  Siehe 
auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  112  und  „Freie  Stimmen”  p.  18  (Escher  sei  von 
seiner  Umgebung  zu  sehr  vergöttert  und  dadurch  dem  Volk  entfremdet 
worden:  so  habe  er  sich  einer  Coterie  in  die  Arme  geworfen,  die  den  Kan¬ 
ton  regiere.  „Sein  herrisches,  Widerspruch  nicht  wohl  ertragendes  Be¬ 
nehmen  im  Großen  Rathe  und  andern  Behörden  veranlaßte  mehr  als  einen 
seiner  Collegen,  die  Entlassung  zu  nehmen;  denn  er  will,  wenn  auch  nicht 
gerade  Unterwerfung,  doch  wenigstens  Unterordnung,  und  wer  seinen 
eigenen  Weg  zu  gehen  sich  unterwand,  der  war  —  sein  Mann  nicht.  Eschers 
Ansehen  beim  Volke  hat  in  neuester  Zeit  allerdings  bedeutend  abgenom¬ 
men;  denn  das  Volk  will  nicht  mehr  weder  unter  einer  neuen,  noch  alten 
Aristokratie  stehen,  und  Escher  ist  im  Ganzen  genommen  ein  Aristokrat, 
wenn  auch  ohne  Puder  und  Zopf  und  in  radikaler  Kutte."  Sein  Stern  be¬ 
ginne  auch  am  eidgenössischen  Horizont  zu  erbleichen:  so  sei  er  nur  mit 
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Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Zürcher  Universität, 
Bruno  Hildebrand,  hat  ihn  vorzugsweise  beraten.* 1 

Daneben  ging  freilich  nach  wie  vor  die  Beteiligung  an  allen 
wichtigen  Nationalratsangelegenheiten:  im  Januar  1853  ward  er 
in  die  Kommission  zur  Prüfung  des  Staatsvertrags  mit  Baden 
über  die  Zollverhältnisse  und  die  Eisenbahnverbindungen,  sowie 
in  den  Geschäftsberichtsausschuh  gewählt,2  und  ebenso  erstattete 
er  das  Kommissionsreferat  über  die  neu  begehrten  Eisenbahn¬ 
konzessionen,  speziell  für  die  Bodenseelinie.  Dabei  sprach  er 
sich  mit  Entschiedenheit  gegen  das  vom  Ständerat  dem  Bun¬ 
desrat  zugewiesene  Recht  aus,  die  Fahrzeit  eines  täglichen 
Kurses  festzusetzen:  der  Bund  habe  nicht  den  Mut  gehabt,  das 
Unternehmen  auszuführen;  also  könne  er  nun  auch  nicht  be¬ 
fehlen,  und  zwar  um  so  weniger,  da  er  sich  dieses  Recht  seiner¬ 
zeit  bei  den  Konzessionen  für  St.  Gallen  und  Waadt  auch  nicht 
Vorbehalten  habe.  Sollten  Chicanen  eintreten,  so  würde  sich 
die  Stimme  des  Publikums  dagegen  erheben;  aber  man  dürfe 
das  Kapital  nicht  vorneherein  verscheuchen.  Die  Einwirkung 
der  Regierungen  auf  den  Fahrtenplan  werde  eben  überall  als 
ein  Kardinalpunkt  betrachtet,  weil  die  Festsetzung  von  Nacht¬ 
kursen  die  Anstellung  doppelten  Personals  bedinge.3 * * * * 8 

Vor  allem  aber  fiel  ihm  die  Leitung  der  neuen  Bodensee¬ 


knapper  Mehrheit  in  die  Rechnungsprüfungskommission  gewählt  worden 
usw.),  158  (Anerkennnung  seiner  großen  Arbeitskraft  und  seines  Eifers). 
Über  eine  Niederlage  Eschers  bei  Vervollständigung  des  Zürcher  Bezirks¬ 
gerichts  vgl.  ib.  p.  170. 

1  Zum  Teil  auf  den  Heimwegen  ins  Belvoir.  Über  Hildebrand  vgl. 
Allgem.  Deutsche  Biogr.  Bd.  XII  p.  399  ff. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  63.  Auf  p,  58  und  138  seine  Stellungnahme  für  §  43  des 

eidgenössischen  Strafrechts  (Beschimpfung  fremder  Regierungen),  der 

dann  verworfen  wurde.  Siehe  ferner  p.  145.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  65,  76, 

81,  149  (Verschiebung  des  Vertrags  mit  dem  deutsch-österreichischen 

Postverein),  151.  „Freitagszeitung”  (21.  Jan.).  „Volksblatt”  p.  10.  „Freie 

Stimmen”  p.  9.  „Bund”  p.  58,  67,  79,  133,  138,  142. 

8  „N.  Z.  Z .”  1853  p.  93  (22.  Jan.).  Die  vom  Ständerat  erteilte  Befugnis 
wurde  dann  verworfen.  Auf  p.  141  ein  Protest  gegen  einen  Angriff  Treich- 
lers  in  der  Frage  der  Genehmigung  der  Graubündner  Verfassung:  die 
zürcherische  könne  jederzeit  revidiert  werden,  wenn  die  Mehrheit  der  Bür¬ 
ger  es  verlange.  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  101,  149.  „Landbote” 
(3.,  10.  Febr.).  „Volksblatt"  p.  14/15.  „Bund”  p.  93,  131. 
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bahngesellschaft  zu:  am  28.  Februar  1853  eröffnete  er  deren 
erste  Generalversammlung  mit  einer  Rede,  die,  unter  Hinweis 
auf  bereits  veröffentlichte  Aktenstücke,  besonders  die  Beschaf¬ 
fung  der  Gelder,  sowie  die  technischen  Vorarbeiten  und  die 
schon  vorgenommenen  Bauten  ins  Auge  faßte. 

Der  Bericht,  den  er  der  Gesellschaft  abstattete,  lautete  sehr 
beruhigend:  die  Kantone  Zürich  und  Thurgau,  sowie  die  Städte 
Zürich  und  Winterthur  hätten  sich  an  dem  auf  15  Millionen  fest¬ 
gesetzten  Gesellschaftskapital  mit  4  Millionen  beteiligt;  6  weitere 
seien  dem  Inland  und  5  dem  Ausland  Vorbehalten  worden.  Zur 
Stunde  seien  mehr  als  drei  Viertel  der  Aktien  gezeichnet  und  zum 
Teil  bereits  einbezahlt:  die  Großzahl  befinde  sich  überdies  in  der 
Hand  von  Personen,  welche  die  Bahn  auch  wirklich  bauen  wollten, 
und  der  Rest  stehe  in  sicherer  Aussicht.  Als  Basis  für  die  Vor¬ 
arbeiten  habe  man  die  1850  vom  eidgenössischen  Post-  und  Bau¬ 
departement  veranlaßten  Profile  und  Pläne  benutzt.  Die  weiteren 
Studien  seien  an  Oberst  Pestalozzi  und  Ingenieur  Wild  übertragen 
worden,  die  das  Trace  noch  einmal  prüften  und  zum  Teil  modifizierten; 
der  letztgenannte  sei  inzwischen  dauernd  für  das  Unternehmen  ver¬ 
pflichtet  worden.  Über  den  zürcherischen  Bahnhof  lägen  erst  Projekte 
vor;  doch  habe  man  an  dem  schon  von  Stephenson  empfohlenen 
Oerlikoner  Tunnel  festhalten  müssen  und  den  Bau  dieser  ersten  Bahn¬ 
strecke  weitgehend  vorbereitet.  Ob  die  Linie  dann  über  Kloten  oder 
über  Wallisellen  fortgesetzt  werde,  sei  dagegen  noch  unbestimmt, 
und  auch  im  weiteren  stünden  einzelne  Festlegungen  und  Beschlüsse 
noch  in  Aussicht,  besonders  auf  thurgauischem  Gebiet.  Für  die 
oberste  Leitung  sei  der  württembergische  Bauinspektor  Beckh  ge¬ 
wonnen.  Die  Kosten  der  bisherigen  Verwaltung  betrügen  etwa 
16000  Fr.,  d.  h.  wenig  mehr  als  Vio0/»  des  Gesellschaftskapitals. 
Die  Beziehungen  zu  den  übrigen  schweizerischen  Eisenbahnunter¬ 
nehmungen  seien  trotz  einzelner  maßloser  Angriffe  im  In-  und  Ausland 
erfreulich,  da  man  es  verschmäht  habe,  Böses  mit  Bösem  zu  vergelten. 
Etwa  2/3  der  erforderlichen  Gelder  seien  durch  einheimische  Kräfte 
beigebracht  worden,  sodaß  den  inländischen  Interessen  stets  Rechnung 
getragen  werden  könne  und  man  nie  genötigt  sei,  die  maßgebenden 
Weisungen  über  die  Leitung  eines  für  die  Zukunft  unseres  Vater¬ 
landes  hochwichtigen  Unternehmens  auf  auswärtigen  Eisenbahn¬ 
kongressen  zu  holen.  Schließlich  hätten  sich  alle  politischen  Parteien 
die  Hand  zur  Verwirklichung  des  großen  Werkes  gereicht,  so  daß 
man  mutig  in  die  Zukunft  schauen  und  sich  der  freudigen  Hoffnung 
hingeben  dürfe,  ein  Unternehmen  müsse  vom  glücklichsten  Erfolge 
gekrönt  werden,  das  nur  durch  seinen  eigenen  Wert  und  nicht  durch 
Herabwürdigung  Anderer  gedeihen  wolle,  das  seine  stärksten  Wurzeln 

15  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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im  heimischen  Boden  getrieben  habe,  und  zu  dessen  Verwirklichung 
endlich  sich  alle  guten  Kräfte  des  Landes  einigten.1 

Die  Versammlung,  die  den  Bericht  mit  ungeteilter  Befriedi¬ 
gung  aufnahm,  wählte  Escher  dann  zum  Mitglied  der  endgülti¬ 
gen  Direktion,2  und  diese  stellte  ihn  für  das  erste  Geschäftsjahr 
als  Präsidenten  an  die  Spitze.3  Als  nächste  Aufgabe  fiel  ihm 
hier  vor  allem  die  Vereinigung  der  bisherigen  Nord-  mit  der 
Bodenseebahn  zu:  die  1847  eröffnete  Linie  Zürich-Baden,  die 
bereits  manche  wirtschaftliche  Schwierigkeiten  hinter  sich 
hatte,  wurde  mit  dem  gröberen  in  Ausführung  begriffenen  Un¬ 
ternehmen  zu  der  schweizerischen  Nordostbahngesellschaft 
verschmolzen.  Als  Abgeordneter  der  Bodenseebahn  stellte 
Escher,  zusammen  mit  Professor  Hildebrand  und  den  beiden 
Vertretern  der  schon  bestehenden  Linie,  den  Entwurf  des  Fu¬ 
sionsvertrages  auf,  der  am  7.  Mai  1853  von  den  Verwaltungs¬ 
räten  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation  durch  die  Generalver¬ 
sammlungen  bestätigt  wurde.4  Schon  am  5.  Juni  folgte  dann 
ein  Vertragsprojekt  mit  der  aargauischen  Regierung  über  den 
Ausbau  des  Netzes  im  westlichen  Nachbarkanton,  der  wesent¬ 
lich  ebenfalls  ihm  zu  verdanken  war,5  und  am  27.  Juni  erteilte 
die  Bodenseegesellschaft,  nach  Anhörung  von  Eschers  Bericht, 
der  Fusion  einstimmig  und  diskussionslos  die  Genehmigung, 

1  „N.  Z.  Z.”  nach  p.  253  (mit  zahlreichen  hier  übergangenen  Einzel¬ 
heiten).  Siehe  auch  p.  225/26,  231/32  und  241/42,  ferner  p.  551/52. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  251/52.  „Freitagszeitung”  (4.  März).  „Landbote” 
(3.  März). 

2  Neben  Kern,  Hildebrand,  Fierz  und  Schultheß-Meiß. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  265:  Kern  wurde  Vizepräsident  (siehe  auch  das  Proto¬ 
koll  vom  28.  Febr.). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  541  (4.  Mai)  und  566.  Siehe  auch  p.  296  (11.  März),  489 
(23.  April),  779  (23.  Juni:  Genehmigung  durch  die  Generalversammlung 
der  Nordbahn),  782/83  (25.  Juni).  Der  Entwurf  trägt  das  Datum  des 
29.  April.  Siehe  ferner  die  Protokolle  der  Verwaltungsratssitzungen  vom 
2.  April  und  7.  Mai,  sowie  der  Direktionssitzungen  vom  7.  und  29.  April 
und  1.  Mai  (es  wird  ihm  der  Dank  für  seine  ausgezeichneten  Verrichtungen 
in  dieser  Angelegenheit  ausgesprochen)  und  13.  Mai.  —  Autographe  Punk¬ 
tationen  über  die  Verschmelzung  von  Nord-  und  Bodenseebahn  in  Eschers 
Nachlaß. 

5  „N.  Z.  Z.”  p.  719  Protokoll  der  Direktionssitzungen  vom  1.,  10.,  14., 
21.  und  25.  Mai,  1.  und  21.  Juni,  17.  und  27.  August,  7.  September  1853  und 
21.  Januar  1854  usw. 
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unter  dem  übrigens  auch  von  der  Nordbahn  gemachten  Vorbe¬ 
halt,  daß  vom  Aargau  annehmbare  Konzessionsbedingungen 
erhältlich  seien.  Am  gleichen  Tag  bestätigte  der  aargauische 
Grobe  Rat  die  Abmachungen  seiner  Regierung,  sowohl  über 
die  Vereinigung  der  beiden  Gesellschaften,  wie  über  die  dem 
neuen  Unternehmen  zu  erteilenden  Konzessionen.1  Damit  war 
die  einheitliche  Linie  von  Romanshorn  bis  Aarau,  sicherge¬ 
stellt,  und  wenn  auch  die  vom  zürcherischen  Regierungsrat 
vorgeschlagene  Wahl  des  Winterthurer  Traces  über  Kloten, 
statt  über  Wallisellen,  im  Großen  Rate  noch  eine  heftige 
Debatte  entfachte  und  das  Konzessionsgesuch  für  eine 
Zweigbahn  Wallisellen-Uster  hervorrief,2  so  war  die  rationelle 
Gestaltung  des  nordostschweizerischen  Eisenbahnwesens  doch 
nicht  mehr  gefährdet.  Durch  die  Energie  und  Umsicht  des 
Führers,  die  meisterhafte  Ausnützung  der  gegebenen  Faktoren 
und  die  Kunst  der  Menschenbehandlung  war  in  kurzem  ein  Er¬ 
gebnis  zustande  gekommen,  das  niemand  so  rasch  hatte  vor¬ 
aussehen  können:  neben  den  persönlichen  Eigenschaften 
Eschers  gibt  wohl  die  Tatsache,  daß  das  zürcherische  Regie¬ 
rungsoberhaupt  an  der  Spitze  stand,  für  diesen  überraschenden 
Erfolg  eine  gewisse  Erklärung.3 * * * 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  797.  „Eidgen.  Zeitung*7'  p.  733r  die  nach  und  nach  ihre 
Opposition  gegen  Escher  aufgibt.  Siehe  ferner  das  Protokoll  der  General¬ 
versammlung  vom  27.  Juni.  Der  von  Escher  als  Abgeordneter  der  Boden¬ 
seebahndirektion,  als  deren  Direktions-  und  Verwaltungsratspräsident  und 
als  Regierungspräsident  Unterzeichnete  Vertrag  zwischen  Zürich  und  der 
N.  O.  B.  betreffend  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Zürich  bis  an  die 
Kantonsgrenze  bei  Dietikonr  vom  29.  Juni  T853,  im  Bundesblatt  III  p.  25  ff. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  801  und  803/4r  mit  Eschers  Votum  gegen  die  Zurück¬ 
weisung  der  Konzessionsangelegenheit  an  den  Regierungsrat.  Er  vertei¬ 
digte  die  Konzessionserteilung  und  sprach  sich  gegen  den  Umweg  der 
Hauptlinie  über  Kloten  aus.  Hinter  zu  großem  Eifer  stecke  nicht  selten  das 
Gefühl  des  Unrechts;  er  bedaure,  daß  die  wichtige  Frage  sich  auf  dem  Ge¬ 
biet  formeller  Schwierigkeiten  bewege  usw.  (28.  Juni).  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  743.  „Landbote”  (7.  Juli).  „Freie  Stimmen”  p.  108.  „Volksblatt”  p.  107. 
Bei  der  Linie  nach  Uster  handelt  es  sich  um  die  Anfänge  der  „Glatthal¬ 
bahn”,  die  1856/57  in  den  „Vereinigten  Schweizerbahnen”  aufging,  siehe 
PI.  Weißenbach  :„Das  Eisenbahnwesen  der  Schweiz”  Bd.  I  p.  20/21. 

3  Am  29.  Juni  1853  war  Escher  mit  140  von  171  Stimmen  vom  Großen 

Rat  wieder  zum  Regierungspräsidenten  für  das  nächste  Jahr  gewählt  wor¬ 

den  („N.Z.Z.”  p.  805.  „Eidg.  Zeitung”  p.  740.  „Freitagszeitung”  1.  Juli). 

„Volksblatt”  p.  104).  Escher  hat  von  Anfang  an  auf  die  am  7.  Mai  1852 

vom  Verwaltungsrat  für  die  Direktion  beschlossenen  Entschädigungen  von 
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Neben  solchen  organisatorischen  Leistungen,  welche  die  an¬ 
fängliche  Erwartung  Lügen  straften,  das  Privatkapital  werde 
sich  nur  ganz  ungenügend  an  der  Begründung  schweizerischer 
Eisenbahnen  beteiligen,* 1  trat  die  rein  politische  Tätigkeit  be¬ 
greiflicherweise  etwas  zurück2  —  kam  doch  zu  allem  noch  die 
Direktionsarbeit  mit  ihren  zahllosen  Sitzungen  und  Geschäften, 
dem  technischen  und  juristischen  Detail.  Am  20.  April  1853 
nahm  Escher  so  wegen  Arbeitsüberhäufung  seinen  Austritt  aus 
der  zürcherischen  Gesetzesrevisionskommission,  zur  großen 
Erleichterung  seines  Gegners  Bluntschli,  der  damit  den 
Hauptwidersacher  der  ihm  trotz  seiner  Übersiedlung  nach 
München  übertragenen  Kodifikation  des  zürcherischen  Rech¬ 
tes  scheiden  sah.3  Doch  dominierte  Escher  nach  wie  vor 
im  Nationalrat:  besonders  als  Vorsitzender  der  Petitions¬ 
kommission  übte  er  auf  die  Erledigung  der  eingereichten  Be¬ 
gehren,  wie  bisher,  maßgebenden  Einfluß.4  Er  ward  mit  der 

je  20  Fr.  für  jeden  Sitzungs-  und  Reisetag  verzichtet,  ebenso  auf  die 
1000  Fr.  Honorar,  die  ihm,  wie  den  andern  Direktionsmitgliedern  damals 
zuerkannt  worden  waren  (Prot,  vom  22.  Juni  1853).  „Freie  Stimmen"  p.  158. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  241. 

2  Es  hieß,  wie  schon  erwähnt,  geradezu  (Jan.  1853),  er  wolle  aus  der 
Regierung  zurücktreten  (siehe  R.  Rüegg:  „Jak.Dubs”,  „Züricher  Post"  1902). 

3  „N.  Z.  Z."  p.  482/83.  „Freitagszeitung”  (22.  April).  „Eidgen.  Zei¬ 
tung"  p.  460.  Sein  Nachfolger  ward  Treichler  (siehe  Berchtold).  Vgl.  ferner 
die  Denkwürdigkeiten  Bluntschlis  Bd.  II  p.  142/43  und  Friedr.  v.  Wyß  („Zür¬ 
cher  Taschenbuch"  1913  p.  111/12).  Es  ist,  wie  bereits  oben  p.  1631  ange¬ 
deutet,  kaum  richtig,  die  Weiterführung  der  schon  1844  begonnenen  Auf¬ 
gabe  durch  Bluntschli  als  Beweis  für  die  Weitherzigkeit  der  durch  Escher 
geleiteten  liberalen  Regierung  anzuführen;  denn  Bluntschli  bezeichnet 
diesen  selber  als  Haupthemmnis,  der  erst  1853  seinen  Widerstand  aufge- 
geben  habe,  und  auch  die  Auseinandersetzungen  im  Zürcher  Großen  Rat 
vom  2.  April  1851  deuten  auf  ein  gereiztes  Verhältnis  („N.  Z.  Z."  p.  399 
und  400).  In  Wahrheit  wollte  der  zürcherische  Liberalismus  allerdings 
das  Odium  nicht  auf  sich  laden,  eine  anerkannte  Kapazität  an  der  Voll¬ 
endung  der  noch  unter  der  konservativen  Regierung  unternommenen  Auf¬ 
gabe  zu  hindern;  aber  Escher  hat  seinen  persönlichen  Gegensatz  hier  so 
gut  wie  in  allen  andern  Fällen  geltend  gemacht  (siehe  auch  oben  p.  163 
Anm.  1).  Über  den  versöhnlichen  Ausklang  siehe  die  Denkwürdigkeiten 
Bluntschlis.  Vgl.  ferner  „Volksblatt"  1852  p.  44  und  47/48. 

4  Auch  bei  der  Präsidentenwahl  am  1.  Juli  erhielt  er  4  Stimmen  als 
Vorsitzender  und  11  Stimmen  als  Vizepräsident.  „N.  Z.  Z."  p.  828.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  761.  „Freitagszeitung"  (8.  Juli).  „Landbote”  (7.  Juli).  „Volks¬ 
blatt"  p.  105.  „Bund"  p.  731,  734,  742  (betr.  eine  Petition  St.  Gallischer 
Gemeinden  wegen  eines  Bundesbeitrages  zur  Rheinkorrektion). 
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höchsten  Stimmenzahl  in  den  Ausschuß  zur  Untersuchung 
des  Konfliktes  gewählt,  der  zwischen  dem  Tessin  und  Öster¬ 
reich  wegen  der  Flüchtlingsangelegenheiten  entstanden  war,1 
und  am  12.  Juli  1853  begründete  er  eine  an  den  Bundes¬ 
rat  gerichtete  Einladung,  wenn  möglich  die  Ausnahmemaß¬ 
regeln  deutscher  Staaten  gegen  die  Schweiz  rückgängig  zu 
machen.2  Er  beantragte  Abänderung  der  Paragraphen  über  die 
Enthebung  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffangestellten  vom 
Militärdienst3  und  nahm  aufs  neue  Stellung  zu  den  unglück- 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  841  (7.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  772.  „Landbote” 
(28.  Juli,  4.  Aug.).  Über  den  Konflikt  selber  siehe  vor  allem  die  Note  des 
Bundesrats  vom  15.  März  („Eidg.  Zeitung”,  Beilage  zu  Nr.  85,  nach  p.  358). 
„Volksblatt”  p.  109.  „Bund”  p.  743. 

2  „N.  Z.  Z.  p.  861:  die  Reklamation  richtete  sich  besonders  gegen 
Sachsen,  das  seinen  Bürgern  das  Betreten  der  Schweiz  wegen  der  Tätigkeit 
revolutionärer  Arbeitervereine  in  Zürich  verboten  hatte  und  auch  die 
schweizerischen  Handwerksgesellen  im  eigenen  Gebiet  belästigte:  den  aus 
Zürich  stammenden  war  der  Aufenthalt  überhaupt  verboten  worden.  Escher 
war  auf  das  ganze  Verhalten  durch  den  Schweizer  Konsul  in  Leipzig  Hirzei- 
Lampe  aufmerksam  gemacht  worden.  Gleichzeitig  ersuchte  er  den  Bundes¬ 
rat  um  schnellere  Berichterstattung  von  Seite  des  Justizdepartements  und 
machte  auf  ungleiche  Behandlung  bei  der  Anwendung  des  eidgenössischen 
Fiskalgesetzes  aufmerksam.  Als  Berichterstatter  der  Geschäftsprüfungs¬ 
kommission  sprach  er  am  7.  Juli  auch  deren  Mißbilligung  aus  gegen  das 
Vorgehen  von  Bundesrat  Druey,  der  aus  Anlaß  eines  Kuraufenthalts  der 
Herzogin  v.  Orleans  in  Baden  und  Thiers"  in  Vevey  eine  Verweisung  der 
beiden  ins  Innere  der  Schweiz  angeregt  hatte.  „Eidg.  Zeitung”  p.  791 — 793, 
797.  „Freitagszeitung'"  (15.  Juli).  „Landbote”  (21.  Juli).  „Volksblatt” 
p.  114,  122.  „Bund”  p.  761,  765.  Berchtold:  „J.  J.  Treichler”. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  866  (13.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  799.  Vgl.  auch 
Eschers  Brief  an  Hagenbuch  vom  14.  Juli  1853:  „Die  Discussion  über  den 
Geschäftsbericht  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  war  wirklich  sehr 
piquant,  viel  piquanter,  als  es  aus  dem  Referate  der  „N.  Z.  Z.”  hervorgeht, 
die,  wie  Du  wohl  weißt,  das  Piquante  nicht  liebt.  Gestern  habe  ich  das  Gut¬ 
achten  des  Bundesrathes  betreffend  die  Befreiung  der  Eisenbahnangestell¬ 
ten  vom  Militärdienste  in  den  Grund  gebohrt.  Der  dießfällige  Entscheid 
des  Nationalrathes  hat  mich  um  so  mehr  gefreut,  da  ich  ihn  als  sehr  wich¬ 
tig  für  das  Gedeihen  unserer  Eisenbahnen  ansehe.  Ich  bin  bis  dahin  mit 
der  Haltung  des  Nationalrathes  sehr  zufrieden.  Meine  Zeit  ist  ungemein 
in  Anspruch  genommen.  Die  Sitzungen  des  Nationalrathes  sind  das 
wenigste:  die  Commissionalarbeiten  und  die  Eisenbahngeschäfte,  denen  ich 
mich  auch  hier  nicht  entziehen  kann,  beschäftigen  mich  ganz  besonders.” 
Siehe  auch  schon  „Landbote”  10.  Februar:  die  Eisenbahnmänner  hätten 
Dienstbefreiung  der  Eisenbahnmaschinisten  und  anderer  Angestellter  ver¬ 
langt;  die  Militärs  hatten  sich  dagegen  etwas  gesträubt  und  über  das  Eisen- 
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liehen  Freiburger  Angelegenheiten,  die  unterdessen  zu  einem 
Aufruhr  unter  Leitung  eines  Oberstlieutenants,  sowie  eines  alt 
Schultheißen  und  des  Bruders  eines  solchen  geführt  hatten, 
und  zwar  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Eidgenossenschaft  in  Konflikt 
mit  dem  Ausland  stand.  Nach  wie  vor  äußerte  er  sich  mit  großer 
Schärfe: 

Nur  die  Energie  der  Regierung  und  der  Mut  der  Bürgergarde,  erklärte 
er,  hätten  verhindert,  daß  die  Schweizergeschichte  um  eine  Mordnacht 
bereichert  worden  sei.  Solle  man  nun  die  Verfassung,  für  welche  die 
Regierung  Alles  eingesetzt  habe,  in  Frage  stellen?  In  dem  Aufruhr 
könne  die  Kommission  keinen  Grund  erkennen,  von  früheren  Be¬ 
schlüssen  zurückzutreten.  Die  Einsetzung  eines  Kriegsgerichts  während 
des  Aufstands,  das  im  übrigen  milde  geurteilt  habe  und  vom  Bundesrat 
als  nicht  verfassungsmäßig  wieder  aufgehoben  worden  sei,  biete  dazu 
ebensowenig  Anlaß,  wie  die  Dekretierung  des  inzwischen  von  der 
Regierung  bereits  in  ein  freiwilliges  Anleihen  umgewandelten  Zwangs- 
anleihens.  Über  die  Vorgänge  bei  der  Nationalratswahl  in  Bulle, 
welche  die  Konservativen  als  Verletzung  der  Wahlfreiheit  darstellten, 
sei  offenbar  viel  Unwahres  berichtet  worden,  und  überhaupt  habe 
man  wohl  noch  kein  Regiment  so  systematisch  verleumdet,  wie  das 
freiburgische :  auch  aus  diesem  Grund  dürfe  die  einzig  vorhandene 
feste  Grundlage,  die  Verfassung,  nicht  untergraben  werden,  da  die 
Leidenschaft  dann  noch  höher  steigen  müßte.  Das  an  die  Bundes¬ 
behörden  gerichtete  Schreiben  der  konservativen  Berner  Regierung 
über  die  freiburgischen  Zustände  widerspreche  dem  Geist  der  Ver¬ 
fassung,  welche  die  Erörterung  der  politischen  Angelegenheiten  den 
eidgenössischen  Räten  zuwies.  Wohin  sollte  es  kommen,  wenn  andere 
Kantone  in  gleicher  Weise  handelten  und  Zürich  z.  B.  eine  Note  in 
entgegengesetztem  Sinne  erlassen  würde?  Die  Frage,  ob  eine 
Regierung  dem  Volk  gegenüber  die  Verfassung  verletzte,  hätten  nicht 
die  Kantone,  sondern  die  schweizerischen  Behörden  zu  entscheiden: 
gegenüber  dem  bernischen  Schritt  sei  es  daher  doppelte  Pflicht,  die 
Verfassung  aufrecht  zu  erhalten. 


bahnfieber  gemurrt.  Da  Escher  erwidernd  vom  Militärfieber  sprach,  hätte 
es  bald  Händel  abgesetzt;  doch  sei  die  Frage  dann  dem  Bundesrat  zur 
Untersuchung  und  Begutachtung  zugewiesen  worden.  Siehe  ferner  „Bund” 
p.  103,  771.  Ib.  p.  778  Eintreten  für  die  sehr  ungünstig  gestellten  niedern 
Postbeamten,  bei  Beratung  des  Besoldungsgesetzes.  —  In  Eschers  Nachlaß 
Notizen  über  die  Befreiung  der  Eisenbahnangetellten  vom  Militärdienst, 
darunter  auch  das  Konzept  eines  Schreibens  an  den  Verwaltungsrat  der 
Zürich-Bodensee-Eisenbahngesellschaft  betr.  die  Konzessionsbedingungen 
des  Kantons  Aargau  für  die  N.  O.  B.  (Bern,  13.  Juli  1853). 
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Seinem  Vorschlag  entsprechend,  wurden  denn  auch  die 
abermals  eingereichten  Petitionen  glatt  abgewiesen,1  und 
ebenso  bewirkte  er  anfangs  August,  daß  über  weitere  Gesuche 
zum  Teil  zur  Tagesordnung  übergegangen  wurde;  doch  erhielt 
der  Bundesrat  nach  Eschers  Wunsch  immerhin  den  Auftrag  zur 
näheren  Untersuchung  der  Vorgänge  in  Bulle,  um  nötigenfalls 
Maßregeln  zum  Schutz  der  Wahlfreiheit  zu  ergreifen;  denn  wenn 
das  Schweizervolk,  wie  er  erklärte,  die  Freiburger  Verfassung 
handhaben  wolle,  so  wünsche  es  auch,  daß  die  Wahlfreiheit 
eine  Wahrheit  sei  und  die  wirkliche  Mehrheit  zur  Geltung  ge¬ 
lange.2 

Auch  an  den  von  ihm  beantragten  geheimen  Beratungen 
über  den  österreichischen  Konflikt,  der  zu  einer  Grenzsperre  des 
Kaiserreichs  gegen  den  Tessin,  wie  einst  1848,  geführt  hatte, 
nahm  Escher  als  Kommissionsberichterstatter  starken  Anteil, 
ohne  daß  sich  jedoch  seine  parlamentarische  Stellungnahme  er¬ 
kennen  ließe:  wahrscheinlich  mäßigte  er  die  auf  militärische 
Maßregeln  drängende  Leidenschaft  der  Radikalen.  3  Daneben 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  887  (18.  Juli),  892  (19.  Juli)  und  895  (20.  Juli).  „Eidgen. 
Zeitung7'  p.  819,  821,  825.  „Freitagszeitung77  (22.  Juli).  „Freie  Stimmen” 
p.  120  und  129.  „Volksblatt77  p.113.  „Bund”  p.  787,  789/90  (ausführ¬ 
liche  Wiedergabe  des  Votums),  800/801.  Siehe  auch  „Bund77  1854  p.  58 
(14,  Jan.):  Antrag  der  Kommission  (Dr.  Eschers),  über  Proteste  wegen  der 
Wahlverhandlung  in  Bulle  zur  Tagesordnung  überzugehen.  Berchtold: 
„J.  J.  Treichler.7'  A.  Ph.  v.  Segesser :  „Kleine  Schriften”  III  p.  69  ff.  (bes.  p.  75). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  949  (2,  Aug.)  und  953  (3.  Aug.):  Escher  hatte  wesent¬ 
lich  zur  schnellen  Behandlung  der  Petition  beigetragen,  um  den  Schein 
nicht  aufkommen  zu  lassen,  als  weiche  man  der  Diskussion  aus.  Über  die 
Freiburger  Angelegenheiten,  besonders  über  die  Vorgänge  in  Bulle  siehe 
auch  „N.  Z.  Z.”  p.  607/8  und  611.  Ein  weiteres  Votum  Eschers  darüber 
p.  956.  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  p.  881,  885.  „Landbote”  (11.  Aug.). 
„Bund”  p.  853,  856/57. 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  921  (26.  Juli),  929  (28.  Juli),  942,  945.  Die  vorher  ge¬ 
wechselten  Noten  Österreichs,  Württembergs  und  des  Bundesrats  auf 
p.  563/64.  Der  die  Maßnahmen  des  Bundesrats  nur  im  allgemeinen  billi¬ 
gende  und  bestimmtere  Direktiven  der  Bundesversammlung  ablehnende 
Bericht  Eschers  vom  26.  Juli  im  Bundesblatt  1853  Bd.  III  p.  197  ff.:  er  hebt 
mit  besonderer  Entschiedenheit  die  schwierige  Lage  des  Tessins  und  die 
Pflicht  zu  seiner  Unterstützung  hervor.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  877,  881.  „Freitagszeitung”  (29.  Juli,  5.  Aug.)  und  besonders  „Land¬ 
bote77  (4.,  11.,  18.  Aug.),  mit  scharfer  Hervorhebung  von  Eschers  Reserve 
gegenüber  dem  bundesrätlichen  Verfahren.  Der  Freiburger  „Chroniqueur” 
vom  13.  Jan.  1855.  „Bund”  p.  827—829,  845.  Berchtold:  „J.  J.  Treichler.” 


232  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


sprach  er  in  Eisenbahnangelegenheiten1  und  ward  in  die  Kom¬ 
mission  zur  Prüfung  bundesrätlicher  Vorschläge  wegen  Unter¬ 
stützung  des  st.  gallischen  Rheintales  bei  der  Wiederherstellung 
seiner  zerstörten  Rheinwuhrung  gewählt.2 

Inzwischen  hatte  am  12.  September  1853  die  endgültige  Fu¬ 
sion  der  beiden  zürcherischen  Eisenbahngesellschaften  stattge¬ 
funden.  Schon  am  23.  August  war  er  zu  deren  interimistischem 
Präsidenten  gewählt  worden. 3  Unter  seiner  Leitung  entwarf 
vorher  eine  aus  Kern,  Eduard  Sulzer  u.  a.  bestehende  Kommis¬ 
sion  die  Statuten.4 

In  der  Eröffnungsrede  erstattete  Escher  zunächst  Bericht  über 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Vereinigung  vorbereitet  worden  sei, 
besonders  bei  der  Nordbahn,  deren  Bestimmungen  keine  ganz 
unzweideutigen  Vorschriften  über  eine  solche  Verschmelzung  ent¬ 
hielten,  sodaß  man  die  Aktionäre  anfragen  mußte:  mehr  als  4/ö  des 
Aktienbesitzes  mit  ungefähr  1 0 1/2  Millionen  Franken  hätten  nun  den 
Beitritt  erklärt,  sodaß  die  Fusion  als  gänzlich  durchgeführt  angesehen 
werden  könne.  Auch  die  Konzessionsfrage  sei  geordnet :  alle  Kantone, 
durch  deren  Gebiet  die  Nordostbahn  führe,  hätten  die  für  Bau  und 
Betrieb  nötigen  Bewilligungen  im  wesentlichen  miteinander  überein¬ 
stimmend  und  durchaus  annehmbar  erteilt,  dazu  der  Bund  die 
Genehmigung:  von  Romanshorn  bis  Baden  und  von  dort  bis  Koblenz 
und  Aarau  sei  so  ein  einheitliches  Vorgehen  gesichert,  und  dazu 
habe  das  Großherzogtum  Baden  die  größte  Geneigtheit  an  den  Tag 
gelegt,  den  Eisenbahnbau  von  Basel  nach  Waldshut  zu  beschleunigen 
und  in  ein  Vertragsverhältnis  wegen  des  Zeitpunkts,  wie  des 

1  Überweisung  des  thurgauisch-st.  gallischen  Eisenbahnkonflikts  an  den 
Bundesrat  zur  Vermittlung  über  die  Frage,  ob  eine  Station  in  Rickenbach 
oder  Wil  errichtet  werden  solle,,  5.  Aug.  („N.  Z.  Z.”  p.  963).  Siehe  auch 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  142  und  „Landbote”,,  11.  Aug.:  Escher  als  Kommis¬ 
sionsberichterstatter  habe  die  zum  Teil  ganz  fehlerhaften  Vorlagen  des 
Bundesrats,  der  die  Sache  wahrscheinlich  durch  einen  Schreiber  machen 
ließ,  mit  ein  paar  Bogen  Abänderungsanträgen  gesäubert,  die  alle  ohne 
den  geringsten  Gegenvorschlag  angenommen  wurden.  „Bund”  p.  849,  864. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  957  (4.  Aug.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  891.  Siehe  schon 
„Landbote”  (14.  Juli),  „Bund”  p.  742,  861. 

8  Protokoll  vom  23.  Aug. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1043,  1123  und  Protokoll  vom  23.,  24.  und  27.  Aug., 
1.,  2.  und  10.  Sept.  Über  die  Fusion  siehe  auch  F.  Wrubel:  „Die  schweizer. 
Nordbahn”,  2.  Aufl.  (1897),  p.  79  ff.,  110  ff.  (der  Großratsbeschluß  für  die 
Linie  von  Zürich  bis  Gundetswil,  21.  Dez.  1852  von  Escher  als  Präsident 
unterzeichnet),  119  ff.  (Fusionsvertrag,  30.  April  bis  7.  Mai  1853). 
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Anschlusses  in  Koblenz  zu  treten.  Auch  sei  eine  Fortsetzung  von 
Romanshorn  bis  Rorschach  sowie  von  Aarau  nach  Westen  unter 
günstigen  Bedingungen  vorgesehen. 

Im  weitern  berichtete  Escher  dann  über  den  Stand  der  Arbeiten  auf 
der  Bodenseelinie :  das  Trace  mit  Ausnahme  der  Bahnhöfe  in  Zürich 
und  Winterthur  sei  genehmigt  und  die  Vorbereitungen  besonders  auf 
thurgauischem  Gebiet  weit  fortgeschritten,  während  auf  zürcherischem 
der  lange  ungelöste  Streit  gehemmt  habe,  ob  die  Bahn  über  Kloten 
oder  über  Wallisellen  geführt  werden  solle;  erst  seit  die  Zweiglinie 
nach  Ilster  gesichert  erschien,  d.  h.  seit  einem  Monat,  konnte  diese 
Frage  zu  Gunsten  Wallisellens  gelöst  werden.  Überdies  habe  auch 
die  Ungewißheit  über  die  Anlegung  des  Winterthurer  Bahnhofs 
verzögernd  gewirkt,  da  St.  Gallen  die  bereits  getroffene  Platzwahl 
beanstandete.  Trotzdem  sei  das  Mögliche  zur  Förderung  auch  der 
zürcherischen  Strecke  geschehen :  die  Auspfählung  der  Linie,  die 
Einzelvermessungen,  die  Expropriationen  und  Ausschreibungen  stünden 
zum  Teil  vor  dem  Abschluß;  auch  sei  die  Limmatbrücke  und  der 
Bau  des  Oerlikoner  Tunnels  seit  einigen  Tagen  an  einen  leistungs¬ 
fähigen  Unternehmer  vergeben,  nachdem  die  zeitraubenden  Vor¬ 
arbeiten  vollendet  wurden.  5/8  der  gesamten  Linie  seien  damit  teils 
einzelnen  Unternehmern  zugewiesen,  teils  würden  sie  in  den  nächsten 
Tagen  ausgeschrieben,  und  auch  für  den  Rest  habe  man  die  Aus- 
steckungs-  und  Katastralarbeiten  so  weit  gefördert,  daß  die  Über¬ 
tragung  an  die  Ausführenden  bald  werde  stattfinden  können.  Wenn 
man  nun  bedenke,  daß  die  Direktion  neben  alledem  noch  die  ebenso 
schwierigen  als  zeitraubenden  Verhandlungen  über  die  Fusion  und 
die  Erwerbung  der  aargauischen  Konzession  zu  einem  glücklichen 
Abschluß  zu  bringen  vermochte,  so  werde  man  ihr  das  Zeugnis  nicht 
versagen  können,  daß  sie  ihre  Pflicht  erfüllt  habe. 

Zum  Schluß  warf  der  Redner  dann  noch  einen  Blick  auf  den 
Stand  der  Konkurrenzlinien:  die  st.  gallische  Bahn  von  Rorschach 
nach  Winterthur  befinde  sich  mit  der  vor  allem  in  Betracht  fallenden 
Strecke  St.  Gallen-Rorschach  noch  weit  zurück,  und  auch  der  Rest 
biete  so  große  technische  Schwierigkeiten,  daß  an  ein  Zuvorkommen 
trotz  der  früheren  Konzessionserteilung  nicht  zu  denken  sei.  Für 
die  Schaffhausen'sche  Rheinfall-  und  die  Zentralbahn  gelte  das  selbe. 
Wenn  also  keine  Gefahr  bestehe,  daß  die  Nordostbahn  durch 
Konkurrenzunternehmungen  überflügelt  werde,  so  dürfe  man  darin 
freilich  keinen  Grund  sehen,  in  der  bisher  entwickelten  Tätigkeit 
selbstgefällig  und  bequem  nachzulassen:  die  neu  zu  wählenden 
Gesellschaftsbehörden  würden  vielmehr  darin  nur  einen  Sporn  zu 
andauernder,  ja  im  Hinblick  auf  die  Vereinigung  und  den  wachsenden 
Umfang  noch  vermehrter  Kraftentwicklung  erblicken.  Dabei  möchten 
dann  aber  auch  diejenigen,  welche  in  wohlgemeinter,  doch  wenig 
überlegender  Ungeduld  immer  nur  von  schnellem  Bau  zu  reden 
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wüßten,  nicht  vergessen,  daß  Übereilungen  bei  Feststellung  des 
Trace's  leicht  die  Verschleuderung  von  großen  Summen  zur  Folge 
haben  könnten,  daß  Überstürzung  bei  der  Ausführung  der  Solidität 
der  Bauten  Eintrag  tun  müsse  und  daß  endlich  die  Anberaumung 
allzu  knapper  Fristen  eine  Erhöhung  der  Akkordsummen  und  damit 
eine  Vermehrung  der  Kosten  nach  sich  ziehe.1 

Die  Versammlung,  die  den  Statutenentwurf  mit  geringen 
Änderungen  annahm,  wählte  Escher  dann  im  ersten  Wahlgang 
zum  Präsidenten  der  Direktion  und  damit  auch  der  Generalver¬ 
sammlung,  daneben  als  Direktoren  Dr.  Kern,  Ott-Imhof,  Oberst 
Pestalozzi  und  —  nach  vier  Abstimmungen  —  Professor  Hilde¬ 
brand,  gegenüber  dem  früheren  Nordbahndirektor  Georg 
v.  Wyß,  der  so  zum  zweiten  Mal  aus  der  Umgebung  Eschers 
weichen  muhte:2  schon  1840  hatte  er  an  einen  Freund  geschrie- 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1123,  1135  und  Beilage  (auch  separat):  mit  zahlreichen 
hier  übergangenen  Einzelheiten.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  1041.  „Landbote" 
(15.  und  22.  Sept.).  Siehe  ferner  das  Protokoll  der  Generalversammlung. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1123.  „Eidgen.  Zeitung"  1041/42  (wie  man  höre,  werde 
Escher  infolge  seiner  Wahl  zum  Direktionspräsidenten  seine  Stelle  im  Re¬ 
gierungsrat  bald  niederlegen),  1076,  1099  (nach  dem  „Landboten”  werde 
Escher  eher  seine  Eisenbahn-  als  seine  Regierungsstelle  niederlegen.  Er 
habe,  wie  die  übrigen  Direktionsmitglieder,  auf  die  1000  Fr.  Taggelder  von 
dei  Ostbahn  zugunsten  einer  Krankenkasse  der  Bahnangestellten  verzich¬ 
tet).  „Landbote"  (14.,  22.,  29.  Sept.).  „Volksblatt"  p.  148,  155.  „Bund” 
p  1016,  1052.  „Freitagszeitung"  (16.  Sept.:  mit  einem  förmlichen  Nekro¬ 
log  auf  Escher,  der  durch  seine  Rücksichtslosigkeit  und  Unduldsamkeit  das 
Aufkommen  des  Sozialismus  begünstigt  und  seinen  eigenen  Sturz  vorbe¬ 
reitet  habe!  23.  September:  Abbitte  dafür,  mit  der  Entschuldigung,  man 
habe  gehört,  daß  es  Eschers  Freunde  schon  mehrmals  Mühe  kostete,  ihn 
gegenüber  dem  Undank,  auf  den  seine  Aufopferung  stoße,  zum  Bleiben  zu 
bewegen,  30.  September).  • —  Die  Zurücksetzung  Gg.s  v.  Wyß  erscheint 
um  so  unbilliger,  als  dieser  noch  im  Frühjahr  1853  den  Fusions¬ 
vertrag  für  die  Nordbahn  mit  unterschrieben  (N.  Z.  Z."  p.  541)  und  die 
Fusion  durch  persönliches  Einsetzen  zum  Teil  ermöglicht  hatte:  er  befand 
sich  unter  den  drei  annehmenden,  gegenüber  zwei  ablehnenden  Direktions¬ 
mitgliedern.  Aus  den  autobiographischen  Erinnerungen  seines  Bruders 
ergibt  sich,  daß  er  im  August  1853  an  einem  heftigen  Nervenfieber  ge¬ 
litten  hatte,  das  ihn  längere  Zeit  schwächte:  „Er  hatte  als  Mitglied  der 
Direktion  unserer  ersten  Eisenbahn  mit  großem  Eifer  diese  Aufgabe  er¬ 
griffen,  trat  aber  theils  in  Folge  der  Krankheit,  theils  in  Folge  der  durch 
Alfred  Escher  bewirkten  Fusion  mit  der  Ostbahn  aus  und  wandte  sich  nun 
ganz  der  Geschichte  als  alleinigem  Berufe  zu."  Am  16.  September  1853 
schrieb  Friedr.  v.  Wyß  seinem  Bruder:  „Du  kannst  Dir  denken,  wie  sehr 
das  Resultat  der  Eisenbahnwahlen  mich  nicht  nur  geärgert,  sondern  ge¬ 
schmerzt  hat.  Aus  dem  Gang  der  einzelnen  Skrutinien  wirst  Du  ebenfalls  — 
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ben,  Alfred  Escher,  der  endlich  das  Ziel  seines  Ehrgeizes,  den 
Bürgermeisterstuhl,  erreicht  habe,  übe  fortwährend  einen  fast 
unbeschränkten  Einfluß  auf  die  zürcherischen  Matadoren  aus, 
die  er  durch  Schmeichelei  und  Schrecken  vor  dem  Gespenst 
aristokratischer  Reaktionen  vortrefflich  zu  zügeln  wisse.  Jetzt 
setzte  sich  vollends  die  Überzeugung  in  ihm  fest,  der  politische 
Gegner  habe  den  Antagonismus  auf  das  persönliche  Gebiet 
übertragen  und  suche  ihn  systematisch  aus  der  Teilnahme  an 
öffentlichen  Angelegenheiten  zu  verdrängen.  Allerdings  finde 
es  Escher  für  nötig,  sich  über  die  eingetretene  Entfremdung 
zu  entschuldigen  und  die  Veranlassung  bei  Wyß  zu  suchen, 
indes  ohne  Erfolg:  „Ich  habe  in  meinem  Leben  keine  Zeile  wider 

beßer,  als  es  den  leitenden  Herrn  lieb  war  —  die  Stellung  der  Partheien  und 
ihrer  Intriguen  ersehen  haben.  Hätte  nicht  ungeschickter  Weise  bei  der 
1.  Abstimmung  eine  Theilung  zwischen  Dir  und  Escher-Bodmer . . .  statt« 
gefunden,  so  wärest  Du  sofort  mit  Glanz  hineingekommen.  Nachher  über 
das  Mittagessen  und  auf  die  Erklärung  A.  Eschers  hin,  daß  die  gedruckte 
Wahlliste  durchaus  keinen  offiziellen  Charakter  habe,  fand  größere  Samm¬ 
lung  der  Gegner  statt,  und  nun  zeigte  sich  klar,  daß  die  Regierung  in  erster 
Linie  den  Finanzdirektor  Sulzer,  in  zweiter  noch  lieber  den  Hildebrand,  der 
zunächst  nur  die  Deutschen  für  sich  hatte,  als  Dich  wollte.  In  dieser  Weise 
ist  es  nun  gelungen,  die  Nordbahndirektion  nicht  nur  zu  fusioniren,  sondern 
förmlich  einzumetzgen.”  Doch  sei  das  für  Gg.  v.  Wyß  kein  Verlust.  „Neben 
A.  Escher  ist  es  nur  seinen  Freunden  oder  etwa  Mediocritäten,  die  sich  nur 
um  ihr  Fach  kümmern,  möglich,  im  Frieden  unabhängig  zu  existieren:  das 
hat  sich  wieder  schmerzlich  gezeigt.  Das  Präsidium  in  der  Versammlung 
war  zwar  rasch  und  gut,  aber  despotisch  und  unliebenswürdig  über  alle  Maßen 
Offen  hat  Escher,  mit  dem  H.  Ott  vor  der  Versammlung  sprach,  gegen 
Dich  nichts  gesagt,  aber  auch  nichts  für  Dich,  dabei  das  bekannte  Lied 
wiederholt,  die  Entfremdung  und  Feindschaft  sei  nicht  von  ihm,  sondern 
von  Dir  oder  uns  ausgegangen.77  Friedr.  v.  Wyß  ist  erst  1862,  nach 
Eschers  Rücktritt  aus  der  Regierung,  durch  den  liberalen  Erziehungsdirek¬ 
tor  Dr.  Suter  zum  Professor  ernannt  worden  („Zürcher  Taschenbuch77  1915 
p.  115/16),  sein  Bruder  Georg,  der  auch  1858  bei  Neubesetzung  der  Stelle 
des  Staatsarchivars  wieder  übergangen  worden  war  (G.  Meyer  von  Knonau 
im  „Neujahrsblatt77  des  Waisenhauses  1896  p.  27),  trotz  mehrmaliger  Emp¬ 
fehlung  der  Fakultät,  erst  1864,  nachdem  man  den  durch  den  Tod  Hottin« 
gers  verwaisten  Lehrstuhl  jahrelang  unbesetzt  gelassen  hatte!  Die  Beförde¬ 
rung  zum  Ordinarius  erfolgte  erst  1870  durch  die  neue  demokratische  Re¬ 
gierung  (ib.  p.  26/27  und  „Taschenbuch77  p.  116).  Man  wird  diese  an¬ 
stößige  Rancune  nur  durch  eine  starke  persönliche  Verbitterung  erklären 
können,  die  sich  übrigens,  wie  natürlich,  auch  der  Gegenseite  bemächtigte, 
siehe  das  bei  Meyer  v.  Knonau  p.  51/52  mitgeteilte  Urteil  Gg.s  v.  Wyß  über 
die  politische  Lage  im  Kanton,  1856.  Vgl.  ferner  Gg.  v.  Wyß:  „Die  Hoch¬ 
schule  Zürich77  p.  85  und  99. 
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ihn  persönlich  geschrieben,  in  keinem  Wahlkollegium  wider  ihn 
agitiert,  ihn  auch  meines  Wissens  nie  beleidigt.  Aber  freilich: 
wer  nicht  den  Hof  macht,  ist  ein  Feind.  Möchte  sein  Troß  noch 
zehnmal  größer  sein:  ich  werde  niemals  dazu  gehören!”  —  doch 
sei  es  wenigstens  ein  gutes  Zeichen,  daß  Escher  die  Entschuldi¬ 
gung  für  nötig  halte.1 

Bei  der  ausgesprochen  persönlichen  Einstellung,  die  jenem 
im  Verhältnis  zu  seiner  Umgebung  gewissermaßen  zur  unbe¬ 
wußten  Gewohnheit  geworden  war,  läßt  sich  allerdings  nicht 
annehmen,  daß  die  beiden  so  verschieden  gearteten  Männer 
am  gleichen  Unternehmen  erfolgreich  miteinander  hätten  arbei¬ 
ten  können.2  Sein  ganzes  Leben  handelte  Escher  ja  nach  dem 
Grundsatz:  „Wer  nicht  für  mich  ist,  ist  wider  mich”  —  als  Par¬ 
teihaupt,  wie  als  Privatmann.  Allein  wenn  diese  Ausschließlich¬ 
keit  gewissermaßen  die  Kehrseite  der  ungeheuren  Energie  dar¬ 
stellt,  die  er  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  widmete,  so 
verwickelte  sie  ihn  doch  in  menschliche  Konflikte,  die  er  oft 
schmerzlich  genug  empfand.  Auch  sonst  brachte  ihn  die 
Verflechtung  in  das  Eisenbahnwesen  mitunter  in  schiefe 
Stellungen:  dem  Juristen  konnte  die  Abnormität  nicht  ent¬ 
gehen,  daß  er  den  Konzessionsvertrag  in  der  doppelten  Eigen¬ 
schaft  als  zürcherisches  Regierungsoberhaupt  und  als  Präsi¬ 
dent  der  Nordostbahn,  sowie  im  Namen  des  Großen  Rates 
zu  unterzeichnen  hatte,  und  in  den  spärlichen  Aufzeich¬ 
nungen  über  seinen  Lebenslauf  hat  er  ausdrücklich  her¬ 
vorgehoben,  daß  er  gegen  seine  persönliche  Neigung  genötigt 
gewesen  sei,  sich  auf  das  Eisenbahnwesen  zu  werfen,  um  den 
Beweis  zu  leisten,  daß  die  Schweiz  auch  mit  dem  Prinzip  des 
Privatbaus  zu  ihren  Bahnen  komme. s  „Und  es  erwahrte  sich  an 

1  G.  Meyer  von  Knonau  (Neujahrsblatt  des  Waisenhauses  1895/96)  I 
p.  76/77,  80/81.  —  Auch  bei  ihm  geht  die  persönliche  Abneigung  bis  in 
die  Jugendjahre  zurück;  schon  am  11.  Dezember  1840  schreibt  er  seinem 
Bruder  über  die  zürcherische  Geselligkeit:  „Alfred  rnit  Bart,  Stok  und  Rok 
ermangelt  nie  zu  erscheinen  [an  den  Konzerten].  Vergebung,  daß  ich  Dir 
diese  widrige  Figur  aufführe.  Auch  ich  drehe  ihm  jederzeit  den  Rüken.” 

2  Siehe  etwa  die  Beurteilung  der  gegen  den  Sonderbund  gerichteten 
Politik  durch  Wyß,  ib.  p.  72  ff. 

3  „Das  Alfred  Escher-Denkmal”  p.  57.  Scherr  (bei  Keller-Escher),  p.  72. 
Leider  scheinen  diese  wertvollen  Aufzeichnungen,  mit  Ausnahme  der  von 
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mir  das  Sprichwort:  Wer  den  Finger  gibt,  dem  nimmt  man  die 
Hand.”  Auf  der  andern  Seite  brachte  die  Vereinigung  politi¬ 
scher  und  wirtschaftlicher  Gewalten  in  der  einen  leitenden 
Persönlichkeit  der  Sache  freilich  wieder  enorme  Förderung: 
durch  die  Fülle  seiner  persönlichen  Verbindungen  vermochte 
Escher  zahllose  Hindernisse  aus  dem  Wege  zu  räumen,  und  so 
ist  es  wesentlich  seinem  Einfluß  zuzuschreiben,  wenn  der 
Ausbau  des  nordostschweizerischen  Eisenbahnnetzes  sich  so 
rasch  und  zunächst  reibungslos  vollzog.  Seine  Stellungnahme 
erscheint  auch  entscheidend  für  die  finanzielle  Beteiligung  des 
Kantons  an  der  im  September  1853  geplanten  „Schweizerischen 
Südostbahn”,  die  eine  Verbindung  zwischen  Rorschach  und 
Chur  mit  Abzweigungen  von  Sargans  nach  Rapperswil  und  von 
Wesen  nach  Glarus  suchte  und  später  in  den  sogen.  „Vereinig¬ 
ten  Schweizerbahnen”  aufging:  in  einer  bloß  20  Minuten 
dauernden  geheimen  Sitzung  stimmte  der  zürcherische  Große 
Rat  am  4.  Oktober  1853  einstimmig  den  von  Escher  begründe¬ 
ten  Regierungsanträgen  zu,  ohne  daß  sich  auf  dessen  Referat 
hin  auch  nur  eine  einzige  Stimme  geäußert  hätte!* 1 

*  * 

* 

früheren  Benutzern  gegebenen  Zitate,  verloren.  —  Siehe  auch  „Freitags¬ 
zeitung”  1854  (17.  Febr.):  „In  den  Unterschriften  des  Vertrags  der  N.  O.  B. 
erscheint  Hr.  Dr.  A.  Escher  nach  dem  Ausdruck  eines  Blattes  „geviertheilt”, 
d.  h.  viermal:  1.  als  Abgeordneter  der  Direktion;  2.  als  Präsident  der  Direk¬ 
tion;  3.  als  Präsident  des  Verwaltungsrathes  und  4.  als  Präsident  des  Regie- 
rungsrathes.” 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1177  (26.  Sept.),  1215,  1218/19  (4.  Okt.).  Am  vorher¬ 
gehenden  Tag  wurde  er  in  die  Kommission  zur  Vorbereitung  des  Rechen¬ 
schaftsberichtes  gewählt.  Seine  Voten  über  die  Herabsetzung  des  Salz- 
pieises  ib.  p.  1593  (27.  Dez.)  und  1604  (28.  Dez.).  Siehe  auch  „Eidgen. 
Zeitung”  1853  p.  1121,  1458,  1466/67  und  1854  p.  13/14.  „Freitagzeitung” 
(7.  Okt.).  „Landbote”  (6.  Okt.  u.  29.  Dez.):  der  Erledigung  der  Südostbahn¬ 
angelegenheit  war  am  3.  Okt.  ein  l^stündiges  Votum  Eschers,  ebenfalls  in 
geheimer  Sitzung,  vorausgegangen,  in  dem  er  mit  gewohnter  Meisterschaft 
die  Entstehung  der  Bahn,  den  Gang  der  Verhandlungen,  die  Interessen  Zü¬ 
richs,  den  Grund  und  die  Notwendigkeit  der  Bedingungen  auseinandersetzte. 
Auf  Antrag  Brändlis  wurde  dann  eine  Kommission,  mit  Escher  an  der  Spitze, 
eingesetzt,  die  noch  am  gleichen  Abend  zusammentrat  und  die  ursprüng¬ 
lich  sehr  auseinandergehenden  Ansichten  in  dreistündiger  Beratung  zu 
einem  auf  gegenseitigen  Konzessionen  beruhenden  Antrag  einigte.  Am 
folgenden  Tag  geschah  dann  in  größter  Schnelligkeit  im  Plenum  die  Er- 
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Die  Eisenbahnfrage  hatte  Escher  ursprünglich  durchaus 
seinem  Lieblingsplan  einer  eidgenössischen  Universität  unter¬ 
geordnet;  allein  die  Entscheidungen  des  Sommers  1852  zeigten 
sich  der  von  ihm  ersehnten  Schöpfung  keineswegs  günstig: 
nach  übereinstimmender  Ansicht  ihrer  wärmsten  Freunde 
mußte  die  schon  weit  geförderte  Angelegenheit  damals  ver¬ 
schoben  werden,  weil  die  Eisenbahn-  und  die  Postentschädi¬ 
gungsfrage,  die  beide  im  Interesse  Zürichs  gelöst  worden  waren, 
in  einem  Teil  der  Bundesversammlung,  und  zwar  auch  bei  sol¬ 
chen,  die  der  eidgenössischen  Hochschule  ursprünglich  günstig 
gegenüberstanden,  eine  gewisse  Mißstimmung  hervorgerufen 
hatten,  so  daß  es  unklug  gewesen  wäre,  auf  eine  beschleunigte 
Entscheidung  zu  drängen.1  Dazu  hatte  in  der  Westschweiz  eine 
heftige  Opposition  in  den  Räten,  wie  in  der  Bevölkerung  einge¬ 
setzt:  der  nach  anfänglicher  Begeisterung  für  die  Bundesverfas¬ 
sung  wieder  rasch  emporstrebende  Föderalismus  und  die  Furcht 
vor  einer  Germanisierung  der  Studierenden  in  einer  deutsch¬ 
schweizerischen  Stadt  vereinigten  sich  mit  der  Eifersucht  auf 

ledigung.  „ Volksblatt”  p.  149,  207.  „Bund”  p.  1099,  1440.  —  Korrespon¬ 
denzen  über  die  Stellung-  Zürichs  im  Streit  zwischen  Gotthard  und  Lukma¬ 
nier,  resp.  Südostbahn  (1853),  mit  Nationalrat  v.  Planta,  Nationalrat  v.  Sa- 
lis,  Dubs  u.  A.  in  Eschers  Nachlaß.  Dubs  hat  in  seinem  Auftrag  im  Juni 
1853  mit  der  tessinischen  Regierung,  Pioda  u.  A.  verhandelt.  Ein  Brief¬ 
konzept  Eschers  an  Planta,  21.  Aug.  1853,  zeigt  große  Zurückhaltung:  er 
sieht  die  Fragen  noch  als  ungeklärt  an.  Ib.  auch  Akten,  Voranschläge  und 
Notizen  Eschers  über  die  Walenseestraße  (1850).  Einzelheiten  über  die 
Südostbahnangelegenheiten  auch  im  Briefwechsel  mit  Blumer:  dieser  macht 
ihn  nachdrücklich  auf  die  Bedeutung  des  Splügens  für  die  zürcherischen 
Handelsinteressen  und  damit  auch  auf  die  Wichtigkeit  der  Südostbahn  auf- 
meiksam,  mit  der  Bitte  um  deren  Unterstützung  durch  den  zürcherischen 
Staat;  sonst  werde  der  Gotthard  dem  Splügen  den  Rang  ablaufen  und  Basel 
einen  Vorsprung  vor  Zürich  gewinnen  (8.  März  1853).  Er  sprach  damals 
geradezu  von  einer  Linie  Zürich-Rapperswil-Chur-Locarno,  wenn  auch  die 
Finanzierung  schon  große  Schwierigkeiten  machte  (ib.  zahlreiches  weiteres 
Detail).  Später  hat  sich  dann  freilich  eine  grimmige  Rivalität  zwischen  der 
N.  O.  B.  und  den  Vereinigten  Schweizerbahnen  entwickelt,  und  schon  im 
November  1853  blieb  Escher  bei  der  Wahl  der  Generalkomitemitglieder 
der  Südostbahn  trotz  der  Empfehlung  durch  Blumer  in  Minderheit,  gegen¬ 
über  Schultheß  v.  Rechberg,  vor  allem  durch  den  Einfluß  der  St.  Galler  und 
Graubündner  (Brief  Blumers,  7./8.  November). 

1  Brief  Eschers  an  Alex.  Schweizer  (Bern,  23.  Juli  1852),  im  Besitz  von 
P.  Schweizer. 
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den  Einfluß  der  Zürcher  in  den  eidgenössischen  Räten.  Die  Uni¬ 
versität  werde  von  einer  Partei  betrieben,  hieß  es  im  waadt¬ 
ländischen  Großen  Rate,  deren  Führer  ein  Interesse  daran  be¬ 
sitze,  seinen  Kanton  damit  auszustatten,  so  wie  diese  Gruppe 
eine  Erhöhung  der  Zölle  zum  Vorteil  der  zürcherischen  Indu¬ 
strie  durchgesetzt  habe.  Auch  die  Aussicht,  das  Polytechnikum 
für  die  französische  Schweiz  zu  erhalten,  vermochte  diesen 
Widerstand  nicht  zu  brechen.  Dazu  kam  die  Gegnerschaft  der 
Ultramontanen,  welche  eine  Religionsgefahr  darin  witterten, 
sowie  der  Konservativen  und  Partikularisten,  die  in  der  Hoch¬ 
schule  nur  ein  schlau  ersonnenes  Mittel  der  radikalen  Bundes¬ 
barone  sahen,  um  ihre  eigene  Herrschaft  zu  befestigen  und  sich 
eine  gefügige  Bureaukratie  zu  erziehen.  Es  kam  dazu  die  Sorge 
der  Basler  um  ihre  Hochschule  und  die  persönliche  Feindschaft 
Mancher  gegen  Escher,  als  dessen  eigenste  Angelegenheit  man 
die  ganze  Frage  auffaßte  —  vor  allem  auf  Seite  derer,  die  sich, 
wie  die  St.  Galler,  durch  seine  Eisenbahnpolitik  verletzt  fühlten. 

So  faßte  die  nationalrätliche  Kommission  erst  anfangs  Au¬ 
gust  1853  in  ihrer  Mehrheit  den  Amtrag  auf  Wiedereintreten:1 
die  unverhofft  günstige  Finanzlage  des  Bundes  nötigte  zum 
Entschluß,  entweder  die  sich  ergebenden  Überschüsse  zu  an¬ 
dern  Zwecken  zu  verzetteln  und  die  Zölle  herabzusetzen  oder 
dann  mit  dem  Plan  ernst  zu  machen.  Die  Kommissonsminder- 
heit  beharrte  zwar  auf  Verschiebung,  da  sie  das  Projekt  ent¬ 
weder  als  untauglich  und  verfrüht  betrachtete  oder  überhaupt 
keine  Zentralisierung  des  höheren  Unterrichtes  wünschte. 
Allein  selbst  die  Gegner  erwarteten  doch  eher  einen  Beschluß 
nach  dem  Sinne  Eschers,  obschon  außer  Zürich,  dem  man  den 
Verlust  des  Bundessitzes  versüßen  wolle,  und  den  von  ihm  ab¬ 
hängigen  ostschweizerischen  Kantonen  eigentlich  niemand  für 
die  eidgenössische  Universität  sei;2  vom  Polytechnikum  war 

1  Bundesblatt  1854  Bd.  Ip.lff. 

2  Nach  Oechsli  p.  86  ff.  Siehe  dazu  „N.  Z.  Z.”  1854  p.  11,  13,  29  (Pole¬ 
mik  gegen  die  „Basler  Zeitung”,  die  heftige  Angriffe  gegen  Escher  ver¬ 
öffentlicht  hatte:  mit  dem  plötzlichen  Wiederaufgreifen  des  Projektes  sei 
es  darauf  abgesehen,  dem  gegen  seinen  Führer  etwas  störrisch  gewordenen 
Zürcher  Souverän  noch  einen  weiteren  Köder,  als  die  Herabsetzung  des 
Salzpreises  hinzuhalten  —  worauf  die  „N.  Z.  Z.”  antwortete,  Eschers  Stel- 
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überhaupt  kaum  die  Rede.  Als  die  Bundesversammlung  am 
9.  Januar  1854  zusammentrat/  konnte  man  die  Stimmung  trotz 
alledem  nicht  als  ungünstig  bezeichnen.  Der  persönliche  Wider¬ 
stand  hatte  sich  etwas  gesetzt,  und  wenn  Escher  sich  auch  an¬ 
fangs  zurückhielt,  so  fiel  ihm  am  zweiten  Beratungstag,  am 
17.  Januar,  doch  die  wichtigste  Rede  zu,  gegenüber  dem  die  Ver¬ 
schiebung  beantragenden  Führer  der  Minderheit,  dem  St.  Gal- 
ler  Hungerbühler. 

Mit  der  ihm  eigentümlichen  logischen  Schärfe  wies  er  zunächst 
nach,  daß  es  im  Grunde  nur  zwei  und  nicht  drei  Möglichkeiten  der 
Stellungnahme  gebe;  denn  der  Mittelantrag  der  Verschiebung,  der 
sich  einzuschleichen  suche,  bedeute  nichts  anderes  als  die  Verwerfung. 
Der  eine  der  beiden  Berichterstatter  der  Minderheit,  der  Genfer 
Camperio,  wolle  die  sich  ergebenden  Vorschüsse  für  alles  Übrige 
eher  verwenden,  als  für  die  Hochschule,  und  der  andere  erst  an 
sie  denken,  wenn  die  Pflege  der  materiellen  Interessen  in  den 
Hintergrund  trete,  d.  h.  am  jüngsten  Tage.  Ohne  Übertreibung  dürfe 
man  aber  sagen:  Jetzt  oder  nie!  Früher  habe  sich  Hungerbühler 
stets  hinter  die  unklare  Finanzlage  des  Bundes  verborgen;  da  diese 
nun  geklärt  sei,  stecke  er  sich  hinter  die  kantonalen  Budgets  und 
schildere  die  Lasten  der  Kantone,  die  Gefahren  des  Kommunismus 
und  des  Krieges :  es  fehlten  nur  noch  die  Seuchen  und  die  Pestilenz 
in  diesem  Schreckensgemälde.  Hungerbühler  wolle  die  Vorschüsse 
für  den  unersättlichen  Schlund  der  Zukunft  aufbewahren  und  werde 
sich  bald  hinter  einem  dritten  Walle  bergen.  Die  Vorschüsse  würden 
aber  nach  und  nach  aufgezehrt  zu  einzelnen  Zwecken,  da  jeder  mit 
Forderungen  kommen  dürfte,  und  Hungerbühler  könne  dann  sagen: 
„Es  ist  schade  um  das  herrliche  Projekt.  Ich  habe  immer  dafür 
geschwärmt;  aber  jetzt  fehlt  es  an  Geld."  Wenn  der  gegenwärtige 
Zustand  der  Finanzen  nicht  zur  Gründung  der  Anstalten  hinreiche, 
so  würden  sie  nie  mehr  möglich  sein.  Also  nochmals :  Jetzt  oder  nie. 

Die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  könne  man  vom  wissenschaftlichen 
und  vom  politischen  Standpunkt  betrachten:  es  müsse  Ehrensache 
eines  Staates  sein,  seinen  Bürgern  eine  vollständige  wissenschaft- 

lung  sei  zu  keiner  Zeit  gesicherter  gewesen,  als  gegenwärtig).  Siehe  auch 
p.  45  und  61.  „Freitagszeitung”  1854  (6.,  13.  Jan.).  „Eidgen.  Zeitung” 
1854  p.  7,  9.  „Landbote”  (5.  Jan.).  Die  Petition  der  schweizerischen  Ge¬ 
meinnützigen  Gesellschaft  an  die  eidgenössischen  Räte  zugunsten  der 
Hochschule  (Dez.  1853)  in  der  „Eidgen.  Zeitung”  1853  p.  1449  ff.,  1453  ff. 

1  Am  10.  Januar  ward  Escher  in  die  Kommission  zur  Prüfung  des  Ge¬ 
schäftsberichts  für  1853  gewählt:  „N.  Z.  Z.”  p.  43  (über  seine  Stellung¬ 
nahme  zum  bernischen  Preßgesetz  p.  55).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  43.  „Land¬ 
bote”  (19.  Jan.).  „Volksblatt”  p.  6.  „Bund”  p.  39,  55. 
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liehe  Bildung  innerhalb  der  eigenen  Grenzen  zu  ermöglichen.  Dazu 
reichten  aber  die  deswegen  begründeten  kantonalen  Hochschulen 
und  Akademien  nicht  aus,  wenigstens  nach  der  zürcherischen  zu 
schließen,  die  vielleicht  nicht  die  letzte  sei.  Zürich  gebe  jährlich 
70  000  Fr.,  Bern  115  000  Fr.  für  seine  Universität  aus,  während  die 
Budgets  deutscher  Hochschulen  zweiten  Ranges  3 — 400000  Fr. 
betrügen.  Allerdings  leisteten  die  kantonalen  Akademien  sehr  Be¬ 
deutendes,  mehr  als  jene  Summen  erwarten  ließen;  allein  man  solle 
seine  Kräfte  nicht  überschätzen  und  nicht  glauben,  mit  einem  Drittel 
oder  Viertel  so  viel  leisten  zu  können,  wie  andere  mit  dem  Ganzen. 
Die  Sekundarschulen  finde  man  auch  nicht  in  jedem  Dorfe,  weil 
die  Kräfte  zersplittert  würden,  und  die  einzelnen  Bezirke  besäßen 
aus  dem  gleichen  Grunde  keine  Gymnasien:  so  könnten  auch  die 
einzelnen  Kantone  auf  zweckentsprechende  Universitäten  keinen 
Anspruch  machen;  sie  vermöchten  aber  ihre  Kräfte  für  die  Hoch¬ 
schulen  nicht  noch  stärker  anzuspannen,  da  das  Volksschulwesen 
sie  im  höchsten  Grade  beanspruche.  Freilich  weise  man  auf  die 
großen  Gelehrten  hin,  die  ohne  eidgenössische  Universitäten  erstanden 
seien;  allein  wer  könne  sagen,  daß  mit  einer  solchen  nicht  noch 
mehr  derartige  Männer  aus  der  Schweiz  hervorgegangen  wären  ? 
Wenn  einer  der  vorausgehenden  Redner  auf  Bildung  in  den  Massen 
drang  und  behauptete,  sie  werde  bei  der  zentralen  Hochschule 
geschmälert,  so  sei  zu  bedenken,  daß  die  wissenschaftlichen  Anstalten 
nur  indirekt  auf  größere  Kreise  wirkten,  und  zwar  um  so  mehr,  je 
höher  sie  stünden:  in  einzelnen  Kantonen  finde  man  Universitäten 
und  doch  sehr  beklagenswerte  Mittel-  und  Volksschulen,  die  eine 
stärkere  Berücksichtigung  verdienten,  wenn  jene  nicht  gehoben 
werden  könnten,  und  daß  dies  nicht  möglich  sei,  davon  bleibe  man 
doch  überzeugt.  Der  Staat  habe  nun  aber  außerdem  noch  die  Pflicht, 
die  Wissenschaft  um  ihrer  selbst  willen  zu  pflegen:  die  Eidgenossen¬ 
schaft  umfasse  drei  Nationalitäten,  deren  Geistesleben  neben  einander 
ergänzend  und  erleuchtend  gehegt  werden  solle.  Schaffe  man  dieses 
Institut,  so  sei  es  das  einzige  der  Erde,  und  die  Schweiz  könne  dann 
auch  in  dieser  Beziehung  einen  ehrenvollen  Platz  unter  den  Völkern 
einnehmen. 

Vom  politischen  Standpunkt  aus  müsse  man  zunächst  die  staats¬ 
rechtliche  Seite  ins  Auge  fassen:  der  Artikel  22  der  Verfassung  stelle 
die  Möglichkeit  einer  eidgenössischen  Hochschule  hin;  man  habe 
die  Sache  nur  verschoben,  bis  die  Finanzen  sie  erlaubten.  Es  handle 
sich  also  darum,  ein  gegebenes  Wort  einzulösen.  Dem  Geist  des 
Bundes  sei  es  durchaus  angemessen,  wenn  die  höhere  Bildung 
zentralisiert  werde :  geschehe  das,  so  habe  man  nichts  anderes  getan, 
als  was  auch  für  andere  wichtige  Verwaltungszweige  geschah. 

Sodann  würde  die  nationale  Einigung  durch  dieses  Institut 
unendlich  gefördert:  eine  der  größten  politischen  Gefahren  für  die 


16  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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Schweiz  sei  die  Zersplitterung  in  die  drei  Nationalitäten.  Diese  zu 
vermeiden,  liege  vorzüglich  in  unserer  Pflicht:  schon  die  Stellung 
der  französischnn  und  italienischen  Minderheit  erfordere  diese  Rück¬ 
sicht.  Die  romanische  Nationalität  sei  bisweilen  mißtrauisch  gegen 
die  deutsche  Mehrheit:  in  ihrem  Interesse  liege  es  also,  auf  An¬ 
näherung  und  Vereinigung  der  Nationalitäten  zu  dringen.  Man  fürchte 
sich  aber  vor  Germanisierung  und  Barbarisierung;  allein  in  der 
deutschen  Schweiz  kenne  man  diese  Angst  nicht :  die  deutschen 
Jünglinge  würden  die  polytechnische  Schule  in  der  französischen 
Schweiz  mit  Freuden  besuchen.  Wenn  man  jene  Furcht  für  begründet 
hielte,  würde  man  nicht  auf  allen  Festen  so  viel  von  Verbrüderung 
und  schweizerischer  Nationalität  reden.  Wohl  hätten  der  Zofinger- 
verein  und  andere  Studentenverbindungen  viele  Freundschaft  unter 
den  studierenden  Jünglingen  gefördert :  er  selber  danke  jenem  vieles 
und  besuchte  jedes  Fest;  allein  zwei  bis  drei  Tage  reichten  nicht 
aus,  so  dauerhafte  Freundschaften  zu  begründen,  wie  das  jahrelange 
Zusammenleben.  Man  fürchte  sich  auch  vor  den  vielen  deutschen 
Dozenten;  allein  diese  Furcht  sei  bei  kantonalen  Anstalten  größer: 
die  Zentralisierung  schweizerischer  Kräfte  mache  weniger  deutsche 
und  fremde  nötig. 

Die  zweite  große  politische  Gefahr  liege  in  der  konfessionellen 
Trennung,  aus  der  seit  300  Jahren  alles  Übel  geflossen  sei.  Wie 
sollte  diese  Quelle  besser  verstopft  werden  können,  als  wenn  die 
studierenden  Jünglinge  an  der  selben  Anstalt  erzogen  würden  ?  Der 
Beweis  sei  da,  daß  so  die  schönsten  Früchte  reiften :  man  blicke  auf 
Aargau,  Graubünden,  Thurgau,  und  im  Gegensatz  dazu  auf  St.  Gallen, 
wo  Trennung  bestehe.  Was  in  den  Kantonen  möglich  sei,  werde  es 
auch  auf  einer  Hochschule  sein:  Tübingen,  Breslau  und  Bonn  dienten 
als  sprechende  Zeugen.  Sollte  ähnliches  bei  dem  Brudervolk  der 
Eidgenossen  versagen  ?  1832  hätten  sich  die  konservativsten  Männer, 
wie  Monnard,  Heß,  Heusler,  für  die  Verlegung  der  katholischen 
Fakultät  in  eine  protestantische  Stadt,  nach  Zürich  oder  Bern, 
ausgesprochen. 

Man  stehe  nun  an  einer  Art  Scheideweg  der  Bundespolitik:  die 
Räte  könnten  entweder  nur  das  tun,  was  der  strikteste  Buchstabe 
des  Bundes  verlange,  oder  sie  könnten  auch  die  Keime  entwickeln, 
die  in  der  Bundesverfassung  lägen.  Man  schlage  der  Bundes¬ 
versammlung  vor,  die  Vorschüsse  durch  Herabsetzung  der  Zölle 
weg  zu  drekretieren :  dadurch  würde  die  Eidgenossenschaft  aber  ins 
Trockene  gelegt,  ihr  Leben  und  Entwicklung  abgeschnitten.  Vielmehr 
solle  man  über  jene  Vorschüsse  zum  Wohl  der  Eidgenossenschaft 
verfügen.  Die  Minderheit  mache  Vorschläge,  die  in  flagrantem  Wider¬ 
spruch  mit  der  Bundesverfassung  stünden,  und  doch  sperre  sie  sich 
gegen  alle  Übergriffe  in  die  kantonale  Souveränetät.  Das  Volks¬ 
schulwesen  wolle  sie  zentralisieren,  und  doch  sei  es  Sache  der 


Begründung  des  eidgenössischen  Polytechnikums  1853 — 1854  243 


Kantone;  die  Konsumogebühren  seien  durch  den  Bund  garantiert 
und  der  Loskauf  nicht  gestattet;  daß  man  noch  höhere  Opfer  für 
das  Militärwesen  bringe,  sehe  die  Nation  gewiß  nicht  gerne:  es 
blieben  also  nur  noch  die  öffentlichen  Werke  und  die  Unterrichts¬ 
anstalten.  Für  beide  solle  in  gleichem  Maße  gesorgt  werden,  nur 
nicht  Alles  für  die  ersten  und  für  die  andern  nichts.  Wenn  das 
Gemälde  Hungerbühlers  wahr  sei,  so  könne  der  Bund  für  Korrektionen 
der  Aare  und  des  Rheins  nichts  tun.  Wenn  man  aber  nichts  leiste 
für  den  höheren  Unterricht,  so  habe  man  den  Glauben  an  die  Zukunft 
verloren.  Man  fürchte  sich  vor  der  Bureaukratie  bei  einer  Bundes¬ 
hochschule  und  bei  kantonalen  nicht:  wer  das  tue,  besitze  kein 
Zutrauen  zum  Bunde,  nur  zu  den  Kantonen.  „Wollen  wir  dieses 
Mißtrauen  teilen?  Die  Furcht  vor  dem  Geiste  der  Professoren  und 
ihrer  lebenslänglichen  Anstellung  herrscht  nicht  in  den  Kantonen; 
warum  soll  sie  bei  einer  eidgenössischen  Hochschule  auf  kommen? 
Diesen  Argumenten  müssen  wir  den  Glauben  an  die  Gesundheit  des 
neuen  Bundes,  an  eine  ideale  Richtung  des  Schweizervolkes  entgegen¬ 
setzen.  Freilich  hört  man  den  Satz  besonders  oft  wiederholen:  die 
Richtung  der  Zeit  sei  eine  materielle.  Geben  wir  dieser  Richtung 
ein  Gegengewicht  1  Das  Volk  wird  das  Zutrauen  rechtfertigen.  In 
Zürich  ist  es  auch  geschehen:  man  feindete  die  junge  Pflanze  dort 
auch  an.  Jetzt  sind  alle  Parteien  voll  Hochachtung  für  dieses  Institut, 
und  ich  möchte  den  sehen,  der  die  Aufhebung  zu  beantragen  wagte! 
Das  kantonale  Volk  hat  das  Zutrauen  gerechtfertigt ;  das  eidgenössische 
Volk  wird  es  ebenfalls  tun!  So  oft  eine  liberale  Richtung  auf  kam, 
ist  diese  Idee  aufgetaucht:  1799,  1832,  1848.  Wollen  Sie  den  Pfad 
liberaler  Richtung  verlassen  ?  Nein,  Sie  werden  die  freisinnige  Fahne 
nicht  den  Händen  der  Gegner  überliefern,  sondern  sie  entschlossen 
ergreifen  und  am  Ziele  selbst  aufpflanzen."1 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  69,  71,  75/76.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  71.  „Landbote” 
(26.  Jan.).  „Freitagszeitung”  (20.  Jan.).  „Bund”  (Beilage  zu  Nr.  18).  Über 
das  Votum  Treichlers  siehe  Berchtold,  „Volksblatt”  p.  15/16,  18/19,  22/23. 
—  Die  Skizze  zu  Eschers  Rede  in  seinem  Nachlaß  im  B.  A.:  „Jedes  Land  soll 
auch  in  wissenschaftlicher  Beziehung  seine  Bestimmung  erfüllen.  Die  Schweiz 
faßt  drei  Nationalitäten,  und  sie  soll  also  die  Wissenschaft  dieser  drei  Natio¬ 
nalitäten  vereinigen  und  vereint  pflegen.  Die  eidgenössische  Hochschule  wird 
ein  einziges  Institut  werden  in  wissenschaftlicher  Beziehung”  usw.  usw.  Ib. 
auch  Korrespondenzen  mit  Federer  und  Deschwanden,  Notizen  über  die 
Parlamentsdebatte,  Entwürfe  und  Berechnungen,  Studienpläne  und  Organi¬ 
satorisches,  Akten  und  Studienmaterial,  darunter  ein  autographer  „Entwurf 
zu  einem  Bundesgesetze  betreffend  eine  eidgenössische  Universität.”  Später 
dann  Korrespondenzen  und  Akten  des  Schulrats,  mit  Kappeier  und  dem 
zürcherischen  Erziehungsdirektor  Regierungsrat  Suter,  zum  Teil  betreffend 
die  Freifächerabteilung,  das  Verhältnis  zur  Universität  usw.;  ferner  über 
die  Finanzierung,  die  Beiträge  der  Stadt;  Vergleichungsmaterial  mit  andern 
Anstalten  usw. 
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Die  mächtige  Rede,  die  durch  Voten  von  Kern  und  Stämpfli, 
ja  selbst  Treichler  unterstützt  wurde,  hatte  immerhin  die  Folge, 
daß  der  Nationalrat  nach  viertägiger  Debatte  mit  64  gegen  43 
Stimmen  auf  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit  eintrat.1 
Auch  bei  der  artikelweisen  Beratung  des  Hochschulgesetzes 
nahm  Escher  maßgebenden  Anteil:  in  der  Befürchtung,  die 
Westschweiz  würde  dadurch  ganz  vor  den  Kopf  gestoßen,  be¬ 
kämpfte  er  mit  Kern  und  Bundesrat  Franscini  den  Antrag  des 
St.  Gallers  Hoffmann,  Universität  und  Polytechnikum  in  Zürich 
zu  vereinigen.  Sowohl  Reglement  als  Praxis  der  Bundesver¬ 
sammlung  sprächen  dagegen;  auch  müsse  Zürich  dem  Ge¬ 
schenk  von  dieser  Seite  mißtrauen.  In  den  meisten  Orten,  an 
denen  polytechnische  Schulen  beständen,  seien  sie  von  den 
Universitäten  getrennt,  da  diese  sich  freier  bewegen  müßten, 
als  jene  könnten:  Hochschüler  und  Polytechniker  ließen  sich, 
wie  die  Erfahrung  beweise,  nicht  im  nämlichen  Laboratorium 
vereinigen,  und  die  finanziellen  Vorteile  dürften  damit  auf  Illu¬ 
sionen  beruhen.  Durch  die  Verlegung  des  Polytechnikums  in 
die  Westschweiz  und  der  Universität  in  die  deutsche  habe  man 
den  Eigentümlichkeiten  des  Landes  zu  entsprechen  geglaubt, 
ohne  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  zu  schaden:  früher 
sperrte  man  sich  gegen  einen  Kronleuchter,  und  da  man  nun 
zwei  aufhänge,  wolle  man  nur  einen.2 

Allein  nachdem  der  Rat  diesem  Wunsch  auf  Trennung  der 
beiden  Anstalten  entsprochen  hatte,  vollzogen  Escher  und 
Kern  die  Schwenkung:  die  Rücksicht  auf  den  Ständerat,  in  dem 
kaum  eine  Mehrheit  zu  erzielen  war,  bewog  sie,  die  zwei  Ge¬ 
setzesentwürfe  für  Universität  und  Polytechnikum  in  einen 
einzigen  zusammenzufassen.  Die  beiden  Anstalten  sollten  nun 
an  den  gleichen  Ort  verlegt  und  organisatorisch,  wie  nach  den 
Lehrkräften  so  viel  als  möglich  vereinigt  werden,  da  so  eine 
größere  Aussicht  bestand,  sie  in  beiden  Räten  durchzubringen, 
zumal  wenn  die  katholisch-theologische  Fakultät  nach  einer 
katholischen  Stadt  verlegt  wurde.  Mit  55  gegen  38  Stimmen 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  83.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  77.  „Landbote”  (26.  Jan.). 
„Freitagszeitung”  (20.  Jan.).  „Volksblatt”  p.  T0r  14/15.  Oechsli  p.  104/5. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  87  (20.  Jan.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  83.  „Landbote” 

(26.  Jan.).  „Freitagszeitung”  (27.  Jan.).  „Bund”  p.  85,  87/88. 
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beschloß  der  Nationalrat  nun  am  23.  Januar  1854  die  Vereini¬ 
gung,  trotzdem  zahlreiche  Hochschulfreunde  der  unerwarteten 
Wendung  bedenklich  gegenüberstanden  und  ablehnten,  ja  die 
Zürcher  selber,  nach  Eschers  Beispiel,  sich  meist  der  Stimme 
enthielten,  um  nicht  den  Vorwurf  auf  sich  zu  lenken,  daß  sie 
die  Verschmelzung  in  ihrem  Interesse  durchgesetzt  hätten.1  Die 
Mehrheit  war  immerhin  gegen  diejenigen  etwas  mißtrauisch 
geworden,  die  jetzt  alles  Mögliche  und  früher  gar  nichts  woll¬ 
ten.2 3  Trotz  Eschers  Eintreten  fiel  dann  die  lebenslängliche  An¬ 
stellung  der  Professoren,  wenn  man  auch  bei  der  Beratung  der 
einzelnen  Artikel  seine  Wünsche  meist  erfüllte.8  Doch  zeigte 
sich  darauf  einen  Augenblick  die  Gefahr,  daß  den  Forderungen 
der  Waadt  auf  eine  besondere  eidgenössische  Lehranstalt  mit 
Polytechnikum  für  die  französische  Schweiz  durch  allerlei  Kon¬ 
zessionen  begegnet  würde,  trotzdem  die  Kommissionsminder¬ 
heit,  aus  Kern,  Escher  und  Hungerbühler  bestehend,  diese  Ver¬ 
doppelung  der  Hochschulen  nach  Sprachen,  als  dem  Wesen 
der  nationalen  Unterrichtsanstalten  und  dem  §  22  widerspre¬ 
chend,  ablehnten.  Das  ganze  Gesetz  wurde  dann  mit  59  gegen 
39  Stimmen  angenommen.4 * * * 

Allein  die  geplante  Vereinigung  der  Anstalten  in  Zürich 
steigerte  die  Aufregung  in  der  Waadt  auf  den  Gipfel:  eine  ge¬ 
harnischte  Beschwerde  des  Staatsrats,  Volksversammlungen, 
Proteste,  Unterschriftensammlungen,  die  sich  auch  auf  Genf 
und  Freiburg  ausdehnten,  sollten  den  Ständerat  beeinflussen, 
und  trotzdem  dessen  Kommission  mit  Mehrheit  für  das  Univer¬ 
sitätsgesetz  .eintrat,  fiel  die  Abstimmung  nach  dreitägiger  De¬ 
batte  am  1.  Februar  1854  zu  Ungunsten  des  Planes  aus.  Mit 

1  Oechsli  p.  107  ff.  „N.  Z.  Z.”  p.  99,  101.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  95,  97, 
99,  100/101  (über  seinen  Antrag  betreffend  Errichtung  einer  katholisch¬ 
theologischen  Fakultät,  die  unter  Umständen  in  eine  andere  Stadt  verlegt 
werden  könne).  „Landbote”  (2.  Febr.).  „Freitagszeitung”  (27.  Jan.)  und 
besonders  „Bund”  p.  99/100,  103,  107/8,  111/12,  115/16. 

2  Nach  einem  Wort  Eschers  („N.  Z.  Z.”  p.  103). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  107,  111  (25.  Jan.).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  103,  109. 

4  Oechsli  p.  112/13.  „N.Z.Z.”  p.U3  (27.  Jan.).  „Eidgen.  Zeitung" 

p.  114.  Gleichzeitig  wurden  eine  Reihe  neuer  Eisenbahnkonzessionsgesuche 

nach  Eschers  Anträgen  angenommen  („Landbote”,  9.  Febr.).  „Volksblatt” 

p.  18. 
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27  gegen  15  Stimmen  verwarf  die  Vertretung  der  einzelnen 
Kantone,  in  der  die  Konservativen  von  vorneherein  eine  grö¬ 
ßere  Rolle  spielten  und  die  Führer  der  Hochschulpartei  ihren 
Einfluß  in  geringerem  Maße  geltend  zu  machen  vermochten, 
die  groß  angelegte  nationale  Schöpfung:  der  Föderalismus,  wie 
die  Furcht,  die  Westschweiz  einem  neuen  Sonderbund  zuzu¬ 
treiben,  hatte  den  ersten  ins  Gewicht  fallenden  Sieg  erlangt, 
und  es  bedeutete  eine  Vermittlung  der  bestehenden  Gegen¬ 
sätze,  daß  man  sich  wenigstens  entschloß,  das  minder  ange- 
fochtene  Polytechnikum  zu  verwirklichen.  Sechs  oder  sieben 
Stimmen,  die  nach  der  Lage  der  Dinge  nicht  ausgeschlossen 
gewesen  wären,  hätten  den  Escherschen  Entwurf  gerettet:  so 
aber  mußte  man  sich  mit  einer  technischen  Hochschule  be¬ 
gnügen,  die  ihren  Sitz  nun  selbstverständlich  in  Zürich  erhalten 
sollte;  die  eigentlich  geisteswissenschaftliche  und  nationale  An¬ 
stalt  aber,  die  Escher  vor  allem  vorgeschwebt  hatte,  ward  be¬ 
graben.1 

Man  kann  sich  streiten,  ob  dieser  Beschluß  des  Ständerats 
als  ein  Unglück  zu  betrachten  ist.  Das  aber  steht  außer  Frage, 
daß  die  Enttäuschung  von  den  Hochschulfreunden  mit  einer 
Spannkraft  überwunden  wurde,  die  Bewunderung  weckt  und 
wenigstens  einen  Ersatz  für  das  Verlorene  schuf:  noch  bevor 
die  Abstimmung  im  Ständerat  vorgenommen  werden  konnte, 
im  Augenblick,  in  dem  man  die  Verwerfung  voraussah,  nahm 
der  Berichterstatter  der  ständerätlichen  Hochschulkommission, 
der  Thurgauer  Kappeier,  die  nötigen  Streichungen  und  Zusätze 
an  dem  Escherschen  Universitätsentwurf  vor,  um  ihn  so  rasch 
wie  möglich  in  ein  Gesetz  für  das  durch  eine  politisch-huma¬ 
nistische  Fakultät  zu  erweiternde  Polytechnikum  umzuwandeln. 
Darauf  ließ  er  Escher  und  Kern  aus  dem  Nationalrat  heraus¬ 
rufen,  zog  den  Ständerat  Rüttimann  ins  Vertrauen  und  ver¬ 
sicherte  sich  ihrer  Zustimmung:  als  das  Plenum  die  Universitäts¬ 
debatte  mit  der  Ablehnung  des  vom  Nationalrat  vorgeschlage¬ 
nen  Gesetzes  schloß,  war  der  neue  Entwurf  bereits  fertig.  Un¬ 
mittelbar  nach  Schluß  der  Sitzung  wurde  die  ständerätliche 

1  Oechsli  p.  113  ff.  rrN-  Z.  Z."  p.  121,  131  ff.  besonders  p.  137,  139. 
„Volksblatt”  p.  IQ. 
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Hochschulkommsision  wieder  zusammenberufen,  und  ihre 
Mehrheit,  aus  Rüttimann,  Eschers  Freund  Blumer,  Fazy  und 
Kappeier  bestehend,  ging  nun  im  Sturmschritt  vor,  um  die  im 
Prinzip  beschlossene  Anstalt  so  rasch  wie  möglich  in  Sicher¬ 
heit  zu  bringen. 

Umsonst,  daß  die  Minderheit  gegen  den  heimtückischen 
Streich  protestierte  und  Rückweisung  an  den  Bundesrat,  sowie 
Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfs  verlangte:  in  wenigen  Vier¬ 
telstunden  war  alles  beendet;  das  wie  durch  Zauberei  aus  der 
Tasche  gezogene  Gesetz  ward  in  der  Nacht  ins  Reine  geschrie¬ 
ben,  andern  Tags  übersetzt  und  lithographiert,  und  am  2.  Fe¬ 
bruar  konnte  der  Präsident  des  Ständerats,  Blumer,  seinem  ver¬ 
blüfften  Parlament  bereits  mitteilen,  der  abgeänderte  Vorschlag 
der  Kommission  sei  fertig  —  er  habe  die  Beratung  auf  morgen 
angesetzt.  Trotz  aller  Proteste  ward  diese  zweite  Auflage  des 
verworfenen  Universitätsgesetzes,  in  der  alles  gestrichen  er¬ 
schien,  was  sich  ausschließlich  auf  die  Universität  bezog,  dann 
am  3.  Februar  genehmigt:  die  Taktik  der  „Bundesbarone'', 
welche  die  immer  heftiger  einsetzende  Agitation  gegen  Uni¬ 
versität  und  Zentralisation  im  allgemeinen  durch  höchste  Eile 
abzuschneiden  strebten,  hatte  einen  augenfälligen  Sieg  erreicht, 
und  wenn  auch  in  das  erweiterte  Polytechnikum  nicht,  wie  die 
leidenschaftlich  erregten  Gegner  fürchteten,  mit  jener  politisch¬ 
humanistischen  Schule  das  Ei  gelegt  war,  aus  dem  „der  Pracht¬ 
vogel  Universität"  schließlich  doch  hervorkroch,  so  konnte  man 
sich  der  neu  beschlossenen  Anstalt  immerhin  als  eines  Ersatzes 
freuen.  Bei  der  artikelweisen  Beratung  erreichte  die  Opposition 
zwar  noch,  daß  jene  humanistisch-politische  Fakultät  auf  den 
Rang  eines  bloßen  Hilfsinstituts  für  die  technische  Bildung  her¬ 
abgesetzt  ward.  Mit  27  gegen  12  Stimmen  ward  das  Gesetz 
dann  am  4.  Februar  1854  angenommen,  während  der  waadtlän¬ 
dische  Große  Rat  unverdrossen  nun  auch  gegen  das  von  der 
Universität  getrennte  Polytechnikum  protestierte.  Am  6.  Fe¬ 
bruar  beriet  schon  der  Nationalrat,  und  Escher  erhielt  so  noch 
einmal  Gelegenheit,  sich  gegen  die  Verschleppungstaktiker  zu 
wehren. 
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Die  Entwürfe  befanden  sich  seit  1851  in  den  Händen  der  Mit¬ 
glieder,  erklärte  er,  und  noch  kein  Gegenstand  sei  so  reichlich 
geprüft  und  besprochen  worden,  wie  dieser ;  der  neue  Entwurf  enthalte 
nichts,  was  nicht  schon  in  den  früheren  lag.  Von  nächtlicher  Beratung, 
auf  die  einer  der  Sprechenden  anspielte,  sei  keine  Rede;  denn  die 
Kommission  habe  genug  Zeit  gehabt,  um  am  Tage  zu  arbeiten. 
Man  sage,  die  Versammlung  sei  herabgeschmolzen;  allein  noch  fänden 
sich  83  Mitglieder  anwesend  und  seien  neue  eingetroffen.  Auf  die 
Abwesenden  brauche  man  keine  Rücksicht  zu  nehmen;  denn  sonst 
wäre  die  Opposititon  leicht. 

Sodann  lege  man  großes  Gewicht  auf  die  Agitation  in  der  Waadt. 
Als  Bern  zum  Bundessitz  ernannt  wurde,  habe  man  in  Zürich  Ehren¬ 
haftigkeit  und  Schweizersinn  genug  besessen,  dies  stillschweigend 
hinzunehmen ;  bei  Einführung  des  französischen  Münzfußes  hätten  die 
deutschen  Mitglieder  alles  Mögliche  getan,  um  diese  zu  erleichtern: 
das  sei  eidgenössischer  Sinn.  Im  Jahre  1847  habe  Zürich  dem  Kanton 
Waadt  die  lebhafte  Sympathie  für  seine  edle  Pflichterfüllung  aus¬ 
gesprochen  ;  jetzt  strebten  die  östlichen  Kantone  nur  die  Ausführung 
von  Artikel  22  der  Bundesverfassung  an  und  glaubten  auch  eine 
Pflicht  zu  erfüllen.  Wenn  es  Mode  werden  sollte,  eidgenössische 
Fragen  in  den  kantonalen  Behörden  zur  Sprache  zu  bringen,  so 
würde  das  zur  gänzlichen  Fälschung  unserer  Bundesinstitutionen 
führen,  und  die  Deputierten  wären  nicht  mehr  frei  unter  dem  Joch 
dieses  kantonalen  Einflusses.  Hier  sei  der  Anlaß,  diesem  Treiben 
entgegen  zu  treten:  hier  gelte  das  „Principiis  obsta".  Ein  aus¬ 
brechender  Krieg  würde  allerdings  die  Errichtung  der  polytechnischen 
Schule  verschieben;  allein  darin  liege  kein  Grund,  auch  das  Gesetz 
zu  verschleppen.  Ein  Redner  habe  gesagt,  es  handle  sich  nur  darum, 
die  Universität  Zürich  durch  den  Bund  unterstützen  zu  lassen;  ohne 
zu  untersuchen,  ob  dieser  Vorwurf  im  Mund  eines  Berners  gerecht¬ 
fertigt  sei,  versichere  der  Sprechende,  daß  Zürich  statt  weniger,  eher 
mehr  für  seine  Hochschule  zu  verwenden  in  den  Fall  kommen  werde.1 

Mit  57  gegen  27  Stimmen  beschloß  der  Nationalrat  dann,  auf 
den  ständerätlichen  Entwurf  einzutreten,  und  trotz  aller  hart¬ 
näckigen  Gegenvorschläge  der  Opposition  ward  das  Ganze  schon 
am  7.  Februar  1854  ohne  jede  Veränderung  angenommen:  63 

1  Nach  Oechsli  p.  123  ff.  und  „N.  Z.  Z.”  p.  157  und  159,  161.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  151,  153/54  (heftige  Polemik  gegen  den  verkümmerten  Plan 
eines  bloßen  Polytechnikums,  das  Zürich  ablehnen  müsse),  154 — 1567  186, 
189.  „Landbote”  (16.  Febr.).  „Freitagszeitung”  (17.  Febr.):  über  die  Stim¬ 
mungen  in  der  Stadt  Zürich  gegenüber  dem  Polytechnikum,  die  im  ganzen 
mehr  für  Verwerfung  sei,  besonders  aus  finanziellen  Gründen.  „Volksblatt” 
p.  22/23.  „Bund”  p.  156/57. 
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gegen  25  Mitglieder  erklärten  ihre  Zustimmung.  Das  Hauptziel, 
um  das  gekämpft  wurde,  war  zwar  gewiß  nicht  erreicht;  aber 
dafür  war  die  polytechnische  Schule,  die  ursprünglich  ganz  im 
Hintergrund  gestanden  hatte,  nun  weit  umfassender  ausgestal¬ 
tet,  als  der  anfängliche  Plan  vorsah:  der  Ausbau  der  philo¬ 
sophischen  Abteilung  zu  einer  eigentlichen  Universität,  den 
man  damals  wohl  noch  plante,  ist  zwar  unterblieben  und  damit 
die  nationale  Zusammenfassung  aller  Bildungskräfte,  wie 
Escher  sie  wünschte,  gescheitert.  Allein  seine  Verdienste  um 
das  nach  und  nach  immer  reicher  sich  entwickelnde  Institut 
bleiben  dennoch  unvergleichlich:  das  Polytechnikumsgesetz 
vom  7.  Feburar  1854  beruht  auf  einer  Zusammenfassung  seiner 
verschiedenen  Hochschulentwürfe,  und  mit  Recht  bezeichnete 
ihn  auch  der  Berner  „Bund”  als  die  Seele  der  ganzen  Bewegung: 
aufs  neue  habe  er  bewiesen,  wie  viel  eine  mit  allen  Tugenden 
des  produktiven  und  energischen  Staatsmanns  ausgerüstete 
Kraft  selbst  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  zu  leisten 
vermöge,  und  wie  sehr  die  Eidgnossenschaft  und  der  Kanton 
Zürich  Ursache  hätten,  auf  ihn  stolz  zu  sein.1 

Nach  der  Annahme  in  der  Bundesversammlung  fiel  ihm 
dann  auch  noch  die  Aufgabe  zu,  die  Widerstände  zu  beschwich¬ 
tigen,  die  sich  im  eigenen  Kanton  gegen  die  dem  Sitz  der  neuen 
Anstalt  auf  erlegten  Verpflichtungen  regten.2  Wenn  die  Kon¬ 
servativen  zum  Teil  Lust  zeigten,  sich  für  das  in  Aussicht  ge¬ 
stellte  Geschenk  zu  bedanken,  so  war  die  Bevölkerung  freilich 
kaum  dieser  Meinung:  am  Abend  des  17.  Februar  1854  brachte 
die  Studentenschaft  der  Hochschule  den  zürcherischen  Ver¬ 
tretern  in  den  eidgenössischen  Räten  für  ihre  Bemühungen  um 
die  schweizerische  Universität  einen  Fackelzug,3  und  wenn 

1  „.Bund”  1854  p.  175. 

2  Der  Regierungsrat  stellte  ihn  an  die  Spitze  der  unverzüglich  ernann¬ 
ten  Kommission  betreffend  die  Annahme  („Eidg.  Zeitung”  p.  191,  17.  Febr. 
„N.  Z.  Z.”  p.  197.  „Freie  Stimmen”  p.  29). 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  205.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  195:  es  seien  nur  etwa 
50  Studenten  und  Gymnasiasten  gewesen;  drei  Vierteile  hätten  sich  fern 
gehalten,  trotz  persönlicher  Aufforderung  durch  den  Rektor  des  Gymna¬ 
siums  usw.I  Auf  Eschers  Rede  sei  alles  stumm  geblieben  etc.  Auf  diese 
Kritik  hin  brachten  dann  die  Studenten  dem  Redaktor  der  „Eidgen.  Zei- 
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auch  der  stürmische  Wind  hie  und  da  schadete  und  vielen 
Rauch  aufjagte,  so  stimmte  das  zu  dem  Erlebten  —  die  Lichter 
vermochte  er  doch  nicht  zu  löschen.  Nachdem  man  von  der 
Aula  zum  Rathaus  gezogen  war,  hob  einer  der  Studierenden 
besonders  die  Verdienste  des  Erziehungsdirektors  Escher  her¬ 
vor,  und  der  Gefeierte  antwortete,  aus  einem  Fenster  des  Ge¬ 
bäudes  sprechend,  mit  einem  Rückblick  auf  die  patriotischen 
Bestrebungen,  die  seit  einem  halben  Jahrhundert  für  die  zen- 

tung”  eine  Katzenmusik.  „Landbote”  (26.  Jan.,  23.  Febr.,  2.  März),  mit 
dem  Wortlaut  von  Eschers  Ansprache: 

„Wir  bedauern  mit  Ihnen  aufrichtig  und  aus  tiefer  Seele,  daß  die  Mehr¬ 
heit  des  Ständerats  und  infolgedessen  die  Bundesversammlung  sich  nicht 
dazu  zu  erheben  vermochte,  die  eidgenössische  Hochschule  sofort  ins 
Leben  zu  rufen.  Die  eidgenössische  Universität,  an  welcher  die  deutsche, 
französische  und  italienische  Wissenschaft  nebeneinander,  sich  gegenseitig 
ergänzend  und  berichtigend,  gelehrt  worden  wären,  erschien  uns  als  eine 
Pflanzstätte  der  Wissenschaft  ohne  ihresgleichen.  Die  eidgenössische  Uni¬ 
versität,  an  welcher  die  studierende  schweizerische  Jugend  aller  Gaue,  aller 
Sprachen  und  beider  Konfessionen  sich  die  Bruderhand  gereicht  hätte,  er¬ 
schien  uns  als  das  sicherste  und  schönste  Pfand  nationaler  Einigung.  Die 
eidgenössische  Universität  erschien  uns  endlich  als  ein  Versprechen,  das  in 
der  neuen  Bundesverfassung  der  schweizerischen  Jugend  abgelegt  worden 
war,  und  wir  hielten  es  für  eine  Pflicht  der  Bundesversammlung,  dieses 
Versprechen  zu  erfüllen. . . .  Wenn  wir  aber  auch  diesem  Bedauern  unver¬ 
hohlenen  Ausdruck  geben,  so  erheischt  es  hinwieder  die  Gerechtigkeit,  an¬ 
zuerkennen,  daß  die  Bundesversammlung  durch  Errichtung  einer  polytech¬ 
nischen  Schule  auf  breitester  Grundlage  und  mit  reichlicher  Ausstattung 
eine  sehr  schöne  Anstalt  ins  Leben  gerufen  und  einen  bedeutenden  Schritt 
aüf  der  Bahn  getan  hat,  welche  dem  Ihnen  und  uns  vorschwebenden  Ziele 
zuführt. 

Fassen  wir  vorerst  die  polytechnische  Schule  als  solche  ins  Auge,  so 
wäre  es  beschränkte  Einseitigkeit,  sie  in  Vergleichung  mit  der  Universität 
vornehm  über  die  Achsel  anschauen  zu  wollen:  die  polytechnische  Schule 
unterscheidet  sich  von  der  Universität  nur  dadurch,  daß  sie  für  andere 
Berufsarten  vorbereitet  als  diese. . . .  Schon  durch  diese  Tatsache  der  Grün¬ 
dung  einer  polytechnischen  Schule  neben  unserer  Universität  wird  die  letz¬ 
tere  gehoben:  kann  nämlich  nun  in  Zukunft  eine  vollkommene  Ausbildung 
für  jede  Berufsart  in  Zürich  erworben  werden,  so  gewinnt  schon  um  dieser 
Tatsache  willen  jede  in  Zürich  bestehende  Unterrichtsanstalt,  und  somit  zu¬ 
meist  und  vor  allem  auch  unsere  Hochschule. 

Die  Bundesversammlung  hat  aber  ferner  noch  beschlossen,  daß  eine 
Reihe  von  Fächern  an  der  polytechnischen  Schule  gelehrt  werden  soll,  die 
gegenwärtig  an  unserer  Kantonalhochschule  vorgetragen  werden:  die  Folge 
davon  wird  sein,  daß  diese  Fächer  nicht  mehr  an  unserer  Hochschule  ge¬ 
lehrt  werden  müssen,  und  daß  daher  der  Kanton  seine  Kräfte  auf  die  übri- 
rigen  Fächer  konzentrieren,  folglich  in  diesen  mehr  leisten  kann  als  bisher. 
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trale  Unterrichtsanstalt  gemacht  wurden,  wies  die  Beziehungen 
nach,  in  denen  ein  solches  Polytechnikum  auf  breitester  Basis, 
das  bloß  vornehme  Beschränktheit  mißachten  könne,  zur  Hoch¬ 
schule  stehe,  und  schloß  mit  der  Erklärung:  nur  schmollende 
Kinder  wüßten  ein  solches  Geschenk  nicht  zu  schätzen;  die 
Verwirklichung  der  Universität  bilde  nun  eine  Lebensaufgabe 
der  studierenden  Jugend,  die  er  als  die  Trägerin  der  Idee  hoch¬ 
leben  ließ. 

Aber  auch  in  den  von  der  Hochschule  an  die  polytechnische  Schule  über¬ 
gegangenen  Fächern  wird  mehr  geleistet  werden  können  als  bisher,  weil 
die  finanzielle  Ausstattung  des  Bundes  für  dieselben  eine  viel  bedeuten¬ 
dere  sein  wird,  als  die  bisherige  kantonale.  So  wird  unsere  Hochschule . . . 
faktisch  immer  mehr  zur  eidgenössischen  Hochschule  werden. . . . 

Sollen  wir  darum,  weil  nicht  das  Schönste  auf  einmal  erreicht  werden 

konnte,  auch  das  Schöne,  das  erlangt  worden  ist,  von  uns  stoßen? . 

Nein,  meine  jungen  Freunde,  wir  wollen  die  schöne  Anstalt,  welche  die 
Bundesversammlung  beschlossen  hat,  freundlich  begrüßen.  Wir  wollen  sie 
hegen  und  pflegen,  auf  daß  sie  in  gutem  Erdreiche  sich  immer  schöner 
entwickle  und  zuletzt  doch  zu  jener  schönen  Schöpfung  werde,  die  wir 
gegenwärtig  so  gern  hätten  entstehen  sehen.  Wir  wollen  nicht  verzwei¬ 
feln  an  der  schaffenden  Kraft  der  Zukunft.  Schon  1799  ist  der  Gedanke 
der  Gründung  einer  Nationaluniversität  von  dem  edeln  Stapf  er  auf  die 
Bahn  gebracht  worden:  es  blieb  damals,  in  einer  gewiß  sehr  schöpferischen 
Zeit,  bei  der  bloßen  Anregung.  1832  wurde  von  einer  Tagsatzungskonfe¬ 
renz  der  Plan  zu  einer  eidgenössischen  Universität  ausgearbeitet:  es  blieb 
bei  dem  bloßen  Plane.  1848  wurde  die  Befugnis  des  Bundes,  eine  eidge¬ 
nössische  Unversität  und  polytechnische  Schule  zu  errichten,  in  die  Bun¬ 
desverfassung  niedergelegt,  und  1854  hat  die  Bundesversammlung  von 
dieser  Befugnis,  wenn  nicht  in  vollem,  doch  in  ansehnlichem  Maße  Ge¬ 
brauch  gemacht. 

Sollte  eine  Idee,  die  sich  mit  solcher  Beharrlichkeit  zur  Geltung  empor« 
lingt  und  die  bereits  teilweise  Geltung  erlangt  hat,  nicht  Aussicht  haben,  in 
der  Zukunft  zu  voller  Geltung  zu  gelangen?  Und  hier  richtet  sich  mein 
Blick  zutrauungsvoll  auf  Sie,  meine  jungen  Freundei  Ich  habe  von  der 
Zukunft  gesprochen.  Die  Zukunft  unsers  Landes  gehört  aber  seiner 
Jugend,  gehört  vor  allem  seiner  studierenden  Jugend. . . .  Ihnen  zu  großem 
Teile  wird  also  die  Pflege  und  Entwicklung  der  höhern  eidgenössischen 
Unterrichtsanstalten  anheim  gegeben  sein.  Von  Ihnen  zu  größerm  Theile 
wird  es  abhangen,  ob  der  schönste  Artikel  in  unserer  Bundesverfassung  zu 
einer  Wahrheit  und  zu  einer  vollen  Wahrheit  werden  soll.  Sie  werden  — 
ich  bin  dessen  gewiß  —  das  Ideal  Ihrer  Jugend  nicht  verleugnen.  Sie  wer¬ 
den  dem  Gelübde,  das  Sie  durch  die  heutige  Feierlichkeit  vor  uns  abgelegt, 
nicht  untreu  werden.  Ich  höre  Sie  dies  uns  leise  versprechen.  Versprechen 
Sie  es  aber  noch  laut,  indem  Sie  mit  uns  einstimmen  in  ein  feuriges  Lebe¬ 
hoch  auf  die  schweizerische  Jugend,  welche  das  begonnene  Werk  der 
Schöpfung  eidgenössischer  Unterrichtsanstalten  gemäß  den  Verheißungen 
der  Bundesverfassung  zu  Ende  zu  führen  wissen  wird.” 
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Schon  am  17.  März  1854  bestellte  dann  der  Bundesrat  eine 
Expertenkommission  zur  Entwertung  des  für  die  Schule  nötigen 
Reglements,  aus  Escher,  Kern,  Tourte  u.  a.  bestehend,  unter 
dem  Vorsitz  Franscinis,1  und  am  13.  April  schloß  diese  die 
Sitzungen  mit  der  Ernennung  eines  Redaktionsausschusses, 
dem  außer  Escher  und  Kern  vor  allem  der  Rektor  der  zürcheri¬ 
schen  Industrieschule,  Deschwanden  angehörte.2  Zunächst  galt 
es  aber  noch,  die  Zustimmung  von  Stadt  und  Kanton  zu  den 

1  „Eidg.  Ztg .”  p.  31T.  „Freitagsztg.”  (21.  März).  „Bund  p.  315.  „Bundes¬ 
blatt”  Bd.  I  p.  638.  Aus  den  von  Oechsli  noch  nicht  benutzten  Briefen  Furrers 
an  Escher  ergeben  sich  einige  Nachträge.  Am  19.  März  schreibt  dieser:  „Vor 
allem  hat  es  mich  geärgert,  daß  Deschwanden  nicht  gewählt  wurde.  Ich  kann 
es  nur  dem  Umstande  zuschreiben,  daß  man  ihn,  wenn  auch  nicht  als  Zürcher, 
doch  als  Zürcher  sehe  Intereßen  repräsentierend  betrachtete.  Stelle  Dir 
vor:  man  brachte  die  Frage  zur  Discussion,  ob  man  überhaupt  einen  Zür¬ 
cher  wählen  dürfe.  Es  war  dabei  durchaus  nicht  gegen  Deine  Person  abge¬ 
sehen;  allein  man  war  ängstlich,  daß  es  übel  gedeutet  würde.  Du  kannst 
denken,  daß  ich  nicht  übel  aufbegehrte!  Genug,  man  wählte  Dich  dann 
im  1.  Scrut.  mit  5  von  6  Stimmen;  allein  nun  war  es  nicht  mehr  dahin  zu 
bringen,  daß  ein  in  Zürich  Angestellter  eine  Mehrheit  erhalten  hätte;  ich 
stimmte  fortwährend  für  Deschwanden,  bis  er  aus  der  Wahl  fiel.  Die  näm¬ 
liche  Rücksicht  mag  auch  bewirkt  haben,  daß  beschlossen  wurde,  die  Com¬ 
mission  solle  von  Franscini  präsidiert  werden;  denn  man  fühlte  natürlich, 
daß  man  Dich  zum  Präsidenten  wählen  müßte.  Als  Grund  wurde  hervor¬ 
gehoben,  daß  ein  Mitglied  des  Bundesraths  von  den  Ideen  und  Motiven 
der  Commission  specielle  Kenntnis  haben  müßte,  um  sie  reproducieren  zu 
können.  Dieß  ist  zwar  im  Allgemeinen  sehr  gut  und  richtig;  aber  ob  Herr 
Fr.  sich  dazu  eigne,  ist  eine  andre  Frage.  Nun,  ihr  werdet  ihn.  schon  be¬ 
handeln  können.  Wenn  Du  irgend  Wünsche  und  Begehren  zu  äußern  hast, 
so  kannst  Du  uns  nur  schreiben;  Hr.  Fr.  ist  jedenfalls  zu  allem  sehr  bereit¬ 
willig  und  gefügig.”  Mit  den  Wahlen  im  Einzelnen  ist  Furrer  nicht  zufrieden: 
„ich  hoffe  indeß,  daß  im  Bundesrathe  sich  keine  Mehrheit  finden  werde,  um 
das  Gesetz  in  der  Ausführung  zu  zerstümmeln”.  Escher  dachte  einen 
Augenblick  daran,  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  abzulehnen.  Furrer  schrieb  ihm 
nun  am  20.  März,  der  Sache  wegen  und  weil  er  ihn  damit  kompromittieren 
würde,  davon  abzustehen.  „Ich  vergaß  Dir  nämlich  zu  sagen,  daß  bei  der 
Discussion  Zweifel  erhoben  wurden,  ob  Du  annehmest,  gerade  wegen 
Deiner  Stellung  als  Regierungspräsident  und  Erziehungsdirektor  des  be¬ 
theiligten  Kantons.  Ich  erklärte  hierauf,  ich  sey  überzeugt,  daß  Du 
annehmest,  und  suchte  dann  nachzuweisen,  daß  es  ebenso  verkehrt  wäre, 
bey  dieser  Commission  Zürich  ganz  zu  übergehen,  als  etwa  die  Mehrheit 
aus  Zürich  zu  wählen.”  Er  wolle  sich  bemühen,  Deschwanden  wenn  mög¬ 
lich  nachträglich  wählen  zu  lassen,  was  dann  auch  geschah  (B.  A.). 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  323  und  439.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  419.  „Freitagszei¬ 
tung”  (21.  April).  Oechsli  p.  145/46:  der  Fragebogen  für  die  Kommissions¬ 
beratungen  war  von  Escher  verfaßt. 
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ihr  auf  erlegten  Verpflichtungen  zu  erlangen:  nachdem  die  Stadt 
mit  ihren  Ausgemeinden  eine  größere  Geldsumme  und  den 
jährlichen  Beitrag  von  12  OOO  Fr.  beschlossen  hatte,  trat  am 
18.  April  1854  der  Große  Rat  zusammen,  um  zunächst  einen 
Bericht  Eschers  entgegenzunehmen. 

Er  erklärte,  die  Verwirklichung  des  ganzen  Planes  sei  aus 
finanziellen  Gründen  nicht  bloß  opportun,  sondern  dringlich,  da 
Begehren  für  Aare-,  Rhein-  und  Reußkorrektionen,  für  Errichtung 
von  Waffenfabriken,  Münzstätten  u.  a.  folgen  würden  und  man  nicht 
länger  warten  dürfe,  wenn  man  nicht  das  Ganze  gefährden  und  die 
höheren  idealen  Ansprüche  von  den  kantonalen  Begehrlichkeiten 
verschluckt  sehen  wolle. 

Er  äußerte  dann  sein  Bedauern,  daß  die  Universität  nicht  erlangt 
werden  konnte,  glaube  aber,  daß  man  den  Wert  des  erhaltenen  Gutes 
deshalb  doch  nicht  verkennen  dürfe.  Zunächst  besitze  die  Schweiz 
noch  keine  polytechnische  Schule,  trotzdem  diese  als  Mittelpunkt 
der  industriellen  Wissenschaft  für  sie  von  besonderer  Bedeutung  sei. 
In  ihrer  reichen  Ausstattung  —  mehr  als  das  Doppelte  dessen,  was 
von  Anfang  an  verlangt  wurde  —  übertreffe  sie  ähnliche  ausländische 
Anstalten.  Der  Unterricht  werde,  nach  Ansicht  der  Experten¬ 
kommission,  auf  der  höchsten  Stufe  der  Wissenschaft  erteilt:  man 
bekomme  also  nicht  bloß  eine  verbesserte  Industrieschule;  sondern, 
was  in  den  Kantonen  bereits  bestehe,  solle  hier  als  Unterlage  benutzt 
und  weiter  ausgebaut  werden. 

Es  handle  sich  nicht  darum,  bloß  Materialismus,  sondern  auch 
höhere  Bildung  zu  pflegen,  und  die  Anstalt  werde  auf  die  Hochschule 
zurückwirken :  da  nämlich  der  Unterricht  in  den  philosophischen  und 
staatswirtschaftlichen  Fächern  ein  Gemeingut  bilde,  würden  die  ent¬ 
sprechenden  Fächer  an  jener  überflüssig,  sodaß  die  Ersparnis  für 
Ausdehnung  der  anderen  Fakultäten  verwendet  werden  könnte. 
Dadurch  würde  der  Vorsprung,  den  die  zürcherische  Universität  bereits 
vor  den  übrigen  schweizerischen  besitze,  bedeutend  vermehrt  und 
diese  faktisch  zur  eidgenössischen  Hochschule  erhoben. 

Bei  solchen  Ergebnissen  seien  die  verlangten  Leistungen  gering : 
man  fordere  vom  Sitz  der  polytechnischen  Schule  nicht  mehr,  als 
man  verlangte,  da  für  jene  nur  60  000  Fr.  ausgesetzt  waren.  Der 
Regierungsrat  habe  es  nun  billig  gefunden,  daß  Stadt  und  Staat  sich 
in  die  Ausgaben  teilten,  und  jene  habe,  statt  die  Baulichkeiten  zu 
übernehmen,  einen  jährlichen  Beitrag  gewählt,  sodaß  sie  nebst  ihren 
Ausgemeinden  mit  2/5  der  Kosten  belastet  sei.  Der  Regierungsrat 
schlage  nun  vor,  die  Gemeinden  bei  ihren  Erklärungen  zu  behaften 
und  der  Eidgenossenschaft  die  Verpflichtung  für  Übernahme  der 
auferlegten  Verbindlichkeiten  auszusprechen,  und  der  Redner  schloß 
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mit  dem  Glückwunsch,  daß  den  Mitgliedern  der  Versammlung  Ge¬ 
legenheit  geboten  sei,  ihren  bereits  mehrfach  für  das  Unterrichtswesen 
gemachten  Leistungen  jetzt  die  Krone  aufzusetzen.1 

Als  dann  in  der  am  nächsten  Tag  stattfindenden  Beratung 
sich  der  konservative  Widerstand  aufs  neue  regte  und  mit  der 
verletzenden  Art  argumentierte,  wie  in  Bern  mit  den  zürche¬ 
rischen  Interessen  umgesprungen  wurde,  sowie  mit  dem  Schei¬ 
tern  der  Universität  und  der  Furcht  vor  dem  überhandnehmen¬ 
den  Materialismus,  setzte  sich  Escher  aufs  neue  für  die  An¬ 
stalt  ein: 

Den  Standpunkt  seines  Hauptwidersachers,  des  Prokurators  Spyri, 
nannte  er  individuell  und  absonderlich,  da  Stadt  und  Außengemeinden 
sich  fast  einmütig  für  die  Beteiligung  ausgesprochen  hätten.  Er  selber, 
der  doch  für  eine  eidgenössische  Hochschule  Alles  getan  habe,  besäße 
wohl  eher  das  Recht  verletzt  zu  sein,  als  jemand,  der  nichts  für  dieses 
leistete,  ja  ihm  sogar  anfangs  in  der  Presse  opponierte.  Von  einem 
unwürdigen  Benehmen  gegen  Zürich  wisse  er  nichts;  wenn  der  Vor¬ 
redner  gerne  ein  stolzes  Wort  gehört  und  mehr  Selbstgefühl  von  Seite 
Zürichs  gewünscht  hätte,  so  werde  er  auf  den  Einfluß  verwiesen,  den 
der  Kanton  gegenwärtig  in  den  eidgenössischen  Räten  genieße,  und  der 
sich  wohl  mit  demjenigen  von  1840  messen  dürfe.  Was  wäre  übrigens 
die  Folge  einer  selbstbewußten,  abweisenden  Sprache  gewesen? 
Offenbar  erstens  eine  allgemeine  Indignation  und  zweitens  das 
sofortige  Anerbieten  von  Basel:  Zürich  hätte  dann  den  Stolz  für 
sich  gehabt  und  Basel  das  eidgenössische  Institut. 

Die  Befürchtung,  daß  die  eidgenössische  Hochschule  später  der 
Finanzen  wegen  nicht  mehr  zu  Stande  komme,  sei  zum  Teil  richtig; 
aber  ebenso  richtig,  daß,  wenn  das  Polytechnikum  jetzt  nicht  ver¬ 
wirklicht  werde,  später  gar  nichts  mehr  erfolge :  die  Aufgabe  sei 
vielmehr  gewesen,  in  diesem  Gebiet  so  viel  als  möglich  zu  erhalten. 
Betreffend  die  Zentralisation  gehe  der  Wind  jetzt  allerdings  mehr 
kantonal;  aber  sicher  werde  auch  das  Gegenteil  wieder  eintreten. 

Mit  Unrecht  klage  man  über  eine  Verkümmerung  der  schon  be¬ 
stehenden  Universität;  denn  es  komme  doch  wohl  auf  das  Gleiche 
heraus,  ob  die  Pharmazeuten  an  der  einen  oder  andern  Anstalt 
gebildet  würden,  und  ebenso  sei  es  gleichgültig,  ob  man  die  philo¬ 
sophischen  Fächer  am  Polytechnikum  oder  an  der  Hochschule  lehre: 
dieser  sei  besser  gedient  durch  Hebung  und  Vervollkommnung  der 
andern  Fakultäten.  Was  schließlich  den  Materialismus  betreffe,  so  habe 
dieser  auch  seine  sehr  ideale  Seite,  wenn  er  schon  nicht  einseitig 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  457.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  429.  „Landbote”  (20.  April). 
„Freitagszeitung”  (21.  April).  „Volksblatt"  p.  62.  „Bund”  p.  446. 
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sein  dürfe.  Es  müsse  nun  auffallen,  wie  der  Vorredner  die  idealen 
Bestrebungen  übersehen  konnte,  mit  denen  man  das  Polytechnikum 
in  Verbindung  setzte,  und  das  Zusammengehen  von  Hochschülern 
und  Polytechnikern  in  den  humanistischen  Fächern  sei  von  der 
Expertenkommission  einstimmig  als  möglich  erkannt  worden,  da  die 
Studierenden  sich  weder  im  Alter,  noch  in  der  Vorbildung  so  wesent¬ 
lich  unterschieden,  wie  man  behauptete. 

Als  die  Regierungsanträge  schließlich  ohne  Gegenvorschlag 
angenommen  wurden,  erhob  sich  auf  Einladung  eines  Mitglie¬ 
des  die  ganze  Versammlung,  um  den  Leistungen  der  zürche¬ 
rischen  Vertreter,  und  besonders  Eschers,  ihren  Dank  zu  be¬ 
kunden.  „Nie  war  eine  Akklamation  ungekünstelter,  kordialer, 
allgemeiner”;  selbst  der  eben  besiegte  Gegner  stand  für  den 
Mann  auf,  der  ihn  wenige  Augenblicke  vorher  in  den  Sand  ge¬ 
worfen  hatte:  „alle  Parteien  waren  einig  in  dem  Gedanken,  wem 
die  Ehre  des  Tages  gehöre.”1 

Und  ebenso  besaß  Escher  an  der  Ausarbeitung  des  die  Or¬ 
ganisation  bestimmenden  Reglements  seinen  vollen  Anteil:  in 
engem  Einvernehmen  mit  ihm  entwarf  Deschwanden  die  um¬ 
fangreichen  Vorlagen,  die  den  innern  Ausbau  der  so  lang  um¬ 
kämpften  Schöpfung  nach  und  nach  enthüllten,  und  es  ist  wohl 
Escher  gewesen,  der  von  ihr  sagte,  sie  werde  den  Augapfel  des 
Schweizervolkes  bilden,  und  zu  ihrer  würdigen  Ausgestaltung 
dürfe  es  keine  Kosten  scheuen.2  Am  21.  Juni  1854  gingen  die 
Vorschläge  bereits  dem  Bundesrate  zu,  und  mit  den  Beschlüs¬ 
sen  des  National-  und  Ständerats  vom  7.  bis  19.  Juli  trat  das 
neue  Institut  gewissermaßen  ins  Leben:  am  2.  August  ward  von 
der  obersten  Landesbehörde  der  schweizerische  Schulrat  be¬ 
stellt,  mit  Escher  als  Vizepräsidenten,  da  er  an  der  ersten  Stelle 
auf  seine  umfassendere  Wirksamkeit  als  Regierungsoberhaupt 
und  Vorsitzender  der  Nordostbahn  hätte  verzichten  müssen.3 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  465/66:  gegen  die  Polemik  der  „Eidgen.  Zeitung”  ge¬ 
richtet;  deren  Redaktor  Spyri  war  eben  jener  besiegte  Gegner.  Siehe  auch 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  433/34,  die  den  Vorgang  natürlich  wesentlich  anders 
kommentiert.  „Landbote”  (27.  April).  „Freie  Stimmen”  p.  66.  „Bund” 
p.  454. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  741.  Oechsli  p.  146  ff. 

3  Die  getroffenen  Wahlen  entsprachen  zum  Teil  Eschers  Vorschlägen; 
denn  am  25.  Juli  hatte  Furrer  ihm  geschrieben:  „Es  wäre  mir  sehr  lieb, 
wenn  Du  mir  eine  Liste  von  Personen,  welche  Du  für  geeignet  hieltest. 
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Allein  während  der  ganzen  Amtstätigkeit  des  statt  seiner  ge¬ 
wählten  Kern  übte  er  vielfach  bestimmenden  Einfluß,  und  mehr 
als  einer  der  neuen  Professoren  ist  auf  seinen  Vorschlag  hin  be¬ 
rufen  worden:1  bis  zum  Lebensende  bewahrte  er  der  von  ihm 
vorzugsweise  hervorgerufenen  Anstalt  seine  stete  Sorge. 

mittheilen  würdest.”  Und  ebenso  hatte  Escher  sich  bereits  gegen  die  Wahl 
eines  Waadtländers  ausgesprochen,  da  man  damit  den  Bock  zum  Gärtner 
machen  würde,  und  den  später  gewählten  Genfer  Tourte  vorgeschlagen. 
Am  5.  August  berichtete  ihm  dann  Furrer:  „Man  discutirte  vorher,  je¬ 
doch  nicht  über  die  Persönlichkeiten,  sondern  über  die  Requisite,  welche 
man  verlangen  müße.  Dieses  wurde  veranlaßt  durch  eine  Bemerkung 

Ochsenbeins,  daß  man  einen  Militair  wählen  sollte .  Beim  Scrutinium 

schrieb  man  fünf  Namen  auf  einen  Zettel.  Sogleich  erhielten  vier  die 
Mehrheit,  nämlich  Kern,  Escher,  Tourte  und  Studer,  oder,  um  richtiger  zu 
sprechen:  die  drei  ersten  hatten  alle  Stimmen,  der  letzte  eine  weniger,  näm¬ 
lich  die  meinige.  Das  fünfte  Mitglied  veranlaßte  viele  Abstimmungen: 
man  mußte  mehrmals  abstimmen,  welche  Einzelne  aus  der  Wahl  fallen." 
Fast  alle  Namen,  die  Du  kennst,  hatten  einzelne  Stimmen;  am  nächsten 
kamen  Blumer,  Guscetti  und  Bourgeois  (letzterer  vermuthlich  als  Militair). 
Endlich  kam  Dr.  Steiger  heraus.  Nun  wurden  die  drei  Suppleanten  auf 
einen  Zettel  geschrieben.  Das  erforderte  ebenfalls  viele  Scrutinien;  doch 
kam  Blumer  bald  heraus,  die  übrigen  successive,  nebst  einer  Menge  der 
übrigen  bekannten  Namen.  Hierauf  Wahl  des  Präsidenten:  im  ersten  Scru¬ 
tinium  Kern  einstimmig.  Wenn  Du  berücksichtigst,  daß  Du  jedenfalls  die 
Wahl  nicht  angenommen  hättest,  was  der  Bundesrath  wußte,  und  daß 
Studer  und  Steiger  höchst  wahrscheinlich  auch  nicht  angenommen  hätten, 
so  wirst  Du  begreifen,  daß  Kern  einstimmig  gewählt  wurde.  Endlich  Wahl 
des  Vizepräsidenten:  ebenfalls  einstimmig  im  1.  Scrutinium.”  Furrer  ist 
unzufrieden  über  die  Nichtwahl  Blumers  und  die  Wahlen  des  Berners  Stu¬ 
der  und  des  Neuenburgers  Humbert.  Wie  es  scheint,  hatte  Escher  als  Prä¬ 
sidenten  Rüttimann  gewünscht;  doch  wollte  der  Bundesrat  keinen  Zürcher 
(B.  A.).  Über  die  mit  dem  Polytechnikum  zusammenhängenden  Fragen 
siehe  auch  Bundesblatt  1854  Bd.  III  p.  63,  87  ff.,  91  ff.,  109  ff.,  143  ff., 
231  ff.  usw.  und  Bundesblatt  1855  Bd.  I  p.  533/34.  Siehe  auch  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  851.  „Landbote"  (10.  Aug.).  „Freitagsztg.”  (4.  Aug.).  „Bund” 
p.  865.  —  Blumer,  für  den  er,  wie  erwähnt,  im  Sept.  1854  von  der  juristi¬ 
schen  Fakultät  der  Zürcher  Universität  die  Würde  des  Dr.  jur.  hon.  c.  erwirkt 
und  den  er  damals  ganz  nach  Zürich  zu  ziehen  sich  bemüht  hatte  (Brief 
Blumers  an  ihn  vom  19.  September),  lehnte  übrigens  die  ihm  vom  Bundesrat 
nachträglich  angebotene  Wahl  als  Ersatzmann  des  eidgenössischen  Schul¬ 
rats  ab.  Auch  er  erblickte  in  Escher  „das  wirkliche  Haupt  der  Behörde, 
die  lebendige  geistige  Kraft,  neben  dem  Großwürdenträger”  (Brief  an  den 
selben,  8.  Aug.  1854).  Peyer  im  Hof  bestätigt  ebenfalls,  daß  Kern  durch 
seine  Schmiegsamkeit  gegen  Escher  hie  und  da  den  Eindruck  hervorrief, 
als  ob  das  Regiment  von  diesem  ausgehe  („Aus  den  Anfängen  des  neuen 
Bundes”  p.  31). 

1  Vgl.  u.  a.  auch  „N.  Z.  Z.”  p.  1089,  sowie  917/18.  Siehe  ferner  Oechsli 
p.  201  (Mitwirkung  bei  der  Berufung  Friedr.  Th.  Vischers),  213,  221  (Aner- 
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4.  Abschluß  der  Regierungstätigkeit  1854 — 1855. 

Neben  dieser  in  ihrer  Art  mustergültigen  Schöpfung  trat  die 
übrige  Wirksamkeit  begreiflicherweise  etwas  zurück:  am  2.  Fe¬ 
bruar  1854  beantragte  Escher  im  Nationalrat  als  Berichterstatter 
die  Konzessionserteilung  für  die  Verriereslinie,  d.  h.  die  Bahn 
durch  den  industriellen  Jura,  sowie  die  Strecken  von  Zürich  bis 
Gundetswil  und  von  Islikon  bis  Romanshorn.* 1  Und  am  8.  Fe¬ 
bruar  berichtete  er  über  die  Rheinkorrektion,  mit  dem  Antrag  auf 
Zustimmung  zu  den  Vorschlägen  des  Ständerates:  die  Artikel  21 
und  22  der  Bundesverfassung  müßten  gleichmäßig  vollzogen 
werden,  und  da  dies  nun  mit  dem  Hochschulparagraphen,  wenn 
auch  nicht  in  dem  gewünschten  Umfang,  geschehen  sei,  müsse 
der  andere,  die  Unterstützung  öffentlicher  Werke,  folgen;  zu 
seiner  Ermöglichung  sei  aber  das  bestehende  Finanzsystem  bei¬ 
zubehalten  —  man  solle  das  Volk  durch  Errichtung  bedeutender 
Denkmäler  an  den  neuen  Bund  knüpfen.2 

Daneben  ging  aber  vor  allem  die  Arbeit  für  die  Nordostbahn. 
Als  er  am  26.  April  1854  die  zweite  Generalversammlung  der 
von  ihm  geschaffenen  Gesellschaft  eröffnete,  konnte  er  nicht 
bloß  über  den  befriedigenden  Stand  der  Aktienemission  und 
-einzahlung  und  die  Frequenzsteigerung  auf  der  bereits  betrie¬ 
benen  Badenerlinie,  sondern  vor  allem  über  den  günstigen  Fort¬ 
gang  der  Bauten  berichten:  die  Traces  und  Bahnhöfe  seien  nun 
ganz  festgestellt  und  von  den  Regierungen  größtenteils  geneh¬ 
migt;  die  Expropriationen  betrügen  Ende  März  443  Jucharten 
mit  einer  Kostensumme  von  gegen  600  000  Fr.,  wobei  indes 

kennung  des  Konservativen  Gonzenbach  über  das  Absehen  von  jeder  poli¬ 
tischen  Tendenz  bei  den  Berufungen,  wozu  gerade  Escher  wesentlich  bei¬ 
getragen  habe.  „Hätte  ich  das  erwarten  dürfen,  und  wäre  der  Zukunft  zu 
trauen,  so  hätte  ich  die  Aufstellung  der  Lehrstühle  für  Geschichte,  Staats¬ 
recht,  Nationalökonomie  usw.  empfohlen  statt  bekämpft”).  Mancherorts 
fand  man  freilich,  es  seien  zu  viele  Zürcher  gewählt  worden  (ib.  p.  222  und 
Brief  Jonas  Furrers  an  Escher,  2.  März  1855).  Vgl.  außerdem  J.  C.  Kern: 
„Politische  Erinnerungen  1833  bis  1883”  (1887)  p.  88. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  141.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  137/38  und  „Land¬ 
bote”  (9.  Febr.).  Die  beiden  Orte  liegen  an  der  Zürcher.  Kantonsgrenze. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  167  (siehe  auch  p.  168  und  über  die  Anfeindungen  des 
„Vaterland”  p.  211). 
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die  Gebäudeabtretungen  und  wieder  zu  veräußernden  Landpar¬ 
zellen  inbegriffen  seien;  die  Linie  Winterthur-Romanshorn 
könne  im  März  1855,  die  von  Zürich  nach  Winterthur  anfangs 
1856  in  Betrieb  treten;  im  Kanton  Aargau  seien  die  technischen 
Vorarbeiten  dem  Abschluß  nahe,  und  das  Trace  werde  näch¬ 
stens  der  Regierung  zur  Genehmigung  vorgelegt;  die  bis  dahin 
abgeschlossenen  Akkorde  stünden  mehr  als  10  %  unter  den 
Voranschlägen;  die  Direktion  aber  habe  bisher  38  Sitzungen 
mit  740  Geschäften  abgehalten.1  Der  rasche  Fortgang  des 
Unternehmens  weckte  denn  auch  allseitige  Befriedigung:  als 
Escher  am  30.  April  1854  die  Hafenbauten  in  Romanshorn  be¬ 
sichtigte,2  wurde  er  von  einer  zahlreichen  Versammlung  aus 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  439  (siehe  auch  p.  123),  sowie  der  Geschäftsbericht  für 
1853  (in  einem  von  Escher  ganz  durchkorrigierten  Entwurf  im  Arch.  der 
Kreisdirektion  III,  sowie  gedr.  im  „Auszug  aus  dem  Protokolle”  der  Gene¬ 
ralversammlung  vom  26.  April  1854).  „Landbote”  (4.  Mai). 

2  Die  Vorbereitung  von  Schritten  bei  der  thurgauischen  Regierung  betr. 
Beteiligung  an  den  Hafenbauten  zu  Romanshorn  und  die  Einleitung  der  pro¬ 
jektierten  unterseeischen  Telegraphen  Verbindung  zu  Romanshorn  und 
Friedrichshafen  beim  Bundesrat  hatte  er  schon  im  Mai  1853  übernommen 
(Prot,  der  Direkt,  der  Zürich-Bodenseebahn,  19.  Mai  und  1.  Okt.  1853, 
1.  Dez.  1853).  Daß  die  Eisenbahngeschäfte,  besonders  die  Anlage  der 
Bahnhöfe  in  Winterthur  und  Zürich,  die  schon  vorhandene  Animosität 
zwischen  Escher  und  Regierungsrat  J.  J.  Sulzer  steigerten,  sodaß  dieser  mit 
dem  Austritt  drohte,  ergibt  sich  aus  R.  Rüegg  („Dubs”),  ferner  aus  einem 
Brief  Eschers  an  Hagenbuch  vom  5.  Dezember  1854:  „Das  Zerwürfniß, 
dessen  Du  in  Deinem  Briefe  gedenkst,  überraschte  mich  wie  ein  Blitz  aus 
hellem  Himmel.  Obgleich  S.  in  der  Bahnhoffrage,  die  mich  so  sehr  er¬ 
griffen  hatte,  gegen  mich  gestimmt  hat  und  ich  also  vielleicht  Anlaß  ge¬ 
habt  hätte,  ungehalten  über  ihn  zu  sein,  kam  ich  doch  am  letzten  Donners¬ 
tage  ohne  irgend  ein  feindseliges  Gefühl  in  die  Sitzung  des  Regierungs- 
rathes.  Was  dann  vorgefallen  ist,  hast  Du  mit  eigenen  Ohren  gehört.  Du 
kannst  also  urtheilen.  Übrigens  scheint  es  sich  nicht  bloß  um  meine  Per¬ 
son  zu  handeln:  Du  weißt,  daß  seit  einiger  Zeit  ein  unmuthiger  Ton  auch 
gegen  andere  Mitglieder  des  Regierungsrathes  in  Anwendung  gebracht 
worden  ist,  und  daß  noch  am  gleichen  Donnerstage  auch  Dubs  wahren 
Grobheiten  von  der  selben  Seite  ausgesetzt  war.”  —  Der  Streit  um  die 
Plazierung  des  Zürcher  Bahnhofs  —  an  Stelle  des  bisherigen  provisorischen 
Bahnhofs  der  Badenbahn,  oder  in  der  Nähe  des  Sees,  um  mit  der  Schiffahrt 
und  den  beiden  Seeufern  in  bequeme  Verbindung  gebracht  zu  werden  — 
erreichte  im  Spätsommer  und  Herbst  1854  seinen  Höhepunkt.  „Gegen 
diese  Verlegung,  insbesondere  gegen  das  Project,  den  Bahnhof  im  ,Feld- 
hof  (jetzige  Creditanstalt)  und  einen  Vorbahnhof  am  See  zu  erstellen,  war 
Zürichs  Bürgerschaft  fast  unisono  gestimmt.”  Auch  im  Regierungsrat 
herrschten  Differenzen:  „aber  auch  hier,  wie  in  den  Behörden  der  N.  O.  B.- 


Abschluß  der  Regierungstätigkeit  1854 — 1855 


259 


dem  oberen  Thurgau  durch  festlichen  Empfang  mit  Blumen¬ 
gewinden  und  Inschriften  überrascht,  und  an  dem  dabei  veran¬ 
stalteten  Festessen  gaben  eine  Anzahl  Toaste  den  Dankgefühlen 
lebhaften  Ausdruck.* 1 

Wenn  nun  die  Tätigkeit  im  Großen  Rate,  seit  dieser  1848  ein 
so  großes  Stück  kantonaler  Souveränetät  eingebüßt  hatte,  fast 
ganz  zurückgetreten  war,  so  fiel  Escher  doch,  als  dem  noch  im 
Amte  stehenden  Regierungspräsidenten,  am  30.  Mai  1854 
übungsgemäß  die  Eröffnung  der  kurz  vorher  neu  bestellten  Be¬ 
hörde  zu.2 


Gesellschaft  siegte  die  Nichtverlegung,  gegen  die  Ansicht  des  Präsidenten, 
Dr.  A.  Escher.  Dieser  Entscheid  machte  sodann  beßere  Verbindungen  zwi¬ 
schen  Bahn  und  See  dringend  erforderlich,  und  aus  diesem  Bedürfniß  ent¬ 
wickelten  sich  die  Projecte  des  Limatquai's,  der  Bahnhofbrücke  und  der 
Bahnhofstraße  längs  des  ,Fröschengrabens',  mit  Überwölbung  desselben" 
(ungedruckte  autobiographische  Erinnerungen  von  Bürgermeister  Zehnder 
p.  480/81).  Siehe  ferner  „Eidgen.  Zeitung"  p.  929/30,  941,  945,  953, 
965/66,  1057/58,  1138,  1249,  1265,  1297,  1307,  1326.  „N.Z.Z.”  1854 
p,  1409.  „Freitagszeitung"  (1.  Dez.).  „Volksblatt”  p.  191  usw. 

1  „N.Z.Z.”  p.  517  und  Prot,  der  Generalversammlung.  „Freitagszei¬ 
tung”  (5.  Mai).  „Bund”  p.  500. 

2  Über  seine  Wiederwahl  in  Wiedikon  und  Elgg,  für  das  er  sich  aber¬ 
mals  entschied,  vgl.  „N.Z.Z.”  p.  529,  537,  539/40,  542,  557.  „Eidgen. 
Zeitung”  p.  503,  505/6,  509/10.  „Landbote”  (11.,  18.  Mai).  „Freitagszei¬ 
tung”  (5.,  12.,  19.  Mai).  „Freie  Stimmen”  p.  74,  78,  86.  „Volksblatt”  p.  68, 
69,  75  (mit  dem  Ausdruck  des  Triumphes  über  die  erlangten  Erfolge),  78. 
„Bund”  p.  449,  513.  Neben  Escher  war  in  Wiedikon  auch  Treichler  gewählt 
worden.  Mit  wie  großer  Sorge  man  auf  liberaler  Seite  zum  Teil  diesen  Neu¬ 
wahlen  entgegengesehen  hatte,  zeigen  die  Äußerungen  von  Dubs  zu  Escher 
bei  R.  Rüegg:  man  werde  gegenüber  Treichler  den  Kürzern  ziehen,  da  viel 
Mißstimmung  gegen  die  regierenden  Kreise  in  den  Massen  herrsche  —  wäh¬ 
rend  Escher  nur  die  Lust  nach  Abwechslung  gelten  lassen  wollte.  Aber 
auch  er  selber  fürchtete  einen  umgekehrten  6.  September  1839,  d.  h.  einen 
Sieg  der  Linkspartei,  und  erklärte:  bei  den  Liberalen  sehe  es  traurig  aus, 
und  wie  man  sich  für  sie  bemühe,  so  habe  man  doch  keine  Anerkennung; 
in  der  Regierung  sei  alles  zerfahren,  und  es  koste  große  Anstrengung,  die 
Leute  beisammen  zu  halten.  (Aufzeichnung  von  Dubs  27.  Januar  1853.)  — 
Bei  Rüegg  Äußerungen  von  Dubs  über  Eschers  Art  zu  präsidieren,  bei 
jenes  Eintritt  in  den  Regierungsrat  (durch  seine  Polemik  gegen  Treichler, 
im  „Landboten”  hatte  er  vorzugsweise  zu  dem  Wahlsieg  beigetragen):  „er 
präsidierte  mit  seiner  bekannten  Gewandtheit  und  einer  Präzision,  die  fast 
zu  präzis  ist.  Über  die  Geschäfte  selbst  sprach  er  während  der  Sitzung 
kein  Wort.”  . . .  Acht  Tage  später:  „Escher  präsidierte  auch  diesmal  be¬ 
dächtig;  er  war  jedoch  schrecklich  dawider,  wenn  man  der  Eisenbahngesell¬ 
schaft  irgend  eine  erschwerende  Bedingung  auferlegen  wollte.  So  ging  es 
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Gegen  den  Schluß  der  letzten  Amtsperiode,  führte  er  aus,  sei 
vielfach  behauptet  worden,  der  Große  Rat  handle  nicht  im  Einklang 
mit  der  Anschauungsweise  des  Volkes  und  besitze  vor  allem  nicht 
die  richtigen  Vorstellungen  von  der  Demokratie.  So  sei  es  heilsam 
gewesen,  daß  die  Integralerneuerung  jenem  Gelegenheit  gegeben 
habe,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  die  oberste  Landesbehörde 
der  getreue  Auspruck  seiner  Gesinnung  gewesen  sei  oder  nicht. 
Dieser  Wahrspruch  sei  nun  erfolgt  und  zwar  im  Sinn  vollständiger 
Billigung  der  Haltung,  welche  der  abtretende  Große  Rat  beobachtet 
habe:  dieser  könne  also  um  so  festeren  Schrittes  auf  derjenigen 
Bahn  fortwandeln,  die  er  auch  unter  anscheinend  weniger  günstigen 
Verhältnissen  überzeugungstreu  und  männlich  innehielt.  Dabei  walte 
nicht  etwa  die  Ansicht,  als  ob  der  Große  Rat  nun  ruhig  die  Hände 
in  den  Schoß  legen  und  still  stehen  solle;  denn  damit  würde  er  ja 
gerade  die  bisher  eingeschlagene  Bahn  verlassen.  Er  werde  vielmehr 
dem  zwar  besonnenen,  aber  nicht  minder  entschiedenen  Fortschritt 
huldigen  und  die  mancherlei  vom  Rat  von  1850  begonnenen 
Schöpfungen  zu  Ende  führen,  sowie  durch  neue  seiner  Wirksamkeit 
Denkmäler  zu  setzen  wissen.  Er  werde  mit  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  und  der  Anschauungsweise  des  Volkes  Schritt  halten  und  damit 
auch  seinerseits  beitragen,  daß  der  Kanton  Zürich  fortfahre,  das 
wohltuende  Bild  eines  Staates  zu  gewähren,  der  zwar  allmählich  und 
besonnen,  aber  nur  desto  festem  und  sicheren  Trittes,  ohne  Sprünge, 
aber  auch  ohne  Stillstand  oder  gar  Rückschritte,  auf  der  Bahn  immer 

beispielsweise  einmal  um  ein  paar  hundert  Franken:  dafür  ließ  er  die  ganze 
Größe  der  Wohltat  der  neuen  Bahn  und  der  Opfer  ins  Gewicht  fallen,  und 
zwar  mit  Argumenten,  welche  der  anwesende  Oberst  Pestalutz  als  technisch 
wertlos  bezeichnete.  Es  ist  dieser  Fanatismus  in  einem  so  klaren  Kopf  fast 
unerklärlich/'  Über  die  zur  Beschwichtigung  der  Unzufriedenheit  geplan« 
ten  Reformen  vgl.  Rüegg:  Escher  habe  Dubs  erklärt,  wir  sollten  in  allen 
Fragen  zusammen  zu  einer  lebendigen  Politik  übergehen,  um  vor  allem  über 
den  Revisionsartikel  hinwegzukommen.  Treichler  dränge  bei  diesem  Punkte 
nur,  um  uns  in  der  Bundesversammlung  anzuklagen,  und  diese  werde  uns 
mit  größter  Begierde  eins  ans  Bein  geben.  Wir  einigten  uns,  die  Sache 
weiter  zu  studieren.  Von  Bollier  vernahm  ich  übrigens,  daß  er  sich  gegen« 
über  Ratsschreiber  Huber  von  Wädenswil  für  die  Treichlersche  Forderung 
erklärte,  und  ich  glaube  selber,  daß  er  an  der  Abschaffung  der  indirekten 
Wahlen  und  der  Bezirksversammlungen  herum  laboriert"  —  sehr  im  Gegen« 
satze  zu  1866/67.  „Soll  aber  das  lebendige  Politik  sein?”  setzt  Dubs  hinzu. 
„Und  was  plant  Escher  mit  mir?  Bei  der  Association,  die  er  mir  vor« 
schlägt,  hat  er  den  Löwenanteil.  Er  benutzt  mich  zu  seinen  Projekten, 
fischt  sich  die  besten  Brocken  weg,  und  ich  werde  so  toleriert.  Escher 
steuert  gegen  Treichler  hin,  sucht  dessen  Partei  zu  gewinnen,  und  mit  Hülfe 
der  Eisenbahnen  hat  er  auch  die  Konservativen  bezwungen.  Eine  Allianz 
dieser  Art  kann  ich  nicht  abschließen:  ich  verlöre  die  Selbständigkeit, 
meine  politische  Reputation.”  . . . 
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größerer  Vervollkommnung  fortwandle.  Dadurch  werde  er  mitwirken, 
daß  der  Kanton  das  Ansehen  und  den  Einfluß,  die  er  sich  in  der 
Eidgenossenschaft  nicht  zum  geringsten  Teil  um  seiner  inneren 
Politik  willen  zu  erwerben  wußte,  nicht  bloß  bewahre,  sondern  noch 
kräftige  und  vermehre ;  ja  daß  er  auch  außerhalb  der  Schweiz 
ehrenvoll  genannt  werde,  so  oft  es  sich  darum  handle,  den  tat¬ 
sächlichen  Beweis  dafür  zu  leisten,  daß  ein  demokratischer  Freistaat 
die  geistige  und  materielle  Wohlfahrt  seiner  Bürger  auf  eine  hohe 
Stufe  zu  heben  vermöge,  und  daß  die  Demokratie  —  woran  so  oft 
gezweifelt  werde  —  die  Kraft  besitze,  nicht  bloß  die  ihr  entgegen¬ 
gesetzten  politischen  Prinzipien,  sondern  auch  ihre  eigenen  Über¬ 
treibungen  und  Auswüchse  zu  bemeistern. 

Als  eine  Hauptaufgabe  nannte  er  die  Fortbildung  der  Verfassung: 
der  Große  Rat  habe,  bald  nachdem  die  neue  Ordnung  der  Dinge 
im  Bund  ins  Leben  getreten  sei,  beschlossen,  es  solle  keine  Total-, 
sondern  jeweilen  nur  Partialrevisionen  vorgenommen  werden.  Der 
Redner  glaubte  nun  mit  der  Behauptung  nicht  zu  irren,  daß  das 
Volk  damals,  wie  jetzt,  damit  einverstanden  sei:  weit  entfernt,  an  den 
Hauptgrundlagen  zu  rütteln,  sei  es  diesen  vielmehr  mit  Anhänglich¬ 
keit  und  Treue  zugetan,  dabei  aber  viel  zu  erleuchtet,  um  nicht 
einzusehen,  daß,  wenn  auch  die  Fundamentalbestimmungen  die  Probe 
einer  24  jährigen  Erfahrung  rühmlich  bestanden  hätten,  doch  immerhin 
einzelne  Vorschriften  verbesserungsfähig  seien.  Das  Volk  wolle  aber 
nicht  durch  solche  Vorschläge  überrascht  werden:  es  liebe  das 
Experimentieren  mit  dem  Staatsgrundgesetze  nicht,  und  in  der  Tat 
seien  die  Vorgänge,  die  anderwärts  stattgefunden  hätten,  nur  geeignet, 
von  ihrer  Nachahmung  abzuschrecken  und  zu  beweisen,  daß  durch 
Verfassungsrevisionen,  die  bloß  um  zu  revidieren  unternommen 
würden.  Allem  eher  als  dem  wahren  Fortschritt  Vorschub  geleistet 
werde.  Gewiß  werde  der  Rat  nur  um  so  volkstümlicher  handeln  und 
zugleich  die  wohlverstandenen  Interessen  einer  freisinnigen  Fort¬ 
entwicklung  des  Staates  um  so  sicherer  fördern,  je  unentwegter  er 
an  dem  Grundsatz  festhalte,  bloß  zu  solchen  Änderungen  die  Hand 
zu  bieten,  deren  Bedürfnis  sich  allgemein  fühlbar  gemacht  habe,  ja 
deren  Notwendigkeit  zur  Gesamtüberzeugung  des  ganzen  Volkes 
geworden  sei. 

Der  Redner  berührte  dann  den  inzwischen  herbeigeführten 
Abschluß  des  Zivilgesetzbuches,  das  zwar  nicht,  wie  Manche  allzu 
sanguinisch  hofften,  das  Ende  aller  Prozesse  bedeuten,  aber  doch 
wesentlich  dazubeitragen  werde,  das  Privatrecht  dem  Volk  zugäng¬ 
licher  und  verständlicher  zu  machen  und  es  den  so  stark  geänderten 
Bedürfnissen  und  der  Anschauungsweise  der  Gegenwart  anzupassen. 
Das  Erlassen  der  eingreifendsten  Abschnitte,  wie  des  Erbrechts,  sei 
der  gegenwärtigen  Amtsdauer  Vorbehalten:  gerade  hier  aber  werde 
die  Umwandlung  besonders  schwer  empfunden  werden.  Dazu  komme 
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die  Revision  der  Gesetzgebung  überhaupt,  die,  von  formeller  Zu¬ 
sammenstellung  des  noch  Geltenden  ausgehend,  sich  immer  stärker 
auch  auf  das  Materielle  erstrecke.  Das  Bedürfnis  nach  größerer  Stetig¬ 
keit  werde  sich  aber  gewiß  immer  fühlbarer  machen,  und  die  Zeit  sei 
nicht  mehr  ferne,  da  man  ein  verbesserungsfähiges  Gesetz  nicht  ändern 
werde,  nur  um  Bestimmungen  nicht  umstoßen  zu  müssen,  die  vielleicht 
eben  erst  oder  noch  nicht  einmal  in  das  Bewußtsein  des  Volkes  überge¬ 
gangen  seien,  und  dadurch  eine  neue  Rechtsunsicherheit  zu  veranlassen. 

Die  Erbauung  der  Eisenbahnen  und  die  Gründung  der  eid¬ 
genössischen  polytechnischen  Schule  würden  in  den  nächsten  Jahren 
die  mittelbare  oder  unmittelbare  Mitwirkung  und  Fürsorge  der 
Behörden  vielfach  erheischen.  Wenn  Zürich  sich  von  jeher  durch 
ebenmäßige  Pflege  der  geistigen  und  materiellen  Interessen  aus¬ 
gezeichnet  habe,  so  dürfe  wohl  die  Krone  dieser  harmonischen 
Entwicklung  in  der  bedeutungsvollen  Erscheinung  gefunden  werden, 
daß  nun  gleichzeitig  zwei  großartige  Schöpfungen  ausgeführt  würden, 
von  denen  die  eine  für  die  intellektuelle,  die  andere  für  die  materielle 
Entwicklung  des  Kantons  von  den  heilsamsten  Folgen  sein  werde. 
Die  Eisenbahnfrage,  die  immer  mehr  als  eine  Lebensfrage  für  unser 
verkehrsreiches  und  industrielles  Land  angesehen  würde,  gehe  einer 
für  den  Kanton  Zürich  sich  stets  befriedigender  gestaltenden  Lösung 
entgegen.  Die  Nordostbahnunternehmung,  die  eine  wesentlich 
zürcherische  genannt  werden  könne,  sei  nun  doch  zu  derjenigen 
schweizerischen  Eisenbahnunternehmung  geworden,  die  über  die 
größten  Geldkräfte  verfüge  —  obgleich  Zürich  von  jenen  Kon¬ 
ferenzen,  in  denen  über  die  Zukunft  des  schweizerischen  Eisenbahn¬ 
wesens  entschieden  werden  sollte,  planmäßig  fern  gehalten  wurde. 
Damit  sei  die  Verbindung  Zürichs  mit  dem  Bodensee  und  Basel 
gesichert.  Aber  auch  die  Südostbahnunternehmung,  die  in  der  Linie 
Rapperswil-Chur  ein  bedeutungsvolles  Glied  zürcherischer  Interessen 
darstelle,  habe  erfreuliche  Fortschritte  gemacht;  andere,  von  mehr 
lokaler  Bedeutung,  seien  bereits  konstituiert. 

Nicht  minder  könnten  die  Vorarbeiten  für  die  im  nächsten  Frühjahr 
bevorstehende  Eröffnung  der  polytechnischen  Schule  befriedigen.  Die 
Beratungen  über  das  Reglement  ließen  eine  der  best  eingerichteten 
Unterrichtsanstalten  und  zugleich  eine  Vervollständigung  und  Be¬ 
lebung  der  kantonalen  Hochschule  erwarten.  Bei  so  ermutigender 
Aussicht  dürfe  man  wohl  hoffen,  der  Große  Rat  werde  diesen 
Schöpfungen,  deren  gänzliche  Durchführung  noch  mit  unzähligen 
Schwierigkeiten  verbunden  sei,  vorkommenden  Falls  alle  diejenigen 
Unterstützung  zu  Teil  werden  lassen,  die  er  großartigen  Unter¬ 
nehmungen  zur  Wahrung  der  höchsten  geistigen  und  materiellen 
Interessen  noch  nie  versagt  habe. 

Ein  reiches  Feld  der  Tätigkeit  sei  also  eröffnet:  die  Aufgabe 
wäre  schon  schwierig,  wenn  es  auch  bloß  gälte,  das  Begonnene 
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durchzuführen.  Aber  jeder  Tag  gebäre  neue  Bedürfnisse  und  stelle 
neue  Anforderungen  an  die  Gesetzgebung.  Der  Rat  werde  also  nicht 
bloß  sehr  umfangreiche  angefangene  Arbeiten  zu  vollenden,  sondern 
vielleicht  fast  ebenso  ausgedehnte  neu  anzufangen  haben.  Gewiß 
werde  er  sich  dadurch  nicht  entmutigt,  sondern  nur  gehoben  fühlen 
und  in  der  Überzeugung  Beruhigung  schöpfen:  wenn  er  alle  ihm 
von  Gott  verliehenen  Kräfte  unermüdlich  anstrenge,  um  den  mit 
dem  Amt  eines  Stellvertreters  des  Volkes  verbundenen  ernsten 
Pflichten  zu  genügen,  daß  er  vor  dem  Richterstuhl  des  Gewissens 
stets  werde  bestehen  können.  Gewiß  werde  ihm  aber  angesichts  des 
schwierigen  Tagewerks  der  Gedanke  lebhaft  vor  die  Seele  treten, 
wie  wenig  der  Einzelne  für  sich  allein  vermöge,  wie  sehr  es  der 
möglichsten  Einigung  Aller  bedürfe,  wenn  etwas  wahrhaft  Schönes 
und  Großes  zu  Stande  gebracht  werden  solle.  „Und  diese  möglichste 
Einigung  Aller  zur  Lösung  der  uns  gestellten  Aufgabe  möchte  ich 
Ihnen  schließlich  noch  dringend  ans  Herz  legen.  Mißverstehen  Sie 
mich  nicht.  Ich  spreche  nicht  von  politischen  Fragen,  die  wir  zu 
entscheiden  haben  möchten.  Ich  könnte  Ihnen  eine  Verquickung  der 
Glaubensbekenntnisse  der  verschiedenen  politischen  Parteien  nicht 
empfehlen.  Auf  dem  Felde  der  Politik  scheint  mir  ein  offener  Kampf 
einer  gesunden  Entwicklung  des  Staatslebens  förderlicher  zu  sein, 
als  ein  fauler  Friede.  Ich  glaube  auch,  daß  jener  eher  zu  einer 
dauerhaften  Verständigung  führen  kann,  als  dieser.  Wenn  ich  Ihnen 
möglichste  Einigung  bei  den  uns  bevorstehenden  Arbeiten  empfehle, 
so  habe  ich  vielmehr  die  sehr  zahlreichen  und  immer  zahlreicher 
werdenden  Verhandlungsgegenstände  der  höchsten  Landesbehörde, 
welche  keinen  politischen  Charakter  an  sich  tragen,  im  Auge.  Dieser 
Fragen  darf  sich  der  politische  Parteikampf  nicht  bemächtigen,  soll 
er  ein  gesunder  bleiben  und  nicht  zum  Verderben  des  Landes  aus- 
schlagen.  Eine  politische  Partei  muß  die  moralische  Kraft  haben, 
auf  diesem  neutralen  Gebiete  die  Waffen  friedlich  niederzulegen  und 
Hand  in  Hand  mit  denen  zu  gehen,  denen  sie  vielleicht  eben  erst 
auf  dem  politischen  Wahlplatze  gegenübergestanden.  Ich  anerkenne 
freudig,  daß  im  Kanton  Zürich  die  politischen  Parteien  bereits 
rühmliche  Proben  solcher  Selbstverleugnung  abgelegt  haben.  Jene 
großartigen  Schöpfungen  der  neuesten  Zeit . . .  wären  ohne  die  Einigung 
aller  guten  Kräfte  aller  Parteien  nimmer  zu  Stande  gekommen.  Es 
hat  also  diese  Einigung  bei  uns  bereits  feste  Wurzeln  geschlagen 
und  schöne  Früchte  getragen.  Möge  sie  immer  mehr  erstarken  in 
diesem  Ratsale  und  im  ganzen  Lande."  1 

1  „Landbote”  (T.  und  8.  Juni).  In  der  „N.  Z.  Z.”  p.  639  ein  Auszug 
(siehe  dazu  die  Glossen  auf  p.  645).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  595,  597.  „Frei¬ 
tagszeitung”  (2.  Juni).  „Freie  Stimmen”  p.  90.  „Bund”  p.  606,  609. 
„Volksblatt”  p.  87.  Vgl.  ferner  Berchtold. 
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Die  darauf  folgende  Wahl  zum  Großratspräsidenten  lehnte 
Escher  wegen  Geschäftsüberhäufung  freilich  ab,  da  er  die 
Würde  erst  1852  bekleidet  habe  und  der  Rat  genügend  Kapazi¬ 
täten  besitze,  die  das  Amt  versehen  könnten.  In  der  Wieder¬ 
wahl  als  Regierungsrat  erhielt  er  192  von  211  Stimmen,1  als 
Kirchenrat  125  von  142.2 3  Der  Schwerpunkt  seiner  parlamentari¬ 
schen  Tätigkeit  blieb  so  nach  wie  vor  im  Nationalrat:  in  der 
Sommersitzung  1854  ward  er  mit  37  Stimmen  wieder  zum  Mit¬ 
glied  der  Petitionskommission  bestellt''  und  berichtete  sowohl 
über  auswärtige  Verhältnisse,  den  Handelsvertrag  mit  Amerika, 
wie  über  juristische  Fragen.4  Vor  allem  aber  trat  er  für  die  im 
Zollgesetz  gestatteten  Erleichterungen  des  Eisenbahnbaues  ein, 
die  ja  vom  Bund  nichts,  als  einen  Verzicht  auf  die  Einfuhrge¬ 
bühren  für  Schienen  und  andere  Baumaterialien  verlangten  und 
das  vorgesehene  Budget  nicht  durchkreuzten,  da  man  nie  auf 
diese  Einnahme  gerechnet  habe  und  diese  auch  bloß  auf  zehn 
Jahre  erteilt  seien:  die  Eidgenossenschaft  dürfe  sich  vielmehr 
freuen,  daß  sie  die  Wechselfälle  des  Bahnbaues  nicht  zu  tragen 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  640/41.  Rüegg:  „Die  meisten,,  beinahe  alle  Stimmen, 
vereinigte  Escher  auf  sich:  so  viele  waren  ihm  bei  keiner  frühem  Wahl  zu¬ 
gefallen;  mehr  denn  je  galt  er  jetzt  als  ^Kronleuchter'  der  Partei."  Die 
Verteilung  der  Direktion  blieb  die  bisherige  („N.  Z.  Z.”  p.  687).  „Volksblatt" 
p.  87/88.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  598/99.  „Landbote"  (1.,  15.  Juni).  „Frei¬ 
tagszeitung”  (2.  Juni).  „Freie  Stimmen"  p.  90/91.  Siehe  auch  Berchtold. 
Ende  Juni  legte  Escher  dann  auch  das  Präsidium  der  Aufsichtskommissionen 
über  Kantonsschule  und  Lehrerseminar  nieder  („Eidgen.  Zeitung”  p.  723). 
Auch  am  27.  Dezember  erhielt  er  bei  der  Wahl  des  Vizepräsidenten  wieder 
5  Stimmen  (p.  1430),  am  19.  Juni  1855  2  Stimmen  als  Regierungspräsident, 
statt  Zehnder  (ib.  1855  p.  675).  „Volksblatt"  1854  p.  206.  „Landbote” 
1854  (27.  Dez.).  „Bund”  1854  (p.  1456). 

2  „N.  Z.  Z."  p.  741  (21.  Juni).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  682.  „Landbote" 
(29.  Juni).  „Freitagszeitung”  (23.  Juni).  Ende  August  wurde  er  vom  Re¬ 
gierungsrat  an  die  Schulsynode  abgeordnet  („N.  Z.  Z."  p.  1013  und  „Land¬ 
bote”,  7.  Sept.).  Ebenso  gehörte  er  einer  Großratskommission  für  Ände¬ 
rungen  im  Gerichtswesen  an  (Berchtold). 

3  „N.  Z.  Z."  p.  797.  Bei  der  Sessionseröffnung  am  3.  Juli  hatte  er  wie¬ 
der  2  Stimmen  als  Vorsitzender  erhalten  (p.  793).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  731, 
735).  „Landbote"  (6.  Juli).  „Freitagszeitung”  (7.  Juli).  „Bund"  p.  734, 
738. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  827  (10.  Juli  Erleichterungen  von  Seite  Badens  betr. 
Handwerksgesellen),  845,  848  (15.  Juli:  Bürgerrecht  eines  unehelichen  Kin¬ 
des,  resp.  Auslegung  von  §  48  der  Bundesverfassung).  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  761,  781.  „Bund”  p.  765,  787. 
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brauche  und  infolge  des  größeren  Warenverkehrs  sogar  eine 
größere  Einnahme  erhalte.  Er  bestritt  entschieden,  daß  die 
Eisenbahnen  eine  Spekulation  der  Reichen  seien:  gerade  die 
Unbemittelten  nähmen  sie  stark  in  Anspruch,  und  unzählige 
Bürger  hätten  aus  reinem  Patriotismus  sehr  große  Opfer  ge¬ 
bracht;  freilich  falle  es  leichter,  solche  Anklagen  zu  erheben,  als 
mit  einem  Teil  seines  Vermögens  einzustehen.  Es  finde  sich 
in  der  Schweiz  keine  einzige  Gesellschaft,  deren  Aktien  nicht 
weit  unter  pari  ständen,  und  schon  dies  allein  sollte  bewirken, 
daß  man  auf  Mittel  zur  Abhilfe  denke:  wenn  Konzessionen 
gegeben  worden  seien,  so  habe  man  damit  doch  noch  nicht  ge¬ 
baut,  und  die  Schweiz  könne  sich  Glück  wünschen,  wenn  sie 
bloß  um  den  Preis  des  Zollverzichts  zu  einem  vollständigen 
Eisenbahnnetz  gelange.1 

Auch  in  kleineren  Angelegenheiten  war  sein  Votum  meist 
entscheidend:  er  beantragte,  dem  seit  Jahren  gestellten  tessini- 
schen  Begehren  um  Ersatz  von  25  000  Fr.  für  den  Transport 
einer  Gruppe  ungarischer  Deserteure  nach  Amerika  zu  ent¬ 
sprechen,  da  die  Leute  bei  einer  Ausweisung  von  Österreich 
wohl  erschossen  worden  wären  und  der  Bund,  der  die  Aufsicht 
über  die  Fremdenpolizei  führe,  die  Kosten  für  die  badische  Ar¬ 
mee  seinerzeit  ebenfalls  vergütet  habe.2  Dagegen  gelang  es  ihm 
nicht,  das  Genfer  Niederlassungsgesetz,  das  schweizerischen 
Dienstboten  in  kantonalen  Angelegenheiten  als  bloßen  Aufent¬ 
haltern  das  Stimmrecht  verweigerte,  zu  retten:  mit  47  gegen  42 
Stimmen  wurde,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Ständerat,  be- 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  856  (17.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung1"  p.  789.  „Band"  p.  797. 
Wie  sehr  Escher  auch  im  zürcherischen  Regierungsrat  jede  erschwerende 
Bedingung  für  die  Eisenbahngesellschaften  zu  hindern  suchte,  zeigte  die  oben 
p.  2592  zitierte  Äußerung  von  Dubs.  Schon  am  7.  Juli  hatte  er  an  Hagen- 
buch  geschrieben:  „Die  Ausdehnung  der  Zollbegünstigungen  für  die  Eisen¬ 
bahnmaterialien  und  der  Kredit  für  die  erste  Einrichtung  der  polytechni¬ 
schen  Schule  —  die  beiden  mich  am  meisten  interessierenden  Gegenstände 
—  sind  hoffentlich  auf  gutem  Pfade."  Außerdem  bemühte  er  sich,  wie  in 
den  Vorjahren,  auf  Hagenbuchs  Wunsch  mit  der  Sicherung  der  reformier¬ 
ten  Kirche  in  Luzern  (12.  Juli),  und  war  auch  in  Bern  unaufhörlich  mit  den 
Eisenbahnangelegenheiten  beschäftigt  (13.  Juli,  5.  Dez.). 

2  „N.  Z.  Z."  p.  861  und  863  (19.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung"  p.  797. 
„Bund”  p.  805. 
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schlossen,  das  Niederlassungsgesetz  dürfe  von  der  kantonalen 
Souveränität  nicht  verkümmert  werden.1  Und  ebenso  wurde 
gegen  seine  Bedenken  ein  Beitrag  an  die  urnerische  Reubkor- 
rektion  beschlossen,  während  er  dafür  den  Artikel  21  der  Bundes¬ 
verfassung,  im  Gegensatz  zur  Kommission,  auf  die  bündnerische 
Rheinkorrektur  angewendet  wissen  wollte  und  damit  siegreich 
durchdrang.2  Nach  der  Neuwahl  des  Nationalrates,  im  Oktober 
T854,3  ward  er  nach  starker  Opposition  im  4.  Skrutinium  mit  52 
gegen  40  Stimmen  wieder  zum  Vizepräsidenten  und  zugleich 
zum  Mitglied  der  Petitionskommission  gewählt.  Und  ebenso 
referierte  er  über  die  Anerkennung  der  bestrittenen  National¬ 
ratswahlen.1  Am  13.  Dezember  ward  er  für  die  Kommission 


1  „N.  Z.  Z ."  p.  861,  865,  867  (19.  und  20.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung’' 
p,  799.  „Bund”  p.  809. 

2  „N.Z.Z.”  p.  867  (20.  Juli),  869  (21.  Juli).  „Bund”  p.  809/10,  813. 

3  Escher  wurde  am  29.  Oktober  im  1.  Wahlgang  mit  1689  Stimmen, 
weitaus  der  höchsten  Zahl,  wieder  gewählt  (siehe  „N.Z.Z.”  p.  1263,  1281, 
1291).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1197/98,  1217,  1329.  „Landbote”  (2.,  9.  Nov.). 
„Freitagszeitung”  (3.  Nov.).  „Freie  Stimmen”  p.  170,  173.  „Volksblatt” 
p.  172,  175.  „Bund”  p.  1206,  1215.  Vgl.  ferner  Bundesblatt  1854  Bd.  III 
p.  547—549. 

4  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1347,  1365.  „Landbote”  (7.  Dez.).  „Freitags¬ 
zeitung”  (8.  Dez.).  „Bund”  p.  1360,  1364,  1379/80  .„N.Z.Z.”  p.1447 
(4.  Dez.),  1450/51  (5.  Dez.),  1465,  1468  (9.  Dez.):  Antrag  auf  nähere  Unter¬ 
suchung  der  Genfer  Wahlen,  die  dann  abgelehnt  wurde;  ausführlich  wieder¬ 
gegeben  in  der  „Revue  de  Geneve”  21.  Dezember  1854.  Siehe  auch  „Frei¬ 
tagszeitung”  (26.  Jan.  1855).  „Volksblatt”  p.  194,  198  (Stellungnahme  gegen 
Aufhebung  der  Getreidezölle).  „Bund”  1855  p.  45,  57,  77,  117:  Polemik 
Eschers  gegen  Nationalrat  Siegfried.  Bei  der  Neuwahl  des  Bundesrats  er¬ 
hielt  er  mit  andern  eine  Stimme  an  Stelle  Furrers  („N.  Z.  Z.”  p.  1451). 
Über  seine  Stellungnahme  zu  der  beantragten  provisorischen  Aufhebung 
der  Lebensmittelzölle  vgl.  „N.  Z.  Z.”  1477  (12.  Dez.),  „Eidgen.  Zeitung” 
p.  1375,  „Bund”  p.  1393).  Außerdem  Bundesblatt  1855  Bd.  I  p.  100  ff.  (Stel¬ 
lungnahme  zu  einer  Beschwerde  gegen  das  luzernische  Preßgesetz,  Dezem¬ 
ber  1854.  Über  Eschers  damalige  Stellung  in  der  Bundesversammlung 
siehe  die  Aufzeichnung  von  Dubs,  9.  Dezember  1854  (bei  Rüegg):  „Die 
Opposition  gegen  Zürich,  insbesondere  gegen  Escher,  ist  in  vollem  Gang. 
Als  Vizepräsident  des  Nationalrates  siegte  er  erst  im  4.  Skrutinium  mit 
einer  Stimme  Mehrheit.  Furrer  erhielt  so  viele  Stimmen  von  den  Welschen, 
nur  weil  sie  gegen  Escher  demonstrieren  wollten.  Pioda  wurde  als  Freund 
Eschers  geworfen,  Näf  nur  mit  einer  Stimme  Mehrheit  dem  ärgsten  Gegner 
Eschers,  Hungerbühler,  vorgezogen,  Blösch  als  Bundesrichter  und  sofort 
auch  als  Bundesgerichtspräsident  gewählt.  Es  ist  eine  Koalition  von  Wel- 


Abschluß  der  Regierungstätigkeit  1854 — 1855 


267 


wegen  der  Eisenbahnkonzession  im  Wallis  bestimmt,  und  am 
14.  für  den  Ausschuß  zur  Prüfung  des  Verwaltungsberichts  von 
1854.* 1  Und  ebenso  nahm  er  am  21.  Dezember  Anteil  an  der  De¬ 
batte  über  die  Kassierung  der  tessinischen  Nationalratswahlen, 
die  dann  in  der  Tat  seinem  Votum  entsprechend  erfolgte.2 

Das  Geheimnis  dieser  parlamentarischen  Überlegenheit  er¬ 
scheint  um  so  größer,  als  Escher  keineswegs  ein  beson¬ 
ders  fortreißender  Redner  gewesen  ist:  sie  erklärt  sich  einzig 
aus  der  sachlichen  und  persönlichen  Wucht  der  von  ihm  vertre¬ 
tenen  Auffassungen.  Er  besaß  die  Festigkeit  tief  eingewurzel¬ 
ter  Überzeugung  und  war  zugleich  der  vollendete  Repräsentant 
der  Anschauungen,  die  im  größten  Teil  des  schweizerischen 
Volkes  damals  lebten:  das  Schicksal  Anton  Philipp  v.  Segessers 
ist  ihm  so  erspart  geblieben,  einen  verlorenen  Außenposten  zu 
verteidigen.  Dabei  wußte  er  die  Zeitideen  mit  wahrhaft  schöp¬ 
ferischer  Kraft  zu  bemeistern  und  alle  Hilfsmittel  zur  Verwirk¬ 
lichung  seiner  Pläne  anzuspannen. 

„Er  ist",  schreibt  der  Freiburger  „Chroniqueur"  am  13.  Jan.  1855, 
„kein  glänzender  Redner,  aber  ein  kalter,  in  sich  abgeschlossener 
und  unzugänglicher  Logiker,  dessen  Ausdruck  immer  einfach  und 
ungekünstelt  ist.  Als  geborener  Berichterstatter  aller  Kommissionen, 
in  deren  Schoß  wichtige  Interessen  verhandelt  werden,  hascht  er 


sehen,  Konservativen  usw.  gegen  uns  im  Gang:  sie  schillert  jeden  Moment 
in  anderer  Farber  bleibt  sich  aber  gleich."  Als  Vizepräsident  des  National¬ 
rats  hat  Escher  am  8.  Dezember  die  Mitglieder  des  Bundesgerichts  ver¬ 
eidigt  („Bund”  p.  1376). 

1  „N.  Z.  Z .”  p.  1483r  1487.  Über  seine  Ablehnung  des  neu  einzufüh¬ 
renden  Jägergewehrs  vgl.  p.  1513  (19.  Dez.).  Der  von  ihm  mitunterzeich¬ 
nete  Bericht  im  Bundesblatt  1855  Bd.  II  p.  95  ff.  (29.  Mai  1855).  Siehe 
auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1383,  1409.  „Landbote”  (21.  Dez.).  „Volks¬ 
blatt”  p.  202.  „Bund”  1854  p.  1402,  1422  und  „Bund”  1855  p.  739. 

2  „N.Z.Z.”  p.  1519,  1523/24.  Vgl.  auch  p.  1543/44  und  „N.Z.Z.” 
1855  p.  1/2:  die  Opposition  machte  dann  dem  Rat  und  insbesondere  Escher 
den  Vorwurf,  die  Kassation  sei  nur  ausgesprochen  worden,  weil  die  liberale 
Regierungspartei  im  Tessin  dabei  unterlag.  Dieser  hob  in  der  Tat  die 
Sympathie  für  die  Regierung  stark  hervor:  die  ultramontane  Gegenpartei 
stehe  zum  Teil  unter  dem  Einfluß  der  Bischöfe  von  Mailand  und  Como,  der 
andere  Flügel  unter  demjenigen  Mazzini's;  auch  erforderten  die  begangenen 
abscheulichen  Exzesse,  die  ein  ganzes  Kriminalgesetz  füllen  würden,  ein 
entschiedenes  Verdikt.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1414  und  besonders  „Bund” 
p.  1430,  1433/34. 
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nach  keinem  äußern  Effekt,  weder  im  Ausdruck,  noch  im  Mienen¬ 
spiel,  noch  in  der  Betonung,  sondern  wendet  sich  einfach  an  den 
Verstand  seiner  Zuhörer.  Er  hat  ganz  das  Gepräge  des  deutschen 
Redners  gegenüber  dem  französischen.  Er  verbindet  den  von 
Quintilian  so  sehr  erhobenen  Vorteil  einer  schönen  Leibesgröße  mit 
demjenigen  einer  starken,  wenn  auch  weniger  wohltönenden  Stimme. 
Man  hört  der  gezwungenen  (empesee)  Stimme  zu,  weil  man  den 
Redner  kennt  und  wertet;  aber  er  wird  nie  jemanden  einnehmen 
oder  hinreißen.  Hin  und  wieder  mischt  er  seinem  Vortrag  etwas 
grobes  Salz,  statt  attisches,  bei,  wie  z.  B.  als  er  den  Freiburger 
Deputierten  [Charles]  über  dessen  gutes  Aussehen  nach  der  blutigen 
Wahl  von  Bulle  beglückwünschte.  In  der  Regel  gelingen  ihm  aber 
solche  Wendungen  nicht:  wenn  sie  auch  hin  und  wieder  zum  Lachen 
reizen,  so  scheinen  sie  doch  keinen  andern  Zweck  zu  haben,  als  die 
Aufmerksamkeit  des  ermüdeten  Publikums  durch  die  Unterbrechung 
der  Eintönigkeit  einer  langen  Rede  aufzuwecken.  Obgleich  der 
zürcherische  Diktator  weit  entfernt  ist,  des  Rednertalentes  zu  er¬ 
mangeln,  halten  wir  ihn  gleichwohl  für  einen  bessern  Staatsmann  als 
Redner;  doch  sind  einige  Ausdrücke  in  seinem  Bericht  über  die 
österreichische  Frage  der  Art,  daß  sie  seine  Anlage  zum  Diplomaten 
in  Frage  stellten.  Aber  dürfte  ihm  nicht  gerade  diese  Unvertrautheit 
mit  der  perfiden  Kunst  in  unserer  Schweiz  um  so  mehr  Anspruch 
auf  Popularität  verschaffen?  In  allen  Fragen,  in  die  er  sich  einläßt, 
ist  er  einer  unerschütterlichen  Majorität  sicher.  Bis  1854  nie  besiegt, 
betrachtete  er  immer  ruhigen  Blickes  die  Bänke  seiner  Gegner,  deren 
Anlauf  er  ohne  innere  Bewegung  in  eitlen  Versuchen  sich  zersplittern 
sah.  Oft  bemerkten  wir,  wie  ein  unmerkliches  Lächeln  über  seine  Lippen 
glitt,  wenn  irgend  ein  zu  weit  gehendes  Amendement,  die  Frucht 
eines  überwallenden  Patriotismus,  gestellt  wurde  . . . :  in  solchen  Fällen 
beschränkt  er  seine  Antwort  auf  ein  Schlagwort,  das  den  Gelüsten 
der  Opposition,  wie  einem  überlauten  Kinderspiel,  den  Meister  zeigt. 
Trifft  es  sich  aber,  daß  seine  Augen  ernster  werden,  dann  stellen 
sich  die  Häupter  des  Senats  sofort  an  seine  Seite:  Kern  mit  seiner 
Stentorstimme,  Hungerbühler  mit  seinem  bald  sanften,  bald  wilden 
Organ,  ebenso  einschneidend,  als  schmeichelnd,  Trog  einschlagend 
wie  der  Blitz  usw.  Wenn  diese  Herren  eingehauen  haben,  hört  der 
Kampf  bald  auf;  auf  den  Sturm  folgt  die  Abstimmung,  und  der 
unwiderstehliche  Einfluß  des  Berichterstatters  auf  seine  Schäfchen 
(moutons)  erhält  eine  neue  Weihe.  Dieser  Doktor  mit  seiner  gewaltigen 
Dialektik,  seinem  festen  und  entschlossenen  Sinn,  seinem  unerbitt¬ 
lichen  Formalismus  hält,  wenn  die  Vorsehung  nichts  anderes  be¬ 
schlossen  hat,  den  Kanton  Freiburg  noch  lange  in  seinem  juristischen 
Netze  gefangen,  diesem  dienstgefälligen  Arsenal,  das,  je  nach  Be¬ 
lieben,  die  Waffen  zur  Verteidigung  oder  zur  Unterdrückung  der 
Völker  liefert.  Man  hätte  eigentlich  die  parlamentarische  Biographien- 


Abschluß  der  Regierungstätigkeit  1854 — 1855 


269 


Sammlung  mit  Herrn  Escher  beginnen  sollen;  denn  er  ist  der  be¬ 
deutendste  Mann  der  beiden  Räte."1 

Durch  die  Teilnahme  an  den  Eisenbahnunternehmungen 
war  Escher  freilich  zu  einer  Doppeltätigkeit  auf  politischem  und 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet  gedrängt  worden,  der  die  mäch¬ 
tigste  Kraft  auf  die  Dauer  nicht  gewachsen  bleiben  konnte:  kam 
doch  zu  allem  noch  die  eigentliche  Verwaltungsarbeit  in  der 
zürcherischen  Regierung.  Auch  hier  vermochte  der  Unermüd¬ 
liche  sich  nicht  zu  genügen:  wie  er  etwa  bei  geplanten  Straben- 

1  Abgdr.  in  der  „N.  Z.  Z."  1855  p.  61:  „Wir  haben  versucht,  in  Lob  und 
Tadel  ihm  gerecht  zu  sein.  Indem  wir  seine  Talente  und  seine  Tätigkeit  ehren, 
müssen  wir  uns  wünschen,  daß  diese  Gaben  der  Natur  in  Zukunft  zum  Wohl 
des  Landes  ausschlagen.”  Die  „N.  Z.  Z .”  anerkennt  denn  auch:  „Vom  Stand¬ 
punkt  des  Chroniqueur  ist  das  Bild  nicht  schlecht.”  Siehe  auch  die  „Augs¬ 
burger  Allgem.  Zeitung”  1852  Nr.  245  (1.  Sept.  1852),  p.  3906/7:  „Folgen 
wir  der  Reihe  links  vom  Präsidium,  so  gewahren  wir  da  einen  stattlichen 
jungen  Mann,  dessen  Züge  Geist  und  Energie,  aber  auch  Härte  verraten, 
Dr.  Escher  von  Zürich.  Seine  Tätigkeit  ist  unbegrenzt,  vornehmlich  als 
Berichterstatter  über  Gesetzentwürfe  und  Petitionen  aller  Art,  Militärisches 
ausgenommen.  Seine  Vorträge  entbehren  rhetorischer  Wärme,  um  so  weni¬ 
ger  aber  einer  Klarheit  und  Deutlichkeit  in  Auffassung  und  Darstellung, 
welche  die  schwierigsten  Fragen  beherrscht,  logischer  Schärfe.  Nicht  sel¬ 
ten  bedient  er  sich  mit  Glück  der  Waffe  des  Spottes  und  der  Ironie.  Eine 
seltene  Vielseitigkeit  genauer  Kenntnisse  tritt  dem  Zuhörer  überall  aus 
seinen  Reden  entgegen,  die  ein  ungekünstelter,  leichter  Stil,  Bestimmtheit 
und  Kraft  des  Ausdrucks  auszeichnet.  Seine  Gegner  werfen  ihm  Rück¬ 
sichtslosigkeit  in  der  Wahl  seiner  parlamentarischen  Mittel  und  ein  ab¬ 
sprechendes  Wesen  vor,  Vorwürfe,  von  denen  viele  unter  jenen  Gegnern 
wahrlich  selbst  nicht  rein  sind.”  Stämpfli  wird  geschildert  als  mit  stren¬ 
gem  Antlitz  und  von  etwas  steifer  Haltung,  die  Rede  einfach  trocken,  sehr 
klar,  mit  großer  Schärfe  in  der  Zeichnung  von  Gegensätzen  und  nicht  sel¬ 
ten  von  niederschmetternder  Dialektik  (abgedr.  in  der  „Eidgen.  Zeitung” 
1852  p.  983.  Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  1851  p.  1261,  wo,  ebenfalls 
nach  der  „Allgem.  Zeitung”,  Eschers  Verhältnis  zu  Stämpfli  gestreift  ist 
und  das  kecke  Vordrängen  des  jungen  Feldherrn  Escher  gegenüber  den 
Fabii  cunctatores,  den  älteren  Bundesräten  und  Parlamentsmitgliedern 
hervorgehoben  wird).  Vgl.  ferner  „Eidgen.  Zeitung”  1852  p.  121,  nach  der 
Berliner  „Kreuzzeitung”:  „Voran  steht  jetzt  die  Ostschweiz,  d.  h.  Zürich  und 
St.  Gallen  mit  ihren  Dependenzen,  und  nicht  mehr  Bern . . .  An  Zürich 
hängt  Graubünden,  weil  seine  Lebensader,  die  Splügenstraße,  auf  den 
Markt  von  Zürich  leitet,  ferner  Thurgau,  dessen  politische  Größen  dort 
die  Schulen  durchliefen;  endlich  Glarus  und  Schaff  hausen,  als  Nachbarn 
und  durch  persönliche  Freundschaft  ihrer  Leiter  mit  dem  mächtigen  Bür¬ 
germeister  Escher  in  Zürich.  Ein  keineswegs  aristokratisches  Witzblatt 
durfte  den  Genannten  jüngst  bezeichnen  als  Cendrillon  I.,  Czar  aller  Zür- 


270  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


bauten  die  in  Betracht  fallenden  Strecken  vorher  besichtigte/ 
so  beherrschte  er  auch  alle  übrigen  Regierungsangelegenheiten 
und  lebte  deswegen  selbst  in  den  Pausen  der  parlamentarischen 
Tätigkeit  in  einem  wahren  Sturm  von  Geschäften:  beruhte  seine 
Überlegenheit  doch  vor  allem  auf  der  Tatsache,  daß  er  sich 
selbst  in  den  kleinsten  Angelegenheiten  sein  eigenes  Urteil 
bildete  und  so  gut  wie  nirgends  von  fremden  Leuten  abhing. 
Und  stets  behielt  er  sich  die  wichtigsten  Aufgaben  selber  vor  und 
erwählte  für  sich  das  Schwerste.  Von  1845 — 1855  ist  wohl  kaum 
irgend  etwas  Wesentliches  im  Kanton  Zürich  ohne  seine  Mit¬ 
wirkung  geschehen,  und  gerade  jene  Jahre  brachten  in  Gesetz¬ 
gebung  und  Verwaltung,  im  Rechts-  und  Unterrichtswesen,  in 
der  Schaffung  gemeinnütziger  Anstalten,  in  der  Hebung  der  In¬ 
dustrie  und  der  Verkehrsmittel  zahllose  Neuerungen:  man  kann 
geradezu  von  einer  Ära  Escher  reden.  Außer  der  völligen  Be¬ 
herrschung  seines  eigenen  Departementes  arbeitete  er  sich  in¬ 
des  als  Regierungspräsident  auch  in  die  wichtigsten  Geschäfte 
der  übrigen  Departemente  ein  und  hielt  so  die  Fäden  der  gan¬ 
zen  Verwaltung  in  seiner  Hand:  er  war  darum  auch  im  Obmann¬ 
amt  ebenso  bewundert  als  gefürchtet;  denn  keine  Nachlässig¬ 
keit,  vom  Departementschef  bis  zum  Kopisten,  entging  seinem 
Scharfblick  —  kam  es  doch  mehr  als  einmal  vor,  daß  er  sich  im 
Regierungsgebäude  ein  Bett  aufschlagen  ließ,  um  nach  wenigen 

eher  und  Hauptdrahtzieher  des  großen  Automatenkabinetts  im  schweizeri¬ 
schen  Athen.  Sie  sehen  hieraus,  daß  man  in  der  radikalen  Metropolis  den 
ehemaligen  Gegensatz  von  Servilismus  und  Liberalismus  überwunden  hat. 
. . .  Die  große  Zahl  der  halb  aus-  und  ganz  eingebildeten  Lehrer,  deren 
Hierarchie  in  der  eidgenössischen  Hochschule  ihre  Krone  erhalten  sollte, 
aber  schwerlich  erhalten  wird,  bildet  auf  Grundlage  des  Neides  der  Land¬ 
schaft  gegen  die  Stadt  die  Hauptstütze  des  bezeichneten  Thrones  in 
Zürich."  —  Das  Urteil  von  Ludw.  Snell  über  ihn,  der  ihn  etwas  einseitig¬ 
formal  und  allmählich  auch  zu  selbstherrlich  fand,  bei  Rüegg:  „Jak.  Dubs". 
Auf  die  Nachricht  vom  Tode  Snells  ließen  die  liberalen  zürcherischen  Mit¬ 
glieder  der  Bundesversammlung  durch  eine  aus  Escher,  Dubs  und  Ständerat 
Pestalozzi  bestehende  Deputation  dem  Neffen  des  Verstorbenen,  Regie¬ 
rungsrat  Stämpfli,  ihr  Beileid  aussprechen  („N.  Z.  Z.”  1854,  p.  809.  „Land¬ 
bote”,  13.  Juli.  „Freie  Stimmen"  p.  HO).  Escher  selber  wandte  sich  an 
Hagenbuch,  damit  die  Partei  beim  Leichenbegängnis  zahlreich  vertreten  sei, 
da  Snell  sich  in  den  30er  Jahren  große  Verdienste  um  den  Kanton  erworben 
habe  (Brief  vom  7.  Juli). 

1  An  Osw.  Heer,  6.  April  1849. 
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Ruhestunden  die  stets  mehr  sich  häufende  Arbeit  fortzu¬ 
führen.1  \ 

Dazu  kam  der  bei  Verwaltungsgeschäften  unvermeidliche 
Ärger.  Der  Ausbau  und  die  Erhaltung  der  Macht  verursachten 
weiter  schwere  Sorgen:  schon  1851  hatte  er  an  Rücktritt 
gedacht  und  wenn  er  dann  eine  Zeitlang  Konzessionen 
gegenüber  der  von  Treichler  geführten  sozialistischen  Oppo¬ 
sition,  vor  allem  in  der  Frage  der  von  jenem  geforderte 
Kantonalbank  plante,2  so  blieb  eine  gewisse  Mißstimmung 
in  der  Bevölkerung  doch  unverkennbar.  Wohl  schätzte 
sie  manche  liberale  Reformen,  wie  die  freie  Wahl  der 
Geistlichen  und  Lehrer,  die  Einführung  der  Schwurgerichte,  die 
Schaffung  einer  landwirtschaftlichen  Schule  u.  a.  Allein  da¬ 
neben  ertönte  immer  lauter  der  Ruf  nach  Hebung  der  materiel¬ 
len  Wohlfahrt,  nach  Reorganisation  des  Armenwesens,  Ein¬ 
führung  neuer  Gewerbe,  Reformen  der  Justiz  etc.3  Und  wenn 
auch  die  Treichlersche  Bewegung  ihre  Gefährlichkeit  bald  ein¬ 
büßte,  so  blieb  doch  eine  gewisse  Bedrohung,  der  Escher  durch 
Sondieren  nach  links  zuvorzukommen  suchte;  denn  obgleich 
etwas  despotisch,  war  er  doch,  nach  dem  Urteil  von  Dubs,  viel 
zu  klug,  um  wirklichen  Volksinteressen  nicht  Rechnung  zu  tra¬ 
gen.4  Eine  Zeitlang  hatte  er  den  Ansturm  sogar  für  siegend 
gehalten  und  sich  der  Zügel  zu  bemächtigen  gesucht.  Er  wollte 
Treichler  verdunkeln,  dessen  Ideen  abschwächen  und  ihn  dann 
schließlich  aufs  Trockene  setzen.  Allein  wenn  der  neue  Prophet 
seine  Ungefährlichkeit  erwies,  so  blieb  die  Lage  doch  unsicher: 
das  Mißvergnügen  im  Lande  wandte  sich  vielfach  gegen  Escher 
selber,  der  sich  um  die  geringfügigsten  Dinge  kümmerte  und 
auch  mit  den  liberalen  Regierungsräten  nicht  immer  im  besten 

1  U.  Wiesendanger:  „Gedächtnisrede  auf  Dr.  Alfr.  Escher’”’,.  p.  9. 

2  Siehe  darüber  auch  Eschers  Eröffnungsreden  im  Großen  Rat  vom 
28.  Juni  u.  20.  Dez.  1852  (oben  p.  222).  Siehe  ferner  Berchtold:  „J.  J.  Treich- 
ler."  In  der  Abstimmung  war  der  Antrag  auf  sofortige  Beratung  mit  136  gegen 
37  Stimmen  verworfen  und  eine  13gliedrige  Kommission  eingesetzt  wor¬ 
den,  der  u.  a.  auch  Escher  angehörte.  Im  Dezember  1852  wurde  das  Re¬ 
gierungsprojekt  dann  abgelehnt.  —  „Volksblatt”  1854  p.  68. 

3  Siehe  den  aufschlußreichen  Brief  von  Ratsschreiber  Hornberger  an 
Ludw.Snell,  16.  März  1852,  in  der  „Züricher  Post”  1900  (Briefe  aus  dem 
Nachlaß  Dr.  L.  Snell”).  Berchtold:  „J.  J.  Treichler.” 

4  R.  Rüegg:  J.  Dubs. 


272  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


Einvernehmen  lebte.  Die  Schwenkung  nach  links  erwies  sich 
für  den  aus  reichen  Bürgerkreisen  stammenden  Diktator  als  un¬ 
möglich,  und  schon  im  Januar  1853  hieß  es  wieder,  er  werde 
aus  der  Regierung  scheiden;  für  die  im  nächsten  Jahr  bevor¬ 
stehenden  Erneuerungswahlen  zum  Großen  Rat  erwartete  man 
eine  Niederlage,  und  Escher  selber,  der  eine  gegründete  Ur¬ 
sache  zur  Mißstimmung  nicht  anerkennen  und  sie  lediglich  aus 
Abwechslungstrieb  und  der  Begierde  nach  Neuem  erklären 
wollte,  meinte,  man  stehe  vor  einem  umgekehrten  6.  September 
1839,  d.  h.  vor  einem  Zusammenbruch:  auch  in  der  liberalen 
Partei  sehe  es  traurig  aus,  und  wie  sehr  man  sich  für  sie  be¬ 
mühe,  so  finde  man  doch  keine  Anerkennung  —  in  der  Regie¬ 
rung  sei  alles  zerfahren,  und  es  koste  große  Anstrengung,  die 
Mannschaft  zusammenzuhalten.  Und  ebenso  regten  sich  im  Na¬ 
tionalrat  die  Gegner  und  machten  erhöhte  Anstrengungen  nötig.1 

Bei  einer  solchen  bis  zur  Selbstvernichtung  gehenden  An¬ 
spannung  der  Kräfte  war  die  Krisis  unausweichlich:  da  Escher 
keineswegs  besonders  leicht  arbeitete,  vermochte  der  überfor¬ 
derte  Organismus  die  ihm  aufgebürdeten  Lasten  einfach 
nicht  mehr  zu  tragen.  Schon  im  Sommer  1852  hatte  ihn  sein 
erster  Beamter,  Pfarrer  J.  J.  Tobler,  vor  der  Übernahme  der 
Eisenbahnverpflichtungen  gewarnt:  bei  den  wünschbar  gewor¬ 
denen  Reformen  im  Volksschulwesen  sollte  der  Erziehungs¬ 
direktor  ganz  nur  seinem  Amte  leben  können;  denn  mancher 
Übelstand  sei  aus  Mangel  an  Zeit  nicht  beseitigt  worden.  „Je¬ 
denfalls  hätte  ich  Sie  viel  lieber  mit  eidgenössischen  Universi¬ 
tätsfragen  als  mit  Eisenbahnkabalen  beschäftigt  gesehen:  das 

1  Bezeichnend  die  starke  Opposition  bei  der  Wahl  zum  Vizepräsiden- 
ten7  Ende  1854.  Im  Mai  1854  mußte  er  als  Wahlpräsident  es  mit  ansehen, 
wie  er  in  Wiedikon  erst  im  2.  Gang1  im  4.  Scrutinium  durchdrang,  während 
sein  Gegner  Treichler  schon  im  1.  Gang  ohne  Mühe  ein  Mandat  erhalten 
hatte.  Wie  früher  optierte  er  dann  für  Elgg.  (Berchtold:  r7J.  J.  Treichler.”) 
Siehe  auch  77Eidgen.  Zeitung”  p.  509:  „Treichler  siegte  mit  zweideutigem 
Mehr,  das  aber  dennoch  von  Dr.  Escher,  der  das  Wahlgeschäft  mit  bekann¬ 
ter  Energie  leitete,  anerkannt  wurde.  Dann  wurde  er  selbst  gewählt.” _ 

Nach  dem  Urteil  von  Dubs  dachte  Escher  1854,  wie  erwähnt,  eine  Zeitlang 
daran,  die  indirekten  Wahlen  und  die  Bezirkswahlversammlungen  abzu¬ 
schaffen,  um  der  Treichler 'sehen  Bewegung  entgegenzukommen  (R.  Rüegg). 
—  Ein  Teil  der  gegen  Treichler  gerichteten  Artikel  von  Dubs  in  dessen 
Broschüre:  „Ein  Beitrag  zur  Würdigung  der  sog.  demokratischen  Bewegung 
des  Jahres  1854.” 
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ist  gewiß  eine  dornenvolle  Zukunft.  Aber  ich  habe  gar  kein 
Mitleid  mehr  mit  Ihnen:  Sie  gehören  zu  denen,  welche  die  Vor¬ 
sehung,  wie  den  Ulysses,  herumführen  und  demütigen  muß.  Es 
ist  mein  ganzer  Ernst:  Sie  werden's  einst  selbst  auch  sagen.  Und 
Ihre  armen  Eltern?  Was  haben  denn  diese  von  Ihrem  uner¬ 
sättlichen  Ehrgeiz?  Und  zu  allem  wachsen  mit  Ihren  Verdien¬ 
sten  Neid  und  Mißgunst  wie  Brennesseln!”1 

Reizbarkeit,  ja  melancholische  Anwandlungen  blieben  unter 
diesen  Umständen  unvermeidlich.  In  vertrauten  Briefen  dieser 
fünfziger  Jahre  spricht  sich  bisweilen  ein  wahrer  Überdruß  an 
den  Geschäften  aus.  Die  Briefe  an  Oswald  Heer  besonders,  mit 
dem  er  vor  allem  die  Angelegenheiten  der  Hochschule  und  des 
botanischen  Gartens  beriet,  sind  voll  von  solchen  Klagen:  „Ich 
kann  nicht  mehr  schreiben",  heißt  es  am  2.  Juli  1851  aus  Bern. 
„Ich  weiß  vor  Arbeit  fast  nicht,  wo  mir  der  Kopf  steht.  Das 
Musikfest  wird  eben  in  Bern  gefeiert;  aber  ich  habe  noch  nichts 
davon  gesehen  und  werde  nichts  davon  sehen.  Ich  bin  von 
Morgen  bis  Nachts  in  mein  Arbeitszimmer  eingeschlossen.” 
Und  häufig  spricht  er  mit  grimmiger  Resignation  vom  „Pflü¬ 
gen”,  der  harten  und  abspannenden  Geschäftserledigung.  Be¬ 
sonders  die  Versorgung  der  karg  ausgestatteten  Hochschule 
mit  zum  Teil  hervorragenden  Lehrkräften  verursachte  viele  Ar¬ 
beit.  Dabei  lag  es  Escher  daran,  zu  zeigen,  daß  die  Regierungs¬ 
angelegenheiten  bei  dem  von  ihm  eingeführten  Direktorial¬ 
system  nicht  nur  rascher,  sondern  auch  mit  unverminderter 
Gründlichkeit  erledigt  wurden,  um  so  den  zahlreichen  Einwän¬ 
den,  welche  die  Organisationsänderung  seinerzeit  hervorge¬ 
rufen  hatte,  zu  begegnen. 

Aber  auch  in  den  Sessionen  der  Bundesversammlung;  welch 
unerhörte  Arbeit,  von  der  Redaktion  und  Beratung  so  vieler 
Gesetze  selbst  abgesehen!  Ein  Augenzeuge  hat  eine  Erinne¬ 
rung  an  das  Jahr  1849  festgehalten:  Escher  saß  damals  auf  dem 
Präsidentenstuhl  des  Nationalrats,  offenbar  mit  der  Abfassung 
eines  wichtigen  Dokuments  beschäftigt,  das  mit  der  behandel¬ 
ten  Materie  nichts  zu  schaffen  haben  konnte,  da  es  noch  wäh¬ 
rend  der  Diskussion  gesiegelt  und  abgeschickt  wurde.  Der  Wei- 

1  Brief  vom  21.  Juli  in  Eschers  Nachlaß. 


18  Gagliardi,  Alfred  Escher. 


274  Regierungsoberhaupt  und  eidgenössischer  Parlamentarier 


bei  ging  und  kam,  und  Escher  unterbrach  sich  im  Schreiben, 
um  Depeschen  zu  lesen  und  die  Antwort  in  ein  paar  Zeilen 
darunter  zu  setzen  und  zu  versenden.  Dazwischen  verlangten 
und  erhielten  verschiedene  Redner  das  Wort,  und  als  die  De¬ 
batte  zu  Ende  war,  erfolgte  vor  der  Abstimmung  eine  so  klare 
und  erschöpfende  Rekapitulation  der  ganzen  Diskussion,  als  ob 
er  nur  den  Worten  der  Redner  gelauscht  hätte! 1 

Der  Zusammenbruch  lieh  denn  auch  nicht  auf  sich  warten: 
nachdem  Escher  schon  früher  gelegentlich  gekränkelt  hatte, 
brach  zu  Beginn  des  Jahres  1855  eine  schwere  Krisis  aus,  die 
ihn  zu  wochenlanger  Bettruhe  und  Schonung  nötigte:  Nacht¬ 
wachen  und  Studien  hatten  seinen  ursprünglich  so  kräftigen 
Organismus  völlig  untergraben.  Noch  Ende  März  1855  war  er 
im  ganzen  ans  Haus  gefesselt,  wenn  er  auch  nach  und  nach 
wieder  einzelne  Sitzungen  zu  besuchen  begann.  Doch  die 
Eisenbahn-  und  andern  Geschäfte  ließen  ihm  selbst  während 
dieser  Zurückgezogenheit  keine  rechte  Erholung: 2 3  am  16.  April 
legte  er  so,  obschon  noch  keineswegs  hergestellt,  dem  Großen 
Rat  Abänderungsvorschläge  über  die  Organisation  der  Industrie¬ 
schule  und  ihren  Anschluß  ans  Polytechnikum  vor,  sowie  über 
die  Ausdehnung  der  kaufmännischen  Fächer.^  Dazu  kam  das 
Bewußtsein,  bei  einer  Unmasse  von  Pflichten  und  einem  wahren 
Hang  zur  Arbeit  so  gut  wie  gelähmt  zu  sein,  und  als  dann  Mitte 
Mai  noch  heftige  Streitigkeiten  wegen  der  Neuwahl  des  Küs- 
nachter  Seminardirektors  einsetzten,4 5  erlitt  er  abermals  einen 
heftigen  Anfall:  kurz  nachdem  er  bei  der  Eröffnung  der 
Nordostbahnstrecke  Romanshorn- Winterthur  den  mit  beson¬ 
derem  Beifall  aufgenommenen  ersten  Toast  gesprochen  hattet 

1  Wiesendanger  p.  8  und  13. 

2  Siehe  auch  „Freie  Stimmen”  1855  p.  3.  Am  30.  April  hat  er  so  u.  a. 
die  Generalversammlung-  der  N.  O.  B.  geleitet  (siehe  das  Prot.)  und  ihr  den 
Geschäftsbericht  erstattet  (gedr.:  „Auszug  aus  dem  Protokolle  der  ordent¬ 
lichen  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Schweiz.  N.  O.  B.-Gesell- 
schaft”  vom  30.  April  1855). 

3  „Eidgen.  Zeitung”  p.  422.  „Freitagszeitung”  (20.  April).  „N.  Z.  Z.r* 
p.  441.  „Bund”  p.  438. 

4  Tr.  Koller:  „Hch.  Grunholzer”  Bd.  II  p.  640  ff.  Dazu  R.  Rüeggt 
„Dubs”.  Berchtold:  „J.  J.  Treichler.”  Siehe  auch  im  Folgenden. 

5  „Eidgen.  Zeitung”  p.  539/40.  „N.  Z.  Z."  p.  563  (siehe  auch  p.  537, 

562,  566).  Die  Eröffnungsfeier  fand,  nach  einer  Befahrung  der  ganzen 
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befiel  ihn  die  schwere  Erkrankung.  Auf  das  Zureden  der  Mutter 
und  der  Freunde,  die  ihn  mahnten,  die  physische  Existenz  wenig¬ 
stens  nicht  ganz  den  vielen  Geschäften  zum  Opfer  zu  bringen, 
entschloß  er  sich,  die  Sommersession  der  Bundesversamm¬ 
lung  zu  versäumen  und  den  Juli  zur  Erholung  zu  benutzen.* 1  Die 
abermalige  Wahl  zum  Nationalratspräsidenten,  am  1.  Juli,  mit  53 
von  79  Stimmen,  konnte  er  bereits  nicht  mehr  annehmen,  da 
sich  sein  Befinden  aufs  neue  verschlimmert  hatte  und  zu  den 
früheren  Übeln,  der  Gicht  u.  a.,  noch  ein  starkes  Ohrenleiden  ge¬ 
treten  war;  auch  gab  es  ja,  wie  ihm  Furrer  schrieb,  nicht  leicht 
ein  angreifenderes  Geschäft,  als  eine  solche  Versammlung  zu 
präsidieren.2  Auf  sein  schriftliches  Gesuch  hin  mußte  ihn  der 

Strecke,  am  14.  Mai,  in  Winterthur  statt.  Über  den  weiteren  Ausbau  der 
Strecke  Winterthur-Zürich  vgl.  p.  1106.  Schon  der  Geschäftsbericht  der 
N.  O.  B.  für  1855  ist  wieder  fast  ganz  von  Eschers  Hand  geschrieben  (Arch. 
der  Kreisdirekt.  III),  gedr.  als  „Dritter  Geschäftsbericht  der  Direkt,  der 
Schweiz.  N.  O.  B.-Gesellschaft  an  die  den  30.  April  1856  stattfindende  Ge- 
neralvers.  der  Aktionäre".  Ebenso  derjenige  für  1857.  (Gedr.  als  „Fünfter 
Geschäftsbericht ...  an  die  den  28.  April  1858  stattfindende  Generalvers. 
der  Aktionäre".) 

1  Furrer  an  Escher,  18.  Febr.  1855;  Rüttimann  an  Escher,  26.  Mai: 
„Wenn  auch  das  eine  oder  andere  Tractandum  schief  gewickelt  werden 
sollte,  so  kann  ich  mir  doch  nicht  denken,  daß  ein  unwiderbringlicher 
Schaden  entstehen  würde.  Was  in  der  nächsten  Sitzung  schlecht  gemacht 
wird,  kann  man  wohl  größtenteils  in  der  folgenden  wieder  zurechtstellen. 
Wenn  Du  aber  einmal  Deine  Gesundheit  von  Grund  aus  zerstört  hast,  wirst 
Du  sie  nicht  so  leicht  wieder  herstellen  können.  Wer  bürgt  Dir  dafür,  daß 
Du  dann  [nicht]  in  einer  viel  wichtigem  Sitzung  absolut  verhindert  bist  beizu¬ 
wohnen?  Willst  Du  aber  durchaus  bei  der  Behandlung  einzelner  Geschäfte 
Theil  nehmen,  so  gehe  wenigstens  für  ein  paar  Wochen  nach  Thun,  von  wo 
Du  ja  leicht  in  einem  Nothfall  Dich  nach  Bern  verfügen  kannst.  Wenn  ich 
Dir  nur  einen  Vogt  setzen  könnte,  dessen  Kopf  noch  eisenfester  wäre,  als 
der  Deinige:  es  wäre  gewiß  hoch  nöthig." 

2  3.  Juli.  Das  Fernbleiben  von  Bern  genüge  nicht:  „Du  mußt  durchaus 
für  eine  geraume  Zeit  Dich  aller  Geschäfte  entschlagen  und  Dich  irgend¬ 
wohin  zurückziehen,  wohin  man  Dir  nicht  alle  Tage  nach  jagen  kann.  Du 
bist  dieses  ganz  entschieden  dem  Vater  lande.  Deiner  Familie  und  Deinen 
Freunden  schuldig,  wenn  Du  auch  von  Dir  selbst  ganz  abstrahiren  und 
geiadezu  ins  Verderben  laufen  wolltest!  Mag  auch  dieses  oder  jenes  wäh¬ 
rend  Deiner  Abwesenheit  schief  gehen,  so  wird  kein  Mensch  die  Verant¬ 
wortlichkeit  auf  Dich  wälzen.  Übrigens  dürfte  sich  wenigstens  ein  Theil 
der  wichtigem  Geschäfte  verschieben  laßen.  Richte  doch  einmal  einen 
ernstlichen  Blick  nach  rückwärts,  und  Du  wirst  finden,  daß  Deine  ganze 
bisherige  Existenz  vom  Eintritte  ins  praktische  Leben,  bis  jetzt  nichts  als 
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Rat  am  5.  Juli  entlassen,  und  zum  ersten  Mal  verlief  deshalb  eine 
Session  ohne  seinen  beherrschenden  Einfluh.* 1 

Allein  auch  zu  Hause  und  in  Baden,  wohin  er  sich  bald  zu¬ 
rückzog,  verfolgte  er  die  Sitzungen  mit  leidenschaftlichem  An¬ 
teil,  im  Gefühl  des  Invaliden  und  Müßiggängers  gegenüber  den 
wirkenden  und  vielbeschäftigten  Freunden.  „Du  glaubst  es 
nicht",  schrieb  er  an  Dubs,  —  „aber  nein,  ich  würde  besser 
sagen,  Du  glaubst  es  und  empfindest  es  mit  mir,  welche  Weh¬ 
mut  mich  oft  überkommt,  wenn  ich  den  Zustand,  in  dem  ich 
noch  vor  dreiviertel  Jahren  war,  mit  meinem  gegenwärtigen 
vergleiche;  wenn  ich  bedenke,  daß  ich  von  der  Vorsehung  als 
größtes  Gut  Kraft  zu  rüstigem  Schaffen  für  das  Volk  unseres 
Landes  mir  erflehte,  und  daß  diese  Kraft  mir  jetzt  versagt  ist. 
Aber  ich  fühle  es,  die  Männlichkeit  erheischt,  auch  solche  Lei¬ 
den  mit  Kraft  zu  ertragen,  und  so  suche  ich  mich  denn  fort¬ 
während  bestmöglich  in  Geduld  zu  fassen.”2  Allein  auch  von 

angestrengte  Arbeit,  Mühe  und  Sorge  war,  die  gewiß  nicht  wenig  zu  Deiner 
Krankheit  beytrugen.  Diese  Folgen  rufen  Dir  mahnend  zu,  nun  eine  ernst¬ 
liche  Pause  zu  machen  und  alle  Zeit  zur  Herstellung  Deiner  Gesundheit  zu 
verwenden.  Beschränke  Dich  doch  also  nicht  auf  ein  armseliges  Flickwerk, 
sondern  faße  den  Entschluß,  einmal  für  Deine  Gesundheit  zu  handeln,  wie 
Du  es  sonst  in  Allem  gewohnt  bist,  nämlich  ernst,  durchgreifend  und  con- 
sequent  bis  zum  Ziele.  Höre  auf  den  Ruf  und  die  Bitte  eines  Deiner  älte¬ 
sten  Freundel”  —  Die  Wahl  zum  Präsidenten  ergab  sich,  nachdem  er  im 
Vorjahr  Vizepräsident  gewesen  war,  als  üblich.  Einzelheiten  über  den 
Wahlgang  in  einem  Brief  von  Dubs  an  Escher,  2.  Juli,  im  B.  A.:  die  Wahl 
von  Blösch  als  (konservativer)  Vizepräsident  machte  Escher  das  Fernbleiben 
besonders  schwierig.  Siehe  ferner  Bundesblatt  1855  Bd.  II  p.  187/88. 
„Freie  Stimmen”  p.  111 — 113.  „Freitagszeitung”  (6.,  13.  Juli).  „Landbote” 
(5.,  12.  Juli).  „Bund”  p.  739,  754. 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  779  (1.  Juli),  783,  793/94  (5.  Juli). 

2  Die  Präsidentenwahl  habe  ihn  als  Zeichen  der  Anerkennung  gefreut. 
„Gerade  wenn  man  sich  in  einer  Verfassung  befindet,  wie  dies  gegenwärtig 
bei  mir  der  Fall  ist,  ist  man  für  solche  Zeichen  der  Anerkennung  doppelt 
empfänglich  und  dankbar.”  Die  Nachricht  von  Blöschs  Wahl  zum  Vize¬ 
präsidenten  habe  ihm  immerhin  die  Freude  zum  guten  Teil  vergällt.  „Es 
riecht  dies  ganz  nach  einer  eidgenössischen  Fusion,  zu  der  nach  meiner 
Ansicht  keinerlei  Veranlassung  ist.  Wir  müssen  gewiß  angesichts  solcher 
Erfahrungen  die  Fahne  reiner,  unbedingter  und  in  keiner  Weise  marktender 
Grundsätzlichkeit  nur  fester  und  entschiedener  emporheben,  komme  was 
da  wolle  I”  Die  Präsidentenwürde  habe  er  abgelehnt  und  beabsichtige, 
höchstens  etwa  auf  die  letzte  Woche  der  Session  oder  gar  nicht  nach  Bern 
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Baden  aus  besuchte  er  einzelne  Sitzungen  des  Regierungsrats, 
fuhr  nach  dem  Eisenbahnbureau,  dem  Rathaus  oder  ins  Bel- 
voir.  Dazu  erledigte  er,  je  nach  dem  Befinden,  die  Angele¬ 
genheiten  der  Erziehungsdirektion,  immerhin  so  weit  als  mög¬ 
lich  bemüht,  sich  wenigstens  widerwärtige  Traktanden  und 


zu  gehen.  „Ich  gestehe  Dir  nun  offen,  daß  es  für  mich  etwas  sehr  Stoßen¬ 
des  hätte,  als  Titularpräsident  des  Nationalrates  in  Zürich  oder  Baden  zu 
residieren.  Und  könnte  ich  auch  noch  etwa  für  eine  Woche  nach  Bern 
kommen,  so  wäre  ich  nicht  genugsam  im  Zusammenhang  der  Geschäfte, 
um  das  Präsidium  gehörig  führen  zu  können;  auch  wäre  es  unter  solchen 
Verhältnissen  für  meine  Gesundheit  kaum  zuträglich,  mich  mit  der  Leitung 
zu  befassen.  Was  dann  aber  zweitens  Herrn  Blösch  anbelangt,  so  könnte 
ich  ihm  wohl  keine  größere  Gefälligkeit  erweisen,  als  wenn  ich  die  Wahl 
annähme;  die  Folge  wäre  dann,  daß  er  während  der  jetzigen  Session  als 
Vizepräsident  und  während  der  folgenden  voraussichtlich  als  wirklicher 
Präsident  Vorsitzen  würde.”  Bitte,  zu  bewirken,  daß  die  Freunde  seine  Ab¬ 
lehnung  nicht  beanstanden.  Man  möge  Blösch  einen  Kandidaten  gegen¬ 
überstellen,  d.  h.  Migy:  „die  grundsätzlichen  Radikalen  sollten,  wie  mir 
scheint,  durch  eine  kompakte  Minderheit  gegen  eine  solche  Wahl  [von 
Blösch]  protestieren.”  Er  ist  gegen  die  Wahl  Fomerods  als  Bundesrat,  der 
sich  bei  der  Errichtung  höherer  eidgenössischer  Unterrichtsanstalten  und 
Anderm  kompromittierte  —  trotz  Furrers  leidenschaftlicher  Bemühungen 
für  diesen.  Bitte,  bei  den  Zürchern,  Bernern,  Tessinern  usw.  entgegenzu¬ 
wirken.  „Mit  mir  steht  es  so  so.  Ich  höre  wieder  etwas  besser  am  linken 
Ohr.  Doch  bin  ich  fortwährend  matt;  oft  komme  ich  mir  wie  ein  Greis  vor. 
Wahrscheinlich  schickt  mich  Heiri  [offenbar  der  Arzt]  diese  Woche  noch 
nach  Baden.  Gott,  wie  werde  ich  mich  da  langweilen!”  usw.  (R.  Rüegg: 
„Jak.  Dubs”,  in  der  „Züricher  Post”  1902).  Dubs  schrieb  ihm  darauf,  das 
Bad  werde  wohl  bald  beweisen,  daß  er  noch  nichts  Greisenhaftes,  sondern 
nach  wie  vor  etwas  Landvögtliches  an  sich  habe;  er  möchte  bloß  einmal 
drei  Monate  ausruhen:  „Du  liebst  doch  sonst  Alles  voll  und  ganz  zu  sein; 
also  warum  kannst  Du  nicht  ein  bischen  ein  voller  und  ganzer  Faullenzer 
werden?”  Aber  gleichzeitig  mußte  er  ihm  schreiben,  wie  sehr  man  ihn 
entbehre,  und  welche  Zerfahrenheit  in  der  ostschweizerischen  Vertretung 
ohne  ihn  herrsche  (B.  A.).  Darauf  folgte  dann  Eschers  Brief  vom  7.  Juli,  bei 
Rüegg:  die  unbestrittene  Wahl  von  Blösch  habe  ihn  unangenehm  berührt, 
ebenso  die  Wahl  des  unentschiedenen  Siegfried  zum  Vizepräsidenten.  Die 
Bundesversammlung  ist  ihm  zu  lau  und  zu  wenig  prinzipienfest.  Er  gibt 
Dubs  allerlei  taktische  Räte  für  die  Bearbeitung  der  einzelnen  Persönlich¬ 
keiten.  Am  15.  Juli  antwortete  er  dann  auf  Dubs’  Mitteilungen  über  die 
Wahl  Fornerods  und  Knüsels  in  den  Bundesrat,  die  ihn  nicht  befriedigten, 
sowie  —  ausweichend  —  über  die  Frage  der  Waldshuterbahn,  die  der 
badische  Gesandte  v.  Dusch  gegenüber  Dubs  zur  Sprache  gebracht  hatte. 
Während  Eschers  Abwesenheit  wurde  übrigens  sein  Freund  Blumer  als 
Bundesrat  portiert,  erhielt  aber  nur  wenige  Stimmen,  da  nun  niemand  ernst¬ 
lich  für  ihn  wirkte  (Erinnerungen  Blumers). 
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eigentliche  Ärgernisse  fernzuhalten.1  Und  auch  nach  der  Rück¬ 
kehr  arbeitete  er  zu  Hause  unablässig,  nichts  von  seinen  Obliegen¬ 
heiten  versäumend,  keinen  Faktor  in  der  Rechnung  vergessend, 
ohne  Not  keinen  Blick  vom  politischen  Schachbrett  wendend. 
Für  diesen  unermüdlichen  Kopf  gab  es  ja  kein  hochfliegendes 
Träumen,  nur  praktisch  kühles  Erwägen  im  Dienst  der  erwähl¬ 
ten  Ziele  und  unbeugsame  Energie.2  Zur  gänzlichen  Herstellung 

1  Siehe  seine  Entschuldigung  an  Dubs  im  Brief  vom  15.  Juli:  trotz 
dieser  Vorsätze  sah  er  sich  aber  gleichzeitig  vor  der  Notwendigkeit,  die 
medizinische  Fakultät  und  ihre  einzelnen  Mitglieder  wegen  der  Nachfolge 
Prof.  Ludwigs  vor  den  Kopf  zu  stoßen  (ib.).  —  Aus  Eschers  Briefwechsel 
mit  Schultheß-Rechberg,  Stehlin,  J.  Schultheß  im  Magazinhof,  A.  v.  Planta 
u.  A.  ergibt  sich,  daß  im  Herbst  1854  und  Frühjahr  1855  lebhafte  Ver¬ 
handlungen  zwischen  der  N.  O.  B.  und  der  französischen  Ostbahn,  unter 
Mitwirkung  des  Hauses  Arles-Dufour,  über  eine  Bötzbergbahn  stattfanden, 
die  von  Paris  aus  hätte  finanziert  werden  sollen  (Papiere  in  Eschers  Nach¬ 
laß).  Nationalrat  v.  Planta  hatte  Escher  damals  dringend  auf  die  entschei¬ 
dende  verkehrspolitische  Bedeutung  dieser  Linie  für  die  Stellung  Zürichs 
aufmerksam  gemacht:  es  handelte  sich  für  ihn  um  die  Eisenbahnverbindung 
Basel-Zürich-Chur-Lukmanier;  doch  scheint  für  Escher  die  Rücksicht  auf  die 
Schwarzwaldbahn  im  Vordergrund  gestanden  zu  haben.  Im  Dezember  1855 
suchte  Planta  ihn  übrigens  auch  für  finanzielle  Unterstützung  der  Südost¬ 
bahn  zu  gewinnen.  Escher  fürchtete  freilich  im  August  1856,  die  badische 
Kinzigtalbahn,  für  die  besonders  Peyer  sich  erwärmte,  schließe  die  Bötz¬ 
bergbahn  aus  (Peyer  an  Escher,  22.  Aug.  1856).  Peyer  dagegen  erkannte 
schon  damals,  daß  die  Einmündung  der  deutschen  Bahnen  in  die  N.  O.  B. 
mit  Notwendigkeit  die  Ausführung  einer  direkten  Fortsetzung  nach  dem 
Gotthard  erfordere  (ib.).  Er  suchte  die  Kreditanstalt  geradezu  für  ein  Kon¬ 
zessionsgesuch  zu  Gunsten  einer  Kinzigtalbahn  zu  gewinnen  und  sprach 
sich  wenigstens  gegen  ein  damals  sofort  an  die  Hand  zu  nehmendes  Bötzberg- 
unternehmen  aus  —  während  Escher  dem  Landesinteresse  Rechnung  tragen 
und  den  Bötzberg  bevorzugen  wollte.  Er  fürchtete,  der  Verkehr,  den  die 
Kinzigtalbahn  bringe,  werde  in  Winterthur  nach  St.  Gallen  und  in  Walli¬ 
sellen  nach  Uster  abgeleitet  (ib.).  Doch  erklärte  er  sich  einverstanden,  daß 
Peyer  privatim  in  Karlsruhe  wegen  der  Kinzigtalbahn  sondiere  (30.  Nov. 
1856);  indes  wurde  diese  dann  ohne  schweizerische  Mitwirkung  gebaut.  Sie 
zog  aber,  wie  Peyer  richtig  vorausgesehen  hatte,  die  Gotthardbahn  nach 
sich,  lieber  die  Konkurrenz  von  Gotthard  und  Lukmanier  siehe  übrigens 
auch  „N.  Z.  Z.”  1853  p.  709,  773,  1055.  In  Eschers  Nachlaß  finden  sich 
zahlreiche  Schriftstücke  betreffend  das  Bötzbergkomite,  1855,  u.  a.  Briefe 
von  Schultheß-Rechberg  und  Anderer,  Komitemitglieder,  sowie  autographe 
Notizen  Eschers.  Darunter  ein  Briefkonzept  vom  18.  April  1855:  als  Erwide¬ 
rung  auf  das  übermittelte  Projekt  sendet  Escher  Grundlinien  einer  Verein¬ 
barung  der  Nordostbahngesellschaft  mit  dem  Bötzbergkomite,  im  Auf¬ 
trag  der  N.  O.  B.  Ebenso  ein  Entwurf  zu  einer  Vereinbarung  mit  dem 
Komite,  von  seiner  Hand  usw. 

2  R.  Rüegg. 
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plante  er  zwar  einen  Gebirgsaufenthalt  zu  Interlaken;  aber  in¬ 
zwischen  drängten  sich  die  Geschäfte  wieder  haufenweise 
heran,  um  so  mehr,  als  eine  ganze  Reihe  der  Regierungsräte  im 
Urlaub  weilte.  Aber  auch  sein  eigenes  Departement  verur¬ 
sachte  stete  Arbeit:  er  bemühte  sich,  den  einst  nicht  ohne  seine 
Schuld  an  Würzburg  verlorenen  Kölliker  für  Zürich  zurückzu¬ 
gewinnen,  und  war  dazu  mit  der  Sorge  um  das  Seminar, 
die  Hochschule  und  den  botanischen  Garten  stark  beschäftigt.1 
„Es  ist  Mitternacht  vorbei”,  schrieb  er  anfangs  August  an  Os¬ 
wald  Heer,  „und  ich  bin  noch  mitten  im  Briefschreiben,  um 
vor  meiner  Abreise  möglichst  vollständig  zu  liquidieren.  Diese 
Zeilen  an  Dich  sind  mir  ein  freundlicher  Lichtpunkt  in  dem 
Dickicht  unerquicklicher  Geschäftsabhaspelei.”2 

Allein  bei  so  ungenügender  Schonung  trat  auch  die  ge¬ 
hoffte  Besserung  nicht  ein:  im  September  1855  erlitt  Escher 
einen  neuen  Anfall,  ein  heftiges  Nervenfieber,  und  so  muhte  er 
sich  denn  auf  dringendes  Anraten  hin  am  30.  September  ent¬ 
schließen,  wenigstens  die  zeitraubendsten  seiner  Ämter  nieder¬ 
zulegen:  „Meine  sich  immer  trüber  gestaltenden  Gesundheits¬ 
verhältnisse”,  schrieb  er  dem  Großen  Rate,  „machen  es  mir,  wie 
lange  ich  auch  den  ärztlichen  Mahnungen  und  dem  Andringen 
von  Freunden  widerstehen  zu  sollen  glaubte,  nunmehr  zur  un- 
abweislichen  Pflicht,  Sie  um  Entlassung  von  den  Stellen  eines 
Regierungspräsidenten,  eines  Mitgliedes  des  Regierungsrates 
und  Mitgliedes  des  Kirchenrates  zu  bitten.  Indem  ich  Ihnen  dieses 
Gesuch  vorlege,  drängt  es  mich,  Ihnen  für  die  zahlreichen  Be¬ 
weise  Ihres  Wohlwollens,  welche  Sie  mir  ohne  Unterlaß  und  in 
stets  zunehmendem  Maße  an  den  Tag  zu  legen  die  Gewogen¬ 
heit  hatten,  meinen  warmen  tiefgefühlten  Dank  auszusprechen. 

1  Über  seine  Stellungnahme  zu  der  Neubesetzung  der  Direktorstelle 
am  Seminar,  sowie  die  ganzen  Beziehungen  zu  Grunholzer  und  der  Lehrer¬ 
schaft  siehe  T.  Koller:  „Hch.  Grunholzer"  Bd.  II  p.  620,  622,  627,  633/34, 
637/38,  640/41,  646,  649.  Siehe  ferner  „N.Z.Z."  p.  791  und  833/34 
(Zustimmungsadresse  des  Schulkapitels  Meilen  an  Escher  zu  dem  von 
diesem  gemachten  Vorschlag  Grunholzers  als  Seminardirektor).  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  554.  „Freitagszeitung"  (25.  Mai,  13.  Juli).  „Freie  Stimmen" 
p.  110/111,  157/58,  165/66.  „Landbote"  (31.  Mai,  5.,  12.  Juli).  Siehe  ferner 
Rüegg.  Die  Briefe  an  Osw.  Heer  auf  der  Zentralbibl.  Siehe  auch  Berchtold. 

2  Nachlaß  Heer,  Zentralbibl.  (2.  Aug.). 
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Es  war  mir  dieses  Wohlwollen  die  größte  Ermunterung  auf  der 
meist  dornenvollen  Bahn  des  öffentlichen  Lebens.  Ich  werde 
es  bis  zu  meinem  letzten  Lebenstage  in  dankbarem  Andenken 
bewahren.  Gerne  würde  ich  bei  diesem  Anlasse  noch  einige 
weitere  Worte  an  Sie  gerichtet  haben.  Ich  bin  aber  so  leidend, 
daß  es  mir  unmöglich  ist.  Ich  kann  Sie  nur  noch  meiner  aus¬ 
gezeichneten  Hochachtung  und  dankbaren  Ergebenheit  ver¬ 
sichern/'  1 

i  „N.Z.Z  .”  p.  1153  und  1155.  „Landbote”  (4.,  11.  Okt.).  „Bund” 
p.  11017  1104,  1108,  „Freie  Stimmen”  p.  159:  über  die  Aufnahme  des  Ge¬ 
suchs  bei  der  eigenen  Partei  („Vorbereitungs-Sitzung  auf  dem  Cafe  Lit- 
teiaire”).  Dankesurkunde  und  Deputation  beschlossen,  wie  einst  bei  Fur- 
rers  Rücktritt.  Der  Kommentar  der  „Freien  Stimmen”  ib:  die  Regierung 
verliere  damit  ihren  Kopf;  denn  Escher  sei  unersetzlich.  Einen  tätigeren 
Arbeiter  könne  man  kaum  finden.  Seine  Selbstherrlichkeit  sei  bei  einem 
seinen  Kollegen  so  weit  überlegenen  Manne  begreiflich,  „und  wahrhaftig, 
da,  wo  es  nicht  nach  seinem  Kopfe  ging,  war 's  selten  das  Bessere.  Der  ein¬ 
zige  in  unsern  Augen  gerechtfertigte  Vorwurf,  der  Escher  trifft,  ist  der: 
er  verkehrte  zu  wenig  direkte  mit  dem  Volke,  außer  den  Kreisen  näher  Be¬ 
freundeter,  und  umgab  sich  oft  mit  Leuten,  die  ihn  über  die  wahre  Lage  der 
Verhältnisse  zu  täuschen  vermochten.  Aber  Escher  steht  in  unsern  Augen 
hoch,  sehr  hoch  durch  seine  Charakterfestigkeit,  und  unsere  Achtung  ist 
bis  zur  Bewunderung  gestiegen  durch  den  Akt  seines  Austrittes.”  Dieser 
wird  mit  seiner  Niederlage  in  der  Seminardirektorwahl  —  Diakon  Fries, 
statt  Grunholzer  —  in  Verbindung  gebracht.  Man  habe  deshalb  diesen 
Entschluß  von  ihm  erwartet  und  hoffe,  ihn  bald  wieder  gesund  an  der 
Spitze  des  Regiments  zu  sehen.  Siehe  auch  p.  169/170:  neben  der  Krank¬ 
heit  hätten  andere  Motive  mitgespielt,  und  Leute  der  gouvernementalen 
Partei  hätten  Escher  die  Lust  am  Regieren  verleidet  und  dadurch  zur  Un¬ 
tergrabung  seiner  Gesundheit  beigetragen,  da  er  ihnen  nachgerade  selbst 
zu  radikal  geworden  sei.  Seine  Verdienste  namentlich  hätten  die  Linke 
bisher  von  einer  Lostrennung  abgehalten  usw.  Die  Vereitelung  der  Be¬ 
rufung  Scherrs  und  nun  Grunholzers,  sowie  weiteres  hätten  seine  Stellung 
im  Erziehungsrat  unerfreulich  gemacht.  „Escher  kehrte  Donerstag  Abends 
spät  aus  dem  Erziehungsrate  nach  Hause,  an  Körper  und  Geist  fieberhaft 
aufgeregt.  Am  folgenden  Morgen  ließ  er  seinen  Freund,  Regierungsrat 
Rüttimann,  zu  sich  bitten.  Auf  dem  Krankenbette  eröffnete  er  ihm  seinen 
unerschütterlichen  Entschluß,  seine  Stellen  als  Regierungspräsident,  Regie¬ 
rungsrat  und  Kirchenrat  niederzulegen,  und  verbat  sich  von  vorneherein 
jedes  Zureden,  jede  Urlaubserteilung  und  jede  Abordnung  von  Seite  seiner 
Kollegen ...  So  unerbittlich  Escher  in  seinem  diesfälligen  Beschlüsse  be- 
harrte,  hat  er  dennoch  andere  Stellen  —  wie  die  eines  Eisenbahndirektors 
—  trotz  seiner  geschwächten  Gesundheit  bis  jetzt  beibehalten.”  Dazu  die 
Niederlage  in  der  Bahnhofsfrage  u.  A.  „Escher  erkannte  nach  und  nach 
immer  mehr,  daß  gewisse  liberal-konservative  Herren  die  Partei  gern  zum 
Stillstand  verurteilen  möchten,  und  wandte  sich  daher  mehr  der  linken 
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Das  Entlassungsgesuch  erregte  in  der  ganzen  Schweiz  das 
größte  Aufsehen:* 1  die  außerordentliche  Tätigkeit  des  Mannes, 
seine  unabhängige  Privatstellung,  das  eiserne  Festhalten  an  der 
einmal  eingeschlagenen  Richtung,  der  Nachdruck  und  die 
Nachhaltigkeit,  die  sein  Wirken  in  allgemein  schweizerischen 
Fragen  als  der  gefeierte  Repräsentant  eines  Kantons  wie  Zürich 
fand,  seine  unverhehlte  Hinneigung  zu  größerer  Zentralisation 
und  seine  kräftige,  durch  Mäßigkeit  und  Arbeit  gestählte  und 
eine  hoffnungsreiche  Zukunft  versprechende  Jugend  hatten  ihm 
eine  derartige  Ausnahmestellung  verschafft,  daß  man  ihm  das 
Größte  zutraute  —  und  zwar  um  so  mehr,  „als  der  Herr  Demit- 
tent",  wie  die  „Neue  Zürcher  Zeitung"  schrieb,  „eine  von  den 
Naturen  ist,  welche  mehr  mit  Verstand  als  Gemüt,  ja  fast  auf 

Seite  zu.  „Lieber  mit  der  Linken  zwei  Schritte  vorwärts,  als  mit  den  Kon¬ 
servativen  und  den  Liberal-Konservativen  einen  Schritt  rückwärts”,  äußerte 
er  wiederholt,  wenn  man  ihn  nach  rechts  drängen  wollte.”  Bereits  habe  er 
erklärt,  den  Eintritt  Treichlers  in  den  Regierungsrat  gern  sehen  zu  wollen. 
So  habe  sich  eine  konservative  Opposition  gegen  ihn  gebildet,  die  nun  den 
Rücktritt  Eschers  durch  allerlei  kleinliche  Manöver  herbeigeführt  habe.  — 
Die  sachliche  Berechtigung  dieser  Anklage  ist  jedoch,  wenn  auch  im  ein¬ 
zelnen  manches  richtig  sein  mag,  durchaus  fraglich.  Über  die  Würdigung 
von  Seite  J.  J.  Blumers,  in  der  „Glarner  Zeitung”  vgl.  „Bund”  p.  1136. 

1  Die  Billigung  Furrers  bei  Isler  p.  214.  Das  Bedauern  G.  Kellers  bei 
Ermatinger-Baechtold  Bd.  II  p.  377/78.  „Ich  habe  mit  Betrübnis  ge¬ 
lesen,  wie  der  Bürgermeister  Escher  schon  fertig  ist  mit  seiner  Gesundheit. 
Was  hilft  ihm  nun  sein  großer  Eifer;  denn  er  hat  sich  offenbar  durch  seine 
Regiererei  und  Arbeit  ruiniert.  Es  ist  am  Ende  doch  dauerhafter,  wenn 
man  sich  nicht  zu  sehr  anstrengt.  Indessen  habe  ich  Mitleid  mit  ihm,  da 
es  traurig  ist,  in  solcher  Stellung,  in  solcher  Jugend  und  bei  solchem  Reich¬ 
tum  abziehen  zu  müssen.”  Joh.  Scherr  im  „Landboten”  (11.  Oktober)  hebt 
hervor:  „An  jedem  guten  Werke,  das  im  Fache  der  Gesetzgebung  und  Ver¬ 
waltung  seit  Jahren  in  Zürich  getan  wurde,  haftet  auch  Eschers  Name . . . 
Eine  ins  Einzelne  eingehende  Kritik  mag  an  Eschers  Tun  und  Lassen  Man¬ 
ches  auszusetzen  haben . . .  Aber  so  ein  Mann  aus  einem  Guß,  wie  Escher, 
will  im  Großen  und  Ganzen  beurteilt  sein,  und  da  lautet  das  Urteil  un¬ 
bedingt  günstig  . . .  Escher  ist  ein  Charakter  . . .  Charaktere  aber  hat  eine 
Republik  noch  mehr  nötig,  als  Talente.  Und  dieser  Mann,  der  so  rüstig, 
so  aufrecht,  fast  trotzig  auf  seiner  Bahn  einherschritt  und  dessen  gewaltiger 
Körperbau  seiner  kräftigen  Seele  zu  entsprechen  schien,  ist  plötzlich  von 
unerbittlicher  Krankheit  angefallen  und  aus  dem  gewohnten  Kreise  seiner 
Tätigkeit  hinausgeschleudert  worden.  Wir  glauben  ihm  gerne,  daß  auch 
ihm  diese  Bahn  eine  „dornenvolle”  war;  aber  wir  wissen  zugleich,  daß  die 
Unterbrechung  derselben  für  einen  Mann  seines  Schlages  dennoch  höchst 
schmerzlich  sein  muß.”  . . . 
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Kosten  des  letztem  mit  dem  erstem  ausgerüstet  sind.  Und  nun 
auf  einmal  tritt  diesem  kräftig  schreitenden  Manne  ein  Gegner 
in  den  Weg,  den  noch  vor  einem  Jahre  die  nächsten  Bekannten 
nicht  befürchtet,  der  erbittertste  Feind  nicht  gewünscht,  ein 
körperliches  Leiden  (man  spricht  von  drohender  Gehirnentzün¬ 
dung),  der  einer  zur  zweiten  Natur  gewordenen  geistigen  Le¬ 
benstätigkeit,  einer  unaufhaltsamen  Karriere  Halt,  hoffentlich 
nur  LInterbruch,  gebietet." 

Dem  pflichttreuen  Beamten  und  gewissenhaften  Admini¬ 
strator,  dem  unermüdlichen  Teilnehmer  und  Berichterstatter  in 
Kommissionen,  dem  taktvollen  Präsidialvorstand,  dem  Anreger 
und,  wo  es  galt,  auch  Hersteller  neuer  Schöpfungen  auf  geisti¬ 
gem  und  materiellem  Gebiet  die  öffentliche  Anerkennung  aus¬ 
zusprechen,  bot  sich  hier  nun  ein  freilich  trauriger  Anlaß.1  Auch 
der  Große  Rat,  dem  Regierungspräsident  Zehnder  am  2.  Okto¬ 
ber  über  das  Entlassungsgesuch  berichtete,  war  über  den  un¬ 
vermuteten  Zusammenbruch  schmerzlich  bewegt,  nicht  minder 
der  Regierungsrat,  dessen  Mitglieder  Eschers  Leistungen  beson¬ 
ders  zu  würdigen  wußten;  denn  alle  fühlten,  welche  Kraft  der 
obersten  Verwaltung  mit  ihm  entzogen  ward.  Sie  hatten  sich, 
wie  Zehnder  erklärte,  auch  ernstlich  gefragt,  ob  es  nicht  mög¬ 
lich  sei,  ihn  zum  Bleiben  zu  bewegen;  allein  bei  genauerer  Über¬ 
legung  zeigte  sich  der  Rücktritt  als  unausweichlich:  mit  Freu¬ 
den  hätte  man  zwar  zum  Mittel  eines  längeren  Urlaubs  gegrif¬ 
fen;  allein  der  Kranke  bedurfte  in  erster  Linie  der  Beruhigung, 
und  so  lange  er  das  Gefühl  von  Verpflichtungen  in  sich  trug, 
konnte  er  diese  nicht  finden.  Ein  Portefeuille  behalten  und  es 
nicht  versehen,  könne  und  wolle  er  nicht,  und  wäre  der  Große 
Rat  über  das  Entlassungsgesuch  für  einstweilen  hinweggegan¬ 
gen,  so  hätte  man  auch  dadurch  nicht  in  Eschers  Interesse  ge¬ 
handelt,  da  die  Ärzte  eine  schnelle  Entlassung  schon  aus  Grün¬ 
den  der  Erhaltung  und  der  Pietät  verlangten.  Der  Regierungs¬ 
rat  trage  deswegen  auf  Erteilung  des  Rücktrittes  an;  doch  sei  der 
Kranke  es  wert,  daß  er  nicht  einfach  unter  Verdankung  der  ge¬ 
leisteten  Dienste  entlassen  werde,  sondern  mit  dem  besondern 


i  „N.  Z.  Z.ft  p.  1155. 
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Ausdruck  und  lebhaftester  Anerkennung  seiner  ausgezeichne¬ 
ten  Verdienste  und  dem  Bedauern  über  die  ungünstigen  Ge¬ 
sundheitsumstände,  die  ihn  zu  seinem  Gesuch  gezwungen.  Da 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  eine  Deputation  nicht 
am  Platze  sei,  wäre  es  passend,  die  Gesinnung  des  Groben  Rates 
in  einer  Urkunde  auszusprechen,  die  durch  eine  besondere  Ab¬ 
ordnung  zu  überbringen  sei. 

Dieser  Antrag  wurde  nun  in  feierlicher  Stille  genehmigt,1  und 
während  in  Zürich  am  15.  Oktober  1855  die  festliche  Eröffnung 
der  polytechnischen  Schule  vor  sich  ging,  überwand  ihr  Schöp¬ 
fer  allmählich  die  Krisis: 2 3  am  18.  Oktober  konnte  die  „Neue  Zür¬ 
cher  Zeitung”  bereits  mitteilen,  Escher  befinde  sich  auf  der 
Besserung,*  und  gleichzeitig  ward  die  regierungsrätliche  Depu¬ 
tation,  aus  Zehnder,  Rüttimann  und  Dubs,  bestimmt,  um  die  vom 
Großen  Rat  votierte  Dank-  und  Beileidsurkunde  zu  überreichen, 
sobald  Eschers  Gesundheits Verhältnisse  es  erlaubten.4 5 

Allein  noch  galt  es,  ihn  in  seinen  Aemtern  zu  ersetzen:  am 
26.  Oktober  wählte  der  Große  Rat  in  außerordentlicher  Sitzung 
den  etwas  weiter  linksstehenden  Industriellen  Hüni-Stettler  von 
Horgen  zum  RegierungsraE  und  Jak.  Dubs  zum  Regierungs- 

1  „N.Z.  Z.”  p.  1159.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1087,  1089.  „Freitagszei¬ 
tung”  (5.  Okt.).  „Freie  Stimmen”  p.  159.  „Landbote”  (11.  Okt.).  „Bund” 

p.  1108,  1112,  1116. 

2  Daß  man  seiner  während  des  Festes  gedachte,  siehe  Oechsli  p.  232 
und  235.  Ebenso  bei  einem  landwirtschaftlichen  Fest  in  Winterthur  („Frei¬ 
tagszeitung”,  12.  Okt.).  —  Siehe  auch  die  Erinnerungen  Blumers  (6.  Okt. 
1855):  „Betrübend  war  für  mich  damals  nur  der  Gedanke  an  Eschers  Krank¬ 
heit,  die  gerade  zu  dieser  Zeit  ihren  Höhepunkt  erreichte.  In  Folge  mehre¬ 
rer  Kuren,  die  er  im  Laufe  des  Sommers  gemacht,  hatte  sich  sein  Zustand 
wieder  einigermaßen  gebessert;  aber  nach  Hause  zurückgekehrt,  hatte  er 
sich  wieder  überarbeitet  und  verfiel  in  Folge  hievon  in  ein  heftiges  Nerven¬ 
fieber,  bei  welchem  sein  Leben  auf  dem  Spiele  stand.  . . .  Gegen  Ende  des 
Jahres  1855  befand  sich  mein  Freund  auf  dem  Wege  fortschreitender  Ge¬ 
nesung;  doch  konnte  er  noch  zu  Ende  Jänners  1856  der  außerordentlichen 
Bundesversammlung  nicht  beiwohnen,  welche  wegen  verschiedener  Eisen¬ 
bahnfragen,  vorzüglich  wegen  der  streitigen  Oronlinie,  stattfand.” 

3  „N.  Z.  Z.”  p.  1227.  „Freitagszeitung”  (19.  Okt.). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1229/30.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  1154. 

5  Er  bildete  eine  Konzession  an  die  Treichlerpartei.  Escher  hatte  be¬ 
reits  seine  Wahl  als  Nationalrat  bewirkt,  zum  Ärger  von  Dubs,  der  nun  mit 
der  Nachfolge  Rüttimanns  im  Ständerat  vorlieb  nehmen  mußte  (R.  Rüegg). 
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Präsidenten,  sowie  zum  Kirchenrat,  an  Eschers  Stelle.1  Wenn  in 
der  Öffentlichkeit  zum  Teil  von  einer  neuen  Partei  und  Kabalen 
gegen  den  Zurückgetretenen  und  seine  Freunde  geredet  worden 
war,  so  zeigte  die  Wahl  dieser  Anhänger,  daß  das  Volk  von  der 
bisherigen  Politik  befriedigt  sei,  und  daß  weder  die  Konservati¬ 
ven,  noch  der  Sozialismus  an  Boden  gewonnen  hatten:  gerade 
der  Umstand,  daß  man  von  gewisser  Seite  die  Wahl  zu  einer 
Demonstration  benutzen  wollte,  verhinderte  Ernennungen,  die 
mit  der  Dankesurkunde  an  Escher  in  Widerspruch  gestanden 
hätten.  Die  öffentliche  Meinung  erteilte  so  den  Schöpfungen 
der  zweiten  liberalen  Ära  ihre  Genehmigung,  und  die  Versiche¬ 
rungen  der  vom  Regierungsrat  überreichten  Urkunde  bedeute¬ 
ten  keine  Phrase.2 

Man  mag  den  Rücktritt  eines  so  unermüdlich  tätigen  Man¬ 
nes  aus  der  Leitung  der  kantonalen  Politik  bedauern;  denn 
er  hat  später  zur  Folge  gehabt,  daß  Escher  sich  stärker,  als  in 
seinen  Wünschen  und  seiner  Begabung  lag,  wirtschaftlichen 
Plänen  zuwandte;  allein  die  Fortsetzung  einer  derart  aufreiben¬ 
den  Doppeltätigkeit  kam  eben  gar  nicht  in  Frage.  Gewiß  hätte 
es  zur  Leitung  von  Eisenbahnen  und  Banken  in  der  Schweiz  an 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1261.  Siehe  auch  p.  1163:  der  Antrag  Rüttimanns,  die 
Ersetzung  Eschers  bis  zum  Winter  zu  verschieben,  wurde  am  2.  Oktober 
abgelehnt.  Ferner  p.  1234,  1263  und  1265.  Neben  Dubs  hatte  Rüttimann 
83  Stimmen  als  Regierungspräsident  erhalten.  In  der  Regierungsratswahl 
unterlagen  Gg.  v.  Wyß  und  Treichler  (siehe  auch  Berchtold).  „Eidgen.  Zei¬ 
tung”  p.  1187.  „Freitagszeitung"  (2.  Nov.).  „Landbote"  (1.  Nov.).  „Bund” 
p.1116,  1129,  1183/84,  1187/88,  1204,  1211/12.  „Freie  Stimmen”  p.  173 
und  174:  vorher  habe  man  sich  um  Hagenbuch  und  Treichler  gestritten. 
Das  Wahlkollegium  des  Bezirkes  Zürich  wählte  an  Eschers  Stelle  zum  Vor¬ 
sitzenden  den  Obergerichtspräsidenten  Ullmer  (siehe  nächstes  Kapitel).  — 
Escher  hatte  schon  1852  Dubs  als  seinen  künftigen  Nachfolger  im  Kanton 
betrachtet,  wie  er  ihm  auch  bei  den  Wahlen  zum  Staatsanwalt  (1847),  Na¬ 
tionalrat  und  Vizepräsidenten  des  Großen  Rates  half  und  ihn  in  Bern  her¬ 
vorzog.  Dubs  stand  ihm  zum  Teil  mit  Reserve  gegenüber  und  tadelte  be¬ 
sonders  das  Machtbewußtsein  und  die  gelegentlich  despotische  Haltung, 
siehe  R.  Rüegg. 

2  Wie  sorgfältig  es  Escher  vermieden  hatte,  auch  nur  den  Schein  per¬ 
sönlichen  Interesses  auf  sich  zu  laden,  zeigt  die  Tatsache,  daß  er  im  Großen 
Rat  sich  gegen  eine  Gehaltsvermehrung  der  Regierungsräte  aussprach,  und 
daß  die  1851  mit  einem  Gutachten  betraute  unter  einer  Leitung  stehende 
Kommission  bis  zu  seinem  Rücktritt  keine  Vorschläge  aufstellte  („N.  Z.  Z." 
p.  1213/14). 
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fähigen  Leuten  nicht  gefehlt;  denn  die  kaufmännischen  Veran¬ 
lagungen  waren  zu  allen  Zeiten  häufiger,  als  die  politischen; 
doch  hat  eben  keine  persönliche  Vorliebe  zu  dieser  Wendung 
in  Eschers  Leben  geführt,  sondern  der  Zwang  der  Gesundheit 
und  die  ganze  Entwicklung  des  Zeitalters. 

Das  19.  Jahrhundert  ist  eine  Epoche  unerhörten  wirtschaft¬ 
lichen  Aufschwungs:  wenn  schon  seine  erste  Hälfte  der  Schweiz 
den  Beginn  jener  Industrialisierung  gebracht  hatte,  welche  die 
folgenden  Jahrzehnte  so  mächtig  steigern  sollten,  so  muhte  der 
gerade  in  den  fünfziger  Jahren  rasch  fortschreitende  Bau  der 
Eisenbahnen  diese  ökonomische  Entwicklung  noch  beschleuni¬ 
gen.  Es  bildete  nun  eine  Tatsache  von  höchster  Bedeutung,  ob 
diese  unklaren  Kräfte  in  geordnete  Bahnen  gelenkt  wurden:  für 
den  größten  Teil  der  Nordost-  und  Zentralschweiz  ward  dies 
Eschers  Leistung.  Wenn  man  also  das  Bedauern  ausgesprochen 
hat,  daß  die  Eidgenossenschaft  im  Herbst  1855  den  politischen 
Schöpfer  verlor  und  dafür  den  Eisenbahnkönig  eintauschte,  so 
erscheint  dies  weit  übertrieben:  durch  den  Rücktritt  aus  der  kan¬ 
tonalen  Verwaltung  gehorchte  der  Mann,  der  beinahe  ein  Jahr¬ 
zehnt  fast  das  Meiste  zur  Befestigung  des  neuen  Bundes  gelei¬ 
stet  hatte,  der  zwingenden  Notwendigkeit,  und  gerade  der  Ver¬ 
zicht  auf  das  Unvereinbare  gab  ihm  die  Möglichkeit  zu  weiterer 
Leistung. 
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Viertes  Kapitel. 

Wirtschaftliche  und  Eisenbahnfragen. 

(1856—1866.) 

1.  Kreditanstalt  und  Westbahnkonflikt  1856. 

Als  Escher  1855  aus  der  zürcherischen  Regierung  trat, 
stand  das  Leben  des  Kantons,  wie  der  Eidgenossenschaft  vor 
einer  folgenreichen  Wandlung:  nach  jahrzehntelangen  politi¬ 
schen  Kämpfen  war  man  bei  einer  gewissen  Sättigung  und  Er¬ 
müdung  angekommen,  und  lauter  als  jemals  ertönte  der  Ruf 
nach  Hebung  der  materiellen  Wohlfahrt.  Escher  selber  hatte 
es  vor  Jahren  ausgesprochen,  das  Volk  richte  seine  Aufmerk¬ 
samkeit  jetzt  mehr  auf  wirtschaftliche,  als  auf  politische  Fragen, 
und  der  Bau  der  schweizerischen  Eisenbahnen  weckte  vollends 
Kräfte,  die  man  vorher  nicht  ahnte.  Naturgemäß,  daß  die  öko¬ 
nomischen  Aufgaben  eine  Zeitlang  Alles  absorbierten.  Es  ist 
die  ideenloseste  Periode  der  neueren  eidgenössischen  Geschichte: 
selbst  die  bisherige  Parteipolitik  löst  sich  großenteils  in  mate¬ 
rielle  Interessenkonflikte  auf,  und  die  alte  Rivalität  der  Kantone 
und  verschiedenen  Landesteile  ersteht  wieder  als  Streit  um 
möglichst  vorteilhafte  Eisenbahnverbindungen.  Der  Anblick 
eines  solchen  Gewirrs  ist  oft  höchst  unerfreulich;  aber  der 
vorurteilslose  Beobachter  wird  zugeben  müssen,  daß  diese 
Epoche  eine  notwendige  Übergangsstufe  zur  Gegenwart  bil¬ 
dete:  die  heutige  Wirtschaftsorganisation  der  Schweiz  ist  über¬ 
wiegend  aus  den  Kämpfen  der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  er¬ 
wachsen,  und  wenn  der  in  seinen  Fundamenten  eben  neu  ge¬ 
ordnete  Staat  die  seitherigen  europäischen  Stürme  im  ganzen 
heil  überstand,  so  dankt  er  das  nicht  zum  wenigsten  der  Genera¬ 
tion,  die,  auf  die  grundlegende  Gesetzgebung  des  vorausgehen¬ 
den  Jahrzehnts  gestützt,  nun  auch  die  ökonomische  Leistungs¬ 
kraft  des  Landes  entwickelte. 
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Aber  freilich  drohte  die  Einheit  der  im  Sonderbundskrieg  sieg¬ 
reichen  freisinnigen  Partei  über  diesen  Meinungs-  und  Interessen¬ 
konflikten  völlig  zu  zerfallen.  Sogar  die  führenden  Staatsmänner 
litten,  da  ihnen  nun  partikularistische  Sonderbestrebungen  ent¬ 
gegenwirkten,  an  ihrem  Ansehen  starken  Schaden.  Zugleich 
waren  sie  selbst  zu  Exponenten  kantonaler  Wünsche  geworden: 
der  bisherige  leidenschaftliche  Antagonismus  der  Liberalen  und 
Konservativen  trat  damit  vielfach  hinter  neuen,  mehr  geographi¬ 
schen  Gruppierungen  zurück.  Allein  die  Folge  war  nicht  etwa 
eine  Abschwächung  der  Gegensätze,  sondern  vielmehr  ihre 
Verbreiterung:  die  ganze  Bevölkerung  war  nun  am  Austrag  der 
Händel  beteiligt,  und  der  Ton  der  Preßpolemik  gestaltete  sich 
um  so  viel  gröber.  Noch  mehr  als  bisher  arbeitet  man  jetzt  mit 
Schlagworten  und  persönlicher  Verleumdung,  und  zugleich  er¬ 
steht  aufs  neue  die  alte  Rivalität  der  einzelnen  Bundesglieder, 
vor  allem  zwischen  Zürich  und  Bern;  ja  es  mischen  sich  aus¬ 
wärtige  Geldmächte  ein,  und  die  beteiligten  Führer  geraten  in 
den  Verdacht  der  Abhängigkeit  von  solchen  Finanzgruppen. 
Aber  wie  man  diese  Epoche  nun  auch  beurteile,  so  muh  man  ihr 
doch  zugestehen,  daß  sie  sich  mit  Notwendigkeit  aus  den  herr¬ 
schenden  Zuständen  entwickelte  und  zugleich  einer  europäischen 
Erscheinung  entsprach:  es  entstammte  also  einem  Zeitbedürfnis 
und  nicht  in  erster  Linie  persönlicher  Anlage,  wenn  der  Mann, 
der  sich  bisher  vor  allem  durch  die  Schärfe  seiner  politischen 
Begabung  ausgezeichnet  hatte,  nach  seiner  Genesung  nun  stär¬ 
ker  als  früher  sich  wirtschaftlichen  Unternehmungen  zuwandte, 
denen  er  ursprünglich  ganz  fern  gestanden  hatte.  Eschers  nun¬ 
mehrige  Stellung  im  Mittelpunkt  der  schweizerischen  Eisen¬ 
bahnpolitik  bot  dazu  den  Anlaß. 

Eine  monatelange  Schonung  hatte  ihm  inzwischen  die 
Kräfte  wiedergegeben: 1  im  Frühjahr  1856  fühlte  er  sich  gesun¬ 
der  als  jemals,  und  wenn  er  der  Januarsession  der  Bundesver¬ 
sammlung  fern  blieb  —  trotzdem  die  Eisenbahnangelegenheiten 
der  Westschweiz  seine  Teilnahme  dringend  wünschbar  ge- 

1  Ein  Brief  des  Genfers  Tourte  vom  27.  Januar  1856  spricht  noch 
von  einem  eben  überwundenen  Typhus  (B.  A.). 
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macht  hätten,  sodaß  man  sein  Fehlen  allgemein  bedauerte1  — 
wenn  er  die  Februartagung  des  Großen  Rates  versäumte,  der 
ihn  am  21.  Dezember  1855  mit  107  Stimmen  im  zweiten  Wahl¬ 
gang  wieder  zu  seinem  Vizepräsidenten  gewählt  hatte,2  so  ent¬ 
sprang  das  in  erster  Linie  der  Notwendigkeit,  die  mühsam  er¬ 
reichte  Genesung  nicht  zu  stören.  Schon  in  der  zweiten  Hälfte 
Februar  1856  wurde  er  mit  Regierungsrat  Rüttimann  zum  Mit¬ 
glied  eines  Schiedsgerichtes  über  Angelegenheiten  der  Süd¬ 
ostbahn  ernannt,3 4  und  anfangs  April  erschien  er  wieder  im 
Großen  Rate,*  so  wie  er  auch  Ende  des  Monats  die  Generalver¬ 
sammlung  der  Nordostbahn  zu  leiten  vermochte.5 6  In  der  zwei¬ 
ten  Hälfte  Juni  1856  ward  er  vom  Regierungsrat  in  eine  Kom¬ 
mission  zur  Beratung  einiger  in  der  Gerichtsorganisation  not¬ 
wendig  gewordenen  Änderungen  bestimmt/5  und  nach  mehr 
als  halbjähriger  Unterbrechung  trat  er  wieder  ins  öffentliche 
Leben.  Freilich  bewirkte  sein  Rücktritt  aus  der  Regierung,  daß 

1  77N.  Z.  Z .”  1856  p.  TOT,  152.  „Freitagszeitung”  (1.  Febr).  „Landbote" 
(31.  Jan.).  „Bund”  p.  91.  „Berner-Zeitung”  (23.  und  25.  Jan.).  Über  die 
Verhandlungen  wurde  er  von  Dubs  in  ausführlichen  Briefen  unterrichtet. 

2  „N.Z.Z.”  1855  p.  1501.  „Eidgen.  Zeitung"  1855  p.  1410  (er  hatte 
auch  5  Stimmen  als  Präsident  erhalten).  „Freitagszeitung”  1855  (28.  Dez. 
und  1856  (15.  Febr.).  Am  14.  Dezember  1855  hatte  ihn  das  Bezirkswahl¬ 
kollegium,.  dessen  Vorsitz  er  geführt  hatte,  durch  den  Obergerichtspräsi¬ 
denten  Ullmer  ersetzen  müssen  („N.Z.Z.”  p.  1473).  „Landbote”  (20.  Dez.). 
Siehe  ferner  „N.Z.Z.”  1856  p.  194.  „Eidgen.  Zeitung”  1856  p.  173. 

3  N.Z.Z.”  p.  231.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  202.  Wie  der  Briefwechsel  mit 
Blumer  beweist,  auf  dessen  Veranlassung.  Blumer  suchte  ihn  auch  für  eine 
alle  ostschweizerischen  Bahnen  umfassende  Fusion,  unter  zürcherischer 
Führung,  zu  gewinnen,  selbst  nachdem  der  Verwaltungsrat  der  N.  O.  B. 
diese  abgelehnt  hatte  (in  seinen  Briefen  vieles  Detail  über  die  finanziellen 
Schwierigkeiten  der  Südostbahn,  über  Eschers  Interesse  für  die  Linthlinie: 
Blumer  suchte  den  Konflikt  zwischen  Zürich  und  St.  Gallen  zu  vermeiden, 
während  Rüttimann  als  Bedingung  für  die  zürcherische  Unterstützung  vor 
allem  eine  Trennung  der  Linthtal-  und  der  Rheintallinie  vorschlug).  Siehe 
auch  J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer"  p.  34  ff. 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  439  (9.  April).  „Freitagszeitung”  (11.  April).  „Land¬ 

bote”  (17.  April). 

6  „N.  Z.  Z.”  p.  531.  Siehe  auch  p.  509/10  (Geschäftsbericht)  und  „N.  Z. 
Z.”  1855  p.  1341  (14.  Nov.).  „Eidgen.  Zeitung”  1856  p.  479  (Konferenz  in 
Aarau  wegen  N.  O.  B.-Angelegenheiten,  Ende  April),  481.  „Bund”  p.  478. 

Ä  „N.Z.Z.”  1856  p.  785  (30.  Juni).  „Eidgen. Zeitung”  p.  715,  727  (ver¬ 
einzelte  Stimmen  bei  der  Wiederwahl  des  Regierungsrats),  1199  (ebenso  im 
Oktober  1856,  bei  der  Wahl  von  Treichler  und  Ott).  Siehe  auch  „Land¬ 
bote”  (30.  Okt.). 
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der  Mann,  der  so  lange  an  der  Spitze  des  Staates  gestanden  und 
die  Schicksale  der  Eidgenossenschaft  mitbestimmt  hatte,  im 
April  1856  vom  zürcherischen  Bezirkskommando  als  Rekrut  re¬ 
quiriert  wurde  und,  nachdem  er  in  den  wichtigsten  Fragen  den 
Ton  angegeben,  nun  selber  den  Taktschritt  lernen  mußte:  zu¬ 
gleich  hatte  er  Buße  zu  bezahlen,  weil  er  seinen  Austritt  aus 
dem  Regierungsrat,  der  ihn  militärpflichtig  machte,  vergessen 
hatte  anzuzeigenl1 

Während  Escher  derart  die  Rückkehr  zur  öffentlichen  Wirk¬ 
samkeit  vorbereitete,  hatte  er  bereits  die  Anstalten  zu  einer  seiner 
folgenreichsten  Schöpfungen  getroffen.  Das  Eingreifen  des 
fremden  Kapitals  in  die  schweizerischen  Eisenbahnfragen  erregte 
gerade  damals  wachsende  Bedenken:  der  Bahnbau  und  die  son¬ 
stigen  wirtschaftlichen  Unternehmungen  machten  größere  Sum¬ 
men  nötig,  als  sie  bisher  zur  Verfügung  gestanden  hatten,  und 
die  in  Zürich  vorhandenen  Banken,  die  „Bank  in  Zürich”  und 
die  „Aktiengesellschaft  Leu  &  Cie.”,  vermochten  den  Bedürfnis¬ 
sen  kaum  mehr  recht  zu  genügen.  Die  Neigung,  das  Kapital  in 
großen  Organisationen  zu  vereinigen,  um  damit  freieren  Spiel¬ 
raum  und  erhöhte  Operationskraft  zu  gewinnen,  ward  so  auch 
in  der  Nordostschweiz  lebendig,  und  als  nun  die  „Allgemeine 
deutsche  Kreditanstalt  in  Leipzig”,  auf  Anregung  des  stell¬ 
vertretenden  Vorsitzenden  ihres  Verwaltungsrates,  C.  Hirzei- 
Lampe,  schweizerischen  Generalkonsuls  in  Leipzig,  die  Grün¬ 
dung  eines  neuen  Bankinstitutes  in  Zürich  beschloß,  fand  diese 
Absicht  in  zürcherischen  Kreisen  rasche  Beteiligung.  Es  bildete 
sich  ein  Gründungsausschuß,  mit  Escher  an  der  Spitze,  sowie 
aus  Regierungsrat  Rüttimann  und  den  Helfern  von  der  Nord¬ 
ostbahn:  J.  H.  Fierz,  Regierungsrat  Hüni-Stettler,  dem  Konsul 
Hirzel-Lampe  und  andern  bestehend,  der  sich  am  28.  Juni  1856 
mit  einem  Konzessionsgesuch  an  die  Regierung  wandte.  Nach¬ 
dem  diese  am  5.  Juli  die  Genehmigung  erteilt  hatte,  erfolgte  die 
Ausschreibung  der  Aktien,  die  trotz  mannigfacher  Befehdung 
zu  überraschendem,  für  die  Gründer  höchst  ehrenvollem  Er¬ 
folge  führte:  statt  der  für  die  öffentliche  Zeichnung  ursprünglich 
einzig  in  Aussicht  genommenen  3  Millionen  wurden  220  ange- 

~  ^N.Z.Z  ”  p.  483  (19.  April  1856). 

19  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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meldet,  sodaß  dann,  auch  nachdem  die  Regierung  auf  Benützung 
des  ihr  offen  gehaltenen  Bezugsrechtes  für  1%  Millionen  verzich¬ 
tet  hatte,  eine  umfangreiche  Reduktion  vorgenommen  werden 
mußte.  Am  14.  Juli  1856  konstituierte  sich  das  Gründungs- 
komite  als  Verwaltungsrat,  mit  Escher  als  Präsidenten  und 
Rüttimann  als  Vizepräsidenten.  Am  16.  wurden  die  Bureaux  er¬ 
öffnet,1  und  damit  war  eine  Anstalt  geschaffen,  von  der  Escher 
in  seinen  autobiographischen  Aufzeichnungen  später  sagte,  sie 
habe  dem  Platz  Zürich  eine  finanzielle  Bedeutung  gegeben,  die 
er  vorher  entfernt  nicht  besaß,  und  damit  zur  Befruchtung  von 
Industrie  und  Gewerbetätigkeit  in  Zürich  und  der  ganzen  Ost¬ 
schweiz  wesentlich  beigetragen.2 

Eschers  Anteil  an  der  Leitung  des  von  ihm  mitbegründeten 
Instituts  erscheint  sehr  bedeutend:  als  er  1877  wegen  seiner  Be¬ 
teiligung  an  der  Gotthardbahn  vorübergehend  vom  Vorsitz  des 
Verwaltungsrates  zurücktrat,  faßte  dieser  im  Geschäftsbericht 
seine  Verdienste  mit  den  Worten  zusammen:  „Die  Creditanstalt 
ist  hauptsächlich  eine  Schöpfung  des  Herrn  Escher",  und  nach 
seinem  Tode  hob  er  aufs  neue  hervor,  wie  der  Verstorbene 
die  Anstalt  mit  der  selben  uneigennützigen  und  opfervollen 
Pflichtreue  und  Hingabe,  mit  der  gleichen  außerordentlichen 
Sachkenntnis  und  Begabung  geleitet  habe,  die  er  auf  so  vielen 
Gebieten  öffentlicher  Tätigkeit  während  seines  arbeitsreichen 
Lebens  bekundete.  „Auch  in  den  schlimmsten  Zeiten  bewies  er 

1  M.  Eßlinger:  „Gesch.  der  schweizer.  Kreditanstalt  während  der  ersten 
50  Jahre  ihres  Bestehens”  (1907).  Außerdem  die  eingehenden  Ausführun¬ 
gen  bei  Alex.  Roesle:  „Die  Entwicklung  der  Schweizer.  Kreditanstalt”  (Zü¬ 
rich  1905)  und  briefliche  Auskünfte  der  „Allgem.  Deutschen  Kreditanstalt” 
in  Leipzig.  Ferner  „N.  Z.  Z.”  p.  793,  797,  Inserat  nach  p.  810  und  845. 
„Eidgen.  Zeitung”  p.  747,  771/72,  783/84,  791,  802/3,  823,  827.  „Frei- 
tagsztg.”  (4.,  18.,  25.  Juli,  8.,  15.,  22.,  29.  Aug.,  5.  Sept.  etc.;  zum  Teil  hef¬ 
tige  Polemik  gegen  das  neue  Institut).  „Landbote”  (10.  Juli).  „Bund”  p.  732, 
785,  859/60.  „Berner-Zeitung”  (4.,  18.  Juli).  Außerdem  die  einführenden 
und  verteidigenden  Artikel  Rüttimanns  „N.  Z.  Z.”  p.  827  und  861,  siehe 
auch  p.  973/74  und  999/1000.  Aus  Eschers  Korrespondenz  ergibt  sich, 
daß  dieser  den  vergeblichen  Versuch  machte,  J.  F.  Peyer  im  Hof  als  Direk¬ 
tor  der  neuen  Anstalt  zu  gewinnen.  Gleichzeitig  wurde  auch  in  St.  Gallen 
die  Gründung  einer  Kreditanstalt  ventiliert,  und  außerdem  bestand  eine 
solche  Anstalt  seit  dem  Mai  1855  in  Zug  („N.  Z.  Z.”  p.  829);  dazu  kam 
die  Kreditanstalt  in  Basel. 

2  Bei  Scherr  p.  72. 
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sich  als  zuverlässiger,  sicherer  Pilot,  und  wenn  wir  heute  mit 
Genugtuung  auf  die  Entwicklung  zurückblicken  können,  welche 
die  Anstalt  genommen  hat,  so  anerkennen  wir  bereitwillig,  daß 
es  in  erster  Linie  sein  Verdienst  ist,  dem  wir  solches  zu  ver¬ 
danken  haben/'1 

Man  hat  Eschers  Beteiligung  an  diesen  wirtschaftlichen 
Schöpfungen  getadelt  und  das  Bedauern  ausgesprochen,  daß 
die  Leitung  von  Eisenbahnen  und  Banken  den  Staat  einer  sol¬ 
chen  Kraft  beraubt  habe.  Allein  nachdem  die  starken  grundsätz¬ 
lichen  Meinungsverschiedenheiten  in  der  Politik  für  einmal  zu 
gunsten  der  von  Escher  vertretenen  Anschauungen  ausgetragen 
und  die  wichtigsten  Organisationen  des  neuen  Bundes  geschaf¬ 
fen  waren,  verdrängten  die  ökonomischen  Aufgaben  eine  Zeit¬ 
lang  die  politischen:  die  Hebung  materieller  Wohlfahrt  erwies 
sich  als  dringend  nötig.  Da  nun  die  Epoche  eine  solche  fast 
nur  auf  privatwirtschaftlicher  Grundlage  kannte,  so  ergab  sich 
die  Verflechtung  von  Wirtschaft  und  Politik  von  selber.2  So- 

1  „Das  Alfred  Escher-Denkmal”  p.  60/61.  —  Wie  entschieden  er  jede 
ungehörige  Einmischung  des  Leipziger  Instituts  fern  hielt,  zeigt  ein  Schrei¬ 
ben  an  C.  Hirzel-Lampe  vom  12.  März  1859,  der  ihn  im  Auftrag  der  dorti¬ 
gen  Direktion,  gegen  seine  eigene  Überzeugung,  mit  einer  Art  von  Drohung 
zu  veränderter  Stimmabgabe  in  einer  Dividendenangelegenheit  zu  nötigen 
versucht  hatte:  „Es  bedarf  wohl  nicht  einer  nähern  Auseinandersetzung”, 
antwortete  Escher,  „daß  —  wenn  ich  auch  sonst  zu  einer  solchen  Sinnesände¬ 
rung  geneigt  gewesen  wäre,  was  zwar  durchaus  nicht  der  Fall  ist —  die 
Anwendung  jenes  Mittels  sie  nicht  gestatten  würde.  Was  Sie  aber  mit 
Beschlüssen  meinen,  zu  welchen  Sie  die  Generalversammlung  veranlassen 
könnten  und  die  mir  nicht  angenehm  sein  würden,  ist  mir  völlig  unklar.  Ich 
habe,  Gott  sei  Dank,  auch  in  Betreff  meiner  Mitwirkung  bei  der  Credit- 
anstalt  das  Bewußtsein,  das  Gute  nach  besten  Kräften  angestrebt  zu  haben, 
und  es  verleiht  mir  dieß  die  nöthige  Kraft,  auch  Discussionen  in  der  Gene¬ 
ralversammlung,  die  man  sich  —  ich  weiß  nicht,  aus  welchem  Grunde  — 
als  unangenehm  für  mich  vorstellt,  gehörig  die  Spitze  bieten  zu  können. 
Hiezu  bin  ich  auch  vollständig  gerüstet  und  aufgelegt."  Siehe  auch  Roesle 
p.  46-48. 

2  Als  Escher  im  Dezember  1856  zum  Präsidenten  und  Rüttimann  zum 
Vizepräsidenten  des  Großen  Rates  gewählt  wurde,  hob  z.  B.  die  „Eidgen. 
Zeitung”  (p.  1421)  tadelnd  hervor,  daß  die  beiden  zugleich  Präsident  und 
Vizepräsident  der  Kreditanstalt  seien.  Siehe  auch  „Freitagszeitung 
(26.  Dez.)  und  „Berner-Zeitung”  (25.  Dez.).  Am  15.  Aug.  1856  brachte 
übrigens  die  „Freitagszeitung”  die  grundlose  Nachricht,  Escher  wolle  wie¬ 
der  in  die  Regierung  treten,  weil  diese  sich  von  seinen  Ideen  zu  entfernen 
anfange  (nach  einem  Basler  Blatt). 
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wohl  Kern,  wie  Stämpfli,  Peyer  im  Hof,  Rüttimann,  Blumer 
Trog,  Hungerbühler  und  andere  haben  an  solchen  Gründungen 
teilgenommen,  und  die  Undankbarkeit  und  Unsicherheit  des 
politischen  Einflusses  legten  eine  solche  wirtschaftliche  Schöp¬ 
fertätigkeit  besonders  nahe:  trug  sich  doch  zum  Beispiel  der 
1855  in  den  Bundesrat  getretene  Führer  der  bernischen  Radika¬ 
len,  Jakob  Stämpfli,  schon  im  Juni  1856  mit  dem  Gedanken, 
aus  der  obersten  Exekutive  an  die  Spitze  einer  aus  fünf  Kan¬ 
tonen  zu  bildenden  Gesellschaft  zur  Errichtung  schwimmender 
Eisenbahnen  —  von  Yverdon  bis  Biel  —  zu  treten,  deren  Erträg¬ 
nisse  zur  Juragewässerkorrektion  und  Entsumpfung  des  See¬ 
landes  verwendet  werden  sollten.1  Von  Escher  aber  darf  man 
sagen,  daß  er  durch  keinerlei  eigennützige  Beweggründe  zu 
dieser  veränderten  Richtung  seiner  Tätigkeit  geführt  ward: 
wenn  die  Leitung  von  Banken  und  Eisenbahnen  ihm  später  eine 
Macht  verlieh,  die  seine  frühere  als  Regierungspräsident  wo 
möglich  noch  übertraf,  so  waren  es  in  erster  Linie  Gesundheits¬ 
rücksichten,  die  ihm  die  ebenso  zeitraubende,  wie  anstrengende 
und  abstumpfende  Verwaltungstätigkeit  untersagten.  An  der 
Spitze  wirtschaftlicher  Organisationen  war  er  zudem  in  höhe¬ 
rem  Grade  sein  eigener  Herr  und  besaß  doch  die  Genugtuung, 
der  Allgemeinheit  zu  dienen.  Wie  wenig  er  aber  auf  die  Be¬ 
gründung  einer  persönlichen  Machtstellung  ausging,  zeigt  die 
Tatsache,  daß  er  trotz  aller  Bitten  Peyer  im  Hofs2  im  Frühjahr 
und  Sommer  1856  die  von  der  Rothschildschen  Bankgruppe,  der 
„Reunion  financiere”  in  Paris,  geplante  Verschmelzung  aller  ost¬ 
schweizerischen  Eisenbahnlinien  verhinderte,  obschon  sie  ihn 
wahrscheinlich  zum  Herrn  eines  noch  viel  ausgebreiteteren 
Netzes  und  zum  einflußreichsten  Mitglied  der  Bundesversamm¬ 
lung  gemacht  hätte;  denn  ihm,  so  gut  wie  Kern  und  Rüttimann, 
erschienen  die  finanziellen  Berechnungen  für  die  Nordostbahn  — 

1  J.  Furrer  an  Escher,  13.  Juni,  mit  Bitte,  seinen  und  Dubs'  Einfluß  auf 
Stämpfli  geltend  zu  machen,  daß  er  im  Bundesrat  bleibe.  Über  das  Projekt 
siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung"  p.  533/34,  638/39,  715,  719/20,  724,  usw. 
„Freitagszeitung"  (13.  Juni).  „Bund"  p.  589/90,  635,  652,  679/80,  711/12, 
715/16,  775/76,  863/64.  „Berner-Zeitung”  (13.  und  27.  Juni,  8.  Juli).  Siehe 
ferner  „N.  Z.  Z."  p.  704,  851. 

2  3.  April  1856. 
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die  inzwischen  auch  die  Strecke  Zürich« Winterthur  eröffnet  hatte 
—  als  nachteilig,  und  die  „Reunion  financiere”  verlangte  überdies 
bei  wichtigen  Verhandlungen  zwei  Fünftel  der  Stimmen  für  sich.1 

Im  Nationalrat,  zu  dessen  Vizepräsidenten  er  am  7.  Juli  1856 
mit  52  von  69  Stimmen  im  zweiten  Wahlgang  gewählt  wurde,2 
gewann  er  binnen  kurzem  die  alte  Stellung:  er  blieb  Vorsitzen¬ 
der  der  Petitionskommission3  und  beantragte  als  solcher  eine 
Motion:  der  Bund  solle  die  Entsumpfung  des  bernischen  See¬ 
landes  übernehmen,  als  erheblich  zu  erklären.4  Am  10.  Juli 
wurde  er  in  den  Ausschuß  zur  Prüfung  des  bundesrätlichen 
Geschäftsberichtes  gewählt.5  Vor  allem  aber  hat  er  eine  her¬ 
vorstechende  Rolle  in  dem  über  die  Zufahrtslinie  nach  Westen 

1  Siehe  die  von  Rüttimann  verfaßten  Artikel  der  „N.  Z.  Z.”  p.  680/81, 
685,  689,  693/94,  697,  701/2,  709,  755/56,  761;  ferner  p.699  (Ableh¬ 
nung-  durch  den  Verwaltung-srat  der  N.  O.  B.,  9.  Juni)  und  835/36,  839/40, 
sowie  966.  „Eidg.  Zeitung"  p.  575,  593,  597/98,  637,  Beilage  zu  Nr.  160, 
p.  641/42.  „Freitagszeitung”  (13.  Juni,  25.  Juli,  1.  Aug.  usw.).  „Bund”  p.  577 
und  578,  663/64,  668,  671/72,  968,  979.  Außerdem  die  Korrespondenz 
in  Eschers  Nachlaß.  Ferner  „N.  Z.  Z.”  1858  p.  938.  Über  die  Eröffnung 
der  Strecke  Zürich-Oerlikon,  am  25.  Juni  1856,  siehe  „N.  Z.  Z.”  p.  776. 
„Eidgen.  Zeitung"  p.  704/5  (mit  Eschers  Rede).  Die  Fusion  mit  der  Rhein¬ 
fallbahn  wurde  dagegen  vom  Verwaltungsrat  am  9.  Juni  und  von  der  Ge¬ 
neralversammlung  der  N.  O.  B.,  unter  Eschers  Vorsitz  und  nach  seinem 
Bericht  am  13.  Dezember  genehmigt  („N.  Z.  Z."  p.699).  Siehe  auch  „Eidg. 
Zeitung”  p.  1335,  1383/84,  1387/88.  Wie  günstig  sich  die  Betriebsergeb¬ 
nisse  der  N.  O.  B.  schon  1856  gestalteten,  ergibt  sich  aus  der  von  Escher 
zusammengestellten  Übersicht,  nach  der  das  in  ihr  festgelegte  Kapital 
3,66  %,  bei  der  Zentralbahn  2,66  %,  bei  der  Westbahn  weniger  als  2,07  % 
rentierte,  während  andere,  wie  die  Glattthalbahn,  sogar  ein  Defizit  auf¬ 
wiesen  („N.  Z.  Z.”  p.  1387 — 1389.  „Berner-Zeitung",  27.  Nov.). 

2  „N.  Z.  Z."  p.  816:  daneben  hatte  er  4  Stimmen  für  den  Vorsitz  erhal¬ 
ten.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  753.  „Freitagszeitung”  (11.  Juli).  „Bund"  p.  747. 
Bundesblatt  II  p.  200.  „Berner-Zeitung"  (8.  Juli). 

3  „N.  Z.  Z."  p.  816,  833  (Antrag,  die  eingegangenen  Eisenbahnpeti¬ 
tionen  an  die  Spezialkommission  zu  weisen).  Über  seine  ablehnende  Hal¬ 
tung  gegenüber  der  unter  anderm  von  Dufour  beantragten  Amnestie  für 
die  Führer  des  Sonderbunds  vgl.  p.  841  und  851.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  788. 
„Bund"  p.  753,  784.  „Berner-Zeitung"  (9.,  17.  Juli). 

4  „N.  Z.  Z."  p.  863  (18.  Juli).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  797.  „Bund"  p.  755, 
791,  796.  Siehe  auch  p.  1060.  „Berner-Zeitung”  (19.  Juli  und  24.  Sept.). 
Siehe  ferner  23.  Juli:  Lostrennung  der  Kantone  Graubünden  und  Tessin 
von  den  Diözesen  Como  und  Mailand  usw. 

5  „N.  Z.  Z.”  p.  829.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  765.  „Freitagszeitung" 
(11.  Juli).  „Bund”  p.  759,  761.  Siehe  auch  p.  808,  812,  828.  „Berner- 
Zeitung”  (11.,  24.,  27.  Juli). 
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zwischen  den  Kantonen  Waadt  und  Freiburg  entstandenen 
Eisenbahnkonflikt  gespielt:  während  nämlich  die  Gesellschaft 
des  „Ouest  Suisse”,  die  „Schweizerische  Westbahn”,  die 
Verbindung  des  Genfersees  mit  Bern  in  einem  weiten  Bogen 
über  Morges,  Yverdon,  Estavayer,  Payerne,  Murten  und  Laupen 
plante,  hatte  der  Kanton  Freiburg,  der  seine  Hauptstadt  nicht 
von  der  Bahnlinie  abschneiden  lassen  wollte,  am  27.  November 
1855  die  Ausführung  einer  Linie  Yverdon,  Payerne,  Freiburg- 
Thörishaus  (an  der  bernischen  Grenze)  auf  Staatskosten  be¬ 
schlossen  und  trotz  der  Proteste  der  Westbahn,  die  eine 
Zwangskonzession  für  die  Strecke  Pfauen-Murten-Laupen  ver¬ 
langte,  am  6.  Februar  1856  von  der  Bundesversammlung,  bei 
Abwesenheit  Eschers,  die  Konzession  dafür  erhalten.  Da  sich 
indes  neue  Anstände  mit  der  Waadt  erhoben,  plante  nun  Frei¬ 
burg  eine  direkte  Linie  von  Freiburg  nach  Lausanne,  über  Ro- 
mont  oder  Bulle,  die  sogenannte  Oronbahn,  deren  kantonale 
Konzession  der  Genf-Lyoner-Gesellschaft  übertragen  wurde.1  Die 
Westbahn  aber  verstand  sich  nachträglich  zu  einem  Entgegen¬ 
kommen  durch  das  Anerbieten,  die  Strecke  Payerne-Freiburg- 
Thörishaus  selber  zu  übernehmen,  wenn  die  bessere  Linie  über 
Murten  nicht  erhältlich  sei  und  ihr  von  Freiburg  die  selben  Be¬ 
dingungen  zugestanden  würden,  wie  der  Lyoner  Gesellschaft.2 
Im  Einverständnis  mit  dem  Bundesrat  beantragte  nun  Escher, 
der  im  Frühjahr  den  Dingen  ihren  Lauf  hatte  lassen  müssen, 
als  Berichterstatter  der  Kommissionsmehrheit  die  Verschie¬ 
bung:  das  Oronprojekt  sei  noch  ganz  ungenügend  studiert  und 
habe  grobe  Terrainschwierigkeiten  zu  überwinden;  Freiburg 
werde  sich  vielleicht  erinnern,  daß  man  ihm  gegenüber  weit 
genug  gegangen  sei  und  jetzt  den  Waadtländern  wieder  etwas 
gehöre,  die  sich  um  die  innere  Ordnung  der  Schweiz  die  größ¬ 
ten  Verdienste  erworben  hätten.  Die  Bundesversammlung  solle 
zur  Entgegennahme  eines  vervollständigten  bundesrätlichen 

1  Herold  p.  48  ff.  PL  Weißenbach  Bd.  I  p.  21  ff.  Siehe  auch  „Landbote'' 
<11.  Sept.).  „Bund"  p.  561/62,  565/66,  569/70,  609/10  und  die  Akten  im 
Bundesblatt  1856. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  871  und  885:  „Die  nationalräthliche  Bahnkommission 
(Präsident  Hr.  Dr.  Escher)  soll  damit  einverstanden  sein."  Die  Nachricht 
über  ein  Mittelprojekt,  die  sogen.  Broyebahn,  scheint  irrig.  „Bund”,  p.  799. 
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Berichts  und  abschließenden  Antrags  in  außerordentlicher 
Sitzung  am  15.  September  1856  wieder  zusammentreten.1 

Nachdem  diese  Verschiebung  dann  aber  beschlossen  wor¬ 
den  war/2  begann  eine  erbitterte  Polemik:  das  Organ  des  Bun¬ 
despräsidenten  Stämpfli,  die  „Berner-Zeitung",  agitierte  zu¬ 
nächst  gegen  den  hinter  der  Westbahn  stehenden  Pariser  „Cre¬ 
dit  mobilier",3  das  mit  der  Rothschildschen  „Reunion  finan- 
ciere"  konkurrierende  und  immer  mächtiger  aufstrebende  Bank¬ 
haus  Isaak  Pereire;  denn  Stämpfli  hatte  sich  ganz  mit  den  Frei¬ 
burgischen  Eisenbahnplänen  identifiziert  und  die  ihm  auch  poli¬ 
tisch  nahestehenden  radikalen  Machthaber  dort  zu  ihrem  Vor¬ 
gehen  aufgemuntert.  Durch  eine  Bahnlinie  in  jener  Gegend 
sah  er  sein  Projekt  der  Errichtung  von  schwimmenden  Eisen¬ 
bahnen,  d.  h.  von  Dampffähren  auf  dem  Neuenburger-  und  Bie- 
lersee  bedroht,  aus  dessen  Erträgnissen  er  die  Entsumpfung 
des  Seelandes  bestreiten  wollte,  und  vielleicht  trug  er  sich 
schon  damals  mit  den  weitreichenden  Plänen,  die  sich  schließ¬ 
lich  zu  dem  sogenannten  Zweiliniensystem  verdichten  sollten, 
einer  mit  Nordost-  und  Zentralbahn  konkurrierenden  zwei¬ 
ten  Transversale  zwischen  West-  und  Ostschweiz:  ein  Mono¬ 
pol  sollte  also  den  auch  technisch  ganz  verfehlten  Plan  der 
Dampf f ähren  retten.  Als  nun  in  den  beteiligten  Kreisen  Wider¬ 
spruch  laut  wurde  und  man  Anstoß  nahm,  daß  ein  Mitglied  der 
obersten  Exekutive  sich  in  die  Spekulation  stürze  und  seine 
Mitwirkung  im  voraus  Unternehmungen  Zusage,  über  deren  Zu¬ 
lässigkeit  eben  jene  Behörde  zu  entscheiden  habe,  antwortete 
die  „Berner-Zeitung”  mit  dem  Ruf:  „Hinaus  mit  den  Eisenbahn¬ 
direktoren  aus  den  eidgenössischen  Räten!"4  Die  Minderheit 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  883  und  887  (mit  weiteren  Einzelheiten,  23.  Juli).  Siehe 
auch  p.  885/86  (Stellungnahme  des  Bundesrats).  „Eidgen.  Zeitung”  p.  761, 
819 — 821,  siehe  auch  p.  947 /48.  „Freitagszeitung”  (19.  Sept.).  „Bund” 
p.  811,  815 — 817  (mit  ausführlichem  Detail),  819,  821,  825  (zweites  aus¬ 
führliches  Votum),  832  (Polemik  der  „St.  Galler  Zeitung”),  835/36,  843/44. 
„Berner-Zeitung”  (25. /26.  Juli).  Bundesblatt  II  p.  413/14. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  891.  Siehe  auch  „Berner-Zeitung”  (26.  Aug.). 

3  „N.Z.Z.”  p.  965/66. 

4  „N.Z.Z.”  p.  871,  1007—1009,  1019,  1025/26,  1043/44,  1047/48, 
1271/72.  Über  die  technischen  Bedenken  gegen  die  Oronlinie  vgl.  p.  1301 
und  1302.  „Berner-Zeitung”  (26.  Aug.,  2.,  9.,  18.  Sept.).  Die  „Glarner- 
Zeitung”,  die  den  Ausschluß  der  Eisenbahn-  und  Bankdirektoren  aus  dem 
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der  nationalrätlichen  Kommission  beantragte  nun  zwar  Geneh¬ 
migung  der  Oronlinie;  allein  die  Mehrheit,  mit  Escher  an  der 
Spitze,  wollte  den  jetzt  überwiegend  der  Waadt  günstigen  Be¬ 
schluß  vom  6.  Februar  1856  unter  einzelnen  Modifikationen 
bestätigen,  mit  der  Bedingung,  daß  jene  auch  die  Konzession 
für  eine  Eisenbahn  Yverdon- Vaumarcus  erteile,  die  zu  den 
neuenburgischen  Projekten  einer  Bahnlinie  am  westlichen  See¬ 
ufer  bisher  gefehlt  hatte. 

In  der  Begründung  hob  der  von  Escher  verfaßte  Bericht  hervor, 
wie  die  Bundesversammlung  durch  Genehmigung  der  Linie  Payerne- 
Freiburg-Bem  bereits  am  6.  Februar  den  Interessen  Freiburgs 
Rechnung  getragen  habe,  ohne  doch  diejenigen  der  Waadt  aus  den 
Augen  zu  verlieren:  dieses  Wort  müsse  man  halten,  um  so  mehr, 
als  jene  für  das  ihr  aufgenötigte  Teilstück  Payerne- Freiburg -Bern 
inzwischen  nachgegeben  habe  und  auch  für  die  Linie  Yverdon- 
Vaumarcus  ihren  Sondervorteil  demjenigen  der  Eidgenossenschaft 
unterordnen  müsse.  Die  Oronbahn  führe  durch  eine  im  Ganzen 
wenig  bevölkerte  Gegend.  Außerdem  besitze  die  Waadt  ein  starkes 

Parlament  ablehnte,  hob  immerhin  hervor,  deren  Einfluß  sei  gegenwärtig 
zu  überwiegend  und  gefährde  die  übrigen  Bedürfnisse  des  öffentlichen 
Lebens  (ib.)  —  Der  Beginn  des  Konflikts  zwischen  Escher  und  Stämpfli 
findet  sich  bezeichnet  in  einem  Brief  des  letztgenannten  an  Dubs  (bei 
R.  Rüegg:  „Jak.  Dubs”,  zweite  Serie):  Escher  habe  sich  bei  einem  Besuch 
beklagt,  daß  die  Berner  ihn  scheel  ansähen.  „Er  anerbot  mir,  den  Vermitt- 
ler  zu  machen  zwischen  Juragewässerkorrektion  und  Credit  mobilier,  der 
laut  Äußerungen  von  Aubert  in  Genf  sich  zur  Ausführung  des  Unterneh¬ 
mens  bereit  erklären  dürfte.  Ich  bemerkte,  daß  ich  wegen  der  Juragewäs¬ 
serkorrektion  den  Kanton  Freiburg  nicht  verkaufen  werde.  Er  ritt  wieder 
die  Verdienste  der  Waadt  um  die  liberale  Sache,  weil  Freiburg  ohnehin 
dem  Ultramontanismus  verfallen  sei,  Genf  auch  hin  und  her  schwanke. 
Daraus  habe  ich  seine  Befangenheit  in  der  Frage  am  meisten  erkannt,  und 
ich  bemerkte  ihm  beiläufig,  daß  die  liberalen  Verdienste  nicht  mit  Eisen¬ 
bahnen  zu  bezahlen  seien.  Wir  gingen  äußerlich  gut  auseinander;  aber 
unser  inneres  Verhältnis  hat  sich  geändert.”  Der  Brief  scheint  um  die 
Wende  1856/57  zu  fallen.  Auch  hieraus  geht  hervor,  daß  politische  und 
nicht  Rücksichten  der  Eisenbahnkonkurrenz  Eschers  Verhalten  bestimmten. 
Übrigens  sagt  auch  Blumer  in  seinen  „Erinnerungen”,  er  habe  die  ungleiche 
Elle  gegenüber  Waadt  und  Freiburg  mit  seinem  Rechtsempfinden  nicht 
vereinigen  können.  Diese  Zeit  der  Eisenbahnstreitigkeiten  sei  die  unange¬ 
nehmste  gewesen,  die  er  in  22  Jahren  in  der  Bundesversammlung  erlebt 
habe:  „Statt  politischen  Fragen,  welche  doch  immer  einen  mehr  oder  weni¬ 
ger  idealen  Gehalt  haben,  waren  es  nur  materielle  Interessen,  welche  die 
Mitglieder  trennten,  und  im  Hintergrund  lauerten  fortwährend,  gleich  un¬ 
heimlichen  Gespenstern,  die  fremden  Geldmächte,  die  man  um  der  Eisen¬ 
bahnen  willen  ins  Land  gerufen  hatte”  (J.  Heer:  „Dr.  J.  J.  Blumer”  p.  35/36). 
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Interesse,  daß  die  von  Pontarlier  über  Jougne  geplante  Eisenbahn¬ 
strecke,  die  in  das  Herz  des  Kantons  hineinführe,  zu  Stande  komme, 
was  um  so  sicherer  geschehe,  wenn  sie  ihre  Fortsetzung  nicht  nur 
nach  dem  Wallis  und  Simplon,  sondern  auch  nach  der  Zentral-  und 
Ostschweiz,  also  eben  über  Yverdon  und  Payerne  finde:  dadurch 
erhalte  die  Waadt  eine  direkte  Verbindung  mit  Frankreich  und  könne 
mit  dem  von  Dijon  über  Macon,  Bourg,  Genf  und  das  Chablais  um 
die  Schweiz  herum  ziehenden  französisch-italienischen  Verkehr  kon¬ 
kurrieren,  ja  unter  Umständen  sogar  die  Ausführung  der  erst 
projektierten  Strecke  Genf-Chablais  verhindern.  Das  Zustandekommen 
der  Jougnelinie  sichere  endlich  den  Bau  einer  Eisenbahn  von  Lausanne 
über  Villeneuve,  Aigle  und  Bex  nach  dem  Wallis,  und  überdies  könne 
die  Waadt  nach  den  vorliegenden  technischen  Gutachten  mit  Sicher¬ 
heit  erwarten,  den  Zugang  zur  Zentralschweiz  auf  dem  Weg  über 
Yverdon  viel  rascher  zu  erhalten,  als  über  Oron.  Auch  Freiburg 
und  Wallis  besäßen  ja  ein  Interesse  an  der  direkten  Verbindung  mit 
Frankreich.  Der  einzige  Grund,  der  zu  Gunsten  der  Oronlinie  an¬ 
geführt  werden  könne,  ihre  Kürze,  vermöge  die  technischen  Bedenken 
und  all  die  andern  Umstände,  die  bundesrechtlich  und  sachlich  für 
die  Strecke  Bern -Freiburg -Payerne -Yverdon  sprächen,  nicht  zu 
überwinden.1 

In  der  fünftägigen  Debatte,  die  am  20.  September  1856  mit 
dem  Sieg  der  unter  anderm  aus  militärischen  Gründen  auch  von 
Dufour  empfohlenen  kürzesten  Strecke,  der  Oronlinie,  endigte, 
stieben  die  Gegensätze  noch  einmal  mit  voller  Kraft  aufein¬ 
ander.  Escher  selber  mußte  sich  in  seinem  abschließenden 
Referat  gegen  persönliche  Verdächtigungen,  die  übrigens  von 
der  einen,  wie  von  der  andern  Seite  laut  wurden,  wehren,  ein 
deutliches  Zeichen,  wie  die  materiellen  Konflikte  auch  die  poli¬ 
tischen  Verhältnisse  zu  vergiften  begannen. 

Es  entstehe  die  Frage,  erklärte  er,  ob  man  es  mit  Spekulanten 
oder  mit  Vertretern  des  Volkes  zu  tun  habe.  Diejenigen,  die  mit 
Gründen  nicht  durchkämen,  griffen  zu  Verdächtigungen  seiner  Person.2 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  1076,  1095,  1107/8.  „Bund"  p.  1000/1,  1027,  1032, 
1043,  1047,  1051,  „Berner-Zeitung"  (18.,  21.  Sept.).  Der  Bericht  selber, 
vom  15.  September  im  Bundesblatt  1856  Bd.  II  p.  427  ff.,  mit  zahlreichen 
weiteren  Einzelheiten.  —  Studienmaterial  zur  Westbahnfrage  (autographe 
Auseinandersetzungen  pro  und  contra,  besonders  mit  Stämpfli,  Korrespon¬ 
denzen  und  Berechnungen,  Notizen  über  die  parlamentarischen  Debatten,  Rede¬ 
skizzen  usw.)  in  Eschers  Nachlaß.  Man  fürchtete  besonders  die  Passage  am 
Lac  de  Bret  (vor  Chexbres). 

2  Siehe  „Bund"  p.  1052/53:  „Bevor  ich  auf  die  Sache  selbst  eintrete, 
erlauben  Sie  mir,  auf  die  in  der  Diskussion  gefallenen  Äußerungen  hin 
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Seine  Stellung  an  der  Spitze  der  Nordostbahn  habe  das  Sonderbare, 
daß  ihm  befreundete  Bankiers  in  Paris  vorwürfen,  er  wolle  Eisen¬ 
bahnen  mit  Patriotismus  vereinigen,  während  man  ihn  hier  des 
Gegenteils  anklage.  Die  Nordostbahn  besitze  aber  kein  Interesse 
daran,  ob  die  Oronlinie  zu  Stande  komme  oder  nicht;  ihr  Fehler 
sei  nur  gewesen,  daß  sie  der  von  der  „Reunion  financiere"  geplanten 
ostschweizerischen  Fusion  nicht  beitrat,  weil  sie  ein  schweizerisches 
Komite  und  kein  Comite  permanent  in  Paris  wollte.  Dann  deutete 
er  auf  Bewerbungen,  die  man  in  der  Westbahnangelegenheit  bei  ihm 
versucht  habe :  man  sei  ihm  nachgereist ;  doch  er  habe  seine  Stellung 
als  Repräsentant  des  Volkes  zu  wahren  gewußt  und  sich  in  keine 
Transaktionen  eingelassen.  In  der  Sache  selber  stelle  man  immer 
die  Zweckmäßigkeit  in  den  Vordergrund  und  übersehe  den  Rechts¬ 
boden,  der  einzig  entscheide ;  aber  auch  jene  sei  bestritten :  er  halte 
immer  die  Tallinie  für  das  Beste.  Käme  zwar  nur  der  Transit  in 
Betracht,  so  hätte  Stämpfli  vollkommen  recht;  aber  die  Payernelinie 
sei  die  natürlichste,  um  den  ganzen  Verkehr  nach  allen  Seiten  zu 
tragen.  Die  Kantone  besäßen  das  unbestrittene  Recht,  ihre  Trace's 
selber  zu  bestimmen,  und  auch  bei  einem  Konflikt  dürfe  die  Eid¬ 
genossenschaft  sich  nicht  als  Einheitsstaat  gebärden,  sondern  müsse 
jene  Souveränetäten  anerkennen.  Das  sei  am  6.  Februar  geschehen. 
Auch  dürfe  man  die  ohnedies  gefährdete  Jougnelinie  nicht  noch 
mehr  erschweren.  Im  Gegensatz  zu  früher  setze  man  sich  jetzt,  da 
man  in  einem  Konflikt  sei,  aufs  hohe  Militärroß;  allein  man  baue 
nicht  für  den  Krieg,  sondern  für  den  Frieden.  Auch  die  Rechnung, 
die  Oronlinie  sei  kürzer  und  die  Taxen  deshalb  geringer,  trüge:  ihr 
Anlagekapital  sei  unbestritten  weit  größer  und  der  Betrieb  schwerer, 
und  überdies  würde  die  Payerne-Freiburg-Bahn  durch  die  Neuen¬ 
burgerlinie  Konkurrenz,  also  auch  dadurch  niedrigere  Taxen  erhalten. 
All  das  liege  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft.  Von  der  Gegen¬ 
seite  werde  die  Angelegenheit  nur  als  eine  bernische  betrachtet: 

zuerst  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  Sie  es  auch  mir  gegenüber  mit  einem 
Eisenbahndirektor  zu  tun  haben,  oder  aber  mit  einem  selbständigen  Ver¬ 
treter  der  schweizerischen  Nation?  Ich  erkläre  für  meine  Person,  daß  ich 
alle  derartigen  Verdächtigungen  mit  der  größten  Indignation  zurückweise,  und 
daß  ich  so  lange  immer  wieder  das  Wort  verlangen  werde,  bis  man  der  Sache 
auf  den  Grund  gegangen  ist  und  einmal  klares  Wasser  eingeschenkt  hat. 
Frage  man  doch  in  Zürich  jedes  Kind  auf  der  Gasse,  ob  ich  mich  je  anders 
mit  dem  Eisenbahnwesen  beschäftigt  habe,  als  um,  indem  ich  zum  Wohle 
des  Landes  etwas  beitragen  zu  können  hoffte,  dabei  meine  Gesundheit  zu 
ruinieren.  Frage  man,  ob  man  mir  nicht  in  der  Gesellschaft,  an  deren  Spitze 
zu  stehen  ich  die  Ehre  habe,  oftmals  den  Vorwurf  gemacht,  ich  vertrete 
gegenüber  den  Interessen  der  Gesellschaft  zu  sehr  das  öffentliche  Interesse.” 
Das  sehr  ausführliche  Referat  scheint  wenigstens  teilweise  den  Wortlaut 
wiederzugeben. 
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das  Projekt  der  schwimmenden  Eisenbahnen  stecke  dahinter,  wie 
die  Verhandlungen  des  Berner  Großen  Rates  bewiesen;  es  werde 
ihn  zeitlebens  freuen,  für  das  gute  Recht  der  Waadt  eingestanden 
zu  sein.1 

Die  entschiedene  Verteidigung  vermochte  das  Payerne- 
projekt  freilich  nicht  zu  retten:  mit  59  gegen  47  Stimmen  ent¬ 
schied  die  Versammlung  für  die  kürzere  Linie,  und  auch  der 
Ständerat  schloß  sich  dem  mit  24  gegen  16  Stimmen  an.  Allein 
diese  Lösung  vermochte  die  auf  beiden  Seiten  herrschende 
Erregung  nicht  zu  beruhigen:  wenn  der  Berner  „Oberländer 
Anzeiger”  „Dr.  Eschers  Bahnfahrt”  in  Reimen  besang,2  so 
herrschte  dafür  in  der  Waadt  um  so  größere  Empörung,  so  daß 
man  in  radikalen  Kreisen  selbst  von  der  Notwendigkeit  einer 
bewaffneten  Exekution  sprach.3  Die  Taktlosigkeit  der  Sieger 
verschärfte  den  Konflikt  noch:  das  Seeländerblatt  von  Aarberg 
nannte  den  Oronbeschluß  einen  eklatanten  Sieg  der  Zentrali¬ 
sation  über  die  Kantonalsouveränetäten.  „Diejenigen  Männer”, 
erklärte  es,  „welche  für  Oron  stimmten,  werden  auch  für  Auf¬ 
hebung  der  25  Schweizerregierungen  stimmen.  Bundespräsi¬ 
dent  Stämpfli  begreift  seine  Zeit:  er  sieht,  daß  die  Verhältnisse 
von  1848  als  Übergangsperiode  am  Verenden  sind,  und  des¬ 
wegen  müssen  alle  neuen  Schöpfungen  dem  zukünftigen  Ein¬ 
heitsstaat  angepaßt  werden,  während  seine  Kollegen  an  dem 
jetzigen  Zwitterverhältnis  festhalten  möchten.”4  Und  auch  in 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  TI 29/30,  mit  zahlreichen  weiteren  Einzelheiten.  Die 
Berichte  über  das  Abstimmungsergebnis  auf  p.  TT27  und  T139.  Das  Votum 
von  Dubs  (für  die  Oronlinie)  p.  TT45/46.  „Eidgen.  Zeitung”  p.  T04T,  1049, 
1052,  1063.  „Freitagszeitung”  (26.  Sept.).  „Landbote”  (16.  Okt.).  „Berner- 
Zeitung”  (23.,  25.  Sept.).  Am  26.  September  berichtet  Escher  über  die  Kon¬ 
zession  für  die  Strecke  Yverdon-Vaumarcus,  mit  dem  Vorwurf  der  Inkon¬ 
sequenz  an  Stämpfli  und  den  Bundesrat  —  ebenso  über  die  Konzession  für 
die  Lukmanierbahn  und  die  Strecke  Muttenz-Basel-Augst  („Bund”  p.  1080/81). 
—  Die  „Basler  Nachrichten”  machten  bereits  auf  die  Trennung  zwischen 
Escher  und  Dubs  aufmerksam,  infolge  des  Westbahnkonflikts:  jener  habe 
sich  dafür  enge  an  Treichler  angeschlossen  und  werde  ihn  für  die  Regierung 
portieren  („Berner-Zeitung”,  11.  Oktober). 

2  „N.Z.Z.”  p.  1141.  Siehe  auch  p.  1205.  „Berner  Zeitung”  (9.  Okt.). 

3  Siehe  die  Erklärung  der  waadtländischen  Deputierten,  „N.  Z.  Z." 
p.  1169/70  (vgl.  auch  p.  1211). 

4  „N.  Z.  Z.”  p.  1219.  Siehe  daneben  immerhin  die  Erklärung  der  „Ber¬ 
ner-Zeitung”  ib.  p.  1235  (dabei  aber  ihre  Drohung,  vom  Privat-  zum  Staats¬ 
bahnbau  zurückzukehren,  p.  1204). 
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der  Waadt  erklärte  man  die  Bewegung  als  den  Beginn  des 
Kampfes  zwischen  Unitarismus  und  Kantonalsouveränetät,  die 
freilich  durch  die  Gesetzgebung  der  letzten  Jahre  immer  stär¬ 
ker  an  Boden  verloren  hatte:1  durch  eine  eigentümliche  äußere 
und  innere  Wandlung  war  so  der  Mann,  der  1848  dem  Entwurf 
der  neuen  Bundesverfassung  den  Vorwurf  ungenügender  Zen¬ 
tralisierung  gemacht  hatte,  zum  Verteidiger  kantonaler  Rechte 
geworden.  Die  Verflechtung  ins  wirtschaftliche  Leben  hatte 
ihm,  so  gut  wie  die  zunehmende  politische  Erfahrung,  eine  Ver¬ 
mittlung  der  vorhandenen  Gegensätze  nahegerückt,  und  gerade 
bei  Eisenbahnangelegenheiten  erscheint  er  in  der  Wahrung 
lokaler  Interessen  seines  Kantons,  wie  der  von  ihm  geleiteten 
Gesellschaften  besonders  tätig. 


2.  Neuenburgerstreitigkeiten  1856 — 1857. 

Während  die  einzelnen  Teile  der  Eidgenossenschaft  sich 
so  um  materieller  Differenzen  willen  mit  einer  Erbitterung  be¬ 
kämpften,  die  einen  Vorbegriff  von  dem  Lärm  gibt,  der  sich  bei 
Beratung  des  Netzes  für  ein  Staatsbahnsystem  erhoben  hätte, 
waren  wenigstens  auswärtige  Verwicklungen  imstande,  die 
ganze  Bevölkerung  zu  einigen. 

In  der  Nacht  vom  2.  auf  den  3.  September  1856  hatten  näm¬ 
lich  die  neuenburgischen  Royalisten,  welche  die  tatsächliche  Lö¬ 
sung  ihres  Kantons  von  Preußen  (seit  1848)  nicht  verschmerzen 
konnten  und  sich  durch  die  dortigen  Konservativen,  ja  den 
König  selber  ermuntert  fühlten,  zu  den  Waffen  gegriffen,  um  die 
Einmischung  der  europäischen  Mächte  in  die  immer  noch  un¬ 
geregelten  Verhältnisse  zu  erzwingen.  Während  der  eine  ihrer 
Führer,  Oberst  de  Meuron,  sich  des  Schlosses  von  Neuchätel 
bemächtigte  und  einige  Mitglieder  des  Staatsrates  gefangen 
nahm,  besetzte  der  Graf  von  Pourtales  Locle.  Allein  bevor  noch 
der  Bundesrat  seinen  Entschluß  militärischer  Intervention 
durchführen  konnte,  erhoben  sich  die  neuenburgischen  Repu¬ 
blikaner:  schon  am  Abend  des  3.  September  hatten  sich  2300 

1  7,N.  Z.  Z."  p.  T203/4  (siehe  auch  p.  1235/36). 
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Mann  unter  dem  Obersten  Denzler  gesammelt,  um  das  Schloß 
von  Neuchätel,  in  das  die  Aufständischen  sich  nun  zurück¬ 
zogen,  zu  belagern.  Die  Unterhandlungen  der  inzwischen  er¬ 
schienenen  eidgenössischen  Kommissäre  Frey-Herose  und  For- 
rerod  scheiterten,  und  am  frühen  Morgen  des  4.  September  ge¬ 
lang  es  nach  einem  kurzen  Gefecht,  das  Neuenburger  Schloß  zu 
erobern:  480  Mann  wurden  gefangen,  8  getötet  und  26  ver¬ 
wundet.  Allein  damit  begannen  erst  die  eigentlichen  Schwie¬ 
rigkeiten:  der  preußische  Gesandte  v.  Sydow  verlangte  die  Frei¬ 
lassung  der  Gefangenen,  sowie  die  Einstellung  des  gegen  sie 
angehobenen  Prozesses,  und  der  König  selber  wandte  sich  an 
Frankreich,  England,  Rußland  und  Österreich,  um  eine  Inter¬ 
vention  zu  seinen  Gunsten  zu  erreichen. 

Doch  der  Bundespräsident  Stämpfli  lehnte  die  preußischen 
Begehren  mit  äußerster  Entschiedenheit  ab,  und  die  europäi¬ 
schen  Mächte  antworteten  zum  Teil  ganz  ausweichend:  durch 
seine  Neutralität  während  des  Krimkrieges  war  das  Königreich 
fast  völlig  isoliert,  und  an  Österreich  besaß  es  einen  Rivalen, 
der  ihm  bei  jeder  Gelegenheit  entgegenwirkte.  Statt  also,  wie 
das  beabsichtigt  gewesen  war,  nach  den  Bestimmungen  eines 
1852  in  London  verabredeten  Protokolls,  die  für  Preußen  gün¬ 
stige  Lösung  der  Neuenburgerfrage  zu  erzwingen,  hatte  der 
Auflauf  vielmehr  der  Eidgenossenschaft  die  Geiseln  in  die 
Hand  gegeben,  um  die  endgültige  Ablösung  des  Kantons 
zu  erlangen.  Denn  für  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  erhob 
sich  nun  die  Ehrenpflicht,  seine  Anhänger  zu  befreien,  und 
da  das  Londoner  Protokoll  ihm  zugleich  die  Anwendung 
offener  Gewalt  untersagte,  so  konnte  der  Bundesrat  seine 
Bedingungen  stellen:  in  einer  Botschaft  an  die  eidgenössi¬ 
schen  Räte  erklärte  er  von  vorneherein,  die  gänzliche  Un¬ 
abhängigkeit  Neuenbürgs  erreichen  und  diplomatische  Ver¬ 
handlungen,  die  nicht  von  ihm  auszugehen  hätten,  nur 
auf  dieser  Basis  führen  zu  wollen.1  Die  nationalrätliche 
Kommission,  aus  Escher,  Dufour,  Blanchenay,  Hungerbühler 

i  „N. Z. Z.”  p.  1143,  1146/47,  1149/50,  sowie  Ph.  de  Vargas:  „Laffaire 
de  Neuchätel  1856 — 1857.  Les  negociations  diplomatiques”  (Lausanne  und 
Basel  1913)  —  auch  für  das  Folgende.  Siehe  ferner  P.  Schweizer:  „Ge¬ 
schichte  der  schweizerischen  Neutralität”  (Frauenfeld  1895)  p.  833  ff. 
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und  Pioda  bestehend,  bekundete  damit  ihr  völliges  Einverständ¬ 
nis,  und  in  der  Sitzung  vom  26.  September  1856,  in  welcher 
der  Konservative  v.  Gonzenbach  vorschlug,  die  Schweiz  solle 
ihrerseits  die  Initiative  zur  endgültigen  Regelung  und  Gefange¬ 
nenbefreiung  ergreifen,  übernahm  es  Escher,  die  Zweckmäßig¬ 
keit  des  vom  Bundesrat  beabsichtigten  Vorgehens  zu  verteidi¬ 
gen:  die  Treue,  weiche  die  neuenburgischen  Royalisten  dem 
König  gegenüber  bewiesen  hätten,  sei  zwar  eine  Zierde,  die  den 
Mann  in  allen  Stellungen  ehre;  allein  der  Nationalrat  dürfe  sich 
einzig  fragen,  was  das  Nützliche  und  Zuträgliche  sei,  und  wie 
die  Sache  jetzt  stehe,  erscheine  es  nicht  gerechtfertigt,  die  Ini¬ 
tiative  selber  zu  ergreifen  —  vielmehr  falle  diese  denen  zur 
Last,  welche  die  Insurgenten  zu  ihrem  unbesonnenen  Vorgehen 
verleitet  hätten.1 

Allein  die  günstige  Stellung,  in  der  die  Schweiz  sich  anfäng¬ 
lich  befunden  hatte,  begann  sich  bald  zu  wandeln:  Napoleon  III., 
der  für  seine  osteuropäische  Politik  die  Hülfe  Preußens  brauchte, 
fing  Friedrich  Wilhelm  IV.  binnen  kurzem  an  zu  unterstützen, 
und  wenn  er  auch  nicht  konsequent  bei  dieser  Haltung  blieb, 
so  zeigte  sich  doch  bald,  daß  die  Schweizer  bei  ihrem  Wider¬ 
stand  gegen  die  preußischen  Begehren  nur  auf  die  Ermunterung 
Englands  rechnen  konnten,  das  den  orientalischen  Plänen  des 
Kaisers  widerstrebte.  Die  Unzuverlässigkeit  der  französischen 
Hülfe  bewirkte  freilich,  daß  der  König  von  Preußen,  der  eine 
Zeitlang  nicht  bloß  die  Befreiung  der  Gefangenen,  sondern 
selbst  eine  Wiederanerkennung  seiner  Rechte  auf  Neuenburg 
verlangt  hatte,  schließlich  im  geheimen  auf  diese  Rechte  ver¬ 
zichtete,  allerdings  gegen  Konzessionen,  deren  Erfüllung  der 
Schweiz  fast  unmöglich  erscheinen  mußten:  vor  allem  sollte  die 
Gefangenenbefreiung  der  Unabhängigkeitserklärung  voraus¬ 
gehen,  und  die  Unterstützung  des  französischen  Kaisers,  der 
selbst  Kriegsdrohungen  übermittelte  —  obschon  er  von  vorne- 
herein  entschlossen  war,  den  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  zu 
verhindern  —  machte  die  Verwicklung  immer  gefährlicher. 

Die  Spannung  zwischen  Frankreich  und  England  bewirkte 

*)  ..N.  Z.  Z.”  p.  1147  und  1151.  „Eidgen.  Zeitung1"  p.  1069,  1076. 
„Freitagszeitung”  3.  Okt.).  „Bund”  p.  1063,  1072.  „Berner-Zeitung” 
(27./2Ö.  Sept.). 
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freilich,  daß  dieses  die  schweizerische  Regierung  im  geheimen 
ermutigte.  Allein  die  Unterhandlungen,  die  General  Dufour  im 
Herbst  1856  aus  Auftrag  des  Bundesrates  zu  Paris  führte, 
scheiterten;  denn  mit  der  Lösung  der  Gefangenen  hätte  die  Eid¬ 
genossenschaft  nach  der  Auffassung  ihrer  obersten  Behörde 
das  Pfand  für  eine  endgültige  Regelung  der  Neuenburgerfrage 
aus  den  Händen  gegeben,  ohne  doch  mehr  als  allgemeine  Zu¬ 
sicherungen  Napoleons  und  Friedrich  Wilhelms  IV.  zu  be¬ 
sitzen;1  und  selbst  wenn  man  auf  die  Bedingungen  des  Kaisers 
eingegangen  wäre,  hätte  der  preußische  König  immer  noch 
seinen  nunmehr  in  Aussicht  gestellten  Verzicht  mit  unannehm¬ 
baren  Bedingungen  belasten  und  nach  ihrer  Ablehnung  sein 
Versprechen  wieder  zurückziehen  können.  Auch  weigerte 
sich  England,  das  Frankreich  nicht  den  Ruhm  des  Ver¬ 
mittlers  überlassen  wollte,  den  preußischen  Verzicht  zu  garan¬ 
tieren.  Als  Napoleon  deshalb,  durch  den  Mißerfolg  seiner  bis¬ 
herigen  Schritte  geärgert,  zu  Einschüchterungen  griff,  wurde 
seine  Note  vom  Bundesrat  schlankweg  zurückgewiesen.  Der 
verletzte  Kaiser  entschloß  sich  darum,  Preußen  das  bisher  ver¬ 
sagte  militärische  Einschreiten  zu  gestatten;  und  auch  die  süd¬ 
deutschen  Staaten,  die  sich  noch  zurückgehalten  hatten,  be¬ 
gannen  unter  französischem  Einfluß  —  trotz  österreichischer 
Gegenwirkung  —  die  Durchzugserlaubnis  zu  erteilen:  schon  be¬ 
reitete  Preußen  die  Mobilisation  seiner  halben  Armee  und  den 
Marsch  gegen  die  Schweizergrenze  vor.  Der  Bundesrat,  der 
sich  offenbar  zu  weit  vorgewagt  hatte,2  wollte  jetzt  freilich  mit 
Friedrich  Wilhelm  IV.  unterhandeln;  allein,  statt  einen  schweize¬ 
rischen  Gesandten  zu  empfangen,  brach  Preußen  am  16.  De- 

1  Siehe  dazu  auch  die  Äußerungen  Furrers  an  Escher,  bei  Isler  p.  145 
und  147. 

2  Auch  Blumer  sagt  in  seinen  „Erinnerungen”,  das  Truppenaufgebot 
von  1856/57  „hätte  sicherlich  vermieden  werden  können,  wenn  der  Bundes¬ 
rath,  in  welchem  Stämpfli  damals  einen  vorwiegenden  Einfluß  ausübte,  sich 
etwas  weniger  spröde  gegen  die  Vermittlung  Nap.s  III.  gezeigt  und  dem 
Kaiser,  der  von  den  besten  Intentionen  gegenüber  der  Schweiz  beseelt  war, 
mit  mehr  Vertrauen  entgegengekommen  wäre.  Daß  dieses  später  geschah, 
dafür  bot  Escher  seinen  ganzen  Einfluß  auf,  und  die  Mission  Kerns  nach 
Paris,  zu  welcher  sich  der  Bundesrath  dann  leicht  verstand,  brachte  die 
Sache  bald  in’s  rechte  Geleise.” 
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zember  1856  die  diplomatischen  Beziehungen  ab,  und  das  offi¬ 
zielle  Organ  der  französischen  Regierung  veröffentlichte  am  17. 
einen  feindseligen  Artikel  gegen  die  Schweiz,  sodaß  die  oberste 
Exekutive  die  Verantwortung  nicht  mehr  allein  tragen  zu  kön¬ 
nen  glaubte  und  die  eidgenössischen  Räte  auf  den  27.  Dezember 
nach  Bern  berief.  Gleichzeitig  aber  lieb  man  mobilisieren:  die 
Kantone  wurden  eingeladen,  ihre  Kontingente  bereitzuhalten, 
und  am  20.  Dezember  bot  der  Bundesrat  zunächst  zwei  Divisio¬ 
nen,  d.  h.  15  000  Mann,  zur  Bewachung  der  Rheinlinie  auf. 

Die  einmütige  patriotische  Erhebung,  mit  der  diese  Verfü¬ 
gungen  von  allen  Seiten  aufgenommen  wurden,  verfehlte  denn 
auch  nicht  ihren  Eindruck:  obgleich  die  Parteigänger  der  Reak¬ 
tion,  wie  die  meisten  europäischen  Regierungen,  der  Schweiz  eine 
Niederlage  gegönnt  hätten  —  um  sie  für  den  seit  1848  eingehal¬ 
tenen  Kurs  und  die  Beschützung  so  zahlreicher  Flüchtlinge  zu 
strafen  —  so  bestand  zwar  für  Preußen  die  große  Versuchung, 
durch  energisches  Handeln  seinen  während  des  Krimkrieges  fast 
verlorenen  politischen  Kredit  zurückzugewinnen;  allein  die  mit 
einem  Kampf  verbundene  Verletzung  der  schweizerischen  Neu¬ 
tralität  lag  nicht  im  Interesse  Europas.  Bei  der  durch  Dufour 
zur  Verteidigung  geplanten  Grenzüberschreitung  wäre  der  deut¬ 
sche  Bund  in  den  Konflikt  hineingezogen  worden,  und  wenn  die 
preußischen  Truppen  das  schweizerische  Gebiet  betraten,  muß¬ 
ten  auch  Frankreich  und  Österreich  handeln:  das  erste  dachte 
an  eine  Besetzung  von  Genf  und  Neuchätel,  das  andere  an  Tes¬ 
sin  und  Graubünden;  ähnlich  auch  Sardinien.  Damit  wäre  das 
europäische  Gleichgewicht  ins  Schwanken  gekommen,  und  die 
Gegenwirkung  der  ausländischen  Demokraten  hätte  in  den  um¬ 
liegenden  Staaten  unter  Umständen  sogar  revolutionäre  Erhe¬ 
bungen  hervorgerufen  —  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Heim¬ 
berufung  der  neapolitanischen  Schweizerregimenter  durch  den 
Bundesrat  den  Zusammenbruch  der  dortigen  Bourbonenherr¬ 
schaft  nach  sich  gezogen  hätte:  das  gemeinsame  Interesse  ge¬ 
bot  also,  die  preußische  Mobilisation  zu  hindern. 

Auch  sonst  wirkte  die  Uneinigkeit  der  Großmächte  vielfach 
zugunsten  der  Schweizer:  Österreich  konnte  die  Freundschaft 
Friedrich  Wilhelms  IV.  mit  Napoleon  und  dem  deutschen  Süden 
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unmöglich  ruhig  mitansehen,  und  auch  England,  das  sich  in¬ 
zwischen  mit  Frankreich  über  die  osteuropäischen  Angelegen¬ 
heiten  geeinigt  hatte,  arbeitete  hartnäckig  auf  eine  friedliche  Lö¬ 
sung  hin:  es  verstand  Napoleon  zu  beeinflussen,  der  die  Verant¬ 
wortung  für  einen  europäischen  Konflikt  doch  nicht  überneh¬ 
men  wollte,  und  wenn  auch  die  Vermittlungsversuche  des  nord¬ 
amerikanischen  Gesandten  in  Bern  und  des  Herzogs  Ernst  II. 
von  Koburg  scheiterten,  so  hatte  sich  doch  gegen  Ende  Dezem¬ 
ber  1856  eine  etwas  versöhnlichere  Stimmung  gebildet:  im  Auf¬ 
trag  des  Bundesrates  reiste  Jonas  Furrer  nach  Süddeutschland, 
um  einen  genaueren  Einblick  in  die  Lage  zu  bekommen,  und  all¬ 
gemein  herrschte  in  der  europäischen  Diplomatie  die  Überzeu¬ 
gung,  der  König  werde  auf  Neuenburg  schließlich  verzichten, 
wenn  man  die  inzwischen  auf  vierzehn  zusammengeschmolze¬ 
nen  Gefangenen  freigebe.  Napoleon,  der  erwartet  hatte,  die 
Schweiz  werde  vor  der  bloßen  Drohung  des  Krieges  zurück¬ 
weichen,  mußte  sich  also  überzeugen,  daß  seine  Politik  nicht 
zum  Ziele  geführt  hatte:  er  suchte  deshalb  die  unterbrochenen 
Verhandlungen  mit  dem  Bundesrat  wieder  anzuknüpfen  und 
verständigte  sich  zunächst  mit  England  über  die  Einberufung 
einer  Konferenz  der  vier  Großmächte,  die  der  Eidgenossen¬ 
schaft  die  Gefangenenbefreiung  nahe  legen  würde,  gegen  die 
vorherige  Versicherung  Preußens,  es  werde  sich  dann  unverzüg¬ 
lich  zu  Unterhandlungen  über  seinen  Verzicht  auf  Neuenburg 
herbeilassen.  Allein  der  Bericht  über  die  nachgiebige  Haltung 
der  inzwischen  zusammengetretenen  Bundesversammlung  führte 
ihn  dann  dazu,  das  Konferenzprojekt  wieder  aufzugeben  und  der 
eidgenössischen  Regierung  eine  friedliche  Lösung  unter  seiner 
persönlichen  Vermittlung  vorzuschlagen:  der  schweizerische 
Gesandte  Barmann  begab  sich  mit  diesem  Auftrag  nach  Bern, 
um  dem  Bundesrat  gleichzeitig  die  Verschiebung  der  preußi¬ 
schen  Mobilisation  bis  zum  15.  Januar  1857  mitzuteilen.  Wenn 
es  eine  Zeitlang  geschienen  hatte,  als  wolle  Napoleon  vor  der 
Hartnäckigkeit  der  schweizerischen  Behörden  den  Rückzug  an- 
treten,  so  sicherte  er  sich  nun  wenigstens  den  diplomatischen 
Erfolg:  der  tatsächliche  Ausgang  des  Streites  selber  ward  durch 
diese  Befriedigung  seines  politischen  Ehrgeizes  und  seiner  Eitel¬ 
keit  allerdings  kaum  verändert. 

20  Gagliardi,  Alfred  Escher. 
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In  der  Schweiz  hatte  unterdessen  eine  starke  nationale  Be¬ 
wegung  eingesetzt:  als  die  Bundesversammlung  am  27.  Dezem¬ 
ber  1856  zusammentrat,  verfügte  sie  über  die  Zustimmung  des 
ganzen  Landes.  Den  Einsichtigen  war  die  Bedenklichkeit  der  Lage 
allerdings  vollkommen  deutlich  —  und  zwar  um  so  mehr,  als  man 
über  die  Wendungen  der  europäischen  Diplomatie  nur  sehr  un¬ 
genügend  unterrichtet  war.  Selbst  Jonas  Furrer,  der  Escher  über 
die  Zuspitzung  des  Handels  jeweilen  benachrichtigt  hatte,1 2 
rechnete  mit  einer  Desavouierung  des  Bundesrates  durch  die 
eidgenössischen  Räte;  ja  sein  Brief  vom  23.  Dezember  scheint 
sie  sogar  zu  wünschen. 2  Und  Peyer  im  Hof  schrieb  am  26.  De¬ 
zember  an  Escher,  daß  vor  allem  Frankreich  wieder  gewonnen 
werden  müsse,  wenn  nötig  selbst  mit  Preisgabe  Stämpflis,  und 
zwar  um  so  eher,  weil  man  ja  nachträglich  im  wesentlichen 
alles  tun  wolle,  was  jenes  ursprünglich  beantragte;  wo  es  sich 
aber  um  so  wichtige  Dinge  handle,  dürfe  keine  falsche  Scham 
zurückhalten,  auch  wenn  eine  große  Charakterstärke  und 
Selbstüberwindung,  vor  allem  des  Bundesrates,  nötig  sei.  „Nun 
habe  ich  Dir  schon  vor  meiner  Bernerreise  die  Ansicht  ausge¬ 
sprochen,  daß  das  Mißfallen  Napoleons  namentlich  dem  Bundes¬ 
rath  und  ganz  speziell  dem  derzeitigen  Bundespräsidenten  gel¬ 
ten  dürfte.  Es  handelt  sich  für  mich  nicht  oder  nur  weniger 
darum,  ob  Stämpfli  dieses  Mißfallen  verdient  oder  nicht:  es 
kommt  bei  Beurtheilung  der  Situation  nur  darauf  an,  daß  es  sich 
thatsächlich  so  verhält.  Stämpfli  ist  einmal  im  Ausland  an¬ 
rüchig:  das  dürfen  wir  unter  uns  schon  sagen,  und  ich  glaube, 
wenn  es  sich  um  die  Beurtheilung  unserer  Stellung  nach  außen 
handelt,  darf  dieses  Moment  nicht  übersehen  werden.  Nun 
haben  wir  der  Fälle  schon  viele  gesehen,  daß  ein  Monarch, 
eine  Regierung  aus  Konnivenz  gegen  einen  andern  Staat  einen 
verdienten  Minister  beseitigt  hat.  Was  dort  der  Monarch  thut, 
soll  in  der  Republik  der  Staatsmann  vonsichaus  thun,  wenn 
durch  seine  Aufopferung  dem  Ganzen  gedient  wird.  Und  nun 

1  Seine  Briefe  bei  Isler  p.  143  ff.  und  150 — 153. 

2  „Die  Regierungen  werden  immer  nach  dem  Erfolge  beurtheilt.  Jetzt 
ist  die  Lage  furchtbar  ernst;  wenn  die  Bundesversammlung  nicht  eine 
andere  Politik  einschlagen  will,  so  haben  wir  den  Krieg  vor  der  Thüre, 
Hannibal  ante  portas.” 
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will  es  mir  scheinen,  Stämpfli  hätte  einen  schönen  Weg  offen, 
um  dem  Lande  diesen  Dienst  zu  erweisen:  er  könnte  erklären,  er 
verlasse  den  Bundesrath,  um  nun,  nachdem  die  Sache  so  weit 
gekommen,  in  die  Armee  einzutreten.”  1 

Zum  Glück  überwog  nicht  diese  Zagheit:  wenn  die  Bundes¬ 
versammlung,  bei  allem  Entgegenkommen,  eine  feste  Haltung 
in  dem  Konflikt  einnahm,  ist  dies  zum  guten  Teil  Eschers 
Verdienst:  seines  ausgesprochenen  Gefühls  für  Würde  halber 
erhob  ihn  der  Rat  nämlich  am  27.  Dezember  1856  zum  Präsi¬ 
denten,  und  so  war  es  ihm  beschieden,  nach  jahrelanger  Klein¬ 
arbeit  das  Parlament  während  eines  Höhepunktes  der  neueren 
Schweizergeschichte  zu  führen.  Er  übernahm  die  Leitung  denn 
auch  mit  Worten  des  Dankes  für  die  hohe  Ehre,  an  die  Spitze 
der  Behörde  eines  Landes  treten  zu  dürfen,  das  in  diesem 
Augenblick  das  schönste  Bild  einmütiger  Kraft  und  Aufopferung 
biete.2  Und  gleichzeitig  übte  er  als  Vorsitzender  der  national- 
rätlichen  Kommission  zur  Prüfung  der  bundesrätlichen  Bot¬ 
schaft  bestimmenden  Einfluß.  Wohl  herrschte  unter  den  Räten 
zum  Teil  eine  bedenkliche  Stimmung,3 *  und  die  einflußreichsten 
Mitglieder  der  Versammlung  waren  keineswegs  damit  einver¬ 
standen,  daß  man,  unter  der  Einwirkung  Stämpflis,  die  vorteil¬ 
haften  Anträge  Frankreichs  seinerzeit  zurückgestoßen  hatte.  So 
gab  denn  auch  die  von  Escher  geleitete  nationalrätliche  Kom¬ 
mission  ihrem  Wunsch  nach  friedlichem  Austrag  des  Gegen¬ 
satzes  unverkennbaren  Ausdruck:  wenn  Europa  den  Krieg 
nicht  wünschen  konnte,  so  bedeutete  er  für  die  wirtschaftlich 

1  Napoleon  würde  darin  wohl  eine  Genugtuung  für  die  anfängliche  Ab¬ 
weisung  seiner  Anträge  sehen.  Die  Grundanschauung  sei:  „Für  Neuenburg 
Gut  und  Blut,  wegen  einer  Vorfrage  kein  Krieg!77  „Ich  trage  die  Überzeu¬ 
gung  in  mir,  daß  Du  diese  einfachen  Worte  zum  Wahlspruche  der  Bundes¬ 
versammlung  erheben  und  damit  das  Vaterland  retten  wirst!77  (B.  A.)  Wei¬ 
tere  Vermittlungsvorschläge,  u.  a.  auch  von  Alex.  Schweizer,  im  Nachlaß 
Eschers 

2  „N.  Z.  Z/7  p.  1536.  „Eidgen.  Zeitung77  p.  1441,  1443  (mit  91  von  106 
Stimmen).  „Landbote77  1857  (1.  Jan.).  „Bund77  p.  2131,  2137.  Bundes¬ 
blatt  1857  Bd.  I  p.  12.  Da  es  sich  um  eine  außerordentliche  Sitzung  han¬ 
delte,  mußte  eine  förmliche  Neuwahl  stattfinden.  Es  handelt  sich  also  nicht 
um  das  übungsgemäße  Vorrücken  des  bisherigen  Vizepräsidenten. 

3  Nach  dem  Zeugnis  Furrers  (Isler  p.  154).  Siehe  ferner  die  bei  Vargas 

p.  116  ff.  aufgeführten  Stimmen. 
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eben  in  ein  entscheidendes  Übergangsstadium  tretende  Schweiz 
geradezu  das  Verhängnis. 

Allein  diese  vornehmlich  aus  Escher,  Hungerbühler,  Trog  und 
dem  Konservativen  v.  Gonzenbach  bestehende  Gegenströmung 
blieb  dem  Publikum  verborgen:  eine  Diskussion  in  den  Räten 
und  abweichende  Anträge  wünschten  im  Interesse  eines  ge¬ 
schlossenen  Eindruckes  nach  außen  auch  sie  nicht,1  und  so  er¬ 
folgte  denn  am  30.  Dezember  1856  die  einmütige  Annahme  der 
bundesrätlichen  Vorschläge,  ohne  Motivierung,  gestützt  auf  die 
ganze  öffentliche  Meinung.  Bei  Eröffnung  der  Diskussion  über 
die  Kommissionsanträge  ergriff  niemand  das  Wort,  und  alle 
110  Anwesenden  stimmten  mit  Ja.  Während  nun  von  der  Tri¬ 
büne  stürmische  Bravorufe  erschallten,  dankte  Escher  für  die 
Abstimmung  mit  den  Worten:  „Sie  haben  der  Einmütigkeit  der 
Nation  durch  Ihre  Einstimmigkeit  die  Krone  aufgesetzt.”  — 
Ähnlich  verliefen  die  Vorgänge  im  Ständerat.  Als  dann  gegen 
sieben  Uhr  abends  Dufour  zum  General  gewählt  wurde,2  emp¬ 
fing  Escher  ihn  zur  Vereidigung,  mit  eindrucksvoller  Betonung 
des  Ernstes  der  Zeit  und  der  Größe  der  Aufgabe. 

„Die  Schweiz",  erklärte  er,  „ist  fortwährend  bereit,  zu  Allem  Hand 
zu  bieten,  was  eine  allseitig  befriedigende  Lösung  der  obwaltenden 
Verwicklung  herbeiführen  kann,  ohne  ihrer  Ehre  Eintrag  zu  tun,  die 
jedes  Volk,  das  sich  nicht  selbst  aufgibt,  als  sein  höchstes  Gut  zu 
wahren  die  Pflicht  hat.  Sie  muß  aber  an  dem  vor  dem  Richterstuhl 
gesunder  Staatsweisheit  längst  und  allgemein  anerkannten  Grundsatz 
unentwegt  festhalten,  daß  eines  ihrer  Glieder  nicht  zugleich  ihr 
angehören  und  einem  fremden  Herrn  dienen  kann.  Sie  werden, 
Herr  General,  Ihre  Aufgabe  lösen,  ermuntert  und  unterstützt  durch  die 
Kraft  der  öffentlichen  Meinung  Europas  und  der  ganzen  zivilisierten 
Welt,  welche  —  auch  eine  Großmacht  —  in  ihrer  unbestechlichen 
Gerechtigkeit  allerwärts  und  immer  unverhohlener  für  unser  Vater¬ 
land  Partei  nimmt.  Sie  werden  Ihre  Aufgabe  lösen,  gehoben  durch 
die  ruhmvolle  Eintracht,  welche  in  unserem  Volk  und  in  unserem 
Heere  herrscht.  Sie  standen  vor  neun  Jahren  auch  an  der  Spitze 
des  Bundesheeres.  Welcher  Unterschied  zwischen  damals  und  jetzt! 
Damals  gebot  Ihnen  eine  schwere  Pflicht,  das  Schwert  gegen  Mit- 

1  Siehe  die  natürlich  sehr  abgeschwächten  Erklärungen  von  Bundesrat 
Fornerod  an  den  englischen  Gesandten  Gordon  bei  Vargas  p.  117/18. 

2  „N.  Z.  Z.”  p.  1553.  „Eidgen.  Zeitung’”  1856  p.  1453  und  1857  p.  5/6. 
„Freitagszeitung”  (2.  Jan.).  „Bund”  p.  1/2.  „Berner-Zeitung”  1857  (1.  Jan.). 
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eidgenossen  zu  ziehen.  Jetzt  aber  scharen  sich  die  Banner  aller 
Gauen  unsers  einigen  Vaterlandes  bundesbrüderlich  und  opferfreudig 
unter  der  einen  Mutterfahne  mit  dem  weißen  Kreuz  im  roten  Felde, 
welche  Ihnen  die  Bundesversammlung  in  dieser  feierlichen  Stunde 
übergeben  hat.  Sie  werden  endlich  Ihre  Aufgabe  lösen  unter  der 
mächtigen  Obhut  des  Gottes  unserer  Väter,  dessen  schützende  Gnade 
Jahrhunderte  hindurch  über  unserm  Vaterlande  liebevoll  gewaltet 
hat.  Im  Aufblick  zu  ihm,  der  auch  dem  Kleinen  ein  mächtiger  Hort 
ist,  lade  ich  Sie  ein,  den  Eid  des  Generals,  den  Ihnen  der  Kanzler 
der  Eidgenossenschaft  vorlesen  wird,  vor  uns  abzulegen.'“  1 

Die  eindrucksvolle  Zeremonie  verbarg  freilich  der  Öffentlich¬ 
keit,  wie  sehr  alle  ihrer  Verantwortlichkeit  Bewußten  die 
friedliche  Lösung  des  Konfliktes  ersehnten:  durch  den  im  Ge¬ 
heimen  ausgeübten  Druck  auf  die  oberste  Exekutive  suchte 
man  zu  erreichen,  was  der  Starrsinn  vor  allem  Stämpflis  in  Ge¬ 
fahr  gebracht  hatte.  Wenn  bei  der  Verlegenheit  der  euro¬ 
päischen  Mächte  sogar  die  Fortsetzung  der  bisherigen  Politik 
den  friedlichen  Ausgang  des  Streites  nicht  mehr  in  Frage  ge¬ 
stellt  hätte,  so  ward  er  durch  diese  von  den  Räten  veranlagte 
Nachgiebigkeit  vollends  gesichert:  noch  am  31.  Dezember  1856 
sandte  der  Bundesrat  den  bisherigen  Gesandten  Barmann,  sowie 
den  Thurgauer  Kern  —  einen  alten  Bekannten  Napoleons  — 
nach  Paris,  um  die  Lösung  der  Gefangenen  unter  der  Bedingung 
positiver  Zusicherungen  für  den  preußischen  Verzicht  auf  Neu- 
chätel  und  der  vorläufigen  Verbannung  der  Befreiten  bis  zum 
Austrag  des  Handels  zuzusagen,  wogegen  Preußen  seine  mili¬ 
tärischen  Demonstrationen  unterlassen  und  auch  England  sich 
den  Garantien  anschließen  sollte. 

Vorderhand  freilich  bewirkte  das  Zurück  weichen  eher  eine 
Stockung:  die  Gesandten  mußten  sich  mit  einer  bloßen  Wieder¬ 
holung  der  früher  abgelehnten  französischen  Versicherungen 

1  „N.  Z.  Z .”  1857  p.  5/6.  Die  Worte,  mit  denen  er  den  Nationalrat  ent¬ 
ließ,  ib.  p.  7 :  „Meine  Herren,  unsere  Geschäfte  sind  erledigt.  Ihre  Feier  des 
Neujahrsfestes  beim  häuslichen  Herd  ist  diesmal  eine  ernste.  Sie  wird  aber 
dadurch  einen  besondern  Wert  erhalten,  daß  Sie  das  Bewußtsein  haben, 
einem  Volk  anzugehören,  das  so  sehr  den  Ernst  der  Zeit  zu  erfassen  weiß. 
Die  Ehre  des  Vaterlandes  sei  Ihr  letzter  und  erster  Gedanke  im  alten  und 
im  neuen  Jahre.”  Siehe  ferner  „Landbote”  (8.  Jan.)  und  Hans  Schmid: 
„Bundesrat  Frey-Herose"  (Aarau  1917)  p.  243;  ferner  die  Dufourbiogra- 
phien  von  Ed.  Sayous,  G.  Fr.  Ochsenbein,  W.  Senn  usw. 
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begnügen,  und  nur  die  feste  Haltung  des  ganzen  Landes  ver¬ 
hinderte  den  Anschein  einer  Niederlage:  am  1.  Januar  1857  bot 
der  Bundesrat  weitere  15  000  Mann  für  die  Grenzbewachung 
auf,  und  gleichzeitig  leitete  man  den  Prozeß  gegen  die  Gefan¬ 
genen  ein.  In  der  Sache  selber  aber  mußte  man  gegenüber  Na¬ 
poleon  nachgeben:  Frankreich  verlangte  nach  wie  vor,  daß  man 
sich  seiner  Garantie  allein  überlasse;  doch  ließ  es  dabei  immer¬ 
hin  deutlich  durchblicken,  daß  es  den  preußischen  Verzicht  so 
gut  wie  in  der  Tasche  habe  —  der  Kaiser  wolle  sich  nach  Ertei¬ 
lung  der  Amnestie  dann  ganz  auf  schweizerische  Seite  stellen. 

Trotzdem  also  der  Bundesrat  eine  solche  Anlehnung  an 
Frankreich  ursprünglich  um  jeden  Preis  hatte  vermeiden  wollen, 
beantragte  er  nun  den  eidgenössischen  Räten,  Napoleons  Ein¬ 
ladungen  zu  folgen,  zum  großen  Ärger  Englands,  das  die 
Schweiz,  aus  Rücksicht  auf  die  osteuropäischen  Fragen,  eine 
Zeitlang  im  Stiche  gelassen  hatte,  nun  aber  bereits  wieder  Miene 
machte,  sie  zu  unterstützen.  Auf  den  14.  Januar  1857  wurde  so 
abermals  die  Bundesversammlung  einberufen,  und  schon  in  der 
Eröffnungsrede  erklärte  Escher,  daß  man  aus  den  gepflogenen 
Unterhandlungen  die  allseitige  Anerkennung  der  gänzlichen 
Unabhängigkeit  von  Neuenburg  in  sichere  Aussicht  nehmen 
könne,  sobald  der  Prozeß  niedergeschlagen  würde:  jedermann 
sei  überzeugt,  daß  das  bisherige  Zwitterverhältnis  aufhören 
müsse  und  der  Kanton  nur  schweizerisch  sein  könne;  dies  sei 
die  Hauptsache  —  die  Niederschlagung  des  Prozesses  dagegen 
unwesentlich.  Gegenüber  denen,  die  etwas  Schriftliches  haben 
wollten,  bemerkte  er,  daß  im  diplomatischen  Verkehr  nicht  die 
selben  Formen  Geltung  besäßen,  wie  beim  Abschluß  von 
Rechtsgeschäften  im  bürgerlichen  Leben.  Trotz  seines  Vor¬ 
schlages  auf  unverzügliches  Verhandeln  und  Abstimmen  wurde 
die  Erledigung  freilich,  nach  einer  von  der  Tribüne  beklatschten 
Rede  des  Genfers  Camperio  gegen  die  Amnestie,  auf  den 
15.  Januar  1857  verschoben,  damit  man  die  Akten  vorher  besser 
kennen  lernen  könne. 

Doch  bereits  hatte  die  nationalrätliche  Kommission  die  ein¬ 
stimmig  gefaßten  Anträge  des  Bundesrates  ebenso  einstimmig 
genehmigt,  mit  der  Begründung,  die  den  Abgeordneten  in  Paris 
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und  der  obersten  Behörde  gemachten  Eröffnungen  stellten  eine 
befriedigende  Lösung  des  Konfliktes,  im  Sinne  gänzlicher  Un¬ 
abhängigkeit,  in  Aussicht.1  Am  Abend  des  14.  Januar  1857  wur¬ 
den  dann  die  einflußreichsten  Mitglieder  beider  Räte  über  die 
mündlichen  Eröffnungen  Napoleons  verständigt,  und  trotz 
einer  besonders  von  Genf  und  Waadt  ausgehenden  Opposition 
stand  die  Amnestie  seither  nicht  mehr  in  Frage. 

ln  der  Rede,  mit  der  Escher  am  15.  Januar  —  dem  Tag,  an 
dem  die  preußische  Mobilisation  hätte  stattfinden  sollen  —  dem 
Nationalrat  den  Wechsel  der  bisherigen  Politik  nahelegte,  deu¬ 
tete  er  den  Gang  der  Verhandlungen  nur  in  allgemeinen  Zü¬ 
gen  an: 

Die  wiederholt  gesuchte  direkte  Erledigung  des  Streites  mit 
Preußen,  erklärte  er,  habe  sich  als  unmöglich  erwiesen,  da  dieses 
die  bedingungslose  Freigebung  der  Gefangenen  verlangte,  bevor  es 
in  irgend  welche  weiteren  Unterhandlungen  trete  oder  Zusicherungen 
gebe.  So  sei  nur  die  Vermittlung  unbeteiligter  Staaten  geblieben: 
als  diese  ebenfalls  das  Ansinnen  der  Lösung  stellten,  habe  die 
Schweiz  die  Hauptfrage,  die  zukünftige  Stellung  Neuenbürgs,  auf¬ 
geworfen.  Von  Seite  Frankreichs  seien  daraufhin  von  Anfang  an 
die  entgegenkommendsten  Eröffnungen  gemacht  worden.  Nachdem 
Napoleon  den  bekannten  vertraulichen  Brief  an  Dufour  geschrieben, 
hätten  Verhandlungen  begonnen,  die  schon  sehr  nahe  zum  Ziele 
führten.  Die  Zusicherungen  Frankreichs  seien  aber  nicht  bestimmt 
genug  befunden  worden,  und  auf  neue  Äußerungen  des  Kaisers  hin 
habe  der  Bundesrat  den  Dr.  Kern  nach  Paris  geschickt.  Die  nun¬ 
mehrigen  Eröffnungen  der  französischen  Regierung  lauteten  jetzt  in 
mehrfacher  Beziehung  günstiger,  als  die  früheren:  in  den  stärksten 
Ausdrücken  werde  die  volle  Mitwirkung  zugesagt,  um,  nach  Nieder¬ 
schlagung  des  Prozesses,  die  allseitige  Anerkennung  der  gänzlichen 
Unabhängigkeit  Neuenbürgs  zu  erzielen.  Außerdem  habe  Frankreich 

1  „N.  Z.  Z.77  p.  60,  67,  69;  außerdem  Vargas  p.  129  ff.  In  der  Debatte 
wurde  die  Überweisung  der  bundesrätlichen  Anträge  an  die  bisherige,  statt 
an  eine  neu  zu  wählende  Kommission  ohne  weiteres  gebilligt.  „Eidgen. 
Zeitung"  p.  62.  „Landbote"  (15.  Jan.).  „Berner-Zeitung"  (16.  Jan.).  „Bund" 
p.  53,  59.  Bundesblatt  1857  Bd.  I  p.  94/95.  Kern  hatte  Escher  am  7.  Jan. 
über  die  langwierigen  Verhandlungen  wegen  der  Konferenz  der  Großmächte 
unterrichtet,  die  einen  der  Schweiz  günstigen  Verlauf  nähmen:  „entweder 
erhalten  wir  die  Verzichtleistung  mit  für  uns  annehmbaren  Bedingungen, 
oder  dann  jedenfalls  die  Anerkennung  der  „entiere  independance”  von 
Neuenburg  von  England  und  Frankreich,  mit  Lossagung  vom  Londoner 
Protokoll"  usw.  (B.  A.).  Auch  ein  vertraulicher  Bericht  am  14.  Febr.  lautet 
optimistisch. 
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seine  Zustimmung  ausgesprochen,  daß  die  Angeklagten  bis  zu  ganz« 
licher  Erledigung  der  Angelegenheit  das  Gebiet  der  Eidgenossenschaft 
zu  meiden  hätten,  und  schließlich  seien  auch  beruhigende  Zusiche¬ 
rungen  über  die  militärischen  Maßregeln  Preußens  gegeben  worden. 

Aber  mehr  als  diese  schriftlichen  Erklärungen  fielen  nach  Ansicht 
der  Kommission  die  mündlichen  Eröffnungen  in  die  Wagschale,  die 
der  schweizerischen  Abordnung  in  Paris  gemacht  worden  seien :  daß 
nämlich  der  Kaiser  die  Sache  der  Eidgenossenschaft  zu  der  seinigen 
machen  würde,  wenn  wider  Erwarten  nach  Niederschlagung  des 
Prozesses  nicht  eine  allseitige  Anerkennung  der  gänzlichen  Un¬ 
abhängigkeit  Neuenbürgs  erfolgen  sollte.  Napoleon  müsse  also  von 
entscheidender  Seite  sichernde  Erklärungen  darüber  besitzen:  sonst 
hätte  er  sich  nicht  mit  solcher  Bestimmtheit  ausgesprochen.  Zu 
diesen  französischen  Eröffnungen  kämen  die  etwas  zurückhaltenderen 
Englands,  und  wenn  auch  die  Noten  von  Rußland  und  Österreich 
noch  unbestimmter  lauteten,  so  sei  es  doch  nicht  schwer,  zwischen 
ihren  Zeilen  zu  lesen.  Gestützt  auf  diese  Aktenlage  hätten  Bundesrat 
und  Kommission  nun  die  einmütige  Ansicht  gewonnen,  daß  durch 
sofortige  Niederschlagung  des  Prozesses  die  allseitige  Anerkennung 
der  gänzlichen  Unabhängigkeit  von  Neuenburg  erwirkt  werde. 

Mit  großem  Geschick  benutzte  der  Redner  dann  einzelne  Steilen 
aus  der  bundesrätlichen  Botschaft  vom  26.  Dezember  1856,  aus 
dem  Kommissionsantrag  und  dem  nationalrätlichen  Beschluß  vom 
30.  Dezember,  um  zu  beweisen,  daß  man  durch  einen  ablehnenden  Ent¬ 
scheid  von  der  bisher  innegehaltenen  Bahn  abweichen  und  sich  selbst 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  desavouieren  würde :  die  Kommissions¬ 
vorschläge  bedeuteten  vielmehr  die  Fortsetzung  der  von  der  Bundes¬ 
versammlung  bisher  eingeschlagenen  Politik.  Die  Frage,  die  man 
zu  lösen  habe,  sei  diejenige  von  Krieg  und  Frieden,  und  zwar  eines 
Krieges,  in  dem  man  alle  Staaten  Europas  gegen  sich  hätte.  Der 
Sprechende  sei  weit  davon  entfernt,  den  Satz  aufzustellen,  daß  die 
Schweiz  nicht  unter  Umständen  den  Krieg  mit  der  ganzen  Welt 
aufnehmen  müsse,  selbst  in  der  Voraussicht  eines  ehrenvollen  Unter¬ 
gangs;  allein  gewissenhafte  Volksvertreter  dürften  nicht  außer  Acht 
lassen,  daß  man  es  nur  im  Falle  wirklicher  Not  dazu  kommen  lassen 
solle.  Die  Kommission  sei  nun  der  Ansicht,  daß  ein  Ausgleich  des 
vorhandenen  Konflikts  nach  den  Wünschen  der  Schweiz  ohne  Krieg 
in  sicherer  Aussicht  stehe,  und  daß  das  Zuraten  zu  einem  solchen 
Kampf,  in  dem  ihr  Niemand  zur  Seite  stehe,  einen  Akt  der  Leicht¬ 
fertigkeit  und  beinahe  des  Mutwillens  begehen  hieße.  Die  unbedingte 
Opferfreudigkeit,  welche  die  Eidgenossenschaft  in  den  letzten  Wochen 
und  Monaten  für  die  Verteidigung  ihrer  Unabhängigkeit  an  den  Tag 
gelegt  habe,  sei  zwar  eine  erhebende  und  großartige  Erscheinung; 
allein  wenn  das  Volk  die  Ansicht  gewinne,  daß  man  es  ohne  Not 
zum  Äußersten  habe  kommen  lassen,  so  könne  seine  Stimmung  sich, 
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und  zwar  mit  allem  Recht,  wieder  ändern.  Die  Genfer  Proteste 
wären  wohl  nicht  zu  Stande  gekommen,  wenn  die  Sachlage  diesen 
Versammlungen  in  gleicher  Weise  Vorgelegen  hätte,  wie  den  eid¬ 
genössischen  Räten,  der  Kommission  und  —  am  meisten  —  dem 
Bundesrat.  Falls  der  Prozeß  gegen  die  Angeklagten  durchgeführt 
werde,  habe  man  den  Krieg,  aber  keine  Sicherung  der  neuenbur¬ 
gischen  Unabhängigkeit;  dagegen  wohl  durch  seine  Sistierung.  Sollten 
selbst  die  unter  den  Augen  Europas  durch  befreundete  Staaten  ein¬ 
gegangenen  Verpflichtungen  außer  Acht  gelassen  werden,  so  stünde 
die  Schweiz  durch  eine  solche  Täuschung  doch  nicht  schwächer, 
sondern  um  so  viel  stärker  da,  weil  nur  ein  Schrei  der  Entrüstung 
sich  im  schweizerischen  Volke  geltend  machen  und  in  der  öffent¬ 
lichen  Meinung  Europas  gehört  würde,  in  jener  öffentlichen  Meinung, 
die  von  Tag  zu  Tag  mehr  unsere  starke  Bundesgenossin  werde.1 

Die  Annahme  dieser  Vorschläge,  mit  91  gegen  4  Stimmen, 
zeigte  —  so  gut  wie  die  Vorgänge  im  Ständerat  — ,  daß  man 
über  die  sich  ergebende  friedliche  Lösung  wahrhaft  aufatmete, 
wenn  sich  auch  vereinzelte  Proteste  bemerkbar  machten.2  Die 

1  „N.  Z.  Z.”  1857  p.  74  ff.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  63,  65/66.  „Land¬ 
bote"  ((22.  Jan.).  „Freitagszeitung"  (T6.7  23.  Jan.).  „Berner-Zeitung” 
(17.  Jan.).  „Bund”  p.  57,  62/63.  Bundesblatt  1857  Bd.  I  p.  48  ff.,  sowie 
separatim.  Die  Abstimmung  „N.  Z.  Z."  p.  71  (p.  79  ff.  der  Bericht  von  Dubs 
im  Ständerat). 

2  Über  ihre  Erledigung  durch  Escher  siehe  „N.  Z.  Z.”  p.  83  und  „Land¬ 
bote"  (15.  und  22.  Jan.).  Nach  der  Abstimmung  brüllte  der  Schneider¬ 
geselle  Amstein  von  der  Galerie:  „Dies  ist  die  größte  Schandtat  in  der  gan¬ 
zen  Schweizergeschichte!”  Darauf  Prügelei  und  Verhaftung  von  drei  Mann 
(„Eidgen.  Zeitung”  p.  66).  Durch  James  Fazy  und  Camperio  ward  dem 
Helden  dann  eine  durch  Kollekte  der  Genfer  gespendete  Uhr  überreicht. 
Hierauf  Diner  im  „Falken"  mit  den  Ständeräten  Fazy  und  Vogt7  Camperio 
u.  A.;  Champagnergelage,  daß  der  Gefeierte  schließlich  betrunken  nach 
Hause  gebracht  und  von  seinem  Meister  entlassen  wurde  (p.  843  und  854). 
—  Eschers  Schlußworte:  „Die  Kraft  eines  kleinen  Staates  zeigt  sich  darin, 
daß  er  im  Augenblick  der  Gefahr  mutig  und  entschlossen  dasteht,  daneben 
aber  beim  günstigen  Momente  Weisheit  und  Mäßigung  an  den  Tag  legt.” 
Siehe  auch  „Eidgen.  Zeitung”  p.  67  und  Baumgartner  Bd.  IV  p.  600,  wo  die 
Worte  in  etwas  abweichender  Fassung:  „Die  wahre  Kraft  eines  Volkes  offen¬ 
bart  sich  nicht  zum  mindesten  durch  die  Mäßigung,  die  es  in  seinem  Auf¬ 
treten  an  den  Tag  zu  legen  weiß.  Ein  kleiner  Staat  aber  vollends  wird  nur 
durch  eine  ruhige  Haltung  und  durch  besonnenes  Handeln  der  Welt  Ach¬ 
tung  einflößen  und  sie  seine  Kleinheit  vergessen  machen.”  Siehe  übrigens 
auch  Bundesblatt  1857  Bd.  I  p.  97/98.  „Freitagszeitung”  (23.  Jan.).  „Bund” 
p.  65.  Daß  es  seiner  Haltung  auch  in  der  Bevölkerung  an  Anerkennung 
nicht  fehlte,  zeigt  „N.  Z.  Z.”  p.  118  und  „Eidgen.  Zeitung”  p.  87.  Über  eine 
Differenz  mit  Dufour  wegen  der  Truppenentlassung  siehe  den  Brief  Furrers 
vom  25.  Jan.,  bei  Isler  p.  160/61. 
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diplomatische  Erledigung  brachte  freilich  noch  manche  Enttäu¬ 
schungen:  nachdem  nämlich  die  Gefangenen  in  der  Nacht  vom 
17.  zum  18.  Februar  1857  auf  französisches  Gebiet  gebracht  und 
die  aufgebotenen  Truppen  wieder  entlassen  worden  waren,  ge¬ 
rieten  die  Verhandlungen  ins  Stocken.  Napoleon,  der  Preußen 
und  damit  auch  Rußland  für  sich  gewinnen  wollte,  weil  er  das 
Übergewicht  Englands  fürchtete,  begann  Friedrich  Wilhelm  IV. 
bald  so  sehr  zu  unterstützen,  daß  dieser  für  seinen  Verzicht 
bereits  wieder  unerfüllbare  Bedingungen  stellte,  und  immer 
deutlicher  zeigte  sich,  daß  die  Versicherungen  des  Kaisers  nur 
sehr  geringen  Wert  besaßen.  Bloß  das  entschiedene  Auftreten 
Englands  sicherte  die  Schweiz  vor  schwerer  Enttäuschung. 
Auch  in  der  Eidgenossenschaft  gab  es  eine  einflußreiche 
Partei,  die  ein  Zerschlagen  der  Unterhandlungen  wünschte, 
damit  die  nationalrätliche  Kommission  sich  blamiere:  Stämpfli 
äußerte  zu  Nationalrat  v.  Gonzenbach,  er  werde  es  sich  nie  ver¬ 
zeihen,  die  Sendung  Kerns  zugegeben  zu  haben;  doch  sei  ja 
schon  viel  gewonnen,  wenn  sich  herausstelle,  daß  der  Kaiser 
der  Schweiz  nicht  helfen  könne  oder  wolle.1  Allein  der  Einfluß 
Englands,  das  die  gegenseitige  Annäherung  von  Frankreich, 
Rußland  und  Preußen  zu  hindern  wußte,  bewirkte,  daß  die  fran- 

1  Gonzenbach  an  Escher,  22.  Febr.  1857  (B.  A.):  r,Wenn  Sie  nun,  ver¬ 
eintester  Herr,  die  Haltung1 * * * *  der  „Berner-Zeitung-7”  damit  vergleichen  und  be¬ 
denken,  daß  ein  fester,  zäher,  harter  Charakter  [den]  schwächeren  stets 
dominiert,  so  können  Sie  auch  darüber  nicht  zweifelhaft  sein,  wer  im  Bun¬ 
desrath  den  Ton  angiebt.  Fornerod  ist _ sehr  schwankend  und  besorgt, 

im  Westen  seinen  Boden  zu  verlieren.  Es  scheint  mir  nun,  die  Commission 
sei  nicht  nur  um  ihrer  Eigenliebe  willen,  sondern  weit  mehr  noch  um  der 
Intereßen  des  Vaterlandes  willen . . .  verpflichtet  zu  trachten,  daß  der  Weg 
der  Mäßigung,  den  sie  eingeschlagen,  zum  Ziele  führe. . . .  Drängen  Sie 

in  Kern,  daß  er  sich  nicht  hinhalten  laße.  Rußland  und  Oesterreich  werden 
ihn  unterstützen.  Es  ist  unverantwortlich,  wie  man  in  Berlin  manövrirt. 
Können  Sie  nicht  durch  Schönlein  [den  früheren  Zürcher  Professor  und 

nunmehrigen  Leibarzt  Friedr.  Wilh/s  IV.]  dem  König  die  Augen  öffnen 
laßen?77  Eine  seiner  Hauptsorgen  war,  der  propagandistische  linksstehende 
Radikalismus  werde  durch  den  Mißerfolg  der  Gemäßigten  verstärkt  werden. 

—  Stämpflis  Briefe  an  Dubs  über  die  Angelegenheit  bei  R.  Rüegg:  „Jak. 
Dubs.77  Zweite  Serie.  Für  den  Kriegsfall  hatte  er  durch  Furrer  bei  Escher 
wegen  eines  eidgenössischen  Anleihens  von  20 — 30  Millionen  anfragen 

lassen;  dieser  stellte  indes  vorsichtig  bloß  etwa  eine  halbe  Million  von 

Seiten  der  Kreditanstalt  in  Aussicht  (ib.)I  Über  seinen  persönlichen  Bei¬ 
trag  an  den  Nationalfonds  siehe  „Freitagszeitung77  (2.  Jan.). 
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zösische  Diplomatie  sich  trotz  jener  Seitensprünge  zu  ihrer 
früheren  Haltung  wieder  zurückfand:  anfangs  März  1857  trat 
eine  Konferenz  der  vier  Großmächte  in  Paris  zusammen,  und 
die  neuenburgischen  Royalisten  selber  suchten  in  Berlin  eine 
Änderung  des  unhaltbaren  Zustandes  zu  erreichen.  Wenn  die 
Nachgiebigkeit  der  über  die  internationalen  Fragen  nur  sehr 
unvollkommen  unterrichteten  Bundesversammlung  am  30.  De¬ 
zember  1856  eine  für  die  Schweiz  äußerst  günstige  Lage  zu 
ihrem  Nachteil  verändert  hatte,  so  sicherte  ihr  nun  das  Fort¬ 
wirken  der  selben  Faktoren  trotzdem  den  schließlichen  Erfolg: 
die  Konferenz  der  großmächtlichen  Vertreter  wies  die  schon 
früher  abgelehnten  Forderungen  Preußens  größtenteils  zurück, 
und  obgleich  Napoleon  den  Abschluß  der  Unterhandlungen  aus 
Rücksicht  auf  Friedrich  Wilhelm  IV.  noch  wochenlang  ver¬ 
zögerte,  wurde  doch  am  20.  April  1857  ein  Vertragsentwurf  auf- 
gestellt,  der  zwar  den  König  heftig  enttäuschte,  am  26.  Mai  aber 
dennoch  von  ihm  angenommen  werden  mußte,  nachdem  der 
Bundesrat  sein  Einverständnis  schon  am  29.  April  ausgespro¬ 
chen  hatte  —  gegen  die  Stimmen  Stämpflis  und  Knüsels, 
welche  die  eidgenössischen  Räte  befragen  wollten.  Mit  un¬ 
wesentlichen  Beschränkungen,  die  den  Kern  der  Frage  nicht 
berührten,  wurde  damit  der  Verzicht  Preußens  auf  Neuchätel 
und  dessen  ungeteilte  Zugehörigkeit  zur  Eidgenossenschaft  fest¬ 
gestellt,  und  die  Mäßigung,  die  den  Krieg  zu  vermeiden  gesucht 
hatte,  erwies  sich  als  Sieger. 

In  der  Rede,  mit  der  Escher  am  9.  Juni  1857  die  Verhandlun¬ 
gen  des  Nationalrates  über  die  Ratifikation  eröffnete,  wies  er 
auf  die  beiden  Möglichkeiten  hin,  welche  die  Lage  biete. 

Der  eine  dieser  Wege  bestehe  darin,  daß  man  den  von  den 
Großmächten  vorgeschlagenen  Vermittlungsvertrag  annehme  und 
damit  von  Preußen  und  den  übrigen  Großmächten  die  Anerkennung 
der  gänzlichen  Unabhängigkeit  Neuenbürgs  erlange,  unter  Bedin¬ 
gungen,  die  der  Würde  der  Eidgenossenschaft  und  des  Kantons 
keinerlei  Eintrag  täten:  entweder  besäßen  sie  nur  vorübergehende 
Bedeutung  oder  legten  diesem  Verpflichtungen  auf,  die  er  um  so 
unbedenklicher  übernehmen  könne,  da  er  auch  aus  freier  Ent¬ 
schließung  nicht  anders  handeln  würde.  Der  andere  Weg  sei  die 
Festhaltung  des  Status  quo,  nach  dem  es  einfach  bei  der  Nieder¬ 
schlagung  des  Prozesses  sein  Bewenden  hätte,  während  die  Haupt- 
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frage,  das  Verhältnis  Neuenbürgs  zu  Preußen,  ungelöst  bliebe:  im 
günstigsten  Fall  würde  danach  in  ungewisser  Zukunft  das  erreicht, 
was  der  Schweiz  jetzt  geboten  werde;  im  weniger  günstigen  Fall 
entständen  daraus  neue  Verwicklungen  und  Gefahren.  Die  zwei 
Wege  brauchten  nur  angedeutet  zu  werden,  um  jeden  Zweifel,  welcher 
von  ihnen  eingeschlagen  werden  solle,  zu  heben.  Im  Weiteren 
sprach  er  dann  seine  Freude  darüber  aus,  daß  die  Bundesversammlung 
sich  der  wichtigsten  und  schwierigsten  Aufgabe,  die  sie  seit  ihrem 
Bestehen  in  der  auswärtigen  Politik  zu  lösen  hatte,  als  vollkommen 
gewachsen  erwies,  und  daß  eine  Frage,  die  dem  Land  große  Gefahren 
zu  bringen  und  den  Weltfrieden  zu  stören  drohte,  in  Minne  und  zum 
Frommen,  wie  zur  Ehre  der  Schweiz  ausgetragen  werden  könne.1 

Bei  der  Einzelverhandlung  hob  er  als  Kommissionsbericht¬ 
erstatter  die  gleichberechtigte  Stellung  hervor,  welche  die 
Schweiz  bei  der  Konferenz  genoß,  als  neue  Anerkennung  un¬ 
serer  staatlichen  Zustände  durch  alle  Großmächte: 

Man  habe  sich  nicht  einem  von  diesen  vorgelegten  bindenden 
Vorschlag  zu  unterziehen,  sondern  sei  vollkommen  frei  in  der  Wahl; 
denn  die  Mächte  nähmen  nicht  die  Stellung  eines  Gerichts,  sondern 
die  des  Vermittleramtes  ein.  Bei  jedem  Vertrag  müsse  man  ein 
billiges  Entgegenkommen  voraussetzen,  und  auch  die  Niederschlagung 
des  Prozesses  habe  nicht  unbedingt  stattgefunden.  Die  beiden  ersten 
Artikel  des  Vertrages  sicherten  nunmehr  die  vollständige  Unabhängig¬ 
keit  Neuenbürgs:  wenn  die  Schweiz  selber  sie  abgefaßt  hätte,  könnten 
sie  nicht  günstiger  lauten.  Auch  habe  sie  nie  daran  gedacht,  dem  Kanton 
die  erlaufenden  Kosten  aufzubürden,  und  dieser  verteile  die  Steuer¬ 
lasten  ohnedies  gleichmäßig,  sodaß  Paragraph  3  und  4,  die  das  regelten, 
sich  von  selber  verstünden.  Der  fünfte  behandle  die  Amnestiefrage: 
wenn  die  Schweiz  ohnedies  geneigt  sei,  für  politische  Vergehen 
Straflosigkeit  zu  erkennen,  dann  besonders  da,  wo  ihr  so  große 
Vorteile  daraus  erwüchsen.  Auch  die  übrigen  Artikel  böten  zu 
Bedenken  keinen  Anlaß.  Bei  der  Wahl  zwischen  Ratifikation  und 
Status  quo  gebe  es  kein  Schwanken.  Dabei  dürfe  man  die  wohl¬ 
wollenden  Gesinnungen  nicht  vergessen,  welche  die  Großmächte, 
besonders  das  von  England  kräftig  unterstützte  Frankreich,  durch  die 
neuesten  Schritte  an  den  Tag  legten.2 

1  „N.  Z.  Z."  p.  687.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  636.  „Landbote"  (11.  Juni). 
„Berner-Zeitung"  (10.,,  12.,  13.  Juni).  „Bundesblatt"  1857  Bd.  I  p.  687/88. 

*  „N.Z.Z."  p.  694/95.  „Bund"  p.  639,  652/53.  „Eidgen.  Zeitung" 
p.  644:  „als  unermüdlicher  Arbeiter  schaffte  er  [Escher]  die  ganze  Nacht 
hindurch,  um  den  Bericht  zur  rechten  Zeit  dem  Übersetzer  übergeben  zu 
können."  Siehe  ferner  p.  647/48  (ausführliches  Referat).  „Bundesblatt" 
1857  Bd.  I  p.  849  ff.  (Kommissionsbericht  Eschers  vom  10.  Juni). 
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Die  einmütige  Annahme,  die  am  folgenden  Tag  auch  vom 
Ständerat  beschlossen  wurde,  zeigte,  wie  sehr  das  erreichte  Er¬ 
gebnis  allgemein  befriedigte.  In  der  Schlußrede,  mit  der  Escher 
am  12.  Juni  dann  den  Rat  entließ,  gab  er  noch  einmal  der 
Freude  über  die  glückliche  Beendigung  des  Streites  Ausdruck: 
der  Erfolg  erscheine  um  so  wertvoller,  da  er  auf  dem  für  kleine 
Staaten  so  dornigen  Gebiet  der  Beziehungen  zum  Ausland  er¬ 
rungen  wurde  und  die  Zeit  der  Ausbildung  republikanischer 
Gemeinwesen  sonst  wenig  günstig  sei.  Die  Verhandlungen 
seien  von  den  Räten  mit  Einsicht  und  Mäßigung  geführt  wor¬ 
den,  und  voller  Genugtuung  dürfe  man  sagen,  daß  sich  die 
neuen  Bundeseinrichtungen  glänzend  bewährt  hätten:  was  die 
aus  ihnen  hervorgegangenen  Behörden  erreichten,  wäre  der  alten 
Tagsatzung  mit  ihren  22  durch  Instruktionen  gebundenen  Ge¬ 
sandtschaften  beim  besten  Willen  nicht  möglich  gewesen.  Mit 
dem  Rufe:  „Es  lebe  die  Eidgenossenschaft!  Es  lebe  der  Kanton 
Neuenburg!”  schloß  er  dann  die  Verhandlungen.1 


3.  Konflikt  mit  Stämpfli.  1857 — 1858. 

Der  ursprünglich  aus  wirtschaftlichen  Fragen  entstandene 
und  nun  immer  deutlicher  auf  politisches  Gebiet  sich  übertra¬ 
gende  Gegensatz  zu  Stämpfli,  der  auch  in  der  Neuenburger¬ 
angelegenheit  scharf  hervorgetreten  war,  erfuhr  bald  weitere 
Nahrung;  denn  kaum  fiel  die  auswärtige  Bedrohung  weg,  so  be¬ 
gannen  wieder  die  Eisenbahnhändel.  Ein  auf  Betreiben  der  Pariser 
Finanz  von  Escher  im  Frühjahr  1857  unternommener  Versuch, 
die  hauptsächlichsten  Linien:  Nordost-,  Zentral-,  Westbahn  und 
andere  zu  einer  „Allgemeinen  Schweizerischen  Eisenbahn- 
gesellschaft”  zu  vereinigen,  scheiterte  nicht  bloß  an  der  Frage 
des  Gesellschaftssitzes,  sondern  vor  allem  an  dem  Widerspruch, 

1  „N.  Z.  Z.”  p.  701.  Vollständiger  und  mit  abweichendem  Wortlaut  bei 
J.  C.  Kern:  „Politische  Erinnerungen  1833  bis  1883"  (Frauenfeld  1887) 
p.  125/26.  „Eidgen.  Zeitung"  p.  648/49.  „Freitagszeitung"  (19.  Juni). 
„Berner-Zeitung"  (13.,  14.  Juni).  „Bund"  p.  647,  651,  655.  Bundesblatt 
1857  Bd.  I  p.  689.  —  Siehe  über  die  ganze  Frage  auch  Segesser  Bd.  DI 
p.  102  ff. 
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den  die  geplante  Fusion  in  den  Kreisen  der  Oronbahn  ent¬ 
fesselte.1  Bereits  sprachen  Stämpflis  Anhänger  von  Escher  als 
dem  Eisenbahnkönig  und  wollten  die  Unvereinbarkeit  von 
Staats-  und  privaten  Bahnen  erklären,  d.  h.  eine  Menge  der 
besten  Köpfe  aus  der  Bundesversammlung  drängen.  In  weiten 
Kreisen  des  Publikums  herrschte  die  wirkliche  oder  vorgegebene 
Besorgnis  vor  allzu  grober  Konzentration  der  wirtschaftlichen 
Macht.  Das  Gefühl  aber,  daß  man  Männern,  die  fast  ohne  Ent¬ 
schädigung  und  staatliche  Hilfe,  dagegen  mit  großen  eigenen 
finanziellen  Opfern  die  Anfänge  des  schweizerischen  Eisen¬ 
bahnnetzes  geschaffen  hatten,  statt  Verdächtigung  und  Ver¬ 
leumdung  vielmehr  Dank  schuldig  sei,  ging  so  gut  wie  verloren. 

Die  Sonderinteressen  der  einzelnen  Landesteile  blieben  denn 
auch  Sieger:  selbst  die  Escher  doch  so  wohlwollend  gesinnte 
„Glarner-Zeitung”,  die  schon  früher  den  übermäßigen  Einfluß 
der  materiellen  Mächte  auf  die  Politik  hervorgehoben  hatte,  sprach 
von  der  Verschmelzung  als  von  einer  eisernen  Zwangsjacke, 
in  die  das  demokratisch-volkstümliche  Leben  des  Landes  ge¬ 
steckt  werden  solle,  und  eine  populäre  Agitation  schilderte  die 
Eisenbahnherren  als  die  neuen  Landvögte,  die  im  Begriffe  seien, 
sich  die  Bundesregierung  zu  unterwerfen.  Sogar  in  den  Aktio¬ 
närkreisen  der  Nordostbahn  suchte  man  Eschers  Stellung  zu 
untergraben,  und  die  „Berner-Zeitung”,  welche  die  Vereinigung 
schon  der  Oronbahn  wegen  fürchtete,  redete  von  einem  neuen 
Sonderbund,  dessen  Verwalter  aus  den  Staatsgeschäften  ent¬ 
fernt  werden  müsse;  ja  man  fabelte  von  einem  Zusammenhang 
zwischen  der  Neuenburgerfrage  und  der  Fusion.  Am  20.  April 
1857  lehnte  der  Verwaltungsrat  der  Schweizerischen  Zentralbahn 
dann  den  ihm  vorgelegten  Vertrag  wegen  der  Unsicherheit 
über  den  Gesellschaftssitz  und  um  der  Aufnahme  der  Oronbahn 
willen  ab,  und  die  Weigerung  der  Nordostbahn,  den  Verwerfen¬ 
den  noch  weiter  entgegen  zu  kommen,  leitete  darauf  den  Ab¬ 
bruch  der  Verhandlungen  ein.  Um  privater  und  lokaler  Sonder* 
interessen  willen  scheiterte  derart  ein  Plan,  der  nicht  bloß 
eine  zentralisierte  Verwaltung  der  schweizerischen  Eisen¬ 
bahnen  bewirkt,  sondern  zugleich  einen  Hauptfehler  des  Ge- 


1  Über  das  Nähere  vgl.  Anhang  Nr.  1. 
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setzes  von  1852  wieder  gut  gemacht  hätte:  der  Eidgenossen¬ 
schaft  nämlich  ein  einheitliches,  nach  volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen  entworfenes  Bahnnetz  zu  geben.1 

Während  Escher  so  unter  Verleugnung  örtlicher  Gesichts¬ 
punkte  für  ein  uneigennützig  erfaßtes  Landesinteresse  wirkte,  war 
in  seinen  häuslichen  und  persönlichen  Verhältnissen  ein  starker 
Wechsel  eingetreten.  In  der  Nacht  vom  12.  auf  den  13.  November 
1853  war  nach  längerer  Krankheit  sein  Vater  gestorben,  im  Alter 
von  beinahe  77  Jahren.2  Bei  der  steten  Kränklichkeit  der  Mutter 
fing  das  Haus  an  zu  veröden.  Da  verlobte  sich  Escher  im  Dezem¬ 
ber  1856  mit  der  neunzehnjährigen  Tochter  Augusta  des  in  Algier 
gefallenen  Oberstlieutenants  v.  Uebel  aus  Dessau,  der  im  Sep¬ 
temberputsch  von  1839  die  liberale  Zürcher  Regierung  als 
Kavalleriemajor  verteidigt  hatte  und  dessen  Familie  Escher 
seit  Jahren  nahestand.  Am  23.  April  1857  folgte  in  Herrliberg 
die  Vermählung,  der  nur  wenige  nahe  Freunde,  wie  Oswald 

1  Herold  p.  45/46.  [Oliv.  Zschokke  und  Sim.  Kaiser]:  „Verbesserungen 
im  schweizerischen  Eisenbahnwesen  durch  Vereinheitlichung  des  Betriebs” 
(Aarau  1882)  p.  10. 

2  Schon  Mitte  Januar  1853  war  Escher  deswegen  plötzlich  aus  der 
Bundesversammlung  nach  Hause  berufen  worden,  und  aus  einem  Brief  Blu- 
mers  vom  29.  April  ergibt  sich,  daß  er  damals  vorzugsweise  ans  Kranken¬ 
bett  seines  Vaters  gefesselt  ward.  Auch  im  Mai  war  die  Krankheit  noch 
nicht  gewichen.  Zu  der  bereits  jahrelang  ertragenen  Gicht  waren  Schlag¬ 
anfälle  getreten,  siehe  die  Biographie  Heers  im  „Zürcher  Taschenbuch”  1910 
p.  242.  Die  oben  p.  II1  zitierten  Nekrologe  (siehe  auch  „Freie  Stimmen” 
p.  187;  „Bund”  p.  1268)  heben  neben  dem  zarten  und  einträchtigen  Fami¬ 
lienleben  vor  allem  seine  naturwissenschaftlichen  Interessen  und  die  edle 
Humanität  seines  ganzen  Wesens  hervor:  „aus  seinen  Blumen  heraus  ent¬ 
wickelte  er  seine  Weltanschauungen.  Er  wußte  den  Beschauer  auf  die 
Charakterzüge  und  den  Reichtum  der  verschiedenen  Individualitäten  in  der 
Flora  aufmerksam  zu  machen  und  ging  dann  gerne  auf  die  Betrachtung  der 
Menschen  über,  wobei  Achtung  vor  jeder  Individualität  den  Grundzug  seines 
Wesens  bildete;  „denn”  (sagte  er  uns  einmal  wenige  Wochen  vor  seinem 
Tode)  „jeder  Mensch  ist  ein  Wunder.”  Über  ein  Legat  Hch.  Eschers  von 
2800  Fr.  an  den  Hochschulfonds  vgl.  „Landbote”  1854  (23.  März).  Auch 
die  Biographie  Heers  hebt  seine  große  Güte  und  die  Freigebigkeit  gegen 
wohltätige  Anstalten  usw.  hervor,  trotz  der  großen  ökonomischen  Verluste, 
die  er  wiederholt  durch  Freunde  und  Familienmitglieder  erlitten  hatte:  „er 
hat  gegen  die  Hälfte  seines  Vermögens  auf  diese  Weise  auf  geopfert  („Ta¬ 
schenbuch”)  1910  p.  239).  Die  entomologische  Bibliothek  fiel,  nach  Be¬ 
stimmung  der  Erben,  an  Heer  (Brief  Eschers  an  diesen,  13.  Mai  1859). 
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Heer,  Rüttimann  und  der  Rechtskonsulent  der  Nordostbahn, 
F.  G.  Ehrhardt,  beiwohnten.*  Eine  mehrwöchige  Reise  nach 
Hamburg,  Wien,  dem  Salzkammergut,  Berchtesgaden  und  Mün¬ 
chen  brachte  dann  mannigfache  Erholung,  nachdem  der  Un¬ 
verheiratete  sich  so  lange  Zeit  fast  keine  Ausspannung  gegönnt 
und  in  einem  steten  Meer  von  Geschäften  gelebt  hatte  —  wäh¬ 
rend  im  Belvoir  unter  der  Aufsicht  der  stets  leidenden  Mutter 
Haus  und  Garten  umgebaut  und  neu  angepflanzt  wurden.- 
Mit  der  überzarten  jugendlichen  Frau,  die  so  dem  38- Jähri¬ 
gen  angetraut  wurde,  hat  Escher  bis  zu  ihrem  1864  erfolgen¬ 
den  frühen  Tod  in  glücklicher  Ehe  gelebt.  Wenn  sich  das 
Dasein  für  die  aus  ganz  andern  Verhältnissen  Stammende  zum 
Teil  sehr  schwer  gestaltete,  so  hing  das  mit  der  Anspannung 
des  Gatten  durch  eine  Unzahl  wichtiger  Geschäfte  und  mit  der 
beherrschenden  Stellung  zusammen,  die  seine  alternde  Mutter 
im  Belvoir  nach  wie  vor  besaß,  der  sich  ja  auch  der  Sohn  stets 
unterordnete:  die  schlanke,  feine  Frau  mit  den  anmutigen, 
klaren  Zügen  hat  unter  dieser  Doppelstellung  wohl  um  so  viel 
mehr  gelitten,  als  ihr  die  Widerstandskraft  einer  robusteren  Na¬ 
tur  fast  völlig  fehlte.  Zart,  schweigsam  und  duldend,  ohne  die 
Fähigkeit,  sich  den  nötigen  Entwicklungsraum  zu  schaffen,  er¬ 
scheint  sie  in  dem  fast  nur  der  Arbeit  gewidmeten  Leben  ihres 
Mannes  wie  eine  geisterhaft  vorübergleitende,  fast  unkörper¬ 
liche  Gestalt:  die  erhaltenen  Bilder  sind  beinahe  das  einzige 
Zeugnis  für  ein  Dasein,  dem  ursprünglich  nur  Glanz  und  Reich¬ 
tum  zu  lachen  schien,  und  das  sich  doch  im  Stillen  rasch  ver¬ 
zehrte  —  wie  eine  schwache,  leise  Flamme,  die  ohne  Windhauch 
in  sich  selber  erlischt.  Fast  zwanzig  Jahre  jünger  als  ihr 
Gatte,  hat  sie  diesem  zwei  Töchter  geschenkt:  die  jüngere, 
Hedwig  ist  noch  vor  ihrer  Mutter  schon  nach  ganz  kurzer  Zeit 
gestorben;  die  ältere,  Lydia,  die  spätere  Frau  Welti-Escher,* 

1  Brief  Eschers  an  Heer,  19.  April  1857,  und  an  Alex.  Schweizer, 
18.  April.  „Freitagszeitung”  1856  (20.  Dez.).  Die  Familie  Uebel  war  be¬ 
sonders  mit  Clementine  befreundet. 

2  Korrespondenz  mit  Osw.  Heer.  Aus  dem  Briefwechsel  mit  Blumer  er¬ 
gibt  sich,  daß  Escher  auf  der  Reise  auch  Bonn  wieder  aufsuchte. 

3  Geb.  10.  Juli  1858  (Glückwünsche  Furrers  bei  Isler  p.  219,  *f  12.  Dez. 
1891.  Die  jüngere  Tochter  ist  am  4.  Juni  1861  geb.  und  starb  am  28.  Juli 
1862.  Aus  Äußerungen  an  Dubs  und  Blumer  geht  hervor,  daß  Escher  sich 
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